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1 Vorbemerkungen 

1.1 Prüfungsersuchen des Landtags 

Der Landtag hat den Rechnungshof in seiner Sitzung am 14. Juli 2016 ersucht, sich 
gemäß § 88 Abs. 3 Landeshaushaltsordnung Rheinland-Pfalz (LHO) „gutachtlich zum 
Verkaufsprozess zum Flughafen Hahn zu äußern“. Dabei soll er den gescheiterten Ver-
äußerungsprozess an die Shanghai Yiqian Trading Company, Ltd. (SYT) insbesondere 
dahingehend prüfen, ob die vom Rechnungshof formulierten Hinweise für die Auswahl 
von und den Umgang mit Geschäftspartnern eingehalten wurden. 

Der Präsident des Landtags hat den Rechnungshof mit Schreiben vom 14. Juli 2016, 
das am 21. Juli 2016 beim Rechnungshof einging, über den Beschluss des Landtags 
unterrichtet1. 

1.2 Gegenstand und Gang der Untersuchung sowie vorgelegte Unterlagen 

Das Gutachten befasst sich im Wesentlichen mit der Frage, ob bei der Auswahl des 
Käufers SYT Sorgfaltspflichten verletzt wurden. Außerdem hat der Rechnungshof 
untersucht, ob der von SYT als Meistbietendem gebotene Kaufpreis aus EU-beihilfe-
rechtlicher Sicht das zwingende Entscheidungskriterium war. Nicht Gegenstand des 
Gutachtens sind Einzelheiten der Verhandlungen zum Anteilskaufvertrag und die Vor-
gänge um die Veräußerung von Grundstücken an SYT. Gleiches gilt für die Frage, ob 
der von SYT gebotene Kaufpreis den vollen Wert der Anteile an der Flughafen Frank-
furt-Hahn GmbH (FFHG) i. S. d. § 63 Abs. 3 LHO dargestellt hätte. Eine ausführliche 
Chronologie des Verkaufsvorgangs ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Rechnungshof hat Erhebungen bei den betroffenen Ministerien, der Staatskanzlei 
und bei der FFHG durchgeführt. Dabei hat er überwiegend Vorgänge von Mitte 2013 
bis zur Anfechtung des Anteilskaufvertrags am 8. Juli 2016 geprüft. In Einzelfällen ist er 
auch auf Sachverhalte nach diesem Stichtag eingegangen.  

Die vom Rechnungshof angeforderten Unterlagen betreffen den Schriftverkehr zwi-
schen den Ministerien einschließlich der Staatskanzlei, zwischen den Ministerien und 
der beratenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sowie der mit dieser verbundenen be-
ratenden Rechtsanwaltsgesellschaft (im Folgenden als Beratungsgesellschaft bezeich-
net2), zwischen den Ministerien/Beratungsgesellschaft und der Europäischen Kommis-
sion (EU-Kommission), ferner interne Vermerke einschließlich Unterrichtungen der 

1 Beschluss des Landtags vom 14. Juli 2016 und Drucksache 17/446 vom 13. Juli 2016 (siehe Anlage 1). 

2 Bei der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft handelt es sich um eines der großen weltweit tätigen Unternehmen der 
Branche. In ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf dieser Gutachtlichen Äußerung vom 10. März 2017 bat sie um die 
Anonymisierung ihres Namens, da eine Bewertung oder Würdigung ihrer Tätigkeit nicht Gegenstand der Begutachtung 
sei, diese sie in ihren schützenswerten Rechten beeinträchtige und daher grundsätzlich zu unterbleiben habe. Der 
Rechnungshof hat den Namen anonymisiert, sich im Übrigen an der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte orien-
tiert. Eine Vielzahl von Schriftstücken, die dem Rechnungshof vorlagen, ist von einem Vertreter der beratenden 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und der beratenden Rechtsanwaltsgesellschaft gemeinsam unterzeichnet. Der Rech-
nungshof unterscheidet in dieser Gutachtlichen Äußerung daher nur dann zwischen den verschiedenen Beratungsge-
sellschaften, wenn er dies für relevant hält. 



 

- 2 - 

jeweiligen Hausleitung, Protokolle über Besprechungen – auch mit der EU-Kommis-
sion – sowie die Beauftragung von Gutachtern. Der Rechnungshof hat die zu prüfen-
den Stellen ausdrücklich darauf hingewiesen, dass zu den Unterlagen nach § 95 
Abs. 3 LHO elektronisch gespeicherte Daten, z. B. der E-Mail-Verkehr, gehören. Zu-
dem hat er das Innenministerium (Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur, 
ab der 17. Plenarperiode Ministerium des Innern und für Sport, im Folgenden jeweils 
als Innenministerium bezeichnet) gebeten, eine Vollständigkeitserklärung abzugeben.  

Die Landesregierung hat dem Rechnungshof 467 Akten und Ordner vorgelegt. Dabei 
handelte es sich um Unterlagen der Staatskanzlei einschließlich der Landesvertretung 
Rheinland-Pfalz (LV) in Brüssel, des Ministeriums der Finanzen (FM), des Innenminis-
teriums, des Wirtschaftsministeriums (Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie 
und Landesplanung, ab der 17. Plenarperiode Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau, im Folgenden jeweils als Wirtschaftsministerium bezeich-
net) sowie der FFHG.  

Das Innenministerium gewährte dem Rechnungshof keinen Zugang zu seinem elektro-
nischen Schriftverkehr. Nach seinen Angaben werden Daten oder E-Mails nicht in 
eigenen Ordnern gespeichert. Es sei ihm nicht möglich, E-Mails elektronisch zu archi-
vieren. Die zu führende Akte sei die Papierakte. Die vorgangsbezogene Ablage des 
relevanten E-Mail-Verkehrs in Papierform gewährleiste, dass der Stand und die Ent-
wicklung der Bearbeitung eines Geschäftsvorfalls jederzeit aus der Akte nachzuvollzie-
hen seien. Mit Schreiben vom 9. November 2016 hat das Innenministerium bestätigt, 
seine Akten zu dem Verkaufsverfahren vollumfänglich dem Rechnungshof vorgelegt zu 
haben. 

Mit Zustimmung des Innenministeriums hat die Beratungsgesellschaft dem Rech-
nungshof ihren E-Mail-Verkehr mit und von Externen (3.880 Dateien) sowie eine 
sogenannte Verfahrensakte (13 Aktenordner) vorgelegt. Ihren internen (E-Mail-)Schrift-
verkehr, auch den mit der Abteilung Forensic der beratenden Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, hat die Beratungsgesellschaft dem Rechnungshof nicht zugänglich gemacht. 

Der Rechnungshof hat die Rechtsanwaltskanzlei Freshfields Bruckhaus Deringer LLP 
(Freshfields) beauftragt, ein Gutachten zu den Anforderungen an eine professionelle 
Integrity Due Diligence (IDD3) in China zu erstellen. Dessen Ergebnisse (siehe An-
lage 6) hat der Rechnungshof in seiner Gutachtlichen Äußerung übernommen.  

Der Entwurf der Gutachtlichen Äußerung wurde den geprüften Stellen am 10. Februar 
2017 zugesandt. Eine schriftliche Stellungnahme der Landesregierung einschließlich 
eines Rechtsgutachtens zu Tz. 9 erhielt der Rechnungshof am 21. März 2017. Die 
Schlussbesprechung mit Vertretern des Innenministeriums, des FM und der Staats-
kanzlei fand am 29. März 2017 statt.  

                                                                 
3 Auch Reputational Due Diligence, Compliance Due Diligence, Third Party Due Diligence oder Know Your Counterparty 

Due Diligence genannt. Hierzu ausführlich Tz. 8.1. 
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1.3 Frühere Empfehlungen des Rechnungshofs 

Der Rechnungshof hat sich im Zusammenhang mit der Beteiligung des Landes an der 
Nürburgring GmbH mehrfach zu der Auswahl und dem Umgang mit Geschäftspartnern 
in Prüfungsmitteilungen oder Gutachten geäußert. Im Wesentlichen betraf dies die 
Betätigung des Landes bei der Nürburgring GmbH und deren Beteiligungsgesellschaf-
ten im Zeitraum 2000 bis 20054, die Gutachtliche Äußerung zur Finanzierung des 
Projekts „Nürburgring 2009“ Teil I5 und II6, die Prüfung der Betätigung des Landes bei 
der Cash Settlement & Ticketing GmbH7 sowie die Gutachtliche Äußerung zum 
„Zukunftskonzept Nürburgring“8. Diese Prüfungen waren überwiegend Gegenstand des 
parlamentarischen Entlastungsverfahrens. 

Der Rechnungshof hatte, zum Teil mehrfach, folgende wesentliche Forderungen er-
hoben, die als allgemeine Grundsätze des kaufmännischen Geschäftsverkehrs sinn-
gemäß auch für die Auswahl eines Käufers von Landesanteilen an einer Gesellschaft 
gelten: 

 Das Land hat in den Gesellschaftsgremien dafür Sorge zu tragen, dass Mitge-
sellschafter insbesondere im Hinblick auf deren Finanzkraft und Geschäftser-
fahrung mit der gebotenen Sorgfalt ausgewählt werden9.

 Das Land hat vor der Gründung von Beteiligungsunternehmen die Leistungsfä-
higkeit und die Kompetenzen von Mitgesellschaftern sorgfältig zu prüfen und
die Prüfungsergebnisse zu dokumentieren; Businesspläne sollten auf der
Grundlage möglichst realistischer Erträge und Aufwendungen überarbeitet wer-
den10.

 Das Land hat bei der Auswahl von Geschäftspartnern die gebotene Sorgfalt
walten zu lassen11.

4 Prüfungsmitteilungen vom 29. September 2006, Az.: 4-P-32-2/2000-2005. 

5 Äußerung vom 15. Juni 2010, Az.: 4-P-4450-32-10/2009, und Drucksache 15/4741 vom 23. Juni 2010. 

6 Vertrauliche Äußerung vom 15. Juni 2010, Az.: 4-P-4450-32-10/2009. 

7 Prüfungsmitteilungen vom 26. Januar 2011, Az.: 4-P-4450.18-32-2/2009. 

8 Drucksache 16/3960 vom 17. September 2014. 

9 Jahresbericht 2007/2008, Drucksache 15/1900 vom 11. Februar 2008, Nr. 15, Seiten 93 f. und Drucksache 15/2552 
vom 21. August 2008. Die Feststellungen wurden vom Landtag einstimmig zur Kenntnis genommen (Plenarprotokoll 
15/51 vom 29. August 2008, Seite 3127). 

10 Jahresbericht 2011 Teil II, Drucksache 15/5515 vom 12. April 2011, Nr. 21, Seite 21 sowie Drucksachen 16/75 vom 
29. Juni 2011 und 16/352 vom 20. September 2011. Die Feststellungen und Forderungen wurden vom Landtag
mehrheitlich angenommen (Plenarprotokoll 16/12 vom 20. Oktober 2011, Seite 659).

11 Gutachtliche Äußerung zum „Zukunftskonzept Nürburgring“, Drucksache 16/3960 vom 17. September 2014, Seite 10. 
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Die Forderungen erfolgten vor dem Hintergrund, dass 

 bei der Auswahl von möglichen Finanziers die notwendige Sorgfalt unterblieben 
war, 

 Erkenntnisse im Zusammenhang mit einer Know Your Customer-Prüfung, die 
es geboten hätten, den Finanziers mit größter Vorsicht zu begegnen, ohne Fol-
gen geblieben waren, 

 Angaben zu Investoren schon früh Ungereimtheiten aufgewiesen hatten, aber 
unbeachtet geblieben waren, 

 kritischen internen Hinweisen im zuständigen Ministerium nicht nachgegangen 
worden war, 

 Referenzen nicht überprüft worden waren und 

 Bankauszüge als Eigenkapitalnachweis akzeptiert worden waren, obwohl sie 
hierfür grundsätzlich nicht geeignet sind12. 

  

                                                                 
12 Gutachtliche Äußerung zur Finanzierung des Projekts Nürburgring 2009 Teil I, Drucksache 15/4741 vom 23. Juni 2010, 

Seiten 3 und 57 f. 
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2 Wesentliches Ergebnis der Gutachtlichen Äußerung 

In den Flughafen Frankfurt-Hahn wurden seit Beginn der zivilen Nutzung (1993) bis 
2016 mit dem Ziel der Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur und der Infra-
struktur über 543 Mio. € investiert. Davon trug das Land 336 Mio. €. In einem dem 
Verkaufsprozess vorgeschalteten Interessenbekundungsverfahren kam die vom Land 
beauftragte Beratungsgesellschaft 2013 zu dem Ergebnis, es erscheine unwahrschein-
lich, dass ein Interessent den Flughafen vollständig, inklusive aller Chancen und 
Risiken sowie der Infrastruktur, übernehme. Trotz bilanzieller Neuordnung der FFHG in 
den Jahren 2014 und 2015 sieht deren Wirtschaftsplan 2017 einen Fehlbetrag von 
19 Mio. € vor. Während bundesweit das Passagier- und Frachtaufkommen von 2010 
bis 2016 um 17 % und 11 % anstieg, sank es beim Flughafen Frankfurt-Hahn um 25 % 
und 68 %. 

Bei der Teilnahme von SYT am Bieterverfahren zur Veräußerung der Anteile an der 
FFHG bestanden von Anfang an Auffälligkeiten, die eine intensivere Überprüfung 
dieses Bieters geboten hätten. Weder die Gesellschaft noch deren Vertreter verfügten 
über Erfahrungen mit dem Betreiben von Flughäfen. Für eine Gesellschaft, die eine 
grenzüberschreitende Transaktion mit Erwerb, Betrieb und Weiterentwicklung eines 
Flughafens plante, wies SYT ein äußerst geringes eingezahltes Stammkapital 
(14.000 €) aus. Während des Verkaufsprozesses wechselten die Gesellschafter von 
SYT mehrfach. Bis zuletzt blieb unklar, wer die Gesellschafter und ob diese auch wirt-
schaftliche Eigentümer von SYT waren. 

Die Businesspläne, die angegebenen Kontakte sowie die Investitionsplanungen waren 
schon bei kursorischer Prüfung weder realistisch noch nachvollziehbar. Zugrunde 
liegende Annahmen und Angaben waren nicht oder nicht hinreichend belegt. Auf die 
Problematik der eingeschränkten Luftverkehrsrechte von und nach China ging SYT 
trotz Rückfragen nicht ein. Das Innenministerium hatte sich kein fundiertes eigenes 
Urteil über die Expertise von SYT und die Qualität der vorgelegten Unterlagen als 
Grundlage für die Entscheidung über den Verkauf gebildet, obwohl das FM wiederholt 
auf von Anfang an erkennbare Ungereimtheiten hingewiesen hatte. 

Die Angaben von SYT zur Finanzierung des Erwerbs der Anteile und der geplanten 
Investitionen wechselten mehrfach. Die von SYT eingereichten Kopien und Fotos von 
Finanzierungsnachweisen überprüfte die Beratungsgesellschaft weder auf ihre Echtheit 
noch auf ihre Plausibilität. Schon die Vorlage einer „Bankgarantie“ über 200 Mrd. US-$ 
hätte hierzu Anlass bieten müssen, da weltweit keine Einzelperson bekannt ist, die ein 
derart hohes Vermögen besitzt. Vorgelegte Bankauszüge waren zum Nachweis der 
Bonität ungeeignet. Zudem waren sie nicht aktuell und erwiesen sich als Fälschungen. 
Das Innenministerium bestand nicht auf einer Finanzierungsbestätigung durch ein 
Kreditinstitut. Weitere Erkundigungen über die Finanziers veranlasste es nicht. 

Im Hinblick auf die Bedeutung der Transaktion und die spezifischen Risiken bei Ge-
schäften mit chinesischen Vertragspartnern war das Mandat der Beratungsgesellschaft 
zur Prüfung des Bieters SYT, dessen Ausführung und die Auftragsüberwachung durch 
das Innenministerium unzureichend. Es gab – einer Empfehlung der Berater ent-
sprechend – lediglich „Nachforschungen in beschränktem Umfang“ in Auftrag. Die im 

(Tz. 3) 

(Tz. 5) 

(Tz. 6) 

(Tz. 7) 

(Tz. 8) 
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Rahmen dieser IDD-Prüfung von der Beratungsgesellschaft vorgenommenen Prü-
fungen insbesondere der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von SYT waren unzurei-
chend. Das Innenministerium prüfte die Ergebnisse der Beratungsgesellschaft nicht in 
eigener Verantwortung, obwohl dies geboten gewesen wäre. Bereits bei einer Plausi-
bilitätsprüfung hätten ihm die Mängel der IDD auffallen müssen. Ob, wie von ihm vor-
getragen, vor der Beschlussfassung der Landesregierung am 30. Mai 2016 das end-
gültige Ergebnis der IDD vorlag, ließ sich im Rahmen der Prüfung des Rechnungshofs 
nicht klären. 

Bei der gewählten beihilfefreien bedingungslosen Ausschreibung bestand kein EU-
rechtlicher Zwang, an SYT als Meistbietenden zu verkaufen. Der höchste Kaufpreis 
entspricht nicht stets dem – allein entscheidenden – Marktpreis. Ein offensichtlich un-
glaubwürdiges Angebot muss der Verkäufer nicht berücksichtigen. Unternehmens-
konzepte und Geschäftspläne dürfen zwar grundsätzlich nicht als formale Kriterien zur 
Angebotswertung vorgesehen werden. Das Land hätte aber die ihm zulässigerweise 
vorgelegten Unterlagen dafür nutzen können, sich einen Eindruck von der Seriosität 
von SYT zu verschaffen. Das Land hätte im Übrigen das Kriterium der Transaktionssi-
cherheit von Beginn an in die Ausschreibung aufnehmen können. Es ist nicht erkenn-
bar, dass das Land weitere beihilferechtlich zulässige Handlungsoptionen wie die Noti-
fizierung des Privatisierungsvorhabens als Beihilfe, die Fortführung des Flughafens in 
Eigenregie oder eine etwaige Liquidation einer umfassenden Kosten-Nutzen-Analyse 
unterzogen und ernsthaft in Betracht gezogen hätte. Entsprechende Wirtschaftlich-
keitsberechnungen wären haushaltsrechtlich geboten gewesen. 

Das Verfahren zum Verkauf der Anteile an der FFHG wurde innerhalb der regulären 
Organisationsstruktur der Landesregierung durchgeführt. Wegen der Bedeutung des 
Vorgangs und seiner Komplexität wäre es zweckmäßig gewesen, zumindest ab der 
Verhandlungsphase ein Projektteam zu bilden. Die Dokumentation der Vertragsver-
handlungen beim Innenministerium war lückenhaft. 

Das Innenministerium unterließ es, sich vor wesentlichen Entscheidungen im Verkaufs-
prozess ein eigenes Bild der Professionalität, Seriosität und Bonität der Bieter zu ver-
schaffen. Es verließ sich nur auf die Einschätzung der Beratungsgesellschaft. Auch die 
Unterlagen der drei Bieter, die verbindliche Angebote abgegeben hatten, sah das 
Innenministerium nicht selbst ein. Es wertete diese nicht aus und bewertete sie nicht. 
Es erhielt von der Beratungsgesellschaft lediglich Informationen im Power-Point-
Format. Die Leitlinien für staatliche Beihilfe für Flughäfen und Luftverkehrsgesellschaf-
ten (Luftverkehrsleitlinien13) der EU-Kommission hätten einer eigenen Prüfung der 
Seriosität des Bieters durch das Land nicht entgegengestanden. 

Das Innenministerium stellte in seiner Vorlage an den Ministerrat vom 18. Mai 2016 die 
Sach- und Rechtslage im Zusammenhang mit dem Verkauf der Anteile nicht aktuell, 
vollständig und differenziert dar. Die Vorlage erweckte den unzutreffenden Eindruck, 

13 Mitteilung der Kommission, Luftverkehrsleitlinien, ABl. C 99/3 vom 4. April 2014. 
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der Businessplan sei geprüft, er beruhe auf nachvollziehbaren Unternehmenskonzep-
ten, bei SYT handele es sich um einen seriösen Geschäftspartner und der Verkauf sei 
nach den Vorgaben der EU-Kommission nur an SYT als Höchstbietenden möglich. Die 
rote und die zwei gelben Ampeln sowie den Gesamtrisikoindikator „HOCH“ aus der 
IDD, die zu dieser Zeit lediglich als Entwurf vorlag, erwähnte es nicht. Inwieweit die 
Darstellung der Sach- und Rechtslage durch mündlichen Vortrag in der Sitzung des 
Ministerrats oder der ihn vorbereitenden Staatssekretärskonferenz ergänzt oder geän-
dert wurde, lässt sich den Akten nicht entnehmen.  
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3 Rahmenbedingungen des Verkaufs der Landesanteile an der FFHG 

Der Rechnungshof geht zunächst auf die Rahmenbedingungen des Verkaufs der 
Landesanteile an der FFHG ein. Hierzu zählen das wirtschaftliche Umfeld der Gesell-
schaft, das Ergebnis einer im Auftrag des Landes vorgenommenen Markterkundung 
und die Vorgaben der EU-Kommission in ihren Luftverkehrsleitlinien. Zu Einzelheiten 
der Jahresergebnisse, der Zuwendungen des Landes und des Eigenkapitals sowie zu 
Angaben über die Entwicklung des Luftverkehrs am Flughafen und die Liquidität der 
FFHG verweist der Rechnungshof auf Anlage 3. 

3.1 Wesentliche Geschäftsdaten der FFHG 

Das Land ist seit 2009 zu 82,5 % an der FFHG beteiligt14, nachdem es die Anteile der 
vormaligen Mehrheitsgesellschafterin Fraport AG Frankfurt Airport Services Worldwide 
(Fraport) übernommen hatte.  

Gegenstand der Gesellschaft ist der Betrieb eines Flughafens für Zwecke der zivilen 
Luftfahrt sowie die damit zusammenhängenden Nebengeschäfte. 

Die wirtschaftliche Situation der FFHG war von operativen Verlusten geprägt. Sie er-
zielte zu keiner Zeit ein ausgeglichenes Jahresergebnis. Während ihrer Beteiligung 
hatte Fraport die Jahresfehlbeträge im Rahmen eines Ergebnisabführungsvertrages 
übernommen15.  

Allein in der Zeit von 2010 bis 2016 fielen Jahresfehlbeträge von rund 115 Mio. € an. 
Der Wirtschaftsplan für 2017 sieht einen Fehlbetrag von 19 Mio. € vor. Als alleiniger 
verlusttragender Gesellschafter muss das Land somit für jeden Monat einen Fehlbetrag 
von voraussichtlich durchschnittlich 1,6 Mio. € hinnehmen.  

Im gewerblichen Luftverkehr am Flughafen Frankfurt-Hahn sank von 2010 bis 2016 die 
Zahl der Passagiere (Einsteiger, Aussteiger und Transitverkehr) von 3,464 Millionen 
um ein Viertel auf 2,609 Millionen. Dementgegen stiegen die Verkehrszahlen aller in-
ländischen Hauptverkehrsflughäfen16 um über 17 % an.  

Während sich das Frachtaufkommen bundesweit im Vergleichszeitraum mit kleinen 
Schwankungen um rund 11 % erhöhte, ging es am Flughafen Frankfurt-Hahn von 2010 
bis 2016 von 225.889 t auf 71.895 t (um rund 68 %) zurück. Ursächlich dafür war 
insbesondere der Weggang der Frachtfluggesellschaften Etihad Cargo (20.000 t/a), Air 
Cargo Germany (45.000 t/a) und Qatar Airways (10.000 t/a) im Jahr 201317. Anfang 

14 Die restlichen Anteile von 17,5 % hält das Land Hessen. 

15 Im Rahmen der Anteilsübernahme stellte das Land Fraport von der Verpflichtung frei, den anteiligen Verlust der ersten 
beiden Monate des Jahres 2009 in Höhe von 5,6 Mio. € zu tragen. Eine hierfür erforderliche Haushaltsermächtigung 
war nicht ausgebracht, vergleiche Jahresbericht 2012, Drucksache 16/850 vom 7. Februar 2012, Nr. 19, Seite 140. 

16 Zu den Hauptverkehrsflughäfen gehören alle Flughäfen mit einem Aufkommen von mehr als 150.000 Passagieren im 
Vorjahr (Statistisches Bundesamt, Luftverkehr auf Hauptverkehrsflughäfen, Fachserie 8 Reihe 6.1). 

17 Vermerk Innenministerium vom 17. März 2015 „Flughafen Frankfurt-Hahn, Wesentliche Kennzahlen“. 
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2015 zog sich zudem Yangtze River Express Airlines Company, Ltd. (Yangtze) mit 
einem Frachtaufkommen von zuletzt 50.000 t/a vom Flughafen Frankfurt-Hahn zurück.  

Nach der von der FFHG in der Sitzung des Aufsichtsrats vom 16. Oktober 2015 vorge-
legten Deckungsbeitragsrechnung wären etwas mehr als 400.000 t Fracht und 2,5 Mio. 
Passagiere pro Jahr erforderlich, um ein ausgeglichenes Ergebnis zu erreichen. Da-
nach wären zur Deckung der variablen, produktfixen und bereichsfixen (nicht der unter-
nehmensfixen) Kosten zusätzlich acht bis neun Cargo-Vollabfertigungen pro Tag 
notwendig. 

Die Geschäftsführung der FFHG gab Anfang 2016 eine Studie über mögliche Strate-
gien im Frachtgeschäft bei Desel Consulting18 in Auftrag. Die Gutachter kamen zu dem 
Ergebnis, von der 2014 an deutschen Flughäfen umgeschlagenen Fracht von rund 
4,4 Mio. t verblieben als relevanter Markt lediglich 640.000 t, um die sich der Flughafen 
Frankfurt-Hahn im Wettbewerb mit anderen Standorten hätte bemühen können19. 
Integratorfracht, also Fracht von Logistikdienstleistern, die die komplette Wert-
schöpfungskette vom Versender bis zum Empfänger vollständig selbst abbilden (z. B. 
DHL), und Belly-Fracht, also Fracht, die an Bord von Passagiermaschinen befördert 
wird, kämen für den Flughafen Frankfurt-Hahn nicht in Frage20. Desel Consulting 
prognostizierte, dass der Anteil der Belly-Fracht am Gesamtaufkommen von 58 % auf 
62 % in den Jahren 2013 bis 2033 steigen und der Anteil der Vollfrachter entsprechend 
von 42 % auf 38 % sinken werde. Bei einzelnen Verkehrsverbindungen gingen die 
Verfasser der Studie von jährlichen Zuwachsraten für Luftfracht zwischen Europa und 
Asien von 5,3 % aus. 

3.2 Bisherige Unterstützung durch die Gesellschafter 

Land, Landesbetriebe und Gesellschaften mit Landesbeteiligung haben nach Angaben 
des Innenministeriums seit der 1993 erfolgten Übergabe der US-Airbase Hahn bis zum 
31. Oktober 2013 insgesamt 272,5 Mio. € für den Flughafen Frankfurt-Hahn aufge-
wandt21.

2014 und 2015 zahlte das Land im Rahmen einer bilanziellen Neuordnung22 
121,9 Mio. € in die Kapitalrücklage ein. Zudem übernahm der Landesbetrieb Mobilität 
Rheinland-Pfalz für 18 Mio. € Teile der Infrastruktur von der FFHG und gewährte 

18 „Unterstützung bei der Entwicklung einer Cargo-Strategie für den Flughafen Frankfurt Hahn“, März 2016. Der Auf-
sichtsrat der FFHG behandelte die Studie in seiner Sitzung am 8. April 2016. Innenministerium, FM und Wirtschaftsmi-
nisterium erhielten sie am 13. April 2016. 

19 Seite 56: Integratorfracht (Federal Express, Lüttich; UPS, Köln; DHL, Leipzig) 1,68 Mio. t, Belly-Fracht 1,13 Mio. t, 
Transitfracht 0,31 Mio. t, Lufthansa Cargo AG/AeroLogic Fracht (Frankfurt) 0,67 Mio. t, Restfracht 0,64 Mio. t. Die 
Zahlen wurden dem Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 23. September 2016 erneut präsentiert. 

20 Niederschrift zur Sitzung des Aufsichtsrats der FFHG am 8. April 2016, Seite 4. 

21 Antwort Innenministerium vom 3. Dezember 2013 auf die Große Anfrage „Zukunft des Flughafens Frankfurt-Hahn“, 
Drucksache 16/3032. Es machte darauf aufmerksam, dass diese Angaben mit Unsicherheiten und Ungenauigkeiten 
verbunden seien.  

22 Verkauf des nicht für den Flughafenbetrieb notwendigen Immobilienvermögens der FFHG an das Land und Entlastung 
der FFHG von Tilgungs- und Zinslasten. 
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Zuschüsse zu den Kosten der Flugleitung in Höhe von 0,3 Mio. €. Die Zuwendungen 
des Landes für Investitionen, hoheitliche Aufgaben, Verlustübernahmen und im Zusam-
menhang mit einer Betriebsprüfung betrugen ab dem 1. November 2013 zusammen 
18,9 Mio. €. Ende 2016 gewährte es der FFHG ein Darlehen von 1,3 Mio. €. Insgesamt 
lagen die Aufwendungen bis Ende 2016 bei 160,4 Mio. €23. Zudem erfolgten Wert-
berichtigungen auf das Anlagevermögen.  

In der Summe wandte das Land einschließlich der Landesbetriebe und Beteiligungsge-
sellschaften seit 1993 Mittel von rund 336 Mio. € für den Flughafen Frankfurt-Hahn mit 
dem Ziel der Infrastruktur- und Regionalförderung auf24. Zusammen mit den Leistungen 
der Mitgesellschafter von rund 207 Mio. €25 wurden für den Standort Frankfurt-Hahn 
543 Mio. € aufgebracht. 

3.3 Ergebnis einer Markterkundung 

Da die Landesregierung nicht erwartete, bei einer Weiterführung des Flughafenbetriebs 
in öffentlicher Eigenregie das Marktpotential des Flughafens heben zu können, 
bereitete sie ab 2012 ein Privatisierungsverfahren vor.  

Am 3. Dezember 2012 begann die beratende Wirtschaftsprüfungsgesellschaft im Auf-
trag des Landes mit einer Markterkundung26. Interessenten erhielten einen zweiseiti-
gen Teaser mit den wichtigsten Informationen zum Flughafen Frankfurt-Hahn, ein Info 
Pack mit der Ausgangslage und den Potentialen des Flughafens sowie einen Fragen-
katalog. Insgesamt sprach die Beratungsgesellschaft 74 Interessenten an (28 Flug-
hafengesellschaften, 14 Fluggesellschaften, elf Finanzinvestoren, zehn Logistiker, vier 
Immobilienentwickler und sieben Berater/Sonstige).  

Ein Kernergebnis des Abschlussberichts vom 14. März 2013 war, dass der Markt den 
Flughafen strategisch insgesamt positiv einschätze, ihn durchaus als relevanten Wett-
bewerber, besonders im Frachtsegment, wahrnehme und die hohen Entwicklungsmög-
lichkeiten im Cargo- und Non-Aviation-Bereich positiv bewerte27. Ein weiteres Kern-
ergebnis war,  

                                                                 
23 Der Ende 2016 vom Aufsichtsrat der FFHG genehmigte Verkauf der Wärmeversorgungsnetze und des Grundstücks 

Heizzentrale für 0,6 Mio. € an den Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung Rheinland-Pfalz wurde 2016 nicht 
mehr umgesetzt. 

24 Der Betrag weicht von der Summe aus 272,5 Mio. € und 160,4 Mio. € ab, da im erstgenannten Betrag Darlehen in 
Höhe von 96,8 Mio. € enthalten waren, die das Land im Rahmen der bilanziellen Neuordnung übernommen hatte. Zur 
Vermeidung einer Doppelerfassung hat der Rechnungshof diese Darlehen nicht eingerechnet. 

25  Fraport: Verlustausgleich 1998 bis 2008 insgesamt 158,6 Mio. €; Stammkapitalerhöhung 2002 von 19,8 Mio. € und 
2005 von 8,3 Mio. €; Hessen: Stammkapitalerhöhung 2005 von 8,8 Mio. €; Einzahlung in die Kapitalrücklage 2005 von 
11,3 Mio. €. 

26  Damit entsprach das Innenministerium der Empfehlung des Rechnungshofs, im Vorfeld der Beteiligung Privater ein 
formalisiertes Verfahren zur Markterkundung durchzuführen (Interessenbekundung). Vergleiche Drucksache 15/4741 
vom 23. Juni 2010, Seiten 84 ff. 

27 Der Innenausschuss besprach das Ergebnis in seiner Sitzung am gleichen Tag. Der Innenminister stellte den Mit-
gliedern des Innen- und des Wirtschaftsausschusses den Bericht mit der Vorlage 16/2354 vom 18. März 2013 ver-
traulich zur Verfügung. 
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„dass von den Interessenten erhebliche wirtschaftliche Risiken am Hahn gese-
hen werden (bspw. Abhängigkeit Ryanair, Kapazitätserweiterung Frank-
furt/Main, Entwicklung der Gesellschaft in der jüngsten Vergangenheit, Beihilfe-
verfahren etc.).  

Vor diesem Hintergrund erscheint es unwahrscheinlich, dass ein Interes-
sent den Flughafen vollständig, inkl. aller Chancen und Risiken sowie der 
Infrastruktur, übernimmt“ (Hervorhebung durch den Rechnungshof)28. 

Trotz der unter Tz. 3.2 geschilderten Maßnahmen des Landes zur bilanziellen Neuord-
nung der FFHG und der Positiventscheidungen der EU-Kommission über die Beihilfen 
zugunsten der FFHG29 bestehen die genannten Risiken überwiegend weiter. Dem-
entsprechend sieht die Planung der FFHG nach wie vor hohe Verluste vor (siehe 
Tz. 3.1). 

3.4 Luftverkehrsleitlinien der EU-Kommission 

Am 4. April 2014 veröffentlichte die EU-Kommission neue Luftverkehrsleitlinien. Da-
nach kann die öffentliche Hand einer Flughafengesellschaft bis 2024 Betriebsbeihilfen 
in Höhe von maximal 50 % des anfänglichen Defizits gewähren. Voraussetzung hierfür 
ist ein plausibler, der EU-Kommission im Rahmen eines Notifizierungsverfahrens 
vorzulegender Wirtschaftsplan, der am Ende dieses Übergangszeitraums die volle 
Deckung der Betriebskosten ausweist30. Investitionen können für einen Flughafen mit 
dem Passagieraufkommen des Flughafens Frankfurt-Hahn vom Mitgliedstaat mit bis zu 
50 % bezuschusst werden31. 

3.5 Ziele des Landes 

Angesichts der defizitären Lage der FFHG und des Ergebnisses der Markterkundung 
war es Ziel des Landes, einen Käufer für seine Anteile zu finden, der den Geschäftsbe-
trieb aufrecht erhalten und ab dem Jahr 2025 ohne staatliche Beihilfen auskommen 
sollte. Dieses Anliegen spiegelte sich nicht nur in der Ausschreibung wider, sondern 
wurde von der Landesregierung auch während des gesamten Verkaufsprozesses 
betont:  

 Die Landesregierung sei davon überzeugt, dass durch eine Ausschreibung dem
Flughafen Hahn neue Impulse und Geschäftsideen von Interessenten zugute-
kommen könnten32.

28 Kernergebnis 2, Abschlussbericht Seite 5. 

29 Die Entscheidungen sind noch nicht bestandskräftig. Dass daher negative Folgen für den Fortgang des Verkaufs-
verfahrens und die Vertragsverhandlungen mit den Bietern nicht auszuschließen waren, legte das Innenministerium in 
der Vorlage vom 8. Januar für die Sitzung des Ministerrats am 12. Januar 2016 dar. 

30 Luftverkehrsleitlinien, a. a. O., Abschnitt 5.1.2, Rn 113, 126, 128 und 129. 

31 Luftverkehrsleitlinien, a. a. O., Abschnitt 5.1.1, Rn 101. 

32 Innenminister, Niederschrift zur Sitzung des Innenausschusses am 13. November 2014, Seite 31. 
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 Mit dem Verkauf an einen privaten Investor werde erwartet, infolge eigener
Marktkenntnisse oder Geschäftsmodelle vorhandene Überkapazitäten am Hahn
besser zu nutzen und das Land dauerhaft von Risiken des Betriebs zu entlas-
ten33.

 Die Angebote der drei Bieter, mit denen verhandelt werde, würden die Fortfüh-
rung der Gesellschaft als Flughafen sowohl im Fracht- als auch Passagierbe-
reich sowie deren Weiterentwicklung vorsehen. Neben dem Kerngeschäft gehe
es auch um die Erschließung neuer, vornehmlich flugaffiner, Geschäftsfelder34.

 Das Entscheidende sei, dass der Flughafen in eine gute Zukunft geführt werde.
Das bedeute die Vorlage eines optimalen Konzepts und die Gewährleistung,
dass nicht nur der aktuelle Stand weiterhin Bestand haben, sondern dort ein
weitergehendes Geschäft positioniert, das heiße, der Flughafen besser ausge-
lastet werde und weitergehende Arbeitschancen biete35.

 Das Engagement eines privaten Investors in der FFHG biete großes Potential
für die positive Weiterentwicklung des Flughafenstandorts36.

 Infolge der Marktkenntnisse und Geschäftsmodelle des Investors könnten vor-
handene Kapazitäten am Flughafen Frankfurt-Hahn besser genutzt werden37.

 Das vom Käufer vorgelegte und erläuterte Geschäftskonzept lasse erwarten,
dass das wirtschaftliche Potential des Flughafens bestmöglich ausgeschöpft
werde38.

 Der Geschäftsanteil sei an den Bestbietenden veräußert worden, der nach
Überzeugung des Landes den Hahn deutlich stärken und weiterentwickeln kön-
ne39.

33 Ministerratsvorlage vom 20. März 2015, Seite 3. 

34 Ministerratsvorlage vom 8. Januar 2016, Seite 4; zuständiger Staatssekretär im Innenministerium, Niederschrift zur 
Sitzung des Innenausschusses am 11. Februar 2016, Seite 30; zuständiger Staatssekretär im Innenministerium, 
Plenarprotokoll 16/114 vom 25. Februar 2016, Seite 7623; Innenminister, Niederschrift zur Sitzung des Innenaus-
schusses am 9. Juni 2016, Seite 6. 

35 Zuständiger Staatssekretär im Innenministerium, Niederschrift zur Sitzung des Innenausschusses am 11. Feb-
ruar 2016, Seite 31. 

36 Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016, Seite 5 (siehe Anlage 4); Innenminister, Niederschrift zur Sitzung des Innen-
ausschusses am 9. Juni 2016, Seite 7; Innenminister, Plenarprotokoll 17/5 vom 23. Juni 2016, Seite 177. 

37 Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016, Seiten 10 f. (siehe Anlage 4). 

38 Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016, Seite 5 (siehe Anlage 4); Innenminister, Niederschrift zur Sitzung des Innen-
ausschusses am 9. Juni 2016, Seite 7. 

39 Pressemitteilung Innenministerium vom 6. Juni 2016. 
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4 Chronologie des Verkaufsverfahrens 

Für eine erste Orientierung skizziert der Rechnungshof im Folgenden zunächst den 
Verlauf des Verfahrens zum Verkauf der Landesanteile an der FFHG40. Unter den 
nachfolgenden Textziffern stellt er einzelne Aspekte dieses Prozesses näher dar und 
unterzieht sie einer kritischen Würdigung. 

4.1 Struktur des Verkaufsprozesses 

Der Ministerrat nahm am 24. März 2015 den Bericht des Innenministers über den 
geplanten Ablauf des Bieterverfahrens und die vorgesehene europaweite Ausschrei-
bung zur Kenntnis. Nach der Ministerratsvorlage war der Entwurf für ein europaweit 
bekannt zu machendes, transparentes und diskriminierungsfreies Bieterverfahren von 
der Beratungsgesellschaft vorbereitet worden. Bei der Verfahrensgestaltung sei aus 
deren Sicht generell abzuwägen zwischen dem Risiko, unseriöse Bieter über einen 
längeren Zeitraum am Verfahren zu beteiligen, und dem Interesse, zunächst eine mög-
lichst große Zahl von Interessenbekundungen/Angeboten zu erhalten, um einen inten-
siven Bieterwettbewerb zu generieren. Beabsichtigt sei daher, in einem ersten Schritt 
eine Interessenbekundung abzufragen und grundsätzlich alle Interessenten an-
schließend zur Abgabe von Angeboten aufzufordern. 

Im Einzelnen war ausweislich der Ministerratsvorlage folgender Ablauf geplant: 

Im Anschluss an die Markterkundung sollte die Beratungsgesellschaft zunächst Inte-
ressenbekundungen abfragen. In der folgenden ersten Angebotsphase sollten Bieter 
auf Basis eines Informationsmemorandums zur Abgabe indikativer Angebote aufgefor-
dert werden. Insbesondere sollten sie diese unverbindlichen Gebote mit einem Unter-
nehmens- und einem Finanzierungskonzept hinterlegen. Durch diesen von den Bietern 
zu leistenden Aufwand sollten solche Bieter ausgeschlossen werden, die nicht ernst-
haft interessiert waren und/oder Risiken im Hinblick auf ihr Geschäftsgebaren erwarten 
ließen. 

Nach der Auswertung der Unterlagen sollte in der zweiten Angebotsphase den Bietern 
eine umfassende Einsichtnahme in die rechtlichen, wirtschaftlichen und technischen 
Gesellschaftsverhältnisse der FFHG (Due Diligence) ermöglicht und der Entwurf eines 
Anteilskaufvertrags übersandt werden. Sie sollten dann einen Businessplan, ein Kauf-
preisangebot, ein Finanzierungskonzept bezüglich des Kaufpreises und den mit ihren 
Änderungen versehenen Entwurf des Anteilskaufvertrags vorlegen. 

Hieran sollten sich eine Verhandlungsphase mit der Beantwortung letzter Fragen und 
der Abstimmung etwaiger beihilferechtlich kritischer Vertragsbedingungen mit der EU-
Kommission sowie die abschließende Zuschlagsphase anschließen. Anhand einer 
Wertungsmatrix sollte der Erwerber ermittelt werden. Dieser sollte sowohl die wirt-
schaftlichen Zielvorgaben eines attraktiven Anteilskaufpreises und möglichst hoher 

40 Eine ausführliche Chronologie findet sich in Anlage 2. 



- 15 -

Investitionszusagen erfüllen als auch auf der Grundlage eines entsprechenden Unter-
nehmenskonzeptes die Gewähr für eine strategische Weiterentwicklung und langfristig 
ausgerichtete Fortführung des Flughafenbetriebs bieten.  

Auf eine Abfrage von Referenzen sollte nach der Ministerratsvorlage verzichtet wer-
den. Sie sollten durch das vorzulegende Unternehmenskonzept ersetzt werden. Denn 
denkbar erscheine durchaus, dass auch Investoren, die bislang nicht im Flughafensek-
tor tätig gewesen seien und folglich keine Referenzen vorweisen könnten, ein trag-
fähiges Unternehmenskonzept entwickelten. 

4.2 Einholung indikativer Angebote und Auswahlentscheidung des Landes 

Entsprechend der vorgesehenen Struktur des Verkaufsprozesses veröffentlichte das 
Land am 31. März 2015 u. a. im EU-Amtsblatt die Absicht, seine Anteile an der FFHG 
zu veräußern. Interessenbekundungen sollten bis zum 30. April 2015, die indikativen 
Angebote bis zum 31. Juli 2015 eingehen. Diese sollten ein „erstes Unternehmens- 
und Finanzierungskonzept“ beinhalten. Die Angebote sollten in zwei Schritten bewertet 
werden. Die Bewertung sollte nach (1) dem Unternehmenskonzept (business concept) 
und (2) nach der Wirtschaftlichkeit (profitability) mit Blick auf den Kaufpreis und eine 
Fortführung des Flughafenbetriebes erfolgen. Insoweit hatten die Bieter eine verpflich-
tende Investitionszusage bis 2024 zu geben. Zudem stellte das Land in Aussicht, Bei-
hilfen zu gewähren.  

Nach Bedenken der EU-Kommission wurde am 9. Mai 2015 eine Änderung der Be-
kanntmachung veröffentlicht. Das Land forderte nicht länger verpflichtende Investiti-
onszusagen. Die Bieter hatten stattdessen, zusammen mit ihren Angeboten, ein Unter-
nehmenskonzept vorzulegen, das u. a. eine Beschreibung geplanter Investitionen ent-
halten sollte. In der zweiten Angebotsrunde war das Unternehmenskonzept mit einem 
Businessplan bis 2024 zu ergänzen. Kriterium zur Bewertung der Angebote war nun-
mehr der Kaufpreis. Das Angebot mit dem höchsten Kaufpreis sollte als das wirt-
schaftlichste gelten. 

Am 1. Juni 2015 erhielten die Interessenten ein Informationsmemorandum und den 
Prozessbrief I mit der Aufforderung, indikative Angebote bis zum 31. Juli 2015 abzu-
geben. Ausweislich des Prozessbriefes war der Kaufpreis alleiniges Bewertungskriteri-
um. Von 160 potentiellen Interessenten, die die Beratungsgesellschaft angeschrieben 
hatte oder die sich selbst gemeldet hatten, gaben 26 Interessenbekundungen ab. 24 
hiervon unterzeichneten eine Vertraulichkeitserklärung, um Geschäftsunterlagen der 
FFHG einsehen zu können. Die Beratungsgesellschaft wies allen Interessenten einen 
Städtenamen als Decknamen zu.  

Am Ende der ersten Angebotsphase hatten neun der potentiellen Investoren indikative 
Angebote abgegeben, die die Beratungsgesellschaft auswertete. Am 13. August 2015 
zog sich einer der neun Bieter aus dem Verfahren zurück, da er meinte, „in der kurzen 
Zeit“ keinen Finanzierungsnachweis erbringen zu können.  

In der Sitzung einer Task Force, die sich ressortübergreifend aus Vertretern des 
Innenministeriums, FM, Wirtschaftsministeriums, der Staatskanzlei und der Beratungs-
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gesellschaft zusammensetzte, gab die Beratungsgesellschaft am 21. August 2015 
einen Überblick über den bisherigen Ablauf des Verfahrens anhand einer Power-Point-
Präsentation. Diese enthielt eine komprimierte Zusammenfassung der Informationen in 
Stichworten. Die eingereichten, ausführlichen Unterlagen der Bieter legte die Bera-
tungsgesellschaft weder den anderen Mitgliedern der Task Force vor, noch forderten 
diese sie an. Laut der Beratungsgesellschaft bestand das Innenministerium auf einer 
hohen Vertraulichkeit der Unterrichtung. Deshalb habe sie alle Interessenten lediglich 
mit Decknamen benannt und keine Tischvorlagen erstellt. Vor dem Hintergrund der 
Erfahrungen mit den Nürburgring-Projekten sollte möglichen Vorwürfen, einen be-
stimmten Interessenten oder Bieter bevorzugt zu haben, begegnet werden. 

Zu den indikativen Angeboten merkte die Beratungsgesellschaft an, dass diese weit-
gehend auf nachvollziehbaren Unternehmenskonzepten beruhten. Zwei der acht Bieter 
sollten jedoch vom weiteren Verfahren ausgeschlossen werden. Als Hauptgründe 
hierfür führte die Beratungsgesellschaft u. a. einen Kaufpreis von Null oder die Erwar-
tung eines negativen Kaufpreises und ein mangelhaftes Zukunftskonzept für den 
Flughafen Frankfurt-Hahn an. Die beteiligten Ressorts einschließlich der Staatskanzlei 
stimmten dem Vorschlag zu. 

Der von der Beratungsgesellschaft vorgelegte Zeitplan sah vor, ab ca. dem 7. Dezem-
ber 2015 in die abschließende Verhandlungsphase einzutreten. Am 9. September 2015 
übermittelte die Beratungsgesellschaft den verbliebenen sechs Bietern den Prozess-
brief II, der u. a. die Aufforderung enthielt, ein verbindliches Angebot abzugeben. Nach 
wie vor war auch die Vorlage eines Unternehmenskonzeptes erforderlich. Im Gegen-
satz zum Prozessbrief I war Bewertungskriterium nicht mehr ausschließlich die Höhe 
des Kaufpreises. Vielmehr stand dieses nun unter einem auf das Unternehmenskon-
zept bezogenen Vorbehalt. 

4.3 Einholung verbindlicher Angebote und Auswahlentscheidung des Landes 

In der anschließenden Phase des Verkaufsvorgangs führte die Beratungsgesellschaft 
zunächst mit allen sechs Bietern Gespräche.  

Bis zum 30. November 2015 gingen drei verbindliche Angebote der Bieter SYT 
(Zagreb), Henan American Machinery (London) und ADC GmbH (Kiev) ein. Nach An-
gaben einer von der Beratungsgesellschaft später im Rahmen der rechtlichen Aus-
einandersetzung mit dem Land beauftragten Rechtsanwaltskanzlei informierte die 
Beratungsgesellschaft das Innenministerium und das FM in einer Telefonkonferenz am 
2. Dezember 2015 über die drei Angebote (u. a. Name, Kaufpreis und Hintergrund der 
einzelnen Bieter). Dabei sei insbesondere auch über noch zu klärende Fragen be-
richtet worden. Der Rechnungshof konnte aufgrund fehlender Unterlagen nicht nach-
vollziehen, welche konkreten Informationen im Einzelnen die beteiligten Ministerien in 
dieser Telefonkonferenz erhielten oder welche Fragen als noch klärungsbedürftig an-
gesehen wurden. 

Die Beratungsgesellschaft wertete die drei verbindlichen Angebote aus. Nach Angaben 
des Innenministeriums stellte sie das Ergebnis der Auswertung in einem Termin im 
Ministerium Mitte Dezember 2015 vor, an dem auch Vertreter des FM, des Wirt-
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schaftsministeriums und der Staatskanzlei teilnahmen. Am 22. Dezember 2015 über-
sandte die Beratungsgesellschaft dem Innenministerium eine Power-Point-Präsen-
tation (zwölf Seiten), die dem Ministerrat vorgelegt werden sollte. Die Übersicht enthielt 
die (Klar-)Namen und Angaben zu den Anteilseignern der Bieter, fasste deren Kon-
zepte stichwortartig zusammen und nannte die Kaufpreisangebote sowie die von ihnen 
erwarteten Beihilfen. Detaillierte Informationen zu den Bietern erhielt das Land nicht. 
Es forderte solche auch nicht an. 

Nach der Darstellung der Beratungsgesellschaft beruhten alle drei Angebote auf insge-
samt nachvollziehbaren Unternehmenskonzepten, waren prinzipiell verhandlungsfähig, 
entsprachen den EU-Anforderungen und erfüllten die im Prozessbrief beschriebenen 
Angebotsvoraussetzungen. Sämtliche Bieter hätten Aufklärungsfragen fristgerecht be-
antwortet. Für alle Bieter werde eine gesonderte Integritätsprüfung durchgeführt. Ziel 
solle sein, möglichst bis Mitte Februar 2016 einen Kaufvertrag mindestens mit dem 
Bestbieter endverhandelt zu haben. Eine Vertragsunterzeichnung bereits bis Ende 
Februar 2016 erscheine bei optimalem Verhandlungsverlauf angesichts der weit fort-
geschrittenen Due Diligence der Bieter mindestens nicht unmöglich. 

Das Innenministerium nahm in seiner Vorlage vom 8. Januar 2016 zur Sitzung des 
Ministerrats am 12. Januar 2016 den Inhalt der Power-Point-Präsentation der Bera-
tungsgesellschaft teilweise auf. So führte es aus, dass als Ergebnis der zweiten Ange-
botsphase drei überarbeitete Angebote eingegangen seien. Alle entsprächen den in 
den Prozessbriefen beschriebenen Voraussetzungen, beruhten auf nachvollziehbaren 
Unternehmenskonzepten, sähen die Fortführung der Gesellschaft als Flughafen, deren 
Weiterentwicklung sowie positive Kaufpreise vor und bewegten sich im Rahmen der 
Luftverkehrsleitlinien der EU-Kommission. Als Auswahlkriterium stehe entsprechend 
den Vorgaben der EU-Kommission der gebotene Kaufpreis im Vordergrund. Mit allen 
drei Bietern sollten Vertragsverhandlungen aufgenommen werden. Angaben zu den 
handelnden Personen, den Unternehmenskonzepten, den Kaufpreisangeboten und 
den Beihilfen, die in der Power-Point-Präsentation enthalten waren, fehlten in der 
Ministerratsvorlage. 

Der Ministerrat nahm den Bericht des Innenministers über den Stand des Ausschrei-
bungsverfahrens und über das Ergebnis der Angebotsauswertung zur Kenntnis und bat 
darum, zügig Verkaufsverhandlungen mit den Bietern aufzunehmen sowie den ausge-
handelten Kaufvertrag dem Ministerrat zur Beschlussfassung vorzulegen.  

4.4 Verhandlungen mit dem Bieter SYT 

Ab Anfang 2016 verhandelte die Beratungsgesellschaft mit allen drei Bietern weiter. 
Das Innenministerium setzte den Innenausschuss am 11. Februar 2016 darüber in 
Kenntnis, dass die drei Angebote nach Einschätzung der Beratungsgesellschaft den 
Ausschreibungsbedingungen entsprächen und auf nachvollziehbaren Unternehmens-
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konzepten beruhten. Letzteres teilte der zuständige Staatssekretär im Innenministeri-
um am 25. Februar 201641 auch dem Landtag mit.  

In der Folgezeit konzentrierten sich die Gespräche im Wesentlichen auf SYT, da die 
beiden anderen Bieter trotz mehrmaliger Rückfragen der Beratungsgesellschaft den 
Verkaufsprozess nicht hinreichend weiter betrieben. Im Mittelpunkt stand dabei der An-
teilskaufvertrag. Bei der Beratungsgesellschaft fanden am 3. und am 10. März 2016 
zwei Verhandlungsrunden statt, bei denen der Bieter SYT u. a. sein Konzept mit allen 
geplanten Investitionen vorstellte. Vertreter des Innenministeriums und des FM waren 
bei beiden Terminen anwesend, Vertreter der Staatskanzlei und der LV am 
10. März 2016.

Die Beratungsgesellschaft legte am 22. April 2016 ihren finalen Entwurf des Know Your 
Counterparty Due Diligence-Reports dem Innenministerium und der LV vor, nachdem 
das Innenministerium sie im Sommer 2015 auf ihr Anraten damit beauftragt hatte, eine 
Integritätsprüfung (IDD) durchzuführen. Der Entwurf enthielt mehrere Warnhinweise 
(eine rote und zwei gelbe Ampeln). Der Gesamtrisikoindikator war „HOCH“.  

Am 19. Mai 2016 fanden bei der Beratungsgesellschaft die abschließenden Vertrags-
verhandlungen statt. Anwesend waren das Innenministerium sowie auf der Käuferseite 
die von SYT beauftragte Rechtsanwaltskanzlei (SYT-Anwälte) und als Bevollmächtigter 
von SYT Herr M. Nachdem die Parteien den Vertrag abschließend verhandelt hatten, 
erklärten die SYT-Anwälte, dass die ursprünglich vorgesehene Gesellschafterstruktur 
von SYT geändert und eine Investmentgesellschaft eingebunden werden solle. Die 
Verkäuferseite überlegte daraufhin, die Erörterungen für diesen Tag abzubrechen, um 
die neue Situation zu prüfen. Nach einer Beratung zwischen dem Innenministerium und 
der Beratungsgesellschaft wurde entschieden42, die Gespräche noch an diesem Tag 
fortzusetzen. Die Berater beider Seiten wurden gebeten, die endgültige Gesellschaf-
terstruktur zu klären und die Unterlagen entsprechend zu aktualisieren. Die Entschei-
dung über den Verkauf der Geschäftsanteile verschob der Ministerrat wegen der 
angekündigten Änderung in der Gesellschafterstruktur vom 24. auf den 30. Mai 2016.  

Am 27. Mai 2016 informierten die SYT-Anwälte die Beratungsgesellschaft über eine 
erneute Änderung der Anteilseignerstruktur. Statt der Investmentgesellschaft sollte nun 
eine Privatperson als Gesellschafter eingetragen werden. Sie begründeten diesen 
neuerlichen Wechsel nicht. Am gleichen Tag übermittelten sie der Beratungsgesell-
schaft eine Bankbestätigung der Bank of China mit Stand 23. Mai 2016 über ein Gut-
haben von 27,4 Mio. € auf dem Konto von SYT. Die Beratungsgesellschaft leitete die 
Bestätigung am nächsten Tag an das Innenministerium weiter. 

In einer Telefonkonferenz verständigten sich der zuständige Staatssekretär im Innen-
ministerium und die Beratungsgesellschaft nachmittags, dass die elektronische Kopie 

41 Plenarprotokoll 16/114, Seite 7623. 

42 Nach Darstellung des Landes erfolgte diese Entscheidung einvernehmlich mit der Beratungsgesellschaft, nach deren 
Angaben allein durch das Land gegen deren Rat.  
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des Kontoauszugs als Nachweis der Bonität des Käufers ausreiche. Eine zwischenzeit-
lich zur Sicherung des Kaufpreises angedachte Bankbürgschaft erachtete das Land als 
verzichtbar, zumal SYT sie wegen der Kürze der Zeit als nicht realisierbar bezeichnet 
hatte und sie in der Ausschreibung nicht gefordert war. 

Am 28. Mai 2016 reichten die SYT-Anwälte bei der Beratungsgesellschaft eine Legal 
Opinion einer chinesischen Anwaltskanzlei zu der neuen Gesellschafterstruktur ein.  

Im finalen Gesamtbericht Know Your Third Party Reports vom 30. Mai 2016 erklärte 
die Beratungsgesellschaft die im unverändert übernommenen Bericht vom 
20. April 2016 geäußerten Bedenken in einer vorangestellten Zusammenfassung unter
Hinweis auf die Legal Opinion der chinesischen Kanzlei vom 27. Mai 2016 für aus-
geräumt (alle Ampeln auf grün). Sie ergänzte diesen um zwei weitere Teilberichte zu
den Gesellschaftern von SYT. Den Gesamtbericht übersandte sie dem Innenministeri-
um am 17. Juni 2016. Nach dessen Angaben hatte die Beratungsgesellschaft es am
30. Mai 2016 über das Gesamtprüfungsergebnis mündlich unterrichtet (siehe
Tz. 8.1.3).

4.5 Beschluss des Ministerrats vom 30. Mai 2016 

Der Ministerrat beschloss am 30. Mai 2016, die Geschäftsanteile an SYT zu verkaufen. 
Hierzu hatte ihm das Innenministerium erneut und ungeachtet des am 19. Mai 2016 
bekannt gewordenen geplanten Wechsels der SYT-Gesellschafter die 41-seitige 
Vorlage vom 18. Mai 201643 unverändert vorgelegt. Diese hatte der Ministerrat bereits 
zur Sitzung am 24. Mai 2016 erhalten. Über zwischenzeitlich eingetretene Änderungen 
informierte das Innenministerium den Ministerrat angabegemäß mündlich. 

In der Vorlage führte das Innenministerium u. a. die drei Bieter, deren Angebote sowie 
das Ergebnis der Auswertung der Unternehmenskonzepte durch die Beratungsgesell-
schaft auf. Danach entsprachen die Angebote den im Prozessbrief beschriebenen 
Angebotsvoraussetzungen, beruhten insgesamt auf nachvollziehbaren Unternehmens-
konzepten, sähen die Fortführung und die Weiterentwicklung des Flugbetriebs sowie 
signifikante Investitionen vor und bewegten sich im Rahmen der Luftverkehrsleitlinien.  

SYT habe das wirtschaftlichste und finanziell attraktivste Angebot mit dem höchsten 
Kaufpreis unterbereitet. Damit erfülle das Angebot die Vorgabe der EU-Kommission, 
an den Bieter mit dem höchsten Kaufpreis zu veräußern. Die finale Verhandlungsrunde 
habe nicht nur die Verhandlung des Kaufvertrags umfasst, sondern auch die Konkre-
tisierung des Businessplans. Das Innenministerium beschrieb das Unternehmenskon-
zept von SYT auf vier Seiten und teilte mit, die Beratungsgesellschaft habe dieses als 
sehr detailliert und nachvollziehbar, insbesondere auch im Vergleich zu den Unter-
nehmenskonzepten der unterlegenen Bieter, bewertet. Soweit möglich, sei seitens der 
Beratungsgesellschaft eine Plausibilitätsprüfung erfolgt. In diesem Rahmen habe sie 
sich auch entsprechende schriftliche Absichtserklärungen ausgesuchter Partner 

43 Die Vorlage ist als Anlage 4 der Gutachtlichen Äußerung beigefügt. 
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vorlegen lassen. Eine Garantie für den Eintritt der dem Unternehmenskonzept des 
Käufers zugrunde liegenden Annahmen könne naturgemäß von keiner Stelle abge-
geben werden. 

Als wirtschaftliche Eigentümer von SYT bezeichnete die Vorlage Kyle Wang und Zhou 
Chao, obwohl die Know Your Third Party Reports vom 30. Mai 2016 als eingetragene 
Eigentümer Zhu Qing (51 %), Wu Zhanqing (39 %) und Kyle Wang (10 %) genannt 
hatten. Hierüber unterrichtete das Innenministerium nach eigenen Angaben den 
Ministerrat mündlich.  

Der Käuferhintergrund sei – so die Vorlage weiter – im Rahmen des Verkaufsprozes-
ses einer Sorgfältigkeitsprüfung mittels eines sogenannten Company Due Diligence-
Questionnaires unterzogen worden. Es seien keine Auffälligkeiten im Zusammenhang 
mit der Prüfung festgestellt worden. Zudem liege ein Rechtsgutachten einer renom-
mierten chinesischen Anwaltskanzlei seitens des Käufers vor, das bestätige, dass die 
Gesellschaft ordnungsgemäß errichtet worden sei, ordnungsgemäß bestehe und 
berechtigt sei, den Anteilskaufvertrag zu schließen, dass die aufgezeigte Struktur der 
Anteilseigner im Einklang mit dem chinesischen Recht stehe und dass die Befähigung 
der handelnden Personen vollständig und ordnungsgemäß sei.  

Ferner führte das Innenministerium aus, das FM habe Ende April 2016 angeregt, über 
die erfolgte Prüfung hinaus eine Wirtschaftsdetektei mit weiteren Recherchen zu 
beauftragen. Auch vor dem Hintergrund, dass eine Beteiligung des rheinland-pfäl-
zischen Verfassungsschutzes keine Erkenntnisse ergeben habe, erscheine ein weite-
rer relevanter Erkenntnisgewinn durch eine Wirtschaftsdetektei über die im Rahmen 
der genannten, gesondert beauftragten Prüfung durch die Beratungsgesellschaft 
hinaus nicht zu erwarten. 

Für die Abwicklung der Kaufpreiszahlung werde der Käufer zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung des Kaufvertrags eine Bankbestätigung einer Großbank in China oder 
Hongkong über die notwendigen finanziellen Guthaben zur Zahlung des Kaufpreises 
einreichen. Hintergrund dieser Vorgehensweise sei, dass aufgrund staatlicher Vor-
gaben in China keine (größeren) Guthaben ohne die Vorlage eines verbindlichen Kauf-
vertrags außerhalb des Landes transferiert werden könnten. Nach Unterzeichnung des 
Kaufvertrages, aber vor Einberufung des Landtages, sollten die finanziellen Mittel auf 
ein deutsches Notaranderkonto überwiesen werden.  

Das Innenministerium hatte der Vorlage an den Ministerrat den Entwurf des Anteils-
kaufvertrags und Entwürfe der Zuwendungsbescheide beigefügt. 

Am 2. Juni 2016 beurkundete ein Notar den Anteilskaufvertrag. Gleichzeitig schloss 
das Land mit SYT einen Vertrag über den Kauf von Grundstücken auf dem Hahn-
Areal. Nach einem Treuhandvertrag vom 6. Juni 2016 sollte die Gesellschaft den 
Gesamtbetrag von 27 Mio. € auf ein Notaranderkonto einzahlen. Davon sollte sie u. a. 
den Grundstückskaufpreis begleichen.  
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4.6 Scheitern des Verkaufs an SYT 

Die Frist zur Zahlung des Kaufpreises für die Grundstücke auf das Notaranderkonto lief 
am 10. Juni 2016 aus. Die Beratungsgesellschaft mahnte den Zahlungseingang bis 
zum 23. Juni 2016 an. Am 14. Juni 2016 stellten die SYT-Anwälte eine kurzfristige 
Zahlung von SYT bis Ende der Woche in Aussicht. Am selben Tag beschloss der 
Ministerrat in zweiter Beratung den Entwurf eines Landesgesetzes u. a. zur Regelung 
der Verkaufsangelegenheiten.  

Nachdem am 21. Juni 2016 der SWR aufgrund einer Vor-Ort-Recherche über Art und 
Umfang der tatsächlichen Geschäftstätigkeit des Bieters berichtet hatte und die Mah-
nung erfolglos geblieben war, forderte das Land SYT am 28. Juni 2016 auf, bis zum 
Folgetag zu belegen, dass das Genehmigungsverfahren zum Kaufpreistransfer einge-
leitet worden sei. Am 29. Juni 2016 teilte der Innenminister der Öffentlichkeit mit, dass 
diese Frist ohne Ergebnis verstrichen sei und er die Fraktionsvorsitzenden gebeten 
habe, das Gesetzgebungsverfahren zum Verkauf auszusetzen.  

Bei einer Reise des zuständigen Staatssekretärs im Innenministerium nach Shanghai 
vom 4. bis 6. Juli 2016 ergaben sich erhebliche Zweifel an der Echtheit der Bankaus-
züge und daran, dass SYT bereits ein Genehmigungsverfahren zum Kaufpreistransfer 
eingeleitet hatte. Am 8. Juli 2016 erklärte das Land die Anfechtung des Anteilskaufver-
trags, hilfsweise den Rücktritt.  
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5 Bieter SYT 

Der Rechnungshof prüft zunächst, ob die Beteiligung von SYT am Bieterverfahren 
Auffälligkeiten aufwies, die eine intensive Überprüfung dieses Bieters geboten hätten. 
Insbesondere untersucht er die Art und Weise, wie der Kontakt zu SYT angebahnt 
wurde und die grundlegenden Fakten zu SYT, z. B. Name, Gegenstand und Stamm-
kapital der Gesellschaft sowie die Gesellschafterstruktur. Die Prüfungshandlungen, die 
die Beratungsgesellschaft und das Land durchgeführt oder unterlassen haben, sind 
unter Tz. 8 dargestellt. 

5.1 Kontaktaufnahme durch Herrn M 

Herr M, ein Bernsteinhändler, war zumindest zu Beginn und am Ende der Verkaufsver-
handlungen deutscher Ansprechpartner von SYT. Er initiierte den Kontakt mit der 
Beratungsgesellschaft, führte mit ihr Schrift- und E-Mail-Verkehr, nahm an Verhand-
lungsgesprächen – auch mit dem Innenministerium – teil und unterzeichnete den 
Anteilskaufvertrag. Teilweise trat er dabei unter der Firma Eurasia Amber GmbH, teil-
weise unter seiner Firma Facett Art e. K. auf. Herr M war dem Innenministerium, 
zumindest auf der Arbeitsebene, mindestens seit Gesprächen im Januar 2016 bekannt. 

In einer E-Mail vom 28. Juli 2015 an die Beratungsgesellschaft gab Herr M an, er habe 
„Kontakt zu einem ernstzunehmenden Investor aus China, dem auch eine Airline ange-
gliedert ist“. Drei Tage später übersandte er, wiederum per E-Mail,  

„das erste Angebot/Business Conzept zur Ausschreibung des Verkaufs der 
FFHG von der SYT, Best Resources Incorporation, Room 1716 Silver Building, 
No. 1138 Ping Xing Guan Road, Zhabei Area, Shanghai, China, vermittelt durch 
den Piloten und Arzt Dr. Chou Yu Tao aus Singapore, […], wiederum vermittelt 
durch uns.“ 

Beigefügt war ein Schreiben, worin QiFei Wu als Eigentümer von SYT „Capt. Chou Yu 
Tao“ bevollmächtigte, im Namen der Gesellschaft zu handeln.  

Aus dem Handelsregister ergibt sich Folgendes zu Herrn M und seinen Unternehmen: 

a) Herr M war Eigentümer und Geschäftsführer der Firma „[Herr M] Bernsteine“.
Über deren Vermögen wurde im Jahr 2002 beim zuständigen Amtsgericht ein
Insolvenzverfahren eingeleitet.

b) Für das Unternehmen Facett Amber e. K. (am 2. Dezember 2002 gegründet als
Facett Amber OHG) erhielt Herr M mit Schreiben vom 21. Januar 2003 Einzel-
prokura. Geschäftszweck war der Großhandel mit Bernsteinen. Durch Be-
schluss des zuständigen Amtsgerichts vom 1. April 2006 wurde über das Ver-
mögen des Unternehmens das Insolvenzverfahren eröffnet.

c) Herr M leitete als Geschäftsführer die am 27. Juni 2008 gegründete Firma Eura
Trans Import/Export GmbH. Gegenstand der Gesellschaft war der Fischgroß-
handel sowie die Vermittlung von Anlagen und von Anlagenbau aller Art. Am
12. September 2011 wurde die Gesellschaft gemäß § 394 Abs. 1 Gesetz über



- 23 -

das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit wegen Vermögenslosigkeit von Amts wegen gelöscht.  

d) Am 29. Juni 2009 gründete Herr M zusammen mit einem Partner das Unter-
nehmen Lanz Lighting GmbH, das den Handel mit Beleuchtungskörpern und
Leuchtmitteln, insbesondere mit solchen der Marke LANZ, sowie mit verwand-
ten Produkten zum Geschäftszweck hatte. Das Unternehmen wurde am
28. Januar 2015 liquidiert.

e) Herr M ist seit dem 2. Dezember 2009 Inhaber der Firma Facett Art e. K., die
am 31. Mai 2006 gegründet worden war. Gegenstand des Unternehmens ist der
Import und Export von Bernsteinen.

f) Des Weiteren existiert die im Jahr 2008 gegründete Firma Eurasia Amber
GmbH. Seit September 2009 ist Gegenstand des Unternehmens der Handel mit
Bernsteinen, Edelsteinen und Metallen sowie die Beteiligung an Unternehmen
zur Gewinnung von Bernstein und zum Betrieb touristischer Einrichtungen und
an sonstigen in- und ausländischen Unternehmen. Am 29. März 2014 erwarb
Herr M die Gesellschaftsanteile. Seit dem 4. Februar 2016 gehört das Unter-
nehmen zu fast gleichen Teilen Herrn M und zwei weiteren Personen. Alle drei
sind derzeit als Geschäftsführer eingetragen.

Eine Creditreform-Auskunft vom 7. Juli 2016, die der Rechnungshof eingeholt hat, 
bewertet die Bonität der Eurasia Amber GmbH mit 332 („schwache Bonität“). Kredite 
erforderten Sicherheiten, eine Geschäftsverbindung sei Ermessenssache. Die Bilanz 
wies zum Jahresende 2014 neben Verbindlichkeiten von 173.916 € einen nicht durch 
Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag von 28.935 € (Vorjahr 11.894 €) aus.  

In seiner Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen Äußerung hat Herr M ausge-
führt, er sei zu keinem Zeitpunkt ein offizieller Bevollmächtigter von SYT gewesen. Er 
habe zu keinem Zeitpunkt Einsicht in finanzielle oder verwaltungstechnische Ge-
schäftsinterna von SYT nehmen können. Der Anteilskaufvertrag sei von ihm unter-
zeichnet worden, weil er nur in deutscher Sprache aufgesetzt gewesen sei. Hierum 
habe ihn der zuständige Staatssekretär im Innenministerium am 19. Mai 2016 gebeten. 

5.2 Name der Gesellschaft 

Unklarheiten ergaben sich im Laufe des Verkaufsprozesses bereits mit der Bezeich-
nung des Bieters. Dieser trat bei der ersten Kontaktaufnahme sowie in dem als Anlage 
zum verbindlichen Angebot beigefügten Fragebogen als „SYT, Best Resources 
Incorporation“, ansonsten als „SYT“ auf.  

Daher fragte die Beratungsgesellschaft am 19. Januar 2016 bei den SYT-Anwälten 
zum Namen des Bieters Folgendes an (deutsche Übersetzung im Auftrag des Innen-
ministeriums):  

„Dem Fragebogen zufolge ist der Käufer die Shanghai Yiqian Trading Co., Ltd 
(vormals bekannt als Best Resources Incorporation) mit der Identifikations-
nummer 310225000589540. Der zur Verfügung gestellte Registerauszug und 
Dokumente, die das Unternehmen auf seiner Website zeigt, legen nahe, dass 
das Unternehmen immer noch unter Best Resources Incorporation operiert. 



- 24 -

Gibt es irgendeine offizielle Dokumentation zur Namensänderung in Shanghai 
Yiqian Trading Co., Ltd?“ 

Die SYT-Anwälte antworteten am 25. Februar 2016 wie folgt (deutsche Übersetzung im 
Auftrag des Innenministeriums): 

„Nach unserem Verständnis gibt es zwei 'Shanghai Yiqian Trading Co., Ltd' 
Unternehmen, eines ist zu 100 % im Besitz von Best Resources (welches zu 
100 % im Besitz von Mr. Kyle WANG ist), und das andere Unternehmen 
Shanghai Yiqian Trading Co., Ltd ist zu 100 % im Besitz von Mr. Kyle WANG 
und hat die Identifikationsnummer 310108000554889. Letzteres ist das Bieter-
Unternehmen.“ 

5.3 Gegenstand von SYT 

Zur Tätigkeit der Gesellschaft findet sich in dem von Herrn M Ende Juli 2015 an die 
Beratungsgesellschaft übermittelten Konzept von SYT folgende Angabe: 

„Our major business is biggest forwarding for all import and export goods in 
Shanghai.“ 

Aufgrund dieser ersten Nachricht ordnete die Beratungsgesellschaft den Interessenten 
der Kategorie „Fluggesellschaft“ zu. Da Herr M in nachfolgenden Gesprächen klar-
stellte, dass der asiatische Investor neben der Ausweitung des Flugbetriebs auch eine 
nachhaltige Immobilienentwicklung am Standort plane, führte die Beratungsgesell-
schaft ihn im Folgenden als „Immobilienentwickler“ auf44. 

In einem dem verbindlichen Angebot vom 30. November 2015 als Anlage 1 beige-
fügten Fragebogen mit Datum 6. November 201545 gab SYT unter Primary areas of 
business activity an: 

„AIR/MARINE/LAND LOGISTICS INTERNATIONAL TRADING.“ 

In seinem dem verbindlichen Angebot als Anlage 2 beigefügten Lebenslauf führte Kyle 
Wang als Hauptgeschäftsfelder von Best Resources Incorporation Stahl-, Nickel- und 
Edelsteinminen, teilweise mit Import und Export der Endprodukte, Import von Stahl-
schrott und Recycling sowie Logistik und Spedition auf dem Luft- und Seeweg auf. 

Im Businessplan vom 31. Mai 2016 gab SYT an, sie gehöre zu den größten inter-
national tätigen Handels- und Logistikunternehmen in Shanghai. 

Dem Ergebnis der IDD-Prüfung der Beratungsgesellschaft zufolge vertrieb SYT Bau-
materialien, Textilien, Bürobedarf, verschiedene Elektronik-Produkte, elektrische und 
mechanische Geräte und Ausrüstung sowie allgemeine Handelsware. Das Unterneh-

44 Schreiben der Beratungsgesellschaft an den Rechnungshof vom 12. Oktober 2016, Frage 9. 

45 Der wegen der geänderten Gesellschafterstruktur ausgefüllte Fragebogen vom 3. März 2016 enthielt die gleichen 
Angaben. 



- 25 -

men verfüge nicht über eine Internetpräsenz und sei in der Öffentlichkeit wenig wahr-
nehmbar. 

Nach einer dem Rechnungshof am 16. September 2016 von Creditreform gegebenen 
Wirtschaftsauskunft ist eingetragener Geschäftsgegenstand von SYT:  

„Verkauf von Baumaterialien, Strickwaren und Textilien, Waren des täglichen 
Bedarfs, Bürobedarf, Elektronikprodukten, Kommunikationsausrüstungen, Mö-
beln, elektrischen und mechanischen Ausrüstungen, Eisenwaren, Elektromate-
rialien, Computersoftware und -hardware, Bekleidung, Schuhen und Hüten, 
Gummi- und Kunststoffprodukten; Konferenzservice, Ausstellungen, Invest-
mentberatung, Unternehmensberatung, Wartung von mechanischen Ausrüs-
tungen, Import und Export von Waren und Technologien, Gartenbau, Bautätig-
keiten. 
Tatsächlicher Gegenstand: Verkauf von Elektronikprodukten wie Robotern, etc. 
Hauptkunden: Shanghai Yuantong Machinery Industry Co. Ltd., Shanghai Xi-
angzhan Machinery Industry Co. Ltd. 
Hauptlieferant: Japan Mitsubishi Company.“ 

Vor-Ort-Recherchen eines SWR-Reporters am 21. Juni 2016 ergaben zur Geschäftstä-
tigkeit von SYT Folgendes: Im 17. Stock des als Firmensitz angegebenen Bürogebäu-
des habe sich ein kleines Büro befunden. In ihm hätten sechs Mitarbeiter von SYT 
gearbeitet. Auf dem Boden hätten sich Pappkartons mit Drogerieartikeln befunden. Im 
ganzen Raum habe es keinen Hinweis gegeben, dass sich das Unternehmen mit 
Logistik oder Luftfahrt befasse. 

5.4 Stammkapital 

Zum eingetragenen Kapital enthält das dem indikativen Angebot vom 31. Juli 2015 
beigefügte Kurzkonzept des Businessplans die Angabe, dieses betrage „50 Billion 
RMB (means 50 Milliarden Renminbi Yuan, CNY)“. Dieser Betrag entspricht umge-
rechnet rund 7 Mrd. €. 

Im Rahmen der IDD ermittelte die Beratungsgesellschaft ein eingetragenes Kapital von 
500.000 CNY (rund 70.000 €). Ob und in welcher Höhe SYT das eingetragene Kapital 
eingebracht hatte, überprüfte sie nicht. Ihrem Jahresabschluss 2015 zufolge hatte SYT 
lediglich 100.000 CNY (rund 14.000 €) eingezahlt46. 

Aus den Unterlagen geht nicht hervor, ob die Beratungsgesellschaft die Differenzen zu 
dem als eingetragenes Kapital in dem Konzept erklärten Betrag von 50 Mrd. CNY, dem 
tatsächlich eingetragenen Kapital von 500.000 CNY und dem eingezahlten Kapital 
erkannt und diese Problematik aufgearbeitet hatte. 

46 Auskunft der Handelskommission Shanghai an das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi); Ant-
wort Innenministerium vom 18. November 2016 auf die Kleine Anfrage „Hahn-Verkaufsverfahren: Kontakte zum 
Bundeswirtschaftsministerium“, Drucksache 17/1623 Fragen 2 und 3. So auch Gutachten Freshfields (siehe Anlage 6). 
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5.5 Wechselnde Gesellschafter von SYT 

5.5.1 Vorbemerkung 

Bei chinesischen Namen werden oft Vor- und Nachnamen vertauscht. Teilweise war es 
der Beratungsgesellschaft und dem Innenministerium nicht klar, welcher der Vor- und 
der Nachname war. Darüber hinaus variiert die Schreibweise der chinesischen Namen 
in lateinischer Schrift, z. B. QiFei, Qifei und Qi Fei oder Yutao und Yu Tao. Kyle Wang 
heißt mit Vornamen teilweise auch Kan (nach den Angaben im Personalausweis), Kai, 
Kayl oder Kayle. Dr. Chou nannte sich mit Rufnamen Victor statt seines chinesischen 
Vornamens Yu Tao. Der Rechnungshof behält Reihenfolge und Schreibweise der 
Namen gemäß den Unterlagen bei. Er verzichtet zu Gunsten der Übersichtlichkeit 
darauf, die wechselnden Angaben zu weiteren Funktionen wie President, Chairman, 
Executive Director oder Handlungsbevollmächtigter aufzunehmen. 

5.5.2 Geplante und tatsächliche Gesellschafter von SYT 

Mit der Abgabe des verbindlichen Angebots am 30. November 2015 machte SYT in 
dem Fragebogen erstmals Angaben zu ihren Gesellschaftern. 

In der Folgezeit ergaben sich mehrfach Wechsel der tatsächlichen und/oder geplanten 
Gesellschafter. Die nachstehende Tabelle gibt hierüber einen Überblick. 
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Tabelle1: Tatsächliche und geplante Gesellschafter von SYT 

Datum Quelle Struktur 

Plan Ist 

06.11.2015 Due Diligence-
Fragebogen 

Kyle Wang: 26 %, 
Dr. Chou Yu Tao 25 %, 
Mr. Shu Wei Dong 5 %; 
Ms. Liu Xin 1 %, 
Mr. Lu Jia Jie 1 %, 
Ms. Jiang Jia Li 5 %, 
Mr. Weng Jian Lin 17 %, 
Ms. Wu Zhan Qing 20 % 

25.02.2016 
Antwort SYT-Anwälte 
an Beratungsgesell-
schaft 

Kayl WANG (100 %) 

01.03.2016 Zugriff BCISS47-
SAIC48

Qifei WU (50 %), 
Weizong TANG (50 %) 

03.03.2016 Neuer Due Diligence- 
Fragebogen 

Kyle WANG (100 %) 

01. und
14.04.2016 

E-Mail-Verkehr
zwischen den SYT-
Anwälten und der Be-
ratungsgesellschaft

Kyle WANG 10 %,  
Zhou CHAO 90 %,  
ggf. weitere Personen mit 
1-2 %

20.04.2016 
Know Your Counter-
party Due Diligence-
Reports der Bera-
tungsgesellschaft  

Kyle WANG (100 %) 
ODER 
Kyle WANG (26 %),  
Yutao CHOU (25 %),  
Wunzhan QING (20 %), 
Shuwei DONG (5 %)  

Qifei WU (50 %), 
Weizong TANG (50 %) 

03.05.2016 

Anlage 9.1.3 
„Wirtschaftlich Berech-
tigte i. S. d. § 1 Abs. 6 
Geldwäschegesetz“ 
zum Kaufvertrag 

Qifei WU (50 %), 
Weizong TANG (50 %) 
UND 
Kyle WANG,  
Zhou CHAO  
(wirtschaftliche 
Eigentümer) 

19.05.2016 
Treffen zwischen 
Käufer und Verkäufer 
bei der Beratungs-
gesellschaft 

Kyle WANG (10 %),  
Zhanqing WU (39 %),  
Shanghai Guo Qing 
Investment Co. Ltd. (51 %) 

27.05.2016 
Legal Opinion, 
E-Mail der SYT-An-
wälte an Beratungs-
gesellschaft

Kyle WANG (10 %),  
Qing ZHU (51 %),  
Zhanqing WU (39 %) 

04.07.2016 E-Mail des BMWi49 Chou Yu Tao (100 %) 

47 Business Credit Information Search System of Enterprises in China. 
48 State Administration for Industry and Commerce. 

49 Siehe auch Antwort Innenministerium vom 18. November 2016 auf die Kleine Anfrage „Hahn-Verkaufsverfahren: 
Kontakte zum Bundeswirtschaftsministerium“, Drucksache 17/1623 Fragen 2 und 3. 



- 28 -

Auffällig ist, dass SYT bis zum Abschluss des Kaufvertrags immer wieder die Betei-
ligung neuer Gesellschafter ankündigte. Zudem ist bemerkenswert, dass nach der An-
lage 9.1.3 zum Kaufvertrag rechtlicher und wirtschaftlicher Eigentümer auseinander-
fielen. 

5.6 Würdigung 

Nach dem Ergebnis der Prüfung des Rechnungshofs bestanden bei der Teilnahme von 
SYT am Bieterverfahren von Beginn an Auffälligkeiten, die weitere Nachforschungen 
und eine intensivere Überprüfung dieses Bieters geboten hätten50.  

Der berufliche Hintergrund von Herrn M blieb ungeprüft. Anders als in der Stellung-
nahme der Landesregierung zum Entwurf der Gutachtlichen Äußerung dargestellt, 
fungierte er nicht nur als Ansprechpartner des Verkäufers in Deutschland, sondern 
nahm auch an Verhandlungen teil und unterzeichnete den Anteilskaufvertrag. Herr M 
war erkennbar branchenfremd, mit einer solchen Transaktion noch nicht befasst und 
mehrfach in Insolvenzverfahren verwickelt. Nicht zuletzt unter Berücksichtigung der 
negativen Erfahrungen des Landes im Zusammenhang mit den Nürburgring-Projekten 
hätte eine entsprechende Recherche oder ein Auftrag hierzu nahe gelegen. Dass 
Herr M den Kontakt mit der Beratungsgesellschaft vermittelt hatte und von Anfang an 
in den Verkaufsprozess eingebunden war, wurde der Landesregierung nach ihren 
Angaben in der Schlussbesprechung erst mit der mit Schreiben vom 3. August 2016 
von der Beratungsgesellschaft übersandten Verfahrensakte bekannt. Allerdings räumte 
sie ein, auf Arbeitsebene bereits im Januar 2016 Kontakt mit Herrn M gehabt zu haben. 
Nach den Feststellungen des Rechnungshofs nahm er zudem an einer Besprechung 
am 10. März 2016 teil, bei der auch der zuständige Staatssekretär im Innenministerium 
anwesend war.  

SYT hatte keine Erfahrungen mit dem Betreiben von Flughäfen51. Als eine Gesell-
schaft, die nach eigenen Angaben eines der größten international tätigen Handels- und 
Logistikunternehmen in Shanghai war, verfügte sie über keine eigene Internetpräsenz.  

In ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen Äußerung hat die Landesregie-
rung darauf hingewiesen, dass es nach Einschätzung der Beratungsgesellschaft nicht 
ungewöhnlich sei, für vergleichbare Transaktionen eine gesonderte Projektgesellschaft 
zu gründen.  

Nach den Feststellungen des Rechnungshofs stellte SYT erkennbar keine klassische 
Projektgesellschaft zum Erwerb und Betreiben eines Flughafens dar. Vielmehr han-
delte es sich bei ihr nach eigenem Bekunden um ein international aktives Handelsun-
ternehmen mit einem Stammkapital von 7 Mrd. €. SYT als eine Gesellschaft, die eine 
grenzüberschreitende Transaktion mit Erwerb, Betrieb und Weiterentwicklung eines 

50 Zum Auftrag der Beratungsgesellschaft und der Verantwortung des Landes vergleiche im Einzelnen Tz. 11. 

51 Im Trierischen Volksfreund vom 28./29. Januar 2017, Seite 3, wies der Geschäftsführer der Chinesischen Handels-
kammer in Deutschland darauf hin, dass es sich bei SYT um ein von einem Investor aus Singapur in Shanghai 
registriertes kleines Unternehmen handelte. Es sei schwer nachvollziehbar, auf welcher Grundlage die Beteiligten die 
Fähigkeit von SYT beurteilt hätten, die Anteile an der FFHG zu kaufen.  
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Flughafens plante, verfügte tatsächlich über ein äußerst geringes Stammkapital, das 
noch nicht einmal vollständig eingezahlt war. Im Hinblick auf den Kaufpreis von damals 
14,85 Mio. € und die von SYT geplanten selbst zu finanzierenden Investitionen von 
192,5 Mio. € hätten weitergehende Nachfragen erfolgen und Nachweise verlangt 
werden müssen.  

Schließlich kündigte SYT mehrfach und noch nach der letzten Verhandlungsrunde 
neue Gesellschafter an. Selbst bei Abschluss des Anteilskaufvertrags war dem Land 
nicht bekannt, wer hinter den handelnden Personen stand. Unklar blieb bis zuletzt, wer 
Gesellschafter und wer wirtschaftlicher Eigentümer von SYT war. 
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6 Businesspläne einschließlich Investitionsplanungen 

Im Folgenden geht der Rechnungshof auf die verschiedenen Businesspläne ein, die 
SYT im Laufe des Verkaufsprozesses vorlegte, und stellt ihre wichtigsten Daten und 
Annahmen dar. Im Wesentlichen betrifft dies die geplante Gewinnung von Frachtflug-
gesellschaften, die benannten Kontaktpersonen und die Angaben zu Investitionen. Auf 
die unterschiedlichen Finanzierungsideen und mehrere vorgelegte Bankbestätigungen 
geht der Rechnungshof unter Tz. 7 ein.  

6.1 Überblick über die Businesspläne 

SYT legte im Zusammenhang mit den Vertragsverhandlungen folgende „Fair Deal“ 
Businesspläne vor: Verbindliches Angebot 30. November 2015 (50 Seiten), aufgrund 
von Rückfragen überarbeiteter Plan vom 21. Dezember 2015 (45 Seiten), nach dem 
Prozessbrief II überarbeiteter Businessplan vom 18. Februar 2016 (72 Seiten) sowie 
zwei Überarbeitungen dieses Plans vom 8. April 2016 (76 Seiten) und vom 31. Mai 2016 
(80 Seiten, Anlage 4.1.1 zum Anteilskaufvertrag). Die letzten drei Pläne – die auch 
dem Innenministerium bekannt waren – beschrieben auf den ersten Seiten unter den 
Punkten 1 bis 8 u. a. die Strategie des Investors zur Gestaltung des wirtschaftlichen 
Umfelds und deren Umsetzung. Sie enthielten Angaben zu den beabsichtigten Investi-
tionen und zu den erwarteten staatlichen Investitions- und Betriebsbeihilfen sowie 
mehrere Finanzpläne. Letztere umfassten die Fälle Base Case, Best Case und Worst 
Case, jeweils noch einmal unterteilt in die Szenarien niedrige und hohe Kapazitätsaus-
lastung sowie den Fall des Betriebs ohne strategischen Investor (Baseline Case). Für 
die Ermittlung des Kaufpreises von 14,85 Mio. € hatte SYT eine Mischkalkulation der 
Unternehmenswerte aus den drei Fällen und dem Baseline Case vorgenommen. 

Im günstigsten Fall ging SYT davon aus, mehr als vier Fluggesellschaften akquirieren 
und die jährliche Frachtflügekapazität auf 2,5 Mio. t erhöhen zu können. Pro neuer 
Frachtfluggesellschaft sollten wöchentlich zwölf Flugbewegungen mit jeweils 80 t 
Fracht stattfinden. 

Nach den Angaben auf Seite 4 des Plans vom 31. Mai 2016 (deutsche Fassung, siehe 
Anlage 5, in weiten Teilen identisch mit der englischen Version vom 8. April 2016) 
waren SYT und deren gesetzlicher Vertreter, Dr. Chou, der langjährige Geschäftsbe-
ziehungen zu Boeing pflege, „sehr zuversichtlich, […] vier oder mehr führende, inter-
national tätige chinesische Frachtfluggesellschaften bis zum Jahre 2020 nach HHN zu 
bringen“. Möglich werden sollte dies durch SYTs „langfristige Geschäftsbeziehungen 
zur Global Fortune 500 China Construction Group“, dem größten Baukonzern und 
führenden Immobilienverwalter Chinas, sowie durch die „Geschäftsbeziehungen des 
Investors (SYT) und Dr. Chou zu Führungskräften von Unternehmen der Global 
Fortune 500 HNA Gruppe“. Als Beleg fügte SYT dem Businessplan einen Comfort 
Letter mit Datum 18. November 2015 bei, den der Präsident des Cargo-Geschäfts von 
Yangtze (Zhong Peng) unterzeichnet hatte und der an „Frankfurt-Hahn Airport, 
Germany“ adressiert war. 

Im Base Case wollte SYT „Skalenerträge“ durch die Verdoppelung der Frachtflügeka-
pazität auf 1,2 Mio. t/a erzielen. Dies sollte durch die schnelle Rückkehr von Yangtze, 
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die Gewinnung von MyCARGO52 (bei der Dr. Chou früher engagiert gewesen sei) und 
bis Jahresende 2020 durch zwei bis drei weitere Luftfahrtgesellschaften erreicht 
werden. Verbundeffekte wollte SYT durch kohärente Diversifizierung in die vier 
Geschäftssegmente Ausbau der Infrastruktur (z. B. Landebahn, Hangars), Dienstleis-
tungen (Passagier- und Frachtabfertigung), Immobilienentwicklung und -verwaltung 
(Gewerbe, Wohnen, Gesundheit, Bildungseinrichtungen) sowie erneuerbare Energien 
zur Selbstversorgung mit Strom realisieren. 

In den Businessplänen aus dem Jahr 2015 ging SYT zusätzlich von der Gründung 
einer Leasing- und Wartungsfirma aus (Projekt 4). Diese sollte 136 Flugzeuge des 
Typs Boeing 787 erwerben, deren Bestellungen von Fluggesellschaften damals stor-
niert gewesen seien. Die Flugzeuge mit einem Listenpreis von jeweils 250 Mio. US-$ 
würden 34 Mrd US-$ kosten. Nach einer Rabattierung würden insgesamt nur 24 Mrd. € 
anfallen. Aufgrund des Bankfachwissens von Kyle Wang (angabegemäß „ehemaliger 
Banker der Deutschen Bank“) lasse sich eine bilanzneutrale Finanzierung des 
Leasings darstellen. Sie sollte durch sechs Zweckgesellschaften mit jeweils 24 Flug-
zeugen53 erfolgen. Die Kontakte des Investors zur asiatischen Airline-Industrie sollten 
die Gründung einer luxuriösen Passagierfluglinie und eines Low-Cost-Carriers ermög-
lichen. Diese Gesellschaften würden die Flugzeuge leasen und von der Leasing- und 
Wartungsfirma warten lassen. Zudem wollte sich SYT an den Zweckgesellschaften mit 
jeweils 5 % beteiligen und so von den späteren Verkäufen der Flugzeuge profitieren. 
Bei einem Verkauf von 24 Flugzeugen sei ein Veräußerungsgewinn von je 25 Mio. €, 
zusammen 600 Mio. €, zu erwarten. Dieses Projekt hat SYT 2016 nicht mehr verfolgt. 

Der Rechnungshof hat schwerpunktmäßig den Textteil des Businessplans vom 
31. Mai 2016 (deutsche Fassung, beigefügt als Anlage 5) untersucht. Schon bei einer
kursorischen Prüfung fielen Ungereimtheiten auf, von denen im Folgenden einige
beispielhaft dargestellt werden.

6.2 Geplante Ansiedlung von Fluggesellschaften 

6.2.1 Angaben von SYT 

SYT plante im Base Case, zwei bis drei zusätzliche Frachtfluggesellschaften für den 
Flughafen Frankfurt-Hahn zu gewinnen und die Fracht im Jahr 2016 auf 222.000 t und 
bis 2024 auf 348.000 t zu erhöhen. Erreicht werden sollte das u. a. durch die Rückge-
winnung der ehemaligen Kunden Yangtze und Thai Smile, auch bekannt als Thai 
Wings. Der Hinweis auf zwei bis drei zusätzliche Fluggesellschaften sei als sehr 
konservativ einzustufen. Im Best Case würden mehr als vier Frachtfluggesellschaften 

52 An den beiden Gesellschaften ist die HNA Gruppe mit 51 % und 49 % beteiligt. Daher betrachtete SYT für die 
Planungen die kombinierten Ladungen dieser zwei Fluggesellschaften vereinfacht als die Ladung einer Fluggesell-
schaft. 

53 Die Differenz zwischen den genannten 136 Flugzeugen und der Zahl 144 (6 mal 24 Flugzeuge) wurde im Businessplan 
nicht aufgeklärt. 
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den Flughafen anfliegen und sich die Fracht bis 2024 auf 508.300 t54 erhöhen. Pro 
neuer Frachtfluglinie sollten zwölf wöchentliche Flüge erfolgen, im Base Case also 24 
bis 36 und im Best Case 60 Flüge. Von den neuen Zielkunden seien die drei mit der 
höchsten Wahrscheinlichkeit Mitglieder der Sky Team Cargo Airline Alliance. 

Die Passagierzahlen würden im Base Case von 3,5 Millionen auf 3,61 Millionen und im 
Best Case auf 8,40 Millionen ansteigen. Zwei Passagierfluggesellschaften sollten neu 
gegründet werden, die AU Airways (Neugründung von Yangtze) und die Long Haul 
Charter (Neugründung mit Yangtze), letztere im Businessplan auch mit Long Haul 
Budget Airline, Long Haul Budget Airways oder Long Haul Discount Airways bezeich-
net.  

Als Beleg für die Steigerung des Frachtvolumens legte SYT zwei Comfort Letter von 
Yangtze vor. Ansonsten berief sich der Investor auf seine persönlichen Beziehungen 
zur Unternehmensführung der HNA Gruppe und die exzellenten Geschäftskontakte 
von SYT und Dr. Chou zur Sky Team Cargo Alliance durch den Präsidenten von 
Yangtze. 

Auf die Frage der Beratungsgesellschaft zu dem indikativen Angebot von SYT, ob sie 
regulatorische oder andere rechtliche Hürden (z. B. Flugrechte) nach dem Erwerb des 
Flughafens sähen55, antworteten Herr M und Dr. Chou am 19. August 2015: 

„Wir sehen keine regulatorischen Hürden beim Erwerb oder beim Betrieb des 
Flughafens.“ 

Die Frage der Beratungsgesellschaft vom 10. Dezember 2015, ob die geplante Errich-
tung einer neuen Fluglinie nach China den Bestimmungen des Luftverkehrsabkom-
mens zwischen China und Deutschland entspreche56, beantwortete SYT nicht. 

Aus den Unterlagen, die der Rechnungshof einsehen konnte, geht nicht hervor, dass 
das Innenministerium oder die Beratungsgesellschaft die Angaben von SYT ernsthaft 
überprüft haben. Die Beratungsgesellschaft stellte z. B. in ihrem Schreiben an die 
Eurasia Amber GmbH vom 10. Dezember 2015 neun Fragen zum Businessplan von 
SYT. Davon beantwortete SYT drei (Vorlage eines detaillierteren Letter of Intents von 
Yangtze, eines Letter of Support einer Flugschule und des Businessplans im Excel-
Format mit Angaben zu staatlichen Beihilfen). Fragen nach z. B. einer Einbindung des 
Hongkong Airports oder einem Letter of Intent von Thai Wings blieben unbeantwortet. 

54 In der englischen Version werden als Maximalwerte 720.000 t Fracht und 8,73 Mio. Passagiere genannt, allerdings in 
der Version Worst Case – Low Utilization. 

55 Regulatory Requirement: With reference to figure (f) of the process letter 1, please elaborate whether you expect any 
regulatory or other legal (i. e. air rights) challenges after a potential takeover of the airport by your client. 

56 Your Business Concept foresees to implement a new airline for long haul flights to China. Does the concept meets the 
requirements of the bilateral air transport agreements between China and Germany? 
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6.2.2 Feststellungen des Rechnungshofs 

Zunächst fällt auf, dass SYT oft dieselben Fluggesellschaften und Allianzen unter-
schiedlich benannte oder unterschiedliche Schreibweisen benutzte (z. B. My Cargo/ 
MyCargo/ myCargo/ MyCARGO/ myCARGO). Von einem Bieter für Anteile an einem 
Flughafen kann erwartet werden, dass er Fluggesellschaften und Allianzen korrekt 
bezeichnet. Zudem wichen Zahlen der deutschen Version des Businessplans von 
denen der englischen Version ab. 

Die Annahmen im Businessplan erscheinen aus folgenden Gründen nicht plausibel: 

 Die geplante Steigerung des Frachtaufkommens war nicht nachvollziehbar.
Zwischen der von SYT veranschlagten Fracht für 2016 von 222.000 t und dem
tatsächlichen Aufkommen des Jahres 2015 (79.565 t)57 bestand eine erhebliche
Differenz. Demnach plante SYT im ersten Jahr einen Anstieg des Frachtvolu-
mens um 142.435 t, also um 179 %58. Nach dem Planansatz von SYT (Jahres-
frachtumsatz pro Fluglinie 50.000 t) entspricht das einem Zugang von fast drei
Fluglinien.

 Die geplanten Frachtmengen waren unrealistisch. Im Best Case ging SYT da-
von aus, 2024 eine Fracht von 508.300 t am Flughafen Frankfurt-Hahn um-
schlagen zu können. Nach der im Auftrag der FFHG erstellten Studie von Desel
Consulting (siehe Tz. 3.1) verbleiben von der 2014 an deutschen Flughäfen
umgeschlagenen Fracht von rund 4,4 Mio. t nur 640.000 t als mögliche Fracht-
menge für den Flughafen Frankfurt-Hahn. Um den Best Case zu erreichen, hät-
te SYT damit nahezu die gesamte potentiell verlagerbare Fracht in Deutschland
an den Flughafen Frankfurt-Hahn ziehen müssen.

 Wie die zugrunde liegenden Steigerungen der Fracht erzielt werden sollten, war
nicht einleuchtend. Ohne Transit-, Post- und Belly-Fracht wurden 2015 in
Deutschland mit China rund 472.589 t abgewickelt, davon über den Flughafen
Frankfurt/Rhein-Main 295.760 t59. Selbst wenn SYT den gesamten China-
Frachtflugverkehr innerhalb Deutschlands (außer Frankfurt) auf den Flughafen
Frankfurt-Hahn hätte holen können, hätte dies 2015 nur eine Fracht von
176.829 t ergeben.

 Mit den Frachtmengen im Base Case (maximal 348.000 t im Jahr 2024) wären
keine Überschüsse erzielt worden. Ausgehend von der Deckungsbeitragsrech-
nung der FFHG aus der Sitzung des Aufsichtsrats vom 16. Oktober 2015 (siehe
Tz. 3.1) sind über 400.000 t Fracht pro Jahr erforderlich, um ein ausgeglichenes
Jahresergebnis erzielen zu können.

57 Im Jahr 2016 sank das Frachtaufkommen auf 71.895 t. 

58 Dabei war bei der Erstellung des Businessplans bekannt, dass in den Ist-Zahlen für 2015 Yangtze nur noch im ersten 
Quartal 2015 enthalten war. Zieht man diesen Frachtumsatz von 10.472 t von den Zahlen für 2015 ab, beträgt der von 
SYT für 2016 geplante Anstieg des Frachtvolumens sogar 152.907 t (221 %). 

59 Statistisches Bundesamt, Luftverkehr auf Hauptverkehrsflughäfen, Fachserie 8 Reihe 6.2. 
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 Die Comfort Letter von Yangtze, die dem Innenministerium vorlagen, enthielten
lediglich allgemeine und unverbindliche Aussagen, die nicht belastbar waren.
So hieß es im Schreiben vom 18. November 2015:

„Actually we're looking at the opportunity into Hahn again following our 
fleet expansion plan next year. We wish a pleasant reunion soon.“ 

In einem neuen Comfort Letter vom 20. Mai 2016 war dieser Satz ersetzt durch: 

„We are pleased to consider redirecting above mentioned flight capacities 
to Hahn airport if Shanghai YiQian Trading Co. is successfull in this bidding 
process.“ 

Die Comfort Letter waren an „Frankfurt-Hahn Airport, Germany“ adressiert, bei 
der FFHG aber nicht eingegangen.  

 Die Gewinnung zusätzlicher Fluggesellschaften und die behaupteten Kontakte
zur HNA Gruppe waren nicht belegt. Auch für die Rückholung der Thai
Wings/Thai Smile an den Flughafen Frankfurt-Hahn fehlte jeglicher Nachweis.

 Die von SYT genannten Frachtflugfrequenzen waren deutlich höher als die
Planungen eines Mitbieters. Dieser hatte aufgrund seiner Kontakte zur HNA
Gruppe mit dauerhaft zusätzlich neun Frachtflügen pro Woche gerechnet. SYT
rechnete aber mit mindestens 24 und maximal 60 zusätzlichen wöchentlichen
Frachtflügen, ohne dies näher zu belegen.

 Die beabsichtigte Gewinnung weiterer Luftfahrtgesellschaften war ebenfalls
unrealistisch. Von den zwölf Mitgliedsfluggesellschaften der Sky Team Cargo
Airline Alliance kommen zwei aus der Volksrepublik China (China Cargo Airli-
nes und China Southern Cargo) und zwei aus dem übrigen Asien (China Airli-
nes Cargo, Taiwan, und die Korean Air Cargo, Korea). Hiervon wollte SYT „mit
der höchsten Wahrscheinlichkeit“ drei und somit fast sämtliche asiatischen
Fluglinien der Allianz für den Flughafen Frankfurt-Hahn gewinnen.

 Die Angaben zu potentiellen Geschäftspartnern waren nicht hinreichend belegt.
Von den im Businessplan genannten neun Fluggesellschaften sollten zwei neu
gegründet werden. Es ist unklar, woher SYT die Kenntnis über die Neugrün-
dungen hatte. Selbst wenn die Gründungen erfolgt wären, wäre fraglich, ob und
in welchem Umfang sie den Flughafen Frankfurt-Hahn genutzt hätten.

 Die geplante Ausweitung der Frachtflugfrequenzen ist zurzeit rechtlich nicht
möglich. Nach einer vom Rechnungshof eingeholten Auskunft des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 25. Oktober 2016 stehen
nach dem Luftverkehrsabkommen zwischen der Bundesrepublik und der Volks-
republik China für Frachtflüge 38 Frequenzen pro Woche und für Passagierflü-
ge 55 Frequenzen pro Woche zur Verfügung. Nach Angaben des Bundesminis-
teriums nutzen chinesische Luftfahrtunternehmen diesen Frequenzrahmen der-
zeit vollständig aus. Der Businessplan von SYT sah zwischen 24 und 60 zu-
sätzliche Frachtflüge pro Woche vor. Weder SYT noch die angeblich mit ihr
kooperierenden Fluggesellschaften, wie z. B. Hainan Airlines, Yangtze, myCar-
go Airlines oder China Southern Airlines, hatten nach Angaben des Bundesmi-
nisteriums Kontakt mit ihm oder dem Luftfahrtbundesamt aufgenommen, um
Frequenzen für Fracht- oder Passagierdienste am Flughafen Frankfurt-Hahn zu
erhalten.
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Die Businesspläne waren bereits nach einer kursorischen Prüfung in weiten Teilen 
nicht schlüssig. Zugrunde liegende Annahmen und Angaben waren nicht oder nicht 
hinreichend belegt. Auf die Problematik der eingeschränkten Luftverkehrsrechte von 
und nach China ging SYT trotz Rückfragen nicht ein. Wie die Landesregierung in ihrer 
Stellungnahme zur Gutachtlichen Äußerung angibt, wandte sich der Innenminister 
mehrfach an die Bundesregierung, um eine Liberalisierung von Flugverkehrsrechten zu 
erreichen60. Auch im Rahmen der Verkaufsverhandlungen mit SYT fand diese The-
matik61 wiederholt Erwähnung. Umso unverständlicher bleibt es dann, dass das Innen-
ministerium die im Businessplan veranschlagte Steigerung der wöchentlichen Fracht-
flüge um mindestens 24 und bis zu 60 Flüge nicht hinterfragte und sich beim Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur oder dem Luftfahrtbundesamt nicht 
zum genauen Umfang der Luftverkehrsrechte erkundigte. 

In der Gesamtbetrachtung hätten die offensichtlichen Unstimmigkeiten dem Innen-
ministerium unbeschadet der Obliegenheiten des Beratungsunternehmens Anlass 
bieten müssen, die ihm vorliegenden Businesspläne selbst einer kritischen Bewertung 
zu unterziehen oder auf eine solche hinzuwirken. Dies wäre vor allem deshalb erfor-
derlich gewesen, weil es in der ersten Phase des Verkaufsprozesses bewusst auf Re-
ferenzen verzichtet und stattdessen die Vorlage von Unternehmenskonzepten gefor-
dert hatte. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen des Landes mit den Nürburgring-
Projekten ist es nicht widerspruchsfrei, einerseits eine außergewöhnliche Distanz zu 
den Bietern zu wahren, andererseits die Beratungsgesellschaft nicht ausdrücklich 
anzuhalten, deren Seriosität kritisch zu prüfen oder eine solche Prüfung selbst 
vorzunehmen. 

6.3 Benannte Kontakte 

6.3.1 Angaben von SYT 

Der Businessplan bezog sich an mehreren Stellen auf die Kontakte von SYT und 
Dr. Chou zu verschiedenen Gesellschaften und Personen: 

 Dr. Chou pflege langjährige Geschäftsbeziehungen zu Boeing.

 SYT habe langfristige Geschäftsbeziehungen zur China Construction Group,
dem größten Baukonzern und führenden Immobilienverwalter Chinas.

 Dr. Chou habe Geschäftsbeziehungen zu Führungskräften von Unternehmen
der HNA Gruppe.

 In Zusammenarbeit mit der China Construction Gruppe, der HNA Gruppe und
ggf. der Huawei-Gruppe bringe der innovative Investor state-of-the-art Luftfahrt-
Infrastruktur-Technologie und vor allem sein einmaliges Netzwerk aus belast-
baren persönlichen Geschäftsbeziehungen ein.

60 Insbesondere im Zusammenhang mit einer Anfrage der Fluggesellschaft Korean Air Cargo. 

61 In der Sitzung des Innenausschusses vom 11. Februar 2016 antworteten weder das Land noch die Beratungsgesell-
schaft auf die Frage nach dem Vorliegen erforderlicher Lizenzen für Interkontinentalflüge. 
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 Dank der Initiative von Dr. Chou plane Yangtze, zum Flughafen Frankfurt-Hahn 
zurückzukehren. Über seine gewachsenen Geschäftsbeziehungen habe der 
Investor die Möglichkeit, kurzfristig die beiden Airlines Yangtze und Thai Wings 
zurück nach Hahn zu bewegen. 

 Dr. Chou halte 26 % der Anteile an einer Tochtergesellschaft von SYT, an der 
auch der Präsident von Yangtze, Shu Wei Dong, 5 % der Anteile halte62 (Versi-
on 8. April 2016; knapper in der Version 31. Mai 2016). 

 Dr. Chou sei früher einmal bei ACT, jetzt MyCARGO, engagiert gewesen. 

 Dr. Chou und SYT hätten über den Präsidenten von Yangtze exzellente 
Geschäftskontakte zur Sky Team Cargo Alliance. 

 SYT könne „durch persönliche Beziehungen mit der Unternehmensführung der 
HNA Group (durch Beteiligung von Yangtze River Express an der Holding) […] 
ohne großen Aufwand von den Kontakten zu HNA Aviation Group Expertise, 
vor allem von Swissport und myTECHNIK, profitieren“. 

 Dr. Chou genieße das Vertrauen von global expandierenden, führenden chine-
sischen Großunternehmen, wie China Construction Group, HNA Group und 
Huawai Group. 

 Der Investor werde sein persönliches Netzwerk einbringen, um die chinesi-
schen Piloten, die aktuell in den USA trainiert würden, für deren Berufsausbil-
dung nach Europa umzulenken. Dabei wolle SYT mit einer „APEX Flight 
Academy“, Taiwan, zusammenarbeiten.  

 Die engen Beziehungen des Investors zur HNA Group, die im Jahr 2015 Swiss-
port übernommen habe, sicherten Zugang zu Know-how und internationaler 
Spitzentechnologie, sowohl im Bereich des Baus, der Ausstattung nach neues-
tem Stand der Technik sowie im späteren effizienten Betrieb. 

6.3.2 Feststellungen des Rechnungshofs 

Aus den vorgelegten Unterlagen war nicht erkennbar, dass das Innenministerium oder 
die Beratungsgesellschaft die im Businessplan genannten Kontakte von SYT und Dr. 
Chou überprüft hatte. Angaben über deren angebliche Geschäftsbeziehungen hinter-
fragten sie nicht. Selbst leicht verifizierbaren Behauptungen, wie die Beteiligung des 
Präsidenten von Yangtze an einer Tochtergesellschaft von SYT, gingen die Beteiligten 
nicht nach. Auch die Abweichung zwischen dem genannten möglichen Partner für das 
Betreiben der Flugakademie und dem Aussteller des Letter of Support vom 
25. Dezember 2015 war offensichtlich. Diesen hatte eine „Air Aviation Academy“ 
ausgestellt. Im Hinblick auf das Know-how zum Betreiben eines Flughafens bezog sich 
SYT ausschließlich auf die persönlichen Kontakte von Dr. Chou. Belastbare Unterlagen 
hierzu lagen nicht vor. 

                                                                 
62 Nach dem verbindlichen Angebot vom 30. November 2015 sollte er auch mit 5 % Gesellschafter von SYT werden. 
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6.4 Investitionsplanungen 

6.4.1 Angaben von SYT 

Der „flexible Investitionsplan“ sah Investitionen in Gesamthöhe von bis zu 215 Mio. € 
vor (Seiten 5 und 7). Davon sollten 22,5 Mio. € durch Landeszuwendungen finanziert 
werden.  

In einer ersten Phase (2016 bis 2020) plante SYT, losgelöst von der Kapazitätsaus-
lastung, „unverzichtbare Kernvorhaben“ mit drei Projekten über „56 Mio. €“. Sie sollten 
aus der Erneuerung von Terminals und Hangars (Projekt 1, 35 Mio. €), der Herstellung 
eines Anschlusses an die Nato-CEPS-Pipeline für Flugbenzin mit dem Bau zweier 
Tanks (Projekt 3, 6 Mio. €) und der Aufrüstung der Schwerlasttransportanlagen (Pro-
jekt 4, 5 Mio. €) bestehen. Je nach Kapazitätsauslastung sollten eine Flugakademie 
(Projekt 2, 10 Mio. €) sowie Immobilien, Einkaufszentren und ein Luxushotel (Projekt 5, 
AU Plan63, 20 Mio. €) hinzukommen. 

In einer zweiten Phase (2020 bis 2024) plante SYT, „abhängig von der Kapazität und 
Auslastung (Anzahl der zusätzlichen Frachtfluggesellschaften)“, Infrastrukturinvestitio-
nen von insgesamt „134 Mio. €“. Vorgesehen waren der Abriss von Hangars (Projekt 6, 
5 Mio. €), eine Photovoltaikanlage (Projekt 7, 25 Mio. €), neue Passagier- und Fracht-
terminals (Projekt 8, 15 Mio. €), eine zweite Start- und Landebahn (Projekt 9, 
30 Mio. €), ein Altenwohnheim (Projekt 10, 10 Mio. €) und ein Anschluss an die Huns-
rückbahn (Projekt 11, 54 Mio. €).  

6.4.2 Feststellungen des Rechnungshofs 

Zu den Investitionsplanungen hat der Rechnungshof Folgendes festgestellt: 

 Die in der Investitionsplanung angegebenen Zahlen waren in sich nicht stimmig.
Die Summe der drei Investitionen (Projekte 1, 3 und 4) in der als unverzichtbar
angesehenen ersten Phase ergibt nicht 56 Mio. €, sondern nur 46 Mio. €.

 Entgegen den Angaben auf Seite 7 rechnete SYT auch die Flugakademie
(Projekt 2) der ersten unverzichtbaren Phase zu (Seite 8).

 Die Summe der Investitionen der Phase 2 betrug nicht 134 Mio. €, sondern
139 Mio. € (Projekte 6 bis 11).

 Die Angaben in der Tabelle auf Seite 7 wichen von den Angaben im Text (Sei-
ten 26 ff.) ab. Während in der Tabelle die selbst finanzierten Kosten für Pro-
jekt 1 „Erneuerung von Terminals und Hangars“, Projekt 8 „zusätzliche Termi-
nals für die Abwicklung von Passagieren und Fracht“ und Projekt 11 „Anschluss
an die Hunsrückbahn“ mit 35 Mio. €, 15 Mio. € und 54 Mio. € beziffert wurden,
waren im Text Beträge von 15 Mio. €, 10 Mio. € und 60 Mio. € genannt. Weiter-

63 Businessplan Seite 28: „Das Kürzel AU ist abgeleitet vom chemischen Element Aurum (Gold) und steht für ein 
Premium Traveller Programm, bei dem Fluggästen VIP-Services, wie bevorzugte Check-In, Nutzung von Business 
Lounges und anderen Wohlfühl-Einrichtungen mit einem erstklassigen Shopping-Erlebnis und exklusiven Übernach-
tungsmöglichkeiten kombiniert werden.“ 
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hin ergaben sich aufgrund der Textpassagen im Vergleich zur Tabelle Abwei-
chungen bei den Projektbauzeiten und der Zuordnung der Landeszuschüsse zu 
den einzelnen Projekten. Letztere wurden in der Tabelle auf Seite 7 den Projek-
ten 1, 3 und 4 zugeordnet, im Text ausschließlich dem Projekt 1. Während in 
der Tabelle auf Seite 7 des Businessplans und in der Gesamtbetrachtung die 
Summe der Investitionen 215 Mio. € betrug, errechnete sich aus den Erläute-
rungen ab den Seiten 26 ff. die deutlich höhere Summe von 391 Mio. €. Der 
Unterschied erklärt sich offensichtlich daraus, dass SYT in der Tabelle die mit 
Fremdkapital zu finanzierenden Investitionsbeträge nicht angegeben hatte. 
Nach den Textpassagen summierte sich der Anteil des Investors auf nur 
196 Mio. € statt auf 215 Mio. €. 

 Zum Anschluss an die Nato-Pipeline und zum Bau von zwei Tanks gab SYT in 
dem Businessplan vom 8. April 2016 Kosten von zusammen 11 Mio. € an. Sie 
erläuterte aber, zuversichtlich zu sein, die beiden Maßnahmen für 6 Mio. € rea-
lisieren zu können. In der Version des Businessplans vom 31. Mai 2016 war nur 
noch von einem Gesamtinvestitionsvolumen von 6 Mio. € die Rede und die 
Anmerkung gestrichen. Der Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung 
Rheinland-Pfalz schätzte die Kosten für die beiden Maßnahmen in einer Studie 
vom 8. Juni 2015 auf 11,4 Mio. €64. Es ist nicht nachvollziehbar, wieso SYT von 
nur 6 Mio. € ausging. 

 Laut SYT sollten die Ausbildungsgänge für Piloten, an denen derzeit 8.000 bis 
10.000 Chinesen teilnehmen, von den USA auf den Flughafen Frankfurt-Hahn 
verlagert werden. Ob dies aufgrund der Wetterbedingungen vor Ort und der 
zeitlich begrenzten Gültigkeit der erforderlichen Einreisevisa überhaupt realis-
tisch war, problematisierte SYT nicht einmal im Ansatz65. 

 SYT beabsichtigte, den Großraum Hahn zum neuen Asia-Zentrum Deutsch-
lands zu machen und Hotels für die Besucher asiatischer Familien, Einkaufs-
zentren zugeschnitten auf den Geschmack der asiatischen Bevölkerungsgrup-
pe sowie Büroräume zur Vermietung von Flächen an die europäischen Nieder-
lassungen asiatischer Handelsunternehmen zu schaffen. Es ist nicht erkennbar, 
auf welchen Grundlagen und anhand welcher Unterlagen diese Planung von 
SYT „eingehend geprüft“ worden war.  

 Auch die Aussage, aufgrund der hohen Nachfrage aus der asiatischen Bevölke-
rung nach hochqualitativer medizinischer Versorgung solle ein Krankenhaus 
errichtet werden, war nicht belegt und in den Investitionsplanungen nicht be-
rücksichtigt. 

 Selbst nach dem Best Case-Szenario von SYT war der Bedarf für eine zweite 
Start- und Landebahn, die nach den Planungen im Jahr 2023 (8. Planjahr) für 
40 Mio. € (davon 30 Mio. € Eigenmittel) errichtet werden sollte, nicht erkennbar.  

                                                                 
64 Antwort Innenministerium vom 11. Juli 2016 auf die Kleine Anfrage „Anschluss des Flughafens Frankfurt-Hahn an die 

Nato-Pipeline I“, Drucksache 17/404. 
65  Nach Presseberichten zu einem ähnlichen Projekt zum Flughafen Lübeck (Die ZEIT vom 25. Juni 2015) sind für 

2.000 Piloten mehr als 80 Schulflugzeuge notwendig. Das seien etwa 10 % der Weltjahresproduktion dieser Maschi-
nen. Daneben seien mehr als 100 Lehrer und Wetterbedingungen wie in Südafrika, Florida oder Arizona erforderlich. 
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 Es ist unklar, wieso die Frachtkapazität auf 1,2 Mio. t verdoppelt werden sollte,
obwohl SYT im besten Fall einen Frachtumschlag von 508.300 t plante und im
Base Case nur von Frachtmengen von 348.000 t ausging. Die insoweit von
SYT als wesentliche Bedingung für eine Ansiedlung vorgetragenen Kunden-
wünsche belegte die Gesellschaft nicht.

 Im Vagen blieb das Vorhaben von SYT in Bezug auf die Hunsrückbahn. Hierfür
sah der Investor im Jahr 2025 (10. Planjahr) einen Finanzbedarf von 100 Mio. €
(laut Seite 7 davon 54 Mio. € Eigenmittel, laut Seite 27 allerdings 60 Mio. €) vor.
Nach seinen Planungen sollten die Mittel für den „Anschluss“ an die Hunsrück-
bahn verwendet werden. Demgegenüber sieht das Land für die Reaktivierung
der gesamten 63 Kilometer langen Strecke von Langenlonsheim bis zum Flug-
hafen Frankfurt-Hahn Aufwendungen von ca. 130 Mio. € vor66.

6.5 Anmerkungen des FM 

Im Rahmen der Erstellung der Vorlage für den Beschluss des Ministerrats zum Verkauf 
der Landesanteile an der FFHG sprach das FM einige der oben aufgezeigten Auf-
fälligkeiten der Businesspläne an67. So legte es dar, dass der Businessplan von SYT 
an mehreren Stellen ausschließlich Ausführungen zum „Networking“ des Investors und 
Dr. Chou enthalte. Belastbare Dokumente – wie entsprechende Absichtserklärungen 
der Airlines – hätten jedoch nicht beigelegen. Sie hätten auch durch Recherchen des 
FM nicht ermittelt werden können, so dass insbesondere die wirtschaftlichen Bezie-
hungen der im Businessplan genannten Gesellschaften untereinander nicht nachvoll-
zogen werden könnten. Auch dieser wirtschaftliche Zusammenhang solle im Rahmen 
der Prüfung des Käuferhintergrundes durch die Beratungsgesellschaft untersucht 
werden. 

Die teilweise immensen Fracht- sowie Passagiersteigerungen, die vom Investor in den 
ersten Jahren angenommen würden, könnten nach aktuellem Kenntnisstand nicht 
nachvollzogen werden. Vermutlich basiere der Businessplan auf der 10-Jahresplanung 
der FFHG vom Dezember 2014. Diese Planung sei aber durch den Weggang von 
Yangtze und Air China Cargo unrealistisch. Zudem habe Nippon Cargo Airlines ange-
kündigt, bei einer Veräußerung an einen chinesischen Investor die derzeitige Fracht-
menge von rund 20.000 t pro Jahr an einen anderen Standort zu verlagern.  

Weiter gab das FM zu bedenken, dass vorhandene Interessenbekundungen chine-
sischer Fluggesellschaften nicht zur tatsächlichen Aufnahme von Geschäftsbeziehun-
gen führen oder diese wieder aufgegeben werden könnten, die Auslastung der Flüge 
hinter den Erwartungen zurückbleiben oder die Margen im Frachtflugbereich noch 
weiter unter Druck geraten könnten. Auch könne sich der Flughafen Frankfurt-Hahn als 
ungeeigneter Standort für eine Flugschule erweisen, die erwartete Zahl der Flugschüle-

66 Antwort Innenministerium vom 23. Dezember 2016 auf die Kleine Anfrage „Reaktivierung der Hunsrückbahn II“, Druck-
sache 17/1945 Frage 4. 

67 Die Anmerkungen übersandte das FM dem Innenministerium am 21. April 2016. 
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rinnen und -schüler zu ambitioniert und das Konzept aus aufenthaltsrechtlicher Sicht 
nicht realisierbar sein.  

Aufgrund der Bedeutung der Beteiligung hielt das FM eine Tiefenrecherche für unab-
dingbar. Es regte an, über die erfolgte Prüfung hinaus eine Wirtschaftsdetektei mit 
weiteren Recherchen zu beauftragen. 

6.6 Würdigung der Businesspläne 

Die Businesspläne, die angegebenen Kontakte sowie die Investitionsplanungen waren 
schon bei kursorischer Prüfung weder realistisch noch nachvollziehbar. Das hätte, 
nicht zuletzt angesichts der Erfahrungen mit den Nürburgring-Projekten und aufgrund 
der Anmerkungen des FM, das auf von Anfang an erkennbare Ungereimtheiten hinge-
wiesen hatte, Anlass geben müssen, sie einer vertieften Prüfung und kritischen Bewer-
tung zu unterziehen sowie den einzelnen Behauptungen nachzugehen. Insbesondere 
hätte sich das Land ein fundiertes eigenes Urteil über die Expertise von SYT und die 
Qualität der vorgelegten Unterlagen als Grundlage für die Entscheidung über den Ver-
kauf bilden müssen. 

Die Landesregierung zieht sich in ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen 
Äußerung erneut darauf zurück, dass aufgrund der Vorgaben des europäischen 
Beihilferechts eine Bewertung des Unternehmenskonzeptes nicht erlaubt gewesen sei. 

Diese Argumentation greift zu kurz. Ungeachtet einer grundsätzlichen Unzulässigkeit, 
Unternehmenskonzepte als Kriterium zur Bewertung von Angeboten heranzuziehen, 
war es keineswegs verboten, sich anhand der vorgelegten Businesspläne ein Bild über 
die Seriosität des Bieters zu verschaffen. Wenn ein Businessplan offensichtlich fehler-
haft ist, von unrealistischen Annahmen ausgeht, Referenzen fehlen oder nur vage sind, 
der Bieter nicht über eigene Fluggesellschaften verfügt und er zudem keinerlei 
Erfahrungen im Betreiben oder der Weiterentwicklung eines Flughafens hat, ist es nicht 
nur naheliegend, sondern unerlässlich, sich intensiver mit ihm und seinem Unterneh-
menskonzept zu befassen. Dies würde kein wirtschaftlich und vernünftig handelnder 
Marktteilnehmer anders handhaben. 

Die Landesregierung hat in ihrer Stellungnahme weiter mitgeteilt, das federführende 
Innenministerium habe selbst nicht die notwendige Expertise hinsichtlich der Aus- und 
Bewertung von Businessplänen gehabt, so dass es sich – auch gerade vor dem Hinter-
grund der Erfahrungen aus den Nürburgring-Projekten – auf den Sachverstand der 
Berater habe verlassen müssen. Anhaltspunkte dafür, an den Einschätzungen und 
Bewertungen der Beratungsgesellschaft zu zweifeln, habe es nicht gegeben.  

Diese Argumentation überzeugt nicht. Der Rechnungshof weist hierzu darauf hin, dass 
sich das FM im Zusammenhang mit der Erstellung der Ministerratsvorlage vom 
18. Mai 2016 in mehreren Vermerken und Anmerkungen kritisch zu den Businessplä-
nen geäußert und verschiedene Risiken aufgezeigt hat (siehe auch Tz. 6.5). Insofern
wäre auch eine intensivere Nutzung des Sachverstands der Beteiligungsabteilung des
FM geboten gewesen.
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7 Finanzierung des Kaufpreises und der Investitionen 

Nachfolgend untersucht der Rechnungshof die Kapitalausstattung von SYT (siehe 
Tz. 5.4) und die Angaben zur Finanzierung des Anteilserwerbs. 

7.1 Finanzierungsideen von SYT 

Das indikative Angebot vom 31. Juli 2015 enthielt ein Kurzkonzept des Businessplans. 
Darin gab SYT ihr Eigenkapital mit umgerechnet 7 Mrd. € an. Im weiteren Verlauf des 
Verkaufsprozesses präsentierte SYT eine Reihe von Vorstellungen zur Fremd- und 
Eigenfinanzierung des Erwerbs der Anteile und von Investitionen: 

Tabelle 2: Finanziers von SYT 

Datum Quelle Finanzier Betrag Nachweis 
19.08.2015 E-Mail Eurasia

Amber GmbH
an Beratungs-
gesellschaft

Grand Mekong 
Investment 
Limited 

1,7 Mrd. € Foto eines „Bank Statement/ 
Tear Sheet Draft“ der 
„Standard Chartered Bank“ 
vom 01.07.2014  

16.10.2015 E-Mail Eurasia
Amber GmbH
an Beratungs-
gesellschaft

Weng Jianlin 200 Mrd. 
US-$ 

Foto einer Bankgarantie von 
„The Hongkong and Shang-
hai Banking Corporation 
Ltd.“ (HSBC) vom 
07.01.2015  

30.11.2015 Anlage 6 des 
verbindlichen 
Angebots 

SYT 29,4 Mio. € Kopie eines Bestätigungs-
schreibens der „China 
Construction Bank“ vom 
28.11.2015 

Anlage 7 des 
verbindlichen 
Angebots 

The Crown 
Agents 
Foundation 

kein Nachweis, Erwähnung 
im Businessplan 

22.04.2016 E-Mail Facett
Art e. K. an
Beratungs-
gesellschaft

Zhou Chao 29,8 Mio. € Kopie eines Bankauszugs 
der „Industrial and 
Commercial Bank of China“ 
zum 18.04.2016  

27.05.2016 E-Mail SYT-
Anwälte an
Beratungs-
gesellschaft

SYT 27,4 Mio. € Kopie einer Bankbestätigung 
der „Bank of China“ vom 
23.05.2016 

Auf die Frage der Beratungsgesellschaft nach der Finanzierung der Kaufpreiszahlung 
antwortete die Eurasia Amber GmbH am 19. August 2015:  

„Über diese Frage wurde am Montag ausführlich gesprochen. Wir fügen als 
Anlage ein Bank-Statement der Standard Chartered Bank PLC London U.K. 
vom 01.07.2014 bei, welches die Liquidität der SHANGHAI YIQIAN TRADING 
CO., LTD bzw. einer Tochtergesellschaft bzw. der beauftragten Investment-
gesellschaft (letzter aktueller Jahresbericht) belegt. Da sich Herr Dr. Tao schon 
wieder auf dem Rückweg nach Shanghai befindet, war ein weiterer formloser 
'Flower Letter' noch nicht zu organisieren. Dieser kann nur nachgereicht wer-
den. Aber wie besprochen, soll die Finanzierung der Kaufpreiszahlung nicht 
über Kredite bzw. Kreditgeber abgewickelt werden, da das Bankguthaben in 
Höhe der gebotenen Kaufpreiszahlung abrufbar und verfügbar ist.“ 
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Der E-Mail war ein unbeglaubigtes Foto eines „Bank Statement/Tear Sheet Draft“ 
zugunsten der Grand Mekong Investment Limited über ca. 1,7 Mrd. € bei der Standard 
Chartered Bank PLC, London, beigefügt. Das Original oder eine beglaubigte Kopie 
legte SYT nicht vor. Eine Rückfrage der Beratungsgesellschaft hierzu am 24. Au-
gust 2015, inwiefern die Grand Mekong Investment Limited eine Tochtergesellschaft 
von SYT sei und ob Herr M einen Nachweis der Gruppenzugehörigkeit (ggf. Organi-
gramm der Gesellschaft inklusive Holdingstruktur) erbringen oder einen „Bank support 
letter“ zu Gunsten von SYT nachreichen könne, blieb unbeantwortet. Stattdessen 
wechselte die Angabe des Finanziers.  

Am 16. Oktober 2015 übersandte Herr M der Beratungsgesellschaft per E-Mail die Auf-
nahme einer Bankgarantie, die Dr. Chou ihm via WhatsApp übermittelt hatte. Er bot an, 
„über die Sache erklärend (zu) reden“. Auf dem Foto war ein Guthaben von 200 Mrd. 
US-$ zu Gunsten eines Weng Jianlin bei HSBC ausgewiesen. Dieser sollte nach einer 
Mitteilung von Dr. Chou vom 19. Oktober 2015 Finanzier und nach den Angaben im 
Due Diligence-Fragebogen vom 6. November 2015 mit 17 % Eigentümer von SYT 
werden. Nach eigenen Angaben nahm die Beratungsgesellschaft den Ausdruck der E-
Mail ungeprüft zu den Akten, da sie ihn nicht für „verfahrensrelevant“ hielt. Ob das 
angebotene Gespräch stattgefunden hatte, ergab sich aus den Unterlagen, die dem 
Rechnungshof vorlagen, nicht. Nach Angaben der Beratungsgesellschaft bestand 
keine Veranlassung, sich mit dem – verfahrensrechtlich unbeachtlichen – Bankbeleg 
zu befassen, da in dieser (indikativen) Prozessphase die bloße Darstellung der Finan-
zierungsart ausgereicht habe. Der Bankbeleg sei auch im weiteren Verlauf des Bieter-
verfahrens nicht relevant gewesen, weil er zeitlich und durch Vorlage des weiteren 
Finanzierungsnachweises im bindenden Angebot überholt gewesen sei. 

Laut der Beratungsgesellschaft legte SYT auch diesen Finanzierungsnachweis weder 
im Original noch als beglaubigte Kopie vor. Eine Erläuterung des Finanzierungswech-
sels von der Grand Mekong Investment Limited hin zu Weng Jianlin erfolgte nach 
Angaben der Beratungsgesellschaft nicht. 

Mit dem verbindlichen Angebot vom 30. November 2015 reichte SYT die Kopie einer 
Bankbestätigung der China Construction Bank in chinesischer Sprache ein. Eine Mitar-
beiterin der Beratungsgesellschaft übersetzte das Dokument. Nach ihrer Auskunft 
belegte das Papier ein Guthaben von umgerechnet 29,4 Mio. € zu Gunsten von SYT. 
Das Original lag der Beratungsgesellschaft nicht vor.  

Nach dem Businessplan, der dem verbindlichen Angebot ebenfalls beigefügt war, 
wollte SYT den Kaufpreis und weitere Investitionsprojekte am Flughafen über die 
Crown Agents Foundation, eine britische, der internationalen Entwicklungszusammen-
arbeit verpflichtete Organisation, finanzieren. Diesem Thema war ein eigenes Kapitel 
gewidmet, das diese Organisation mit ihrem Ziel, die weltweite Armut zu bekämpfen, 
näher beschrieb. Durch eine Kooperation mit einer ihrer Tochtergesellschaften, der 
Crown Agents Ltd., UK, einer weltweit führenden Wirtschaftsförderungsberatung, habe 
SYT Zugang zu zweckgebundenen Geldern, die bei der HSBC hinterlegt seien.  

Mit Schreiben vom 10. Dezember 2015 bat die Beratungsgesellschaft SYT, eine Reihe 
von Fragen zu beantworten. So sollte SYT das Interesse der Crown Agents Foundation 
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durch einen schriftlichen Nachweis belegen. Für den Fall, dass die Foundation die 
Finanzierung nicht übernehmen würde, sollten Alternativen aufzeigt werden. Bei der 
Beantwortung der Frageliste am 21. Dezember 2015 gingen die SYT-Anwälte hierauf 
nicht ein. Stattdessen übermittelten sie einen neuen Businessplan. Darin tauchte die 
Crown Agents Foundation nur noch beispielhaft in einem Nebensatz auf68.  

Danach wechselte der vorgesehene Finanzier erneut. Nunmehr sollte Zhou Chao, 
angeblich neuer Hauptgesellschafter von SYT, der maßgebliche Finanzier sein. Als Be-
stätigung für dessen Kreditwürdigkeit leitete die Eurasia Amber GmbH über die E-Mail-
Adresse der Facett Art e. K. am 22. April 2016 an die Beratungsgesellschaft die Kopie 
eines aktuellen Kontoauszugs („certification of deposit“) der Industrial and Commercial 
Bank of China in englischer und chinesischer Sprache weiter. Danach verfügte Zhou 
Chao am 18. April 2016 über mehr als 217 Mio. RMB69. Allerdings war auf dem Auszug 
vermerkt:  

„cannot be used as a document of guarantee or financing.“ 

SYT legte die Bescheinigung auch einem Mitarbeiter der Beratungsgesellschaft bei 
seinem Chinabesuch am 21. April 2016 vor. Nach deren Angaben hat sich dieser mit 
dem Auszug nicht näher befasst, sondern um elektronische Übersendung an die 
Beratungsgesellschaft gebeten. Diese fand am Folgetag statt. 

In einer Telefonkonferenz vom 27. Mai 2016, deren Ergebnisse die Beratungsgesell-
schaft in einer E-Mail an das Innenministerium vom 30. Mai 2016 zusammenfasste, 
gab sie an, es sei aktuell unklar, ob man die vom Land erbetene Bestätigung erhalten 
werde, dass Zhou Chao der maßgebliche Finanzier hinter SYT sei.  

Parallel hierzu versuchte SYT, die Finanzierung selbst nachzuweisen. So leiteten die 
SYT-Anwälte am 27. Mai 2016 an die Beratungsgesellschaft elektronisch eine Kopie 
der Bestätigung der Bank of China vom 23. Mai 2016 über ein Guthaben von SYT von 
umgerechnet 27,4 Mio. € weiter. Am gleichen Tag gab die Beratungsgesellschaft 
diesen Beleg dem Innenministerium zur Kenntnis. 

Bei einer Reise des zuständigen Staatssekretärs im Innenministerium nach Shanghai 
vom 4. bis 6. Juli 2016 ergaben sich Anhaltspunkte dafür, dass es sich bei den Bestäti-
gungen der China Construction Bank und der Bank of China um Fälschungen han-
delte. Daraufhin bat das Innenministerium das Auswärtige Amt am 12. Juli 2016, diese 
Bestätigungen durch das Generalkonsulat Shanghai zu überprüfen. Die Information, 
dass die Bestätigungen gefälscht waren, ging am 3. August 2016 beim zuständigen 
Staatssekretär im Innenministerium ein. 

68 Seite 8: „Due to different revenue projections, under the initial version of the Financial Plan, it was expected that the
expansion would be largely self-financing and that debt financing would be minimal, given the financial commitment of 
the Investor backed by financial Sponsors who (e.g. Crown Agents Foundation or other Sponsors) provide equity-like 
guarantees for bank loans.” 

69 Umgerechnet rund 29,8 Mio. € zum Kurs vom 22. April 2016. 
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7.2 Würdigung 

Die Angaben von SYT zur Finanzierung des Erwerbs der Anteile an der FFHG und der 
geplanten Investitionen wechselten mehrfach. SYT beschränkte sich auf Erklärungen, 
ohne hierfür Nachweise zu erbringen. Bis kurz vor Vertragsunterzeichnung war unklar, 
wer der Finanzier sein sollte. 

Die von SYT bis zum verbindlichen Angebot eingereichten Kopien und Fotos von 
Finanzierungsnachweisen überprüfte die Beratungsgesellschaft weder auf ihre Echtheit 
noch auf ihre Plausibilität. Sie forderte diese weder im Original oder als beglaubigte 
Kopie an, noch holten sie Rückbestätigungen der ausstellenden Banken ein. Ebenso 
unterblieb eine inhaltliche Prüfung der Unterlagen.  

Schon die Vorlage einer „Bankgarantie“ über 200 Mrd. US-$ hätte hierzu Anlass bieten 
müssen. Es ist weltweit keine Einzelperson bekannt, die ein derart hohes Vermögen 
– erst recht nicht als Bankguthaben – besitzt70. Hinzu kommt, dass eine Bank eine
solche Bestätigung71 nach dem Gutachten von Freshfields (siehe Anlage 6), erfah-
rungsgemäß mangels Überprüfbarkeit nicht ausstellen kann und wird, schon gar nicht
im Hinblick auf den Betrag von 200 Mrd. US-$. Auch sei der abschließende Satz der
„Bankgarantie“72 nicht verständlich. Auf sprachlichen Unklarheiten beruhende Über-
setzungsfehler hielt Freshfields bei einer der weltweit größten Banken wie der HSBC
für nicht wahrscheinlich. Vielmehr sei davon auszugehen, dass HSBC bei Bestätigun-
gen dieser Art ein sprachlich eindeutiges Formular vorrätig halte.

Nach Angaben der Beratungsgesellschaft ist die „Bankgarantie“ dort erst im Zu-
sammenhang mit der Übersendung der Verfahrensakte an den Rechnungshof am 
15. August 2016 aufgefallen, also lange nach dem Scheitern des Verkaufs an SYT.

Auch bei zwei Bankauszügen, die SYT später vorlegte, um ihre Liquidität nachzuwei-
sen, begnügte sich die Beratungsgesellschaft mit Kopien. Diese wiesen Filialen der 
China Construction Bank und der Bank of China als Aussteller aus. Die Auszüge 
stellten sich als Fälschungen heraus. 

Dem Gutachten von Freshfields zufolge ergaben sich bei beiden Dokumenten auf den 
ersten Blick Auffälligkeiten. Statt SYT weise die Bestätigung der China Construction 
Bank die „Shanghai Yiqian Trading Joint Stock Co.“ als Kontoinhaber aus. Diese laute 
also auf eine Aktiengesellschaft statt auf eine GmbH. Auch falle auf, dass die Nieder-
lassung in Taizhou das Dokument ausgestellt habe. Das führe zur Frage, warum die 
SYT, mit Sitz in Shanghai, ein Konto dort unterhalten sollte. Ungewöhnlich sei auch, 
den Betrag nicht in chinesischen Schriftzeichen darzustellen. Es hätte sich daher 

70 Nach der von Forbes veröffentlichten Liste „The World`s Billionaires“ betrug im Jahr 2016 das Vermögen der drei 
reichsten Menschen Bill Gates 75 Mrd. US-$, Amancio Ortega 67 Mrd. US-$ und Warren Buffet 60,8 Mrd. US-$. 

71 „We further confirm that the said funds are clean, cleared legally earned, of non-criminal origin and of no lien and/or 
encumbrances.“ 

72 „For the authentication/verification, the depositor shall present this Original at our Counter but shall be arranged by the 
fund transferred company.“ 
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angeboten, eine Rückbestätigung der ausstellenden chinesischen Bank über die 
Echtheit einzuholen. Der Beratungsgesellschaft waren die Ungereimtheiten bei ihrer 
Übersetzung der Bankbestätigung nicht aufgefallen. Vielmehr übersandte sie am 
17. Juni 2016 dem Innenministerium den Kontoauszug sogar mit der Bemerkung, dass
die chinesischen Schriftzeichen vor „2015“ übersetzt „Shanghai Yiqian Trading Co.,
Ltd.“ heißen würden.

Auch die Bestätigung der Bank of China ließ laut Freshfields einige Unstimmigkeiten 
erkennen. Beim Betrag sei das erste chinesische Schriftzeichen für „2“ falsch73. Ferner 
enthalte die Unterschriftenzeile einen Schreibfehler (Bank of China Limned anstatt 
Limited). Zwar sei die Bestätigung nicht augenscheinlich als Fälschung anzusehen, in 
Bezug auf die Form des Dokuments hätte aber aufgrund der bestehenden Unstimmig-
keiten das Original der Bestätigung oder zumindest eine beglaubigte Kopie vorgelegt 
werden müssen. 

Die Beratungsgesellschaft unterließ es, die vorgelegten Bankbestätigungen und Bank-
auszüge ordnungsgemäß zu prüfen und das Land auf die sofort erkennbaren Unge-
reimtheiten aufmerksam zu machen. Hätte die Beratungsgesellschaft hierbei China-
Experten eingeschaltet, hätten diese die offensichtlichen Fälschungen der Bankauszü-
ge ohne Weiteres entdecken können. Speziell geschulte chinesische Muttersprachler 
setzte sie, soweit erkennbar, lediglich im Rahmen der IDD für ausgewählte Untersu-
chungen in Bezug auf SYT74 oder in Einzelfällen zur Übersetzung von Dokumenten 
ein75. 

Die Beratungsgesellschaft hat in ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen 
Äußerung angegeben, sie sei nicht mit der Prüfung der Authentizität insbesondere der 
unaufgefordert eingereichten Finanzierungsnachweise oder zu einer Anforderung im 
Original oder als beglaubigte Kopie beauftragt worden oder aus sonstigen Gründen 
verpflichtet gewesen.  

Nach dem Gutachten der vom Rechnungshof beauftragten Rechtsanwaltskanzlei 
Freshfields hätte es sich angeboten, eine Rückbestätigung der ausstellenden chine-
sischen Banken über die Echtheit oder zumindest eine beglaubigte Kopie der Bank-
auszüge einzuholen.  

Unbeschadet des eigenen Verständnisses ihrer Pflichten war die Beratungsgesell-
schaft nach allgemeinen Grundsätzen76 verpflichtet, die von den Bietern eingereichten 

73 Dies hatte auch eine Sachbearbeiterin der Bank beim Vor-Ort-Besuch vom 4. bis 6. Juli 2016 bestätigt. Außerdem, so 
ihre weiteren Bemerkungen, gebe es bei der Filiale die Nummerierung des Stempels „7“ schon längst nicht mehr. Die 
angegebene Kontonummer existiere bei der Bank nicht. (Protokoll einer Mitarbeiterin des vom Land um Unterstützung 
gebetenen Beratungsunternehmens Rudolf Scharping Strategie Beratung Kommunikation AG [RSBK], ein Unterneh-
men, das bei der Umsetzung von Geschäftsideen in und mit China berät, siehe auch Tz. 8.3.2). 

74 Schreiben der Beratungsgesellschaft an den Rechnungshof vom 12. Oktober 2016, Frage 26. 

75 Welchen Input die China-Experten der beratenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Bereich Forensic, generell 
leisteten, kann der Rechnungshof nicht beurteilen, da die Beratungsgesellschaft ihm den internen Schriftverkehr nicht 
zugänglich gemacht hat. 

76 Zu den Hinweispflichten eines Beraters gemäß §§ 675, 666 Fall 1 BGB vergleiche z. B. Seiler, in: Münchener 
Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 2. Auflage, § 666, Rn 5. 
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Unterlagen nach professionellen Standards zu prüfen und das Innenministerium als 
Auftraggeber über diesem unbekannte, offensichtliche Auffälligkeiten zu unterrichten, 
um ihm sachgerechte Entscheidungen und ggf. Weisungen an den Auftragnehmer zu 
ermöglichen. Selbst wenn die Prüfung der Authentizität der eingereichten Unterlagen, 
etwa durch die Einholung von Rückbestätigungen der ausstellenden Banken, nicht 
Bestandteil des Auftrags der Beratungsgesellschaft gewesen sein sollte, hätte sie 
daher das Innenministerium unaufgefordert auf diesen Umstand hinweisen und zu 
einer entsprechenden Ausweitung ihres Auftrags raten müssen.  

Ungeachtet der konkreten Unstimmigkeiten dienen Bankauszüge und „Bankbestäti-
gungen“ schon grundsätzlich nicht dazu, die Bonität und Liquidität eines Käufers nach-
zuweisen. Sie geben lediglich eine Momentaufnahme wieder. Darauf hat der Rech-
nungshof in seiner Gutachtlichen Äußerung zur Finanzierung des Projekts „Nürburgring 
2009“ Teil I ausführlich hingewiesen. Deutlich sachgerechter wäre es gewesen, sich 
einen Überblick über die längerfristige Leistungsfähigkeit des Investors zu verschaffen. 
Zu deren Beurteilung ist auf aussagefähige Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnun-
gen – und zwar für mehrere Geschäftsjahre – zurückzugreifen. Die zuletzt von SYT 
behaupteten Finanzmittel von 27,4 Mio. € hätten zwar zur Finanzierung des Anteils- 
und des Grundstückskaufs einschließlich Nebenkosten gereicht. Wie SYT die zur Um-
setzung der Investitionen vorgesehenen Eigenmittel von 215 Mio. € aufbringen wollte, 
blieb jedoch ungeprüft. 

Hinzu kommt, dass die Auszüge vom 28. November 2015 und vom 23. Mai 2016 
stammten und somit bis zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung am 2. Juni 2016 
hätten aktualisiert werden müssen. Nach dem Gutachten von Freshfields sind in Ver-
kaufsprozessen täglich aktualisierte Bestätigungen nicht unüblich. 

Weil zur Finanzlage von SYT wenig bis gar keine Informationen vorlagen und das regi-
strierte sowie das eingezahlte Kapital im Verhältnis zum Kaufpreis sehr gering waren, 
hätte das Innenministerium zum Nachweis der Bonität des Käufers auf einer Finanzie-
rungsbestätigung durch ein Kreditinstitut oder auf eine Bankgarantie bestehen oder 
weitere Erkundigungen über die Finanziers in Auftrag geben müssen. Dies gilt ins-
besondere auch, weil dem Land nicht nur an der Zahlung des Kaufpreises, sondern an 
der Fortführung und Weiterentwicklung des Flughafens gelegen war. 

Eine intensivere Überprüfung von SYT durch das Land wäre auch deshalb notwendig 
gewesen, weil der Anteilskaufvertrag als integralen Bestandteil die Zusage von 
Betriebsbeihilfen enthielt. Solche Zuwendungen dürfen nach den maßgeblichen Be-
stimmungen der Nr. 1.2, Teil I, zu § 44 VV-LHO nur solchen Empfängern bewilligt wer-
den, „bei denen eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint“. Bei 
dieser Bonitätsprüfung ist nicht nur die persönliche Zuverlässigkeit des Zuwendungs-
empfängers zu untersuchen. Zu prüfen ist vielmehr auch dessen finanzielle Leistungs-
fähigkeit. Der Antragsteller muss nämlich dazu in der Lage sein, seinen regelmäßig 
anfallenden Eigenanteil an den Kosten der geförderten Maßnahme zu tragen77. 

77 Vergleiche hierzu Rossi, in: Gröpl, Bundeshaushaltsordnung/Landeshaushaltsordnung, Kommentar, 2011, § 44, Rn 60. 
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Um der Bewilligungsbehörde diese Bonitätsprüfung zu ermöglichen, müssen Anträge 
auf Zuwendungen gemäß Nr. 3.2, Teil I, zu § 44 VV-LHO die zur Beurteilung ihrer 
Notwendigkeit und Angemessenheit erforderlichen Angaben enthalten. Auf Verlangen 
der Bewilligungsbehörde sind die Angaben durch geeignete Unterlagen zu belegen. 

Über die Intensität der Bonitätsprüfung und damit über die vorzulegenden Nachweise 
ist nach Lage des Einzelfalls zu entscheiden. Bei der erstmaligen Förderung eines bis-
her nicht bekannten Antragstellers wird in der Regel eine umfassende Prüfung erfor-
derlich sein78. Im Zweifel hat die Bewilligungsbehörde Auskünfte einzuholen (z. B. aus 
dem Handelsregister oder von der Hausbank), Bescheinigungen anzufordern oder sich 
Erklärungen des Antragstellers vorlegen zu lassen79. Zu den Unterlagen, die der Zu-
wendungsgeber einfordern kann und ggf. muss, gehören neben einem obligatorischen 
Finanzierungsplan (Nr. 3.3, Teil I zu § 44 VV-LHO) auch wirtschaftsbezogene Informa-
tionen wie etwa Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen oder Vermögensübersich-
ten – Informationen also, an Hand derer sich die Bewilligungsbehörde ein Bild von der 
Bonität eines Antragstellers machen kann80. Im Zweifel sollte der Subventionsgeber 
eher mehr als weniger Informationen verlangen, um eine gesicherte und beständige 
Entscheidung treffen zu können81. 

78 Krämer/Schmidt, Textsammlung, Kommentar und Rechtsprechungssammlung zum Recht der Zuwendungen und 
Subventionen der öffentlichen Hand mit Verfahrenshinweisen für die Behörden und Empfänger, Stand September 
2013, Abschnitt D II, Rn 20. 

79 Krämer/Schmidt, a. a. O., Rn 21. 

80 Rossi, a. a. O., Rn 65.  

81 Rossi, a. a. O., Rn 65. 
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8 Prüfung der Integrität des Bieters 

Der Rechnungshof beschreibt zunächst, was unter einer Integritätsprüfung zu ver-
stehen ist, behandelt dann die diesbezügliche Beauftragung der Beratungsgesellschaft 
und untersucht, ob alle erforderlichen Prüfungsmaßnahmen vorgenommen wurden. 
Danach geht er auf im Laufe des Verfahrens eingeholte Rechtsgutachten (Legal 
Opinions) und spätere Prüfungsmaßnahmen ein. 

8.1 Integrity Due Diligence-Prüfungen 

8.1.1 Allgemeines 

Eine IDD stellt die Sammlung und Bewertung der im eigenen Unternehmen und in der 
Öffentlichkeit verfügbaren Informationen über Reputation, Integrität und fachliche Ex-
pertise von tatsächlichen oder potentiellen Geschäftspartnern im Hinblick auf das 
Risiko, dass der Partner illegale oder unseriöse Geschäftspraktiken betreibt, dar82. Sie 
kann dabei helfen, Compliance-Risiken zu identifizieren, die im Rahmen anderer Due 
Diligences (Financial, Commercial oder Tax Due Diligences) regelmäßig nicht zutage 
treten. 

Die IDD hat sich als fester Bestandteil beim Abschluss von Vertragsbeziehungen 
zwischen privaten Partnern insbesondere im internationalen Geschäftsverkehr (Unter-
nehmenskäufe, Lieferverträge) etabliert. Für die Durchführung von IDD-Prüfungen 
existieren keine vorgegebenen Standards. Dienstleister bieten in der Regel ihre jeweils 
eigenen Verfahren an, die insgesamt vergleichbar strukturiert sind83. 

Nach dem eigenen Newsletter der Beratungsgesellschaft84 enthalten die von ihr ent-
wickelten Maßnahmen die Klassifizierung des compliancebezogenen Risikos in Bezug 
auf den Geschäftspartner (Risikoklassifizierung) und die Prüfung seiner Integrität und 
Qualifikation (Due Diligence-Prüfung). Beide Elemente basierten auf einer Selbstaus-
kunft des zukünftigen Geschäftspartners sowie einer Länderrisikoklassifizierung, ab-
hängig von dessen Sitz. Davon ausgehend werde der Geschäftspartner einer bestimm-
ten Risikokategorie zugeordnet. Hiernach richte sich die Intensität der Recherche. Je 
nach Risikokategorie seien drei Stufen möglich. Sie unterschieden sich in der Tiefe und 
den Quellen: 

82 Ghazvinian, Third Party Due Diligence – Nur etwas für andere Unternehmen?, in: Der Schweizer Treuhänder, 12/2012, 
Seiten 968 bis 972.  

83 Exemplarisch: PWC, Wissen Sie, wer Ihre Partner sind?, 2010; LexisNexis Risk Solutions, Weißbuch: Ein integrierter 
Ansatz zur Geschäftspartner-Compliance, 2014; Beratungsunternehmen Maddocks Insight Ltd. 
(https://www.maddocksinsight.com/de/integrity-due-diligence.php), abgerufen am 27. Juni 2016. 

84 Newsletter, Bereich Forensic, 2011, Kennen Sie Ihre Geschäftspartner? 
(https://www.kmpg.com/DE/de/Documents/kennen-sie-ihre-geschaeftspartner-2012-KPMG.pdf), abgerufen am 
27. Juni 2016.
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 „Recherche Stufe 1 (Kurzrecherche)

o Recherche der Basisinformationen, sofern nicht vorhanden (zum Bei-
spiel wesentliche Veränderungen in Key Management oder Eigentümer-
struktur, Rechtsform, Solvenz);

o Erste Recherche zu Key Playern zum Beispiel in Medien, Presse, Inter-
net, Registern und EU- und US-Blacklists;

o Basis-Recherche und -Analyse zu länderspezifischen Risiken.

 Recherche Stufe 2 (Extensive Recherche)

o Intensive Recherche in Internet, Medien und Presse;

o Recherche in allen rechtlich zulässig verfügbaren Registern, zum Bei-
spiel nach Gerichtsverfahren;

o Visualisierung der Netzwerke von Firmen und Personen;

o Analyse und Benennung potentieller Risiken im Hinblick auf strategische
Ziele.

 Recherche Stufe 3 (Tiefenrecherche)

o Identifizierung des Netzwerks des potenziellen Targets;

o Extrahierung wesentlicher Informationen im Netzwerk über das Unter-
nehmen, Management oder andere Key Player;

o Analyse der Implikationen/Risiken auf die strategischen Ziele mittels ei-
ner Risk Matrix;

o Identifizierung möglicher taktischer Schritte zur Erreichung der Ziele des
Mandanten.“

8.1.2 Beauftragung der Beratungsgesellschaft zur Durchführung einer IDD 

Die Beratungsgesellschaft bat das Innenministerium in einer E-Mail vom 
12. August 2015 um Rückmeldung zu folgender Handlungsempfehlung:

„Nach Durchsicht der indikativen Angebote zeigt sich, dass einige der indikati-
ven Angebote von Gesellschaften gelegt wurden, die sowie deren Gesellschaf-
ter und/oder Personen, die Organfunktionen einnehmen, uns nicht bekannt sind 
und/oder nicht aus dem europäischen Rechtsraum stammen. In Transaktionen 
der Privatwirtschaft wird dem üblicher Weise keine größere Bedeutung beige-
messen und es werden folglich auch keine weitergehenden Informationen ein-
geholt, weil dort letztlich nur die Zahlung des Kaufpreises entscheidend ist. 

Angesichts der politischen Öffentlichkeitswirksamkeit des Verfahrens 
halten wir es vorliegend jedoch für sinnvoll, in der 2. Verfahrensphase eine 
weitergehende Recherche zum Hintergrund der einzelnen Bieter durchzufüh-
ren, um etwaig bestehende, ggf. später über die Medien transportierte Compli-
ance- und/oder Bonitätsrisiken soweit als möglich frühzeitig zu identifizieren“. 
(Hervorhebungen durch den Rechnungshof). 
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Für eine entsprechende Integritätsprüfung werde die Beratungsgesellschaft von den 
Bietern weitergehende Informationen anfordern. Je nach Herkunftsland könnten dies 
Bilanzen, Gesellschafterverzeichnis, Identitätsnummer (China), Registerunterlagen, 
Einstufung von Organen als „Senior foreign political figure“ usw. sein. Mittels ihrer 
weltweiten Organisation würde die Beratungsgesellschaft folgende Recherchen in 
öffentlich zugänglichen Quellen durchführen:  

 Recherche der online öffentlich zugänglichen Informationen über das Unter-
nehmen (z. B. wesentliche Veränderungen im Key Management oder in der 
Eigentümerstruktur, Rechtsform, Solvenz);  

 umfassende Recherche zu Geschäftsgebaren, Reputation und Integrität der 
Gesellschaft und dem Key Management (maximal vier Personen neben dem zu 
recherchierenden Unternehmen selbst);  

 intensive Recherche im Internet, in Medien und Presse, in öffentlich zugängli-
chen und rechtmäßig einsehbaren Registern, z. B. nach Gerichtsverfahren, 
Hinweisen auf Rechtstreitigkeiten, Hinweisen auf Netzwerke, politischen Aktivi-
täten oder Ämtern (auf Englisch und in der oder einer jeweiligen Landesspra-
che, limitiert auf die vergangenen zehn Jahre);  

 Recherche nach geschäftlichen, politischen und kriminellen Verflechtungen 
(soweit verfügbar und rechtlich zulässig);  

 Recherche nach Einträgen in Sanktions- oder sonstigen Schwarzen Listen;  

 Informationen zur Bonität der Gesellschaft.  

Das Ergebnis der Recherche wollte die Beratungsgesellschaft in Form standardisierter 
schriftlicher Berichte (Know Your Third Party Reports) mitteilen. Ihnen werde eine 
Zusammenfassung und Einschätzung des Compliance-Risikos in verbaler und 
Ampelform vorangestellt. Ein Muster fügte die Beratungsgesellschaft bei.  

Die Kosten bezifferte sie mit 3.000 € pro Recherche und Bieter85. 

Am Ende der E-Mail wies die Beratungsgesellschaft darauf hin, dass auch eine IDD 
keine vollständige Garantie hinsichtlich des Ausschlusses von Compliance- und 
Bonitätsrisiken eines bestimmten Bieters geben könne. Das gelte insbesondere bei 
missbräuchlichen und/oder strafrechtlich relevanten Verhaltensweisen. Auch in diesen 
Fällen scheine der Nutzen einer IDD jedoch darin zu liegen, dass nachweislich alle zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten nach bestem Wissen und Gewissen ausgeschöpft 
worden seien, um negative Entwicklungen im Rahmen des Transaktionsverfahrens 
auszuschließen. 

Die Handlungsempfehlung zur Überprüfung der Bieter und den Hinweis auf die 
begrenzten Möglichkeiten einer IDD nahm die Beratungsgesellschaft erneut und im 

                                                                 
85  Der Preis bezog sich auf die Bietergesellschaft und bis zu vier damit in gesellschaftsrechtlichem Zusammenhang 

stehenden Individuen und/oder Tochtergesellschaften. 
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Wesentlichen inhaltsgleich in den elektronisch übermittelten Vermerk vom 18. Au-
gust 201586 auf. 

Per E-Mail vom 19. August 2015 beauftragte das Innenministerium die beratende 
Rechtsanwaltsgesellschaft, Integritätsprüfungen der Bieter entsprechend der abge-
gebenen Handlungsempfehlung durchzuführen.  

8.1.3 Ergebnis der Know Your Third Party Reports 

Entwürfe der Berichte 

Den „finalen Entwurf des Company Due Diligence Berichts“ (Know Your Third Party 
Reports, Umfang 25 Seiten) vom 20. April 2016 erhielten das Innenministerium und die 
LV am 22. April 2016 per E-Mail. Als Unterzeichner waren zwei Mitarbeiter der 
beratenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Bereich Forensic, vorgesehen (Vermerk 
„sign.“). 

Der Bericht beinhaltete eine Überprüfung 

 von SYT87,

 der eingetragenen Anteilseigner und „wichtigen Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung“ (QiFei Wu und Weizong Tang),

 der beabsichtigten Anteilseigner (Kyle Wang und Dr. Chou Yu Tao)88 sowie

 des zukünftigen Mehrheitsaktionärs (Zhou Chao).

Das Deckblatt des Berichtsentwurfs enthielt folgenden Vorsichtshinweis: 

„Dieses Dokument enthält Kurzberichte, die ausschließlich auf Basis einer Rei-
he öffentlich verfügbarer Quellen von Behördendaten erstellt sind, die zum rele-
vanten Stichtag vom Desktop verfügbar waren. Zusätzliche relevante Informati-
onen ergeben sich möglicherweise bei Durchsicht anderer Informationsquellen, 
einschließlich manuell gepflegter öffentlicher Behördendaten oder lokaler An-
fragen. Diese Berichte sollten nicht als ausschließliche Entscheidungsgrundlage 
für geschäftliche Entscheidungen verwendet werden. […].“ 

Die Beratungsgesellschaft klassifizierte in der Auftragsbeschreibung die Prüfungen als 
„Nachforschungen in beschränktem Umfang“ („limited research“) und schloss nach 
eigenem Verständnis insoweit eine weitergehende Haftung aus. 

86 „Project Runway – Europaweites Privatisierungsverfahren zum Verkauf der 82,5 %-Beteiligung des Landes Rheinland-
Pfalz an der Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH; Hier: Verfahrensdokumentation/Vertraulichkeit/Vermeidung von 
Interessenkonflikten/Überprüfung der Bieter“ im Nachgang zur Besprechung in der Staatskanzlei vom 24. Juli 2015. 

87 Angegebene Identifikationsnummer 310108000554889. 

88 Die anderen im Due Diligence-Fragebogen vom 6. November 2015 genannten beabsichtigten Anteilseigner (siehe 
Tz. 5.5.2) hatte die Beratungsgesellschaft im Rahmen des Berichts nicht vollständig aufgeführt und überprüft. 
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Die Berichterstattung erfolgte, wie vereinbart, in Form einer standardisierten tabella-
rischen Darstellung der Ergebnisse zu den einzelnen Gesellschaften und Personen in 
englischer Sprache.  

Die Beratungsgesellschaft gründete ihre Recherchen  

„ausschließlich auf öffentliche Aufzeichnungen. Die Recherchen waren be-
schränkt auf offene Quellen wie Pressemitteilungen und Mediendatenbanken, 
Handels- und Unternehmensregister, das Internet sowie andere im öffentlichen 
Raum verfügbare Quellen“89. 

Soziale Netzwerke (Facebook u. ä.) waren angabegemäß nicht Gegenstand der 
Recherchen.  

Die Datenbankzugriffe erfolgten hauptsächlich vom 29. Februar 2016 bis 2. März 2016. 
Allein den später genannten Mehrheitsaktionär Zhou Chao überprüfte die Beratungs-
gesellschaft am 20. April 2016. 

Dem Entwurf war eine Zusammenfassung mit Einschätzung des Compliance-Risikos in 
Text- und Ampelform vorangestellt. Sie enthielt eine rote, zwei gelbe und vier grüne 
Ampeln. Aufgrund der nicht nachgewiesenen Anteilseignerstruktur bewertete die Bera-
tungsgesellschaft diese mit einer roten Ampel. Für die grundlegenden Hintergrundinfor-
mationen zu SYT und die Informationen zur Geschäftsführung stellte sie die Ampeln 
jeweils auf gelb. Den übrigen Bereichen Negative Presse/Medienberichte, Rechtsstrei-
tigkeiten, Sanktionen/Listen mit Hochrisiko-Unternehmen und Informationen zu dem 
zukünftigen Mehrheitsaktionär hatte die Beratungsgesellschaft grüne Ampeln zuge-
ordnet. 

Zur Anteilseignerstruktur von SYT, von der Beratungsgesellschaft als SYTCL 
abgekürzt, und deren Gesellschaftern vermerkte die Beratungsgesellschaft: 

„Gemäß BCISS-SAIC halten Qifei Wu und Weizong Tang jeweils einen 50 % 
Anteil an SYTCL. Die Information wurde dem Jahresbericht des Unternehmens 
aus dem Jahr 2015 entnommen, der bei der SAIC am 25. Januar 2016 ein-
gereicht wurde. Allerdings sind laut dem von SYTCL ausgefüllten Due Diligence 
Fragebogen die Anteilseigner Kyle Wang (26 Prozent), Yutao Chou (25 Pro-
zent), Wunzhan Qing (20 Prozent) und Shuwei Dong (5 Prozent). Darüber hin-
aus ist im Due Diligence Fragebogen vom 2. März 2016 aufgeführt, dass Kyle 
Wang der einzige Anteilseigner ist. Diese Information ließ sich nicht unabhängig 
bestätigen durch Recherche in anderen verfügbaren Online-Quellen. SYTCL 
zufolge wird Chao Zhou der neue Mehrheitsaktionär der Shanghai Yiqian Tra-
ding Co., Limited, sein. Allerdings ließ sich seine Verbindung zu Shanghai Yiqi-
an und die Informationen zu seinen Besitzverhältnissen am Unternehmen nicht 
durch Recherche bei den verfügbaren Online-Quellen bestätigen. […] Der Un-

                                                                 
89 Know Your Third Party Reports, englische Version, Seite 46. Deutsche Übersetzung, Seite 48 unter „Haftungsaus-

schluss“. 
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ternehmens-Due Diligence-Fragebogen wurde für ein Unternehmen ausgefüllt, 
das nicht als der Bieter agiert. Erst auf Nachfrage wurde der Unternehmens-
Due Diligence-Fragebogen zu einem späteren Zeitpunkt für das bietende Un-
ternehmen eingereicht am 2. März 2016. Die im Unternehmens-Due Diligence-
Fragebogen vom 2. März 2016 bereitgestellten Informationen zur Anteilseig-
nerstruktur entsprechen nicht den Informationen, die über offene Quellen ver-
fügbar sind. Wir schätzen diese beiden Tatsachen als hoch kritisch ein (ro-
te Flagge). Darüber hinaus ließen sich einige weitere im Unternehmens-
Due Diligence-Fragebogen vom 2. März 2016 gegebene Informationen wie 
beispielsweise das Gründungsdatum oder die wesentlichen Personen im 
Unternehmen nicht durch Recherche in verfügbaren Online-Quellen bestä-
tigen. Gesamtrisikoindikator: HOCH.“ (Hervorhebungen durch den Rech-
nungshof). 

Im Hinblick auf die Unterschiede der Angaben zu den Gesellschaftern im Due 
Diligence-Fragebogen und in den von der Beratungsgesellschaft herangezogenen 
Datenbanken erklärte Dr. Chou, im Fragebogen sei Kyle Wang als alleiniger 
Anteilseigner angegeben, weil er der wirtschaftliche Eigentümer gewesen sei, während 
Qifei Wu und Weizong Tang die rechtlichen Eigentümer seien. 

Im Berichtsentwurf führte die Beratungsgesellschaft außerdem mehrere Einträge zu 
Rechtsstreitigkeiten auf und stellte hierzu fest: 

„Die Nachforschungen ergaben Hinweise auf Personen namens 'Kyle Wang' im 
Zusammenhang mit Klagen und Strafverfolgungsmitteln [Anmerkung des Rech-
nungshofs: englische Fassung „legal enforcement and lawsuits“]. Allerdings ließ 
sich mangels weitergehender Informationen zur Identifikation und aufgrund der 
weiten Verbreitung dieses Namens nicht bestätigen, ob irgendeine dieser Per-
sonen mit der in diesem Bericht identifizierten Person identisch ist.“ 

Die Nachforschungen bezüglich des angeblichen zukünftigen Mehrheitsaktionärs Zhou 
Chao hätten ergeben, dass dies ein verbreiteter Name in China sei. Es gebe mehrere 
Einträge bei der Recherche von Online-Kreditauskünften. Unter Rechtsstreitigkeiten 
gebe es je nach Datenbank mehr als 20090 oder mehr als 6.00091 Einträge für Per-
sonen namens „Zhou Chao“. Hierzu vermerkte die Beratungsgesellschaft:  

„Mangels weitergehender qualifizierender Informationen und angesichts der 
weiten Verbreitung des Namens 'Zhou Chao' ließ sich jedoch nicht bestätigen, 
ob irgendeine dieser Personen identisch ist mit der in diesem Bericht identifi-
zierten Person.“ 

90 Recherche bei Chinese legal judgement aggregator. 

91 Recherche bei China Judgement Online. 
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In der E-Mail zur Übersendung des Berichtsentwurfs gab die Beratungsgesellschaft 
gegenüber dem Innenministerium an, dass zu den Personen „keine materiellen 
Auffälligkeiten“ festgestellt worden seien. 

Endgültige Berichte 

Die abschließenden Vertragsverhandlungen mit Vertretern des Innenministeriums und 
der Beratungsgesellschaft fanden am 19. Mai 2016 in den Räumlichkeiten der Bera-
tungsgesellschaft in Frankfurt statt. Nach Abschluss der Verhandlungen erklärten die 
SYT-Anwälte, dass die ursprünglich vorgesehene Gesellschafterstruktur von SYT 
geändert werden solle. Dies machte eine Ergänzung der IDD und damit der Berichte 
erforderlich.  

Die endgültigen Know Your Third Party Reports mit Datum 30. Mai 2016 bestanden 
daher aus drei Teilen und umfassten 47 Seiten. Teil I enthielt neben dem unverändert 
wiedergegebenen Ergebnis der Know Your Third Party Reports vom 20. April 2016 
eine vorangestellte Zusammenfassung und einen aktualisierenden Hinweis. Teil II 
befasste sich mit dem Ergebnis der Überprüfung des angeblichen neuen Gesellschaf-
ters Shanghai Guoqing Investment Co. Ltd. und deren Gesellschafter. Teil III war der 
angeblichen neuen Gesellschafterin Wu Zhanqing gewidmet. 

Auffallend ist, dass die endgültigen Reports, anders als offensichtlich ursprünglich be-
absichtigt, nicht die Unterschriften von Mitarbeitern der beratenden Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Bereich Forensic, sondern die von Mitarbeitern der beratenden 
Rechtsanwaltsgesellschaft tragen. Da die Beratungsgesellschaft dem Rechnungshof 
ihren internen Schriftverkehr nicht vorgelegt hat, konnte er nicht ermitteln, ob dies – so 
deren Darstellung – dem Auftragsverhältnis geschuldet war oder andere Gründe hatte. 

Das Ergebnis des finalen Gesamtberichts mit Datum 30. Mai 2016 teilte die Beratungs-
gesellschaft dem Innenministerium nach dessen Angaben mündlich am gleichen Tag 
mit. Dies war auch der Tag der entscheidenden Ministerratssitzung, die um 14:30 Uhr 
begann und um 15:45 Uhr endete. Zum genauen Inhalt und Zeitpunkt der Unter-
richtung hat das Innenministerium nichts vorgetragen. Eine Aktennotiz oder andere 
Aufzeichnungen hierüber hat der Rechnungshof nicht erhalten. In den Akten befindet 
sich lediglich eine E-Mail der Beratungsgesellschaft vom Morgen des 30. Mai 2016. In 
ihr bestätigt diese, sie habe in einer Telefonkonferenz am 27. Mai 2016 den IDD-
Bericht für Montagabend, also dem Abend des 30. Mai 2016, in Aussicht gestellt. Sie 
werde sich aber bemühen, dem Innenministerium schon im Laufe des Montags eine 
Rückmeldung zum Ergebnis der IDD mitzuteilen. In ihrer Stellungnahme zum Entwurf 
der Gutachtlichen Äußerung gab die Beratungsgesellschaft an, am 30. Mai 2016 habe 
ein solches Gespräch nicht stattgefunden92. 

92 In der Rechnung der beratenden Rechtsanwaltsgesellschaft für diesen Zeitraum, in der die wesentlichen Tätigkeiten im 
Rahmen des Mandats aufgeführt sind, finden sich keine Hinweise für ein solches Gespräch. 
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Einem internen Vermerk des Innenministeriums zufolge bestätigte die Beratungsge-
sellschaft in der letzten Besprechung vor Vertragsschluss am 31. Mai 2016 auf aus-
drückliche Nachfrage des zuständigen Staatssekretärs im Innenministerium, dem Ver-
tragsschluss stünden keine Hindernisse entgegen93. Die Beratungsgesellschaft 
bestreitet diese Darstellung. Sie habe dem Land gegenüber zu keinem Zeitpunkt eine 
Bestätigung abgegeben, dass dem Vertragsabschluss keine Hindernisse entgegen-
stünden. 

Schriftlich leitete die Beratungsgesellschaft dem Innenministerium den finalen 
Gesamtbericht am 16. Juni 2016 und erneut am folgenden Tag zu94. Diesem Bericht 
vorangestellt war eine Zusammenfassung (Summary), die nur grüne Ampeln aufwies. 
Teil I enthielt nach wie vor die rote Ampel und die gelben Ampeln aus dem Entwurf 
vom 20. April 2016. Nach Darstellung des Innenministeriums in einem Schreiben an 
den Rechnungshof vom 12. Dezember 2016 wiesen die Vertreter des Landes in einem 
Telefonat am 17. Juni 2016 darauf hin,  

„dass mit Blick auf die parlamentarische Begleitung des Verkaufsverfahrens 
ggf. Dritten Gelegenheit zur Kenntnisnahme gegeben werden soll und der IDD-
Bericht deshalb auch im Hinblick auf die 'rote Ampel' nachvollziehbar und ver-
ständlich sein muss. Daraufhin hat nach der übereinstimmenden Erinnerung der 
Vertreter des Landes Herr [Mitarbeiter der Beratungsgesellschaft] als Verfasser 
des IDD-Berichts zurecht darauf hingewiesen, dass [die Beratungsgesellschaft] 
nichts weglassen könne, was die Vertreter des Landes ebenfalls so gesehen 
hatten. Sodann kam von Herrn [Mitarbeiter der Beratungsgesellschaft] der Vor-
schlag, die Ampeln quer zu legen und den IDD-Bericht in s/w [schwarz/weiß] 
auszufertigen. Dieses Angebot haben […] die Vertreter des Landes weit von 
sich gewiesen.“ 

Die Beratungsgesellschaft bestreitet, dass einer ihrer Mitarbeiter diesen Vorschlag 
unterbreitet habe. 

In der begleitenden E-Mail vom 17. Juni 2016 zur Übermittlung des Gesamtberichts 
merkte die Beratungsgesellschaft an: 

„Anbei übersenden wir Ihnen nun den unterzeichneten und unsererseits finalen 
Gesamtbericht zur SYT, ihren drei eingetragenen Gesellschaftern und ihrem 
rechtlichen Vertreter. Darin haben wir die drei o. g. Berichte miteinander ver-
bunden und eine Zusammenfassung vorangestellt. Bitte beachten Sie vorsorg-
lich, dass diese Berichte ebenfalls stichtagsbezogen sind und der Gesamtbe-
richt daher auf den Zeitpunkt ihrer Fertigstellung vor Vertragsunterzeichnung 
datiert ist“. 

93 Vermerk vom 21. Juli 2016 „Ablauf der finalen Vertragsverhandlungen mit der Fa. SYT über den Anteilskaufvertrag 
FFHG“. 

94 Die Beratungsgesellschaft hatte dem Innenministerium bereits am 7. Juni 2016 vorab Ausschnitte aus den Know Your 
Third Party Reports (Seite 8/9 Teil I; Seiten 30, 34 und 39 Teil II) – insgesamt vier Seiten ohne Feststellungen zu 
Rechtsstreitigkeiten – übermittelt.
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Die Zusammenfassung und Einschätzung des Compliance-Risikos des Entwurfs der 
Know Your Third Party Reports vom 20. April 2016 (Teil I des Berichts) zu SYT fügte 
die Beratungsgesellschaft unverändert bei, allerdings ergänzt um folgenden Hinweis: 

„Aktualisierter Informationsstand zum 30. Mai 2016: die wesentlichen Fest-
stellungen und Risikoindikatoren in diesem Know Your Counterparty Report 
vom 20. April 2016 wurden mit SYTCL besprochen und ließen sich – nach der 
Ankündigung zu Änderungen in der Anteilseignerstruktur von SYTCL – mithilfe 
eines Rechtsgutachtens der chinesischen Kanzlei Jingtian & Gongcheng vom 
27. Mai 2016 sowie einem aktualisierten Auszug aus dem öffentlichen Register 
der Marktaufsichts- und Verwaltungsbehörde Shanghai Jing'an klären. Somit 
konnte der Gesamtrisikoindikator zum 30. Mai 2016 reduziert werden (siehe 
Gesamtzusammenfassung auf Seite 3).“ 

Zu den Personendaten hatte die Beratungsgesellschaft nahezu nichts herausgefunden. 
In den meisten Fällen beruhten, so die Beratungsgesellschaft, die Angaben wie 
Geburtsdatum, Nationalität, Ausbildung, Persönliche Identifikationsnummer, Adresse 
und berufliche Laufbahn auf Angaben von SYT. Durch Recherchen in verfügbaren 
Online-Quellen seien sie nicht verifizierbar gewesen. 

Als Beispiel für diese Vorgehensweise schildert der Rechnungshof im Folgenden die 
Rechercheergebnisse der Beratungsgesellschaft zu Kyle Wang, zu der angeblichen 
Mitgesellschafterin Wu Zhan Qing und zu dem Hauptgesellschafter des angeblichen 
Mitgesellschafters, der Shanghai Guoqing Investment Co. Ltd., Guoaling Zhu. 

Nach Angaben der Beratungsgesellschaft im Teil I der Berichte war Kyle Wang 
Direktor von zehn Gesellschaften. In seinem Lebenslauf führte der damals 32-Jährige 
eine zwölfjährige Tätigkeit im weltweiten Handel auf. Detail- und Datumsangaben 
fehlten im Text. In ihrem Businessplan hatte SYT Kyle Wang mit „ehemaliger Banker 
der Deutschen Bank“95 bezeichnet. Diese Tätigkeit war weder im Lebenslauf ange-
geben noch ging die Beratungsgesellschaft hierauf in der IDD ein. Nach einer vom 
Rechnungshof erbetenen Recherche der Deutschen Bank AG gab es seit Dezember 
2000 im globalen IT-System für alle im Geschäftsbericht der Deutschen Bank ver-
zeichneten Gesellschaften keinen Mitarbeiter namens Kyle Wang96 mit dem Geburts-
datum 4. März 1983.  

Den Lebenslauf der Mitgesellschafterin Wu Zhan Qing hatten die SYT-Anwälte am 
23. Mai 2016 übersandt. Danach befand sie sich im Ruhestand, nachdem sie 29 Jahre 
als „Senior Accountant“ in einer staatseigenen Gesellschaft gearbeitet hatte. Am 
27. Mai 2016 teilten die SYT-Anwälte der Beratungsgesellschaft mit, dass ihr Arbeit-
geber die Bao Da Xiang Juvenile & Children Shopping (Group) Company, Ltd. ge-
wesen sei. Angaben zur Person (Geburtsdatum, Adresse und ID-Nummer) und die 

                                                                 
95 Deutsche Übersetzung des Businessplans vom 30. November 2015, Seite 16. Spätere Versionen des Businessplans 

bezeichnen ihn als „ehemaligen Banker“ und weisen nicht mehr auf die Tätigkeit bei der Deutschen Bank hin. 
96  Die Recherche schloss auch die anderen bekannten Vornamen (siehe Tz. 5.5.1) mit ein. 
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angebliche Tätigkeit als „Senior Accountant“ von Zhanqing Wu konnte die Beratungs-
gesellschaft im Teil III der Know Your Third Party Reports durch Recherchen in online 
verfügbaren Quellen nicht bestätigen. Selbst das im Bericht angegebene Geburtsda-
tum und die Adresse stammten von SYT. Dennoch vergab die Beratungsgesellschaft 
auch hier eine grüne Ampel. 

Im Hinblick auf die weite Verbreitung der Namen empfahl sie folgendes Vorgehen: 

„Wir schlagen vor, Kyle Wang und […] direkt zu kontaktieren um klarzustellen, 
ob eine der beiden Personen identisch ist mit einer der im Zusammenhang mit 
den Klagen und Strafverfolgungsmitteln genannten Personen.“ 

Im Zusammenhang mit dem Namen Guoliang Zhu ergaben sich mehr als 400 Hin-
weise97 auf Strafverfolgungsmaßnahmen und Klagen in China98.  

Zusammenfassend stellte die Beratungsgesellschaft in Teil II der Berichte hierzu fest: 

„Guoliang Zhu und Qing Zhu sind in China […] verbreitete Namen. Daher konn-
te aus Mangel an weiterführenden identitätsfeststellenden Informationen nicht 
bestätigt werden, ob es sich bei einer dieser Personen um die in diesem Bericht 
genannten Personen handelt. Wir empfehlen, Guoliang Zhu und Qing Zhu di-
rekt zu kontaktieren, um zu klären, ob es sich bei einer oder beider dieser Per-
sonen um die gleichen Personen handelt wie in den Strafverfolgungsmaßnah-
men und Klagen.“ 

Für beide Personen stellte die Beratungsgesellschaft die Ampel auf grün. 

Das Innenministerium merkte zu dem Bericht vom 30. Mai 2016 an: 

„Der schriftliche Bericht mit Stand 30. Mai 2016 wurde dem Innenministerium 
erstmals mit E-Mail vom 16./17. Juni 2016 übersandt. Der dort vorhandene Vor-
schlag einer Kontaktaufnahme mit den Gesellschaftern Wang und Zhou wurde 
dem Innenministerium erstmals mit diesem Bericht mitgeteilt. Ein Kontakt mit 
den Gesellschaftern bestand vor Vertragsschluss ausschließlich über [die Bera-
tungsgesellschaft]. Zudem fand vor Vertragsschluss ein Treffen [eines Mitarbei-
ters der Beratungsgesellschaft] u. a. mit Kyle Wang in Shanghai statt“99. 

Nach Angaben der Beratungsgesellschaft fand das zuletzt genannte Treffen am 
21. April 2016 statt und war eher zufällig anlässlich des Besuchs eines ihrer anderen

97 Recherche bei China Judgement Online. 

98 Im Zusammenhang mit einem anderen angeblichen Mitgesellschafter ergaben sich sogar mehr als 3.000 derartige 
Anzeichen bei Recherchen in China Judgement Online und mehr als 100 derartige Anzeichen bei Recherchen bei 
Chinese legal judgement aggregator. 

99 Vermerk vom 21. Juli 2016 „Ablauf der finalen Vertragsverhandlungen mit der Fa. SYT über den Anteilskaufvertrag 
FFHG“. 
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Mandanten zustande gekommen. Die Beteiligten hätten dabei keine wichtigen Punkte 
besprochen oder gar die Räumlichkeiten von SYT besucht. 

Am 13. Juni 2016, nach Abschluss des Anteilskaufvertrags, sah sich ein Mitarbeiter der 
mit der Beratungsgesellschaft verbundenen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in China, 
auf Eigeninitiative am Unternehmenssitz von SYT um100. Nach Angaben der Bera-
tungsgesellschaft gab es keine Berichte, Vermerke oder eine anderweitige Dokumenta-
tion des Besuchs gegenüber dem Land. Der Vor-Ort-Besuch ging nach ihrer Auf-
fassung über den Auftrag des Landes hinaus101.  

8.2 Legal Opinions 

Um die Unklarkeiten über die Gesellschafterstruktur von SYT, die Anfang März 2016 
bestanden und im Zuge der abschließenden Verhandlungen erneut auftraten (siehe 
Tz. 5.5.2), zu beseitigen, sollten SYT-Anwälte jeweils ein Rechtsgutachten (Legal 
Opinion) einholen.  

8.2.1 Legal Opinion vom 17. März 2016 

In der Verhandlungsrunde102 am 10. März 2016 vereinbarten die Beteiligten, dass SYT 
eine von den SYT-Anwälten vorgeschlagene chinesische Großkanzlei (Jingtian & 
Gongcheng) mit der Erstellung einer Legal Opinion beauftragen sollte. Diese 
sogenannte Capacity Opinion sollte bestätigen, dass die Gesellschaft SYT ordnungs-
gemäß errichtet worden sei, ordnungsgemäß bestehe und berechtigt sei, den Anteils-
kaufvertrag zu schließen, dass die aufgezeigte Struktur der Anteilseigner im Einklang 
mit dem chinesischen Recht stehe und dass die Befähigung der handelnden Personen 
vollständig und ordnungsgemäß sei103. 

Bereits am 17. März 2016 sandten die SYT-Anwälte der Beratungsgesellschaft die als 
Entwurf gekennzeichnete Legal Opinion der Rechtsanwaltskanzlei Jingtian & 
Gongcheng zu. Die darin enthaltenen Angaben stimmten mit den der Beratungsgesell-
schaft vorliegenden Angaben aus den offiziellen chinesischen Datenbanken BCISS-
SAIC überein. Ob die Beratungsgesellschaft den Entwurf an das Land weiterleitete, 
war aus den vorgelegten Unterlagen nicht ersichtlich. 

                                                                 
100 Nach der Antwort des Innenministeriums vom 23. November 2016 auf die Kleine Anfrage „Hahn-Verkaufsverfahren: 

Inaugenscheinnahme des Firmensitzes des chinesischen Investors durch [die Beratungsgesellschaft]“, Drucksache 
17/1670, hat die Beratungsgesellschaft in einer Besprechung am 30. Juni 2016 in der Staatskanzlei u. a. die 
Ministerpräsidentin, den Innenminister, die Staatskanzlei und den zuständigen Staatssekretär im Innenministerium über 
das Ergebnis des Besuchs unterrichtet. Hierzu liegen dem Rechnungshof keine Unterlagen des Landes vor. 

101 E-Mail der Beratungsgesellschaft vom 4. Juli 2016 an die Staatskanzlei und den zuständigen Staatssekretär im 
Innenministerium; Schreiben der Beratungsgesellschaft an den Rechnungshof vom 12. Oktober 2016, Frage 16, 
Seite 11. 

102 Teilnehmer: Die zuständigen Staatssekretäre im Innenministerium und FM, Mitarbeiter des Innenministeriums und der 
LV sowie für SYT Dr. Chou, Herr M und zwei SYT-Anwälte. 

103 Schreiben der Beratungsgesellschaft an den Rechnungshof vom 12. Oktober 2016, Frage 15, Seiten 10 und 11. 
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8.2.2 Legal Opinion vom 27. Mai 2016 

Aufgrund des beabsichtigten Gesellschafterwechsels bei SYT erstellte Jingtian & 
Gongcheng eine zweite Legal Opinion mit Datum vom 27. Mai 2016104. Sie war weit-
gehend identisch mit der Legal Opinion vom 17. März 2016. Darin bestätigte die 
Rechtsanwaltskanzlei die Existenz der Gesellschaft, die neue Gesellschafterstruktur, 
dass SYT die Verpflichtungen aus dem Anteilskaufvertrag eingehen dürfe und auch 
erfüllen könne sowie die Vertretungsmacht von Dr. Chou Yu Tao. Unter Ziffer 9 erklärte 
sie, dass es nicht gegen chinesisches Recht verstoße, wenn rechtlicher und wirtschaft-
licher Eigentümer auseinander fielen, solange dies nicht Artikel 52 des chinesischen 
Vertragsgesetzes (Contract Law) widerspreche105. 

Die Beratungsgesellschaft sandte die Legal Opinion am 28. Mai 2016 an das Innen-
ministerium. Der dort zuständige Staatssekretär leitete sie am 29. Mai 2016 an den 
Innenminister und an die Staatskanzlei sowie am 8. Juni 2016 u. a. an die Ministerprä-
sidentin weiter.  

8.3 Weitere Prüfungsmaßnahmen 

8.3.1 Prüfungsmaßnahmen vor Vertragsunterzeichnung 

Das Innenministerium, Abteilung Infrastruktur, informierte mit Vermerk vom 
19. April 2016 die Abteilung Verfassungsschutz über den Stand der Veräußerung der
Geschäftsanteile an der FFHG und bat um Prüfung anhand überlassener Unterlagen in
eigener Zuständigkeit106.

Eine Rückmeldung der Verfassungsschutzbehörde erfolgte am 4. Mai 2016. Ihre 
Recherchen im Zusammenhang mit dem Verkaufsprozess seien unter ausschließlich 
nachrichtendienstlichen Ermittlungsansätzen im Rahmen der Zuständigkeiten des Ver-
fassungsschutzes (§ 13 Landesverfassungsschutzgesetz) erfolgt107. Nicht Gegenstand 
der Betrachtung seien die Bonität und Seriosität der überprüften Quellen im Sinne 
eines Due Diligence-Ansatzes gewesen. Die Überprüfung habe keine nachrichten-
dienstlichen oder sicherheitsrelevanten Erkenntnisse erbracht. 

104  Sie ist als Anlage 7 der Gutachtlichen Äußerung beigefügt. 

105 „It does not contravene PRC laws that the nominal shareholder deviates from the actual contributor, i. e. the economical 
owner of a company, as long as such arrangement does not conflict with Article 52 of the Contract Law”. 

106 Der Vermerk informierte über den Sachstand der Verkaufsverhandlungen. Diese würden intensiv von der Beratungs-
gesellschaft vorbereitet und begleitet. Sie sei ergänzend mit der Durchführung einer Überprüfung der Bieter anhand 
öffentlich zugänglicher Quellen (z. B. Register) beauftragt. Jedoch lägen bezüglich dieser IDD-Prüfung noch keine 
Ergebnisse vor. Zudem wurden die Gesellschafter und Bevollmächtigten von SYT benannt sowie die von der Bera-
tungsgesellschaft zu diesen Personen bislang vorgelegten (Personal-)Unterlagen überlassen. Ferner war der interne 
Arbeitsentwurf einer Ministerratsvorlage zum Verkauf der Geschäftsanteile an der FFHG mit Beschreibung des bis-
herigen Verlaufs des Ausschreibungsverfahrens sowie weiteren Informationen zum Gesellschafterumfeld der Bieter-
firma beigefügt. Weitere Unterlagen wurden mit Vermerk vom 25. April 2016 nachgereicht. 

107 Antwort Innenministerium vom 30. August 2016 auf die Kleine Anfrage „Hahn-Verkaufsverfahren: Überprüfung der 
Geschäftspartner durch den rheinland-pfälzischen Verfassungsschutz I“, Drucksache 17/823 Fragen 2 bis 4 und 
Frage 6. 
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Der zuständige Staatssekretär im Innenministerium übermittelte mit Blick auf die per-
sonellen Änderungen auf der Erwerberseite im Verlauf des Monats Mai 2016 die 
Namen der neuen Gesellschafter. Auch nach erneuter Überprüfung änderte die Ver-
fassungsschutzabteilung ihre Einschätzung und Stellungnahme nicht.  

Über das Ergebnis ihrer Überprüfung unterrichte die Verfassungsschutzbehörde kein 
anderes Ressort der Landesregierung108. In der Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016 
führte das Innenministerium aus, die Beteiligung des Verfassungsschutzes habe keine 
Erkenntnisse ergeben. Deshalb könne von weiteren Prüfungsmaßnahmen, wie von der 
Beauftragung einer Wirtschaftsdetektei, die das FM angeregt hatte (siehe Tz. 6.5), kein 
weiterer relevanter Erkenntnisgewinn erwartet werden. 

8.3.2 Prüfungsmaßnahmen nach Vertragsunterzeichnung 

Infolge des Ausbleibens der Kaufpreiszahlung aus dem Grundstückskaufvertrag am 
10. Juni 2016 und vermehrt negativer Meldungen in der Presse über den Käufer
SYT109 ergriff das Land weitere Prüfungsmaßnahmen.

Das Innenministerium bat am 21. Juni 2016 das BMWi, Fragen zum Stand des 
Geldtransfers in China klären zu lassen. Am 4. Juli 2016 teilte das Bundesministerium 
mit, es läge nicht an der chinesischen Regierung, dass der Investor die erste Zahlung 
von 3,4 Mio. € nicht erfülle. Nach den geltenden Regelungen bedürfe das Projekt 
keiner entsprechenden Genehmigung. Das elektronische Anmeldeverfahren bei der 
lokalen Behörde dauere normalerweise nur drei Arbeitstage110. 

Vom 4. bis 6. Juli 2016 reisten der zuständige Staatssekretär im Innenministerium und 
Vertreter der Beratungsgesellschaft nach Shanghai, um zusammen mit einer chine-
sischen Mitarbeiterin der RSBK vor Ort Erkundigungen einzuholen. Angabengemäß 
zeigte eine Prüfung der Bestätigungen bei den Filialen der China Construction Bank 
Shanghai Branch und der Bank of China, dass die Dokumente gefälscht waren. Eine 
Anfrage bei der Shanghai Municipal Commission of Commerce wegen der Genehmi-
gung für den Transfer des Kaufpreises ergab, dass SYT bis zu diesem Zeitpunkt weder 
Unterlagen eingereicht noch einen Antrag gestellt hatte. 

Am 6. Juli 2016 beauftragte das Innenministerium das Landeskriminalamt, einige in 
einer Pressemitteilung des Innenministeriums vom 8. Juni 2016111 genannte grund-
legende Daten von SYT und ihrer Gesellschafter mit öffentlich zugänglichen Quellen 
abzugleichen. Das Amt teilte dem Innenministerium am gleichen Tag als Ergebnis 
seiner Recherchen mit, dass diese grundsätzlich keine relevanten Informationen 

108 Antwort Innenministerium vom 30. August 2016 auf die Kleine Anfrage „Hahn-Verkaufsverfahren: Überprüfung der 
Geschäftspartner durch den rheinland-pfälzischen Verfassungsschutz II“, Drucksache 17/824 Fragen 1 bis 3. 

109 Exemplarisch: SWR-Beitrag vom 21. Juni 2016 (http://www.swr.de/landesschau-aktuell/rp/shanghai-yiqian-trading-
company-hausbesuch-beim-hahn-kaeufer/-/id=1682/did=17644060/nid=1682/wx8zh9/). 

110 Siehe auch Antwort Innenministerium vom 18. November 2016 auf die Kleine Anfrage „Hahn-Verkaufsverfahren: 
Kontakte zum Bundeswirtschaftsministerium“, Drucksache 17/1623 Fragen 2 und 3. 

111 „Hahn-Investor umfassend geprüft.“ 



 

- 61 - 

erbracht hätten. Allerdings habe es keine polizeilichen oder strafprozessualen Ermitt-
lungen angestellt, da die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür nicht vorgelegen 
hätten. 

Zudem bat das Land die RSBK um Unterstützung im Verkaufsverfahren. Einzelheiten 
über die Kontaktaufnahme und den Auftrag liegen dem Rechnungshof nicht vor. Die 
Ergebnisse seiner Recherchen fasste der Vorstand der RSBK am 7. Juli 2016 in einer 
E-Mail an das Innenministerium wie folgt zusammen: 

„Der bisherige Prozess der Prüfung der SYT wirft aus meiner Sicht schwerwie-
gende Fragen auf und offenbart schwerwiegende Mängel; ich habe diese in frühe-
ren E-Mails dargestellt. Deshalb stichwortartig: 

a) In China wird zwischen registriertem und eingezahlten Kapital unterschieden; 
registriertes Kapital steht in den öffentlich zugänglich und dem öffentlich verant-
worteten Teil des entsprechenden Registers. Diese Register haben auch Teile, 
deren Informationen von den Firmen verantwortet werden und den Tatsachen 
entsprechen müssen. Es hätte auffallen müssen, dass SYT nur 100.000 RMB 
eingezahlt hat; die 'Investfirma' hat von 667 Mio. RMB 'Null' eingezahlt. 

b) Es kann sein, dass eingezahltes Kapital sofort als Darlehen an die Gesellschaf-
ter zurückfließt; das muss bei den Banken überprüft werden, mindestens ver-
sucht werden. 

c) Es ist möglich, vor allem aber auch notwendig, entsprechende Auskünfte in 
China einzuholen, wie gezeigt. Das betrifft insbesondere den wirtschaftlichen 
Hintergrund der handelnden Personen (ggf. deren enger Familienangehöriger). 

d) Chinesische Firmen haben einen (!) 'legal representative' (nicht zwei oder meh-
rere, wie in den Stellungnahmen der beiden Anwaltskanzleien gesagt wird). 

e) Wenn elektronisch Dokumente vorgelegt werden (hier: Bankauszüge), müssen 
diese überprüft werden (dazu gibt es eine eingespielte Praxis und Möglichkei-
ten, wie ja auch das Protokoll zeigt). 

f) Wenn der 'legal representative' (hier: Herr Chou) anwesend ist, wieso unter-
schreibt dann ein Dritter [Herr M] einen solchen Vertrag; welche Prüfung haben 
die Anwälte vorgenommen?“ 

Der Innenminister erklärte, bezüglich etwaiger Tätigkeiten in Deutschland seien zu-
sätzlich u. a. Handelsregister-, Bundesanzeiger- und Creditreform-Auskünfte eingeholt 
worden112. Hierzu teilte die Beratungsgesellschaft dem Rechnungshof am 16. Dezem-
ber 2016 mit, sie habe „im Zuge der IDD“ u. a. bei der Metadatenbank LexisNexis 
Daten zu SYT abgefragt. Die in dieser Datenbank bereitgestellten Informationen hätten 
neben veröffentlichten Daten aus dem Bundesanzeiger auch Informationen von Wirt-

                                                                 
112 Plenarprotokoll 17/6 vom 7. Juli 2016, Seite 212; Antwort Innenministerium vom 11. Juli 2016 auf die Kleine Anfrage 

„Beratungsleistungen der [Beratungsgesellschaft] im Zusammenhang mit der Privatisierung des Flughafens Hahn“, 
Drucksache 17/403 Fragen 1 bis 3; Antwort Innenministerium vom 15. Juli 2016 auf die Kleine Anfrage „Kos-
ten/Leistungen der [beratenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft] bei der Veräußerung der Anteile des Landes an der 
Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH“, Drucksache 17/473 Fragen 1, 2 und 4. 
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schaftsauskunfteien wie Creditreform, Bürgel und anderen großen internationalen Aus-
kunfteien enthalten. Eine diesbezügliche Recherche zu SYT habe keine Informationen 
erbracht. Unterlagen zu den eingeholten Auskünften, insbesondere zu den darin 
enthaltenen Informationen legten weder das Innenministerium noch die Beratungsge-
sellschaft dem Rechnungshof vor. 

8.4 Würdigung 

Bereits in der Vergangenheit hat der Rechnungshof nachdrücklich und wiederholt 
empfohlen, bei der Auswahl von Mitgesellschaftern von Beteiligungsunternehmen und 
von Geschäftspartnern die gebotene Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns walten zu 
lassen (siehe Tz. 1.3). Diese verlangt, sich über Professionalität, Seriosität, Bonität und 
Liquidität eines Vertragspartners hinreichend zu vergewissern.  

8.4.1 Eingeschränkter Auftrag zur Prüfung der Integrität von SYT 

Gemessen an diesen Empfehlungen war das Mandat der Beratungsgesellschaft unzu-
reichend. Nach deren eigener Klassifizierung beschränkte sich die in Auftrag gegebene 
Prüfung im Wesentlichen auf die der ersten Stufe (Kurzrecherche) mit begrenzter 
Aussagekraft. Eine Prüfung nach der höchsten Stufe (Tiefenrecherche) veranlasste 
das Innenministerium auch nicht, nachdem das FM eine solche detaillierte Unter-
suchung ausdrücklich angeregt und sogar gefordert hatte, über die Einschaltung von 
Wirtschaftsdetekteien nachzudenken. Insoweit ist der Hinweis der Landesregierung in 
ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen Äußerung darauf, dass das 
Angebot der Beratungsgesellschaft keine unterschiedlichen Intensitätsstufen enthalten 
habe, nicht überzeugend, zumal sich mit einer Internetrecherche die Möglichkeit einer 
vertieften Prüfung unproblematisch hätte ermitteln lassen. 

Das Innenministerium verließ sich bei der Bewertung der Seriosität und Bonität von 
SYT und ihrer Gesellschafter ausschließlich auf die Empfehlungen und Recherchen 
der Beratungsgesellschaft, obwohl diese mehrmals auf die begrenzte Aussagekraft von 
„Nachforschungen in beschränktem Umfang" („limited research“) hingewiesen hatte. 
Zum einen enthielten die Know Your Third Party Reports jeweils den Vorsichtshinweis, 
diese nicht als ausschließliche Entscheidungsgrundlage für geschäftliche Entscheidun-
gen zu verwenden. Zum anderen wies die Beratungsgesellschaft am 12. August 2015 
vor der einschlägigen Auftragserteilung ausdrücklich darauf hin, dass Integritätsprüfun-
gen in dem beschriebenen Umfang Compliance- und Bonitätsrisiken bei missbräuchli-
chen und/oder strafrechtlich relevanten Verhaltensweisen nicht vollständig ausschlie-
ßen könnten.  

Im seinem Schreiben an den Rechnungshof vom 9. November 2016 teilte das 
Innenministerium mit: 

„Im Vertrauen auf die von [der Beratungsgesellschaft] dargelegten weltweit be-
stehenden Kontakte und Qualifikationen erschien eine parallele Beauftragung 
zusätzlicher Aufklärungsmaßnahmen, z. B. durch eine Wirtschaftsdetektei, ver-
zichtbar. Darüber hinaus hat [die Beratungsgesellschaft] in ihrem Angebot 
selbst darauf hingewiesen, dass beispielsweise auch unabhängige Wirtschafts-
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auskunfteien keine verlässliche Angabe zur Bonität chinesischer Gesellschaften 
geben können. Vor dem Hintergrund der Zusicherung von [der Beratungsge-
sellschaft] in ihrer Handlungsempfehlung vom 12. August 2015, mit der IDD 
nachweislich alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten nach bestem Wissen 
und Gewissen ausgeschöpft zu haben, um negative Entwicklungen im Rahmen 
des Transaktionsverfahrens auszuschließen, bedurfte es keiner zusätzlichen 
Beauftragung einer Wirtschaftsdetektei.“ 

In der Fachliteratur wird durchgehend auf die spezifischen Risiken von Geschäften in 
China eingegangen113, auf Betrugsfälle hingewiesen und Vor-Ort-Besuchen ein 
besonders hoher Stellenwert zugewiesen114. Auch der Vorstand der RSBK vertrat die 
Auffassung, in China sei generell eine vertiefte Recherche geboten: 

„Es ist aus meiner Sicht ein Gebot der Sorgfalt, den wirtschaftlichen Hintergrund 
möglicher Bieter soweit wie möglich auszuleuchten; es ist in China allgemeiner 
Konsens, dass dazu eine Recherche der öffentlich zugänglichen Webseiten von 
Behörden/staatlichen Stellen nicht ausreicht“115. 

Im Hinblick auf die Bedeutung der Transaktion und die spezifischen Risiken bei 
Geschäften mit chinesischen Vertragspartnern116 hätte das Innenministerium die Hin-
weise der Beratungsgesellschaft auf die begrenzte Aussagekraft der Integritätsprüfung 
und die Verantwortung des Verkäufers, den Umfang der Recherchen zu bestimmen, 
sowie die Anmerkungen des FM beachten und eine Tiefenrecherche sowie ggf. Vor-
Ort-Besuche in Auftrag geben oder selbst vornehmen müssen.  

8.4.2 Unzulängliche Bonitätsprüfung 

Die im Rahmen der IDD von der Beratungsgesellschaft vorgenommenen Prüfungen 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von SYT waren unzureichend. 

Auftragsgemäß sollte die Beratungsgesellschaft auch Informationen zur Bonität von 
SYT einholen. Hierzu brachte die Beratungsgesellschaft lediglich die Klassifizierung 

                                                                 
113 Inwieweit die im Newsletter der Beratungsgesellschaft erwähnte Länderrisikoklassifizierung Eingang in die IDD 

gefunden hatte, ließ sich anhand der Berichte nicht erkennen. 
114 John Wiley & Sons, Due Diligence in China, Kapitel 6: Beyond the Checklists, 2013, Seiten 231 f. So auch Ghazvinian, 

a. a. O.; Störk/Görtz, in: Beisel/Andreas, Beck`sches Mandatshandbuch Due Diligence, 2. Auflage, 2010; Rn 8 und 10 
zu § 41 in Teil G. Anderweitige Due Diligence: Internetbeitrag Ernst Herb vom 28. Mai 2011, Betrugsfalle China: Sind 
die Skandale um Longtop und Real Gold nur die Spitze? http://www.fuw.ch/article/betrugsfalle. In der Sonderpublikati-
on „China“ des Audit Committee Quarterly – Das Magazin für Corporate Governance – herausgegeben vom Audit 
Committee Institute e. V. (assoziiert mit der Beratungsgesellschaft) werden typische Compliance-Verstöße aufgelistet. 
Es handelt sich dabei um häufige Korruptions- und Betrugsfälle sowie um häufig manipulierte Daten und Bilanz-
fälschungen. Zudem nahm der Leiter Country Practice China der Beratungsgesellschaft in einem Interview Stellung zur 
„chinesischen Compliance“ (Ausgabe 1-2013 des ASSURANCE MAGAZIN der Beratungsgesellschaft, Seiten 15 bis 
18. Hinweis im Jahrbuch der Unternehmenssicherheit 2013 Securitas Holding GmbH, Berlin) „Gefälschte Rechnungen, 
der Einsatz von Agenten, Schwarzgeld- und Auslandskonten, pauschale Rechnungen für 'Beratungshonorare' und 
Scheingeschäfte zwischen verbundenen Unternehmen seien in China an der Tagesordnung“. 

115 E-Mail vom 4. Juli 2016 an das Innenministerium und die Staatskanzlei. 

116  Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem Verkauf der Flughäfen Lübeck und Parchim. 

http://www.fuw.ch/article/betrugsfalle
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von SYT bei der Zollverwaltung in China (mittleres Rating „B“)117 und die Höhe des 
eingetragenen Kapitals von 500.000 CNY in Erfahrung. Weitere Details über die 
Finanzlage von SYT (Gesamtvermögen, Verbindlichkeiten, Eigenkapital, Bruttobe-
triebsergebnis, Nettogewinn, Nettomargen, Gesamtsteuerlast) hätten sich, so die Know 
Your Third Party Reports, nicht ermitteln lassen. Ob und inwieweit die Beratungsge-
sellschaft die dem verbindlichen Angebot vom 30. November 2015 als Anlage 3 
beigefügte verkürzte Bilanz von SYT zum 31. Oktober 2015 auswertete, ergab sich aus 
den Unterlagen nicht. Die Beratungsgesellschaft stellte lediglich eine Frage zu dem 
Rückgang der Umsatzerlöse im Jahr 2014118. Ob SYT diese beantwortete, ließ sich 
den Unterlagen ebenso wenig entnehmen. 

Es war nicht erkennbar, dass die Beratungsgesellschaft hinsichtlich der Bonitätsprü-
fung weitere Schritte (beispielsweise Forderung nach Vorlage eines oder mehrerer 
vollständiger Jahresabschlüsse von SYT) unternommen hat.  

Weitere Prüfungsschritte wären aber ohne Weiteres möglich gewesen. So konnte 
RSBK nach wenigen Tagen einen 14-seitigen Credit-Report der Shanghai Hensun 
Credit Management Co., Ltd., (Hensun) mit Datum 5. Juli 2016 vorlegen. Hensun wies 
ausdrücklich darauf hin, dass sie im Gegensatz zu der Beratungsgesellschaft, die SYT 
eine gute Zuverlässigkeit (reliability) zugesprochen hatte, die Gesellschaft als eine 
Briefkastenfirma ohne Glaubwürdigkeit (credibility) einschätze. 

Beim Credit Rating ordnete Hensun SYT in die Stufe CR6, die drittschlechteste Stufe 
von insgesamt acht Stufen, ein. Sie wird wie folgt beschrieben: 

„Once it is in bad economy condition, solvency is uncertainty largely. The credit 
risk is higher than average obviously.“ 

Auch der Rechnungshof hat innerhalb von gut fünf Wochen eine Wirtschaftsauskunft 
der Creditreform über SYT erhalten. Die Auskunftei vergab den Bonitätsindex 368 
(„schwache Bonität“)119. Ihr Krediturteil lautete: 

„Kredite erfordern Sicherheiten. Eine Geschäftsbeziehung ist Ermessens-
sache“. 

117 Bezüglich der Einhaltung gesetzlicher Vorschriften, Kreditwürdigkeit und unternehmerischen Steuerbarkeit teilt China 
Customs die Unternehmen in fünf Rating-Kategorien AA, A, B, C und D zur differenzierten Bewertung und Aufsicht ein. 
Die Zollverwaltung behandelt die Unternehmen unterschiedlicher Kategorien mit einem unterschiedlichen Ausmaß an 
Freigaben und Kontrolle. Ein Unternehmen in Klasse AA und A erfährt weitergehende Zollabfertigungsfreigaben, 
während Klasse B regelmäßigen Maßnahmen und Klasse C und D strengerer Kontrolle unterliegen. 

118 Rückgang zum Vorjahr von 353.354.310 RMB auf 272.425.011 RMB. 

119 Auskunft vom 16. September 2016. 
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Creditreform nannte folgende Geschäftszahlen:  

Tabelle 3: Geschäftszahlen von SYT 

 
in CNY in €120 

2014 2015 2014 2015 

Liquide Mittel 69.000 15.000 9.200 2.100 

Umsätze 2.000 417.000 300 58.800 

Bilanzsumme 78.000 90.000 10.400 12.700 

Eigenkapital 78.000 51.000 10.400 7.200 

Jahresfehlbeträge 23.000 27.000 3.100 3.800 

Mitarbeiter 3 

 

Zumindest diese Informationen hätte die Beratungsgesellschaft einholen und 
dementsprechend Warnhinweise an das Land weitergeben müssen. Denn anhand 
dieser leicht zugänglichen Zahlen hätte jedem Beteiligten klar sein müssen, dass SYT 
selbst nicht in der Lage sein würde, den Kauf zu finanzieren sowie den Flughafen 
Frankfurt-Hahn fortzuführen und weiterzuentwickeln. 

Dem Land hätte auffallen müssen, dass die durch die Beratungsgesellschaft ein-
geholten Informationen zur Bonität von SYT unzureichend waren. Bereits der Entwurf 
der Know Your Third Party Reports, die das Innenministerium und die LV am 
22. April 2016 erhalten hatten, beinhalteten kaum oder nicht nachvollziehbare Angaben 
zu den Unternehmensdaten von SYT. 

Die Landesregierung hat in ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen 
Äußerung mitgeteilt, die Beratungsgesellschaft habe darauf hingewiesen, dass in 
Bezug auf die Bonität der Gesellschaft „in China eine Einsicht in das Handelsregister 
und die Auskunft über Bilanzinformationen nur mit ausdrückliche Zustimmung der 
jeweiligen Gesellschaft“ möglich sei.  

Aus den vorgelegten Unterlagen ergibt sich nicht, dass die Beratungsgesellschaft 
versucht hatte, eine solche Zustimmung einzuholen. Im Übrigen war es sowohl RSBK 
als auch dem Rechnungshof ohne Zustimmung von SYT möglich, diese Informationen 
zu Geschäftszahlen und über eine Einschätzung der Bonität von SYT zu erlangen.  

8.4.3 Mangelnde Aussagekraft der Legal Opinions 

Die Legal Opinions hatte das Land einholen lassen, um Unklarheiten im Vorfeld des 
Anteilsverkaufs zu klären, insbesondere im Hinblick auf die häufigen Gesellschafter-
wechsel von SYT. Das Gutachten von Freshfields (siehe Anlage 6) kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Legal Opinion vom 27. Mai 2016 dies nicht leisten konnte.  

                                                                 
120 Währungsumrechnung jeweils zum Jahresende und gerundet auf volle 100 €. 
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Ausweislich der Einleitung der Legal Opinion habe die Kanzlei den Anteilskaufvertrag 
nicht gekannt. Daher habe sie auch nicht einschätzen können, ob SYT in der Lage 
gewesen wäre, die Verpflichtungen aus diesem Vertrag zu erfüllen. Dennoch habe die 
Kanzlei dieses in den Ziffern 3 bis 5 der Legal Opinion bestätigt.  

Zweifel am Nutzen der Legal Opinion ergeben sich nach dem Gutachten von Fresh-
fields aber vor allem im Zusammenhang mit deren Ziffer 9. Darin werde abstrakt fest-
gestellt, nach chinesischem Recht könnten der wirtschaftliche und der rechtliche Eigen-
tümer einer Gesellschaft grundsätzlich auseinanderfallen. Während der Verhandlungen 
habe die Käuferseite erklärt, dies sei bei SYT der Fall. Dies habe durch den am 
19. Mai 2016 angekündigten Gesellschafterwechsel behoben werden sollen. Eine Aus-
kunft darüber, ob dieses Auseinanderfallen von rechtlichem und wirtschaftlichem
Eigentum tatsächlich beseitigt worden sei, enthalte die Legal Opinion nicht. Sie gebe
ferner auch keine Auskunft darüber, was die Konsequenzen eines etwaig weiterhin
bestehenden Auseinanderfallens wären. Zudem weise die Legal Opinion darauf hin,
dass eine Abweichung unter bestimmten Voraussetzungen chinesischem Recht
widersprechen könne, ohne näher darauf einzugehen, ob die entsprechende Vorschrift
im vorliegenden Fall verletzt sei. Vor diesem Hintergrund könne die Legal Opinion im
Hinblick auf die Zweifel an der Gesellschafterstruktur von SYT letztlich keine Abhilfe
schaffen und hätte zumindest in dieser Hinsicht Anlass zu weitergehenden Nachfragen
geben müssen. So hätten insbesondere Erkundigungen bei der chinesischen Kanzlei,
die die Legal Opinion ausstellte, nahegelegen.

Trotz dieser offensichtlichen Mängel hinterfragte das Innenministerium die Legal 
Opinion nicht. 

8.4.4 Unzureichende Überprüfung der IDD durch das Land 

Das Land hätte die von der Beratungsgesellschaft erstellte IDD sorgfältig und 
vollständig aus- und bewerten müssen. 

Das Innenministerium erachtete die von dieser bestrittene mündliche vorläufige 
Stellungnahme der Beratungsgesellschaft (grüne Ampel, keine Hindernisse) vom 
30. Mai 2016 als Indiz, dass der Umfang der durchgeführten Maßnahmen ausreichend
sei und als Empfehlung, an den Bieter zu veräußern.

Der Innenminister erklärte gegenüber der Presse: 

„[Die Beratungsgesellschaft] hat uns zu keinem Zeitpunkt abgeraten, den Ver-
trag zu unterschreiben. Ganz im Gegenteil: Uns wurde unmittelbar vor Ver-
tragsschluss von [der Beratungsgesellschaft] bestätigt, dass einem Abschluss 
nichts im Wege steht. […]. 

Fragezeichen, beispielsweise bei der Gesellschafterstruktur, sind im Laufe der 
Prüfung von [der Beratungsgesellschaft] geklärt worden. Wir hatten vor Ver-
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tragsabschluss die uneingeschränkte Empfehlung, dass der Vertrag unter-
schrieben werden kann“121. 

Die Beratungsgesellschaft sah dies anders: 

„Die Entscheidung darüber, ob und an wen das Land die Anteile verkauft – und 
ob es sich hierbei um einen aus Sicht der Landesregierung geeigneten Käufer 
handelt – obliegt von Rechts wegen ausschließlich dem Land Rheinland-Pfalz 
als Eigentümer der Anteile. [Die Beratungsgesellschaft] hatte weder die Befug-
nis, über den Verkauf zu entscheiden, noch den Auftrag, einen Käufer vorzu-
schlagen oder gar auszuwählen und hat dies auch zu keinem Zeitpunkt ge-
tan“122. 

Dass die Entscheidung über den Verkauf von Landesvermögen ausschließlich in der 
Verantwortung des Landes liegt, ist unzweifelhaft. Ebenso ist unstrittig, dass ein Bera-
ter keine Entscheidungsbefugnis besitzt, sondern nur daran beteiligt sein kann, Ent-
scheidungen vorzubereiten.  

Eine ähnliche Lage besteht im Zuwendungsrecht. Stößt die Verwaltung bei der Ver-
gabe von Subventionen an fachliche Grenzen, so kann sie zwar den sachverständigen 
Rat verwaltungsfremder Dritter einholen. Sie bleibt jedoch haushaltsrechtlich für die 
ordnungsgemäße und wirtschaftliche Verwendung der eingesetzten Fördermittel ver-
antwortlich und muss hierüber Rechenschaft ablegen. Insofern muss sie stets sicher 
stellen – und auch sich selbst dessen bewusst sein –, dass die abschließenden Ent-
scheidungen allein bei ihr verbleiben123. Ein Delegieren der Letztverantwortung schei-
det danach aus. 

Das Innenministerium hätte die Ergebnisse der Beratungsgesellschaft in eigener 
Verantwortung nachprüfen müssen. Bereits im Laufe der Verhandlungen hätte es 
erkennen müssen, dass die „Nachforschungen in beschränktem Umfang“ („limited 
research“) nicht dazu geeignet waren, die Seriosität und Bonität von SYT hinreichend 
zu überprüfen. Dies gilt umso mehr, als das Land in die dritte Phase des Bieterverfah-
rens und ab März 2016 auch in die Verhandlungsrunden mit den Bietern eingebunden 
war.  

Allein aufgrund der vom Innenministerium vorgetragenen, von dieser allerdings be-
strittenen vorläufigen mündlichen Stellungnahme der Beratungsgesellschaft vom 
30. Mai 2016 hätte das Land keine Verkaufsentscheidung treffen dürfen. Es hätte vor 
Vertragsunterzeichnung die schriftlichen finalen Berichte der Beratungsgesellschaft 

                                                                 
121 Interview Rhein-Zeitung mit dem Innenminister vom 11. Juli 2016, Online-Version  

(https://mdi.rlp.de/fileadmin/isim/Startseite/Dokumente_Hahn/Interview_der_Rhein-
Zeitung_mit_Minister_Roger_Lewentz.pdf). 

122 Schreiben der Beratungsgesellschaft an das Land vom 21. Juli 2016 betreffend Berichterstattung Flughafen Frankfurt-
Hahn. 

123 Mayer, in: Engels/Eibelshäuser, Kommentar zum Haushaltsrecht, Stand Dezember 2015, § 44, Rn 328. 
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abwarten müssen124. Diese hätten nicht kritiklos übernommen werden dürfen, sondern 
einer sorgfältigen Plausibilitätsprüfung unterzogen werden müssen.  

Die Know Your Third Party Reports hatten nur geringe Aussagekraft. So hatte die 
Beratungsgesellschaft persönliche Daten und berufliche Werdegänge nicht überprüfen 
können. Adressinformationen fehlten völlig oder blieben unbestätigt. Unklarheiten 
hinsichtlich des Hintergrunds des Käufers konnte sie nicht aufklären.  

Aus welchen Gründen die Beratungsgesellschaft zu der Bewertung „keine materiellen 
Auffälligkeiten“ kam und lediglich empfahl, den offenen Fragen durch das Einholen 
weiterer Selbstauskünfte des Käufers nachzugehen, war den Berichten nicht zu ent-
nehmen. Dieses Vorgehen stand nicht im Einklang mit dem eigentlichen Zweck einer 
IDD, Selbstauskünfte des Geschäftspartners mit von dritter Seite ermittelten Infor-
mationen auf ihre Übereinstimmung hin zu überprüfen. Um dem Rechnung zu tragen, 
wären die wesentlichen offenen Punkte zwingend über externe Quellen zu klären 
gewesen. Bereits bei einer Plausibilitätsprüfung hätte das Land diesen Mangel er-
kennen müssen. Es erschließt sich nicht, wie angesichts der lückenhaften und nicht 
weiter aufgeklärten Feststellungen die Ampeln auf grün gestellt werden konnten. 

Eine Überprüfung durch den Verfassungsschutz im Rahmen seiner gesetzlichen Auf-
gaben und Kompetenzen125 war nicht dazu geeignet, Professionalität, Seriosität, 
Bonität und Liquidität eines Vertragspartners zu beurteilen.  

Die Prüfungsmaßnahmen nach Vertragsunterzeichnung machen deutlich, dass im 
Rahmen der Integritätsprüfung intensivere Nachforschungen erforderlich gewesen 
wären und diese wichtige Erkenntnisse erbracht hätten.  

Angesichts der Bedeutung des Vorgangs, der allgemeinen Warnhinweise zu Trans-
aktionen mit chinesischen Geschäftspartnern und der negativen Erfahrungen im Zu-
sammenhang mit den Vorgängen um den Nürburgring ist unverständlich, wieso das 
Land nicht alle gebotenen und vorhandenen Möglichkeiten (beispielsweise Tiefen-
recherche, verbunden mit örtlichen Erhebungen und Prüfung von Bankbestätigungen) 
nutzte, um den Hintergrund, die unternehmerische Leistungsfähigkeit sowie die Bonität 
des Käufers möglichst zweifelsfrei aufzuklären. 

124 Während die Beratungsgesellschaft den Berichtsentwurf dem Innenministerium zwei Tage nach der Erstellung 
zugeleitet hatte, lagen zwischen Erarbeitung und Zuleitung des endgültigen Berichts 17 Tage. 

125 §§ 1, 5 und 6 Landesverfassungsschutzgesetz.
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9 EU-Beihilferechtliche Handlungsoptionen 

Das Land rechtfertigte den Verkauf seiner FFHG-Anteile an SYT mit Hinweis auf 
beihilferechtliche Vorgaben der EU-Kommission126. Es habe an SYT als den Höchst-
bietenden veräußern müssen. Sonstige Aspekte, etwa Unternehmenskonzept und 
Geschäftspläne, zu berücksichtigen, sei unzulässig. Ein anderer Weg als eine be-
dingungsfreie Ausschreibung sei nicht in Betracht gekommen127: 

„Die Shanghai Trading (SYT) hatte den höchsten Kaufpreis geboten. Dies ist 
nach Auffassung der EU-Kommission das entscheidende Kriterium für die Aus-
wahl. Die Kommission hatte bei der Vorabstimmung des Ausschreibungs-
verfahrens ausdrücklich darauf hingewiesen, dass dabei das jeweilige Unter-
nehmenskonzept nicht als Auswahlkriterium heranzuziehen ist. Nach ausdrück-
lichem Hinweis der EU-Kommission im Rahmen der laufenden Abstimmung des 
Ausschreibungsverfahrens durften die Angebote der Bieter über die Kaufpreise 
hinaus auch im Hinblick auf das jeweilige Unternehmenskonzept im Rahmen 
der Auswahlentscheidung nicht bewertet werden. Auch der Wunsch des Landes 
zur Fortführung des Flugbetriebs stellt danach eine unzulässige Bedingung 
dar“128. 

Der Rechnungshof hat daher auch geprüft, ob das Land aufgrund des EU-Beihilfe-
rechts gehalten war, seine Anteile an der FFHG an SYT zu veräußern. 

9.1 Beihilfefreie Ausschreibung 

Die bedingungsfreie Ausschreibung hatte zum Ziel, die Veräußerung der FFHG-Anteile 
des Landes so zu gestalten, dass bereits der Tatbestand einer grundsätzlich unzu-
lässigen Beihilfe (Art. 107 Abs. 1 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union [AEUV]129) nicht erfüllt sein sollte.  

126 Antwort Staatskanzlei vom 17. September 2015 auf die Kleine Anfrage „Äußerungen der Ministerpräsidentin Dreyer im 
Sommerinterview des SWR vom 21. August 2015 zum Verkauf des Flughafens Hahn“, Drucksache 16/5581: „beste 
Gewähr“. 

127 E-Mail Staatssekretär im FM an den zuständigen Staatssekretär im Innenministerium vom 4. April 2016, Anlage 
Vermerk „FFHG-Verkauf – Aktueller Sachstand und weitere Optionen“, 31. März 2016; Vorsitzender der SPD-Land-
tagsfraktion, Plenarprotokoll vom 22. Juni 2016, Seite 101; Plenarprotokoll 17/4 vom 23. Juni 2016, Seite 176; E-Mail 
Pressesprecher Innenministerium an den SWR vom 10. Juni 2016; Pressedienst Innenministerium 29. Juni 2016; 
Schreiben Innenministerium an den Rechnungshof vom 29. Juni 2016; „Faktenblatt zum Hahnverkaufsverfahren des 
Landes“, Anlage zur E-Mail Innenministerium an die Staatskanzlei, 2. Juli 2016; Pressemitteilung Innenministerium 
vom 4. Juli 2016 zur Berichterstattung im Trierischen Volksfreund; Antwort Innenministerium vom 14. Juli 2016 auf die 
Kleine Anfrage „Kosten/Leistungen der [beratenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft] bei der Veräußerung der Anteile 
des Landes an der FFHG“, Drucksache 17/473 Frage 5; Innenminister, Plenarprotokoll 17/6 vom 7. Juli 2016, Seite 
210 und Plenarprotokoll 17/9 vom 14. Juli 2016, Seite 327; Ministerpräsidentin, Niederschrift Sitzung des Innenaus-
schusses am 8. September 2016, Seite 7; so auch Beratungsgesellschaft, Niederschrift Sitzung des Innenausschusses 
9. Juni 2016, Seite 21.

128 Internetseite Innenministerium, „Informationen zum Verkaufsverfahren Hahn“ vom 26. Juli 2016. 

129 Danach sind, soweit in den Verträgen nicht etwas anderes bestimmt ist, staatliche oder aus staatlichen Mitteln ge-
währte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 
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Dieses – dem Wettbewerb im Binnenmarkt dienende – grundsätzliche Beihilfeverbot 
setzt u. a. das Bestehen eines Vorteils voraus. Dieses Tatbestandsmerkmal wird, 
abgeleitet aus dem Neutralitätsgrundsatz gemäß Art. 345 AEUV, bei wirtschaftlichen 
Transaktionen der öffentlichen Hand teleologisch auf eine Gleichbehandlung des 
Staates mit dem Privatsektor reduziert.  

Der entscheidende Prüfungsmaßstab ist hier das „marktübliche Verhalten“. Wird, mit 
anderen Worten, der Marktpreis erzielt, so liegt kein Vorteil – und damit tatbestandlich 
keine Beihilfe – vor.  

Zur Überprüfung wendet die EU-Kommission in Übereinstimmung mit den euro-
päischen Gerichten in ständiger Praxis das Kriterium des marktwirtschaftlich handeln-
den Wirtschaftsteilnehmers (Market Economy Operator Principle) an130. Gefragt wird, 
wie sich in einer vergleichbaren Situation ein rational agierender privater Wirtschafts-
teilnehmer, der mindestens längerfristig eine angemessene Rendite erwartet, verhalten 
hätte. Bei materiellen Privatisierungen durch die öffentliche Hand wird für diesen 
Fremdvergleich (At Arm´s Length Principle) auf den marktwirtschaftlich handelnden 
Verkäufer abgestellt (Private Vendor Principle). Danach ist regelmäßig für das be-
treffende Objekt der höchste Preis anzustreben131, da unterstellt wird, dass dieser 
grundsätzlich der für die Beihilfefreiheit relevante Marktpreis ist.  

9.1.1 Ermittlung des Marktpreises 

Nach der ständigen Entscheidungspraxis der Gerichte und der EU-Kommission sowie 
ihrer zahlreichen Mitteilungen ist dann, wenn der Meistbietende nach einem (u. a.)132 
bedingungsfreien Bieterverfahren den „Zuschlag“ erhält, davon auszugehen, dass der 
gebotene Preis den Marktpreis reflektiert, so dass ein Vorteil und damit eine Beihilfe 
ausscheidet133. 

Führt die öffentliche Hand demgemäß eine bedingungsfreie Ausschreibung durch, so 
spricht mithin eine Vermutung dafür, dass ihr der Marktpreis geboten wird134. Bei dem 
anschließenden Verkauf an den Höchstbietenden geht die EU-Kommission folglich in 
der Regel davon aus, eine Beihilfe verneinen zu können. Daher ist dies der von ihr 

130 Gericht der EU, Urteil vom 28. Februar 2012 (T-268/08 u. a.), Burgenland, Rn 48 m. w. N.; Mitteilung der Kommission, 
Bekanntmachung zum Begriff der staatlichen Beihilfe im Sinn des Art. 107 Abs. 1 AEUV, ABl. EU C262/1 vom 19. Juli 
2016 (Beihilfebekanntmachung) Rn 74 ff. m. w. N. Der Text der Beihilfebekanntmachung war bereits im 1. Hj 2016 
bekannt. 

131 Beihilfebekanntmachung, a. a. O., Rn 74 m. w. N. 

132 Der Rechnungshof geht auf die weiteren konstitutiven Elemente nicht ein, da sie vorliegend irrelevant sind. 

133 Ausführlich zu dem Bieterverfahren siehe Beihilfebekanntmachung, a. a. O., Rn 89 ff. 

134 Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH), Urteil vom 24. Oktober 2013 (C-214/12 P u. a.), Burgenland, Rn 94. 
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„bevorzugte Weg“135. Als solcher findet er sich in ihren Bekanntmachungen, Leitlinien, 
Leitfäden und ähnlichen Äußerungen. Bei diesen handelt es sich allerdings, worauf die 
EU-Kommission ausdrücklich hinweist, um bloße Arbeitserleichterungen und Orientie-
rungshilfen136. Es reicht daher nicht aus, allein auf diese typologisierenden Mitteilungen 
abzustellen137. Die EU-Kommission hat ihrerseits stets, soweit es um die Frage geht, 
ob der Beihilfetatbestand erfüllt ist, eine Einzelfallprüfung vorzunehmen138.  

Der Höchstpreis ist nicht ohne näheres Hinschauen stets mit dem Marktpreis gleich-
zusetzen. Vielmehr gibt es – wenn auch enge – Gestaltungsräume innerhalb der Aus-
schreibungsverfahren und andere Methoden, mit denen sich der Marktpreis erzielen 
lässt. Einzig entscheidend ist, dass der veräußernde Mitgliedstaat, hier das Land, im 
Ergebnis eben diesen Marktpreis erreicht, dass er – in anderen Worten der EU-Kom-
mission – die „wirtschaftlich sinnvollste Lösung“, die in Bezug auf die angestrebte 
Erlösmaximierung und in Anbetracht der verschiedenen Optionen „beste rechtliche“ 
Lösung wählt139. 

Die immer erforderliche Wertung, insbesondere der anzustellende Fremdvergleich, er-
fordert zumeist eine komplexe wirtschaftliche Analyse und Würdigung seitens der 
öffentlichen Hand als Verkäuferin und seitens der EU-Kommission als Hüterin des 
Wettbewerbs. 

9.1.2 Ausgestaltung des Ausschreibungsverfahrens 

Die Durchführung eines bedingungsfreien Ausschreibungsverfahrens gilt als der 
Königsweg140. Dabei ist aber vorab klarzustellen, welche Art von Bedingungen der 
Annahme eines bedingungsfreien Ausschreibungsverfahrens tatsächlich entgegen-
steht141. Entscheidend ist insoweit das Ziel, durch ein Bieterverfahren den Marktpreis 
zu ermitteln. Unzulässig sind danach vor allem solche Bedingungen, die ihrerseits 
Beihilfen beinhalten oder sich (sonst) negativ auf den Preis auswirken. Das ist – von 
Ausnahmen abgesehen – insbesondere bei Bedingungen der Fall, die die unternehme-
rische Freiheit des Erwerbers einschränken.  

135 Leitfaden zur beihilfekonformen Finanzierung, Umstrukturierung und Privatisierung staatseigener Unternehmen vom 
10. Februar 2012, swd (2012)14, Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen (Leitfaden staatseigene Unterneh-
men), Ziff. 5., Seite 14; siehe zuvor schon Mitteilung der Kommission betreffend Elemente staatlicher Beihilfe bei Ver-
käufen von Bauten oder Grundstücken durch die öffentliche Hand, ABl. C 209/3 vom 10. Juli 1997 (Grund-
stücksmitteilung), deren Grundgedanken die EU-Kommission (seit ihrer Entscheidung Centrale del latte di Roma,
ABl. 2000 L 265/15, Tz. 85, 87) auf die Prüfung (sonstiger) Privatisierungen ergänzend anwendet, die nun aber in die
Beihilfebekanntmachung gleichsam aufgegangen ist.

136 Leitfaden staatseigene Unternehmen, a. a. O., Ziff. 1. 

137 Gericht der EU, Burgenland, a. a. O., Rn 77; vergleiche zuvor bereits Urteil vom 6. März 2003 (T-228/99 u. a.), WestLB, 
Rn 251. 

138 Gericht der EU, Burgenland, a. a. O., Rn 77. 

139 Leitfaden staatseigene Unternehmen, a. a. O., Ziff. 5., Seiten 15 f. 

140 Jenseits von hier nicht in Betracht kommenden börsenmäßigen und pari-passu-Transaktionen. 

141 Im gegebenen Kontext kann dahingestellt bleiben, ob es sich hierbei dogmatisch um Aspekte der Ermittlung des 
eigentlichen Marktpreises, um zulässige „andere (wirtschaftliche) Kriterien“ oder um zulässige „Bedingungen“ einer 
grundsätzlich bedingungsfreien Ausschreibung handelt. 
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Zulässig sind umgekehrt alle Aspekte oder Bedingungen, die auch ein privater Wirt-
schaftsteilnehmer berücksichtigen oder aufstellen würde und/oder die nicht den Kauf-
preis drücken. Unter diesem Gesichtspunkt müssen zunächst nur solche Angebote 
näher betrachtet werden, die verpflichtend und verlässlich sind. So beschränken so-
wohl die EU-Kommission als auch die Rechtsprechung die vom Staat bei einer Aus-
schreibung zu beachtenden Angebote von vornherein auf „glaubwürdige und verbind-
liche“ Angebote142 und erachten namentlich Maßnahmen zur Unterbindung rein speku-
lativer Angebote, zur Sicherung der Kaufpreisbezahlung sowie zur Einhaltung gesetz-
licher Vorgaben als beihilferechtlich irrelevant143. 

Unproblematisch sind danach diejenigen Vorgaben, die der Transaktionssicherheit 
dienen. Jeder umsichtige private Verkäufer hätte ein berechtigtes Interesse daran, mit 
einem soliden Vertragspartner zu paktieren, der die Gewähr für den Abschluss des Ge-
schäfts überhaupt und in einem angemessenen Zeitraum sowie die Erfüllung des Kauf-
preisanspruches bietet. Nichts anderes gilt für die öffentliche Hand als Anteilseignerin. 

Darüber hinaus kann es gerechtfertigt sein, andere (wirtschaftliche) Faktoren als den 
Preis zu berücksichtigen, und zwar wiederum dann, wenn dies auch ein privater 
Verkäufer tun würde144. Zum einen kann dies, dem EuGH zufolge, für Umstände 
gelten, die zu einer nennenswerten Verzögerung oder Versagung der Transaktion füh-
ren würden. Dabei könnte insoweit unter ganz besonderen Umständen sogar die 
Herkunft des Bieters eine Rolle spielen145. Der Gedanke der Transaktionssicherheit 
lässt sich im Übrigen auch in diesem Kontext verorten. Zugleich wird hier deutlich, dass 
der Höchstpreis keineswegs zwingend und stets mit dem – letztlich allein entscheiden-
den – Marktpreis identisch ist. Zum anderen gilt dies für folgenden zweiten Sachver-
halt: Der Staat als Verkäufer darf auch dann sonstige (wirtschaftliche) Faktoren berück-
sichtigen, wenn das Höchstgebot aufgrund seines offensichtlich spekulativen Charak-
ters deutlich über den sonstigen Angeboten und dem geschätzten Verkehrswert des 
Objektes liegt. In einem solchen Fall ist, so der EuGH in der Sache BVVG, die 
Methode des Verkaufs an den Meistbietenden nicht geeignet, den Marktwert des Kauf-
gegenstandes widerzuspiegeln146. 

In die gleiche Richtung weist ein Beschluss der EU-Kommission vom 28. Mai 2015, der 
die Veräußerung der Anteile an der Flughafen Zweibrücken GmbH zum Gegenstand 

142 EuGH, Urteil vom 16. Juli 2015 (C-39/14), Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG), Rn 32 (siehe An-
lage 8); Beihilfebekanntmachung, a. a. O., Rn 95 m. w. N. 

143 Leitfaden staatseigene Unternehmen, a. a. O., Ziff. 5., Seite 14. 

144 Gericht der EU, Burgenland, a. a. O., Rn 70, 87. Bestätigend im Wesentlichen die Entscheidung der EU-Kommission 
vom 30. April 2008 (C 56/06), Burgenland, und bestätigt durch EuGH, Burgenland, a. a. O. 

145 Gericht der EU, Burgenland, a. a. O., Rn 70, 87, 130. Der Hinweis auf diese Rechtsprechung beinhaltet wiederum 
nicht, dass der Rechnungshof diese denkbare Ausnahme zur Regel erklärt, sondern nur, dass er darauf aufmerksam 
macht, dass es eine solche Ausnahme geben könnte. 

146 EuGH, BVVG, a. a. O., Rn 39 bis 41; vergleiche bereits EuGH, Urteil vom 16. Dezember 2010 (C-239/09), Seydaland, 
vor allem Rn 35, 39. 
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hat147. Die EU-Kommission betonte zunächst die in der Ausschreibung zum Ausdruck 
gebrachte Bedeutung der Transaktionssicherheit. In diesem Zusammenhang stellte sie 
sodann fest, dass (nur) der dieser Transaktionssicherheit Rechnung tragende Preis der 
„Höchstpreis“ – hier im Sinne des Marktpreises – sei, und zwar ungeachtet dessen, 
dass andere Bieter höhere Angebote eingereicht hätten. 

Dies geht so weit, dass es – wie es die Fallbearbeiter der Generaldirektion (GD) Wett-
bewerb gegenüber dem Land erläuterten148 – Gründe geben kann, einen Bieter, der 
lediglich einen symbolischen Euro zu zahlen bereit ist, gegenüber anderen auch deut-
lich höher Bietenden vorzuziehen. Sogar ein negativer Kaufpreis ist dann denkbar, 
wenn der staatliche Verkäufer überzeugend zu begründen vermag, dass der damit 
einhergehende Verlust wirtschaftlicher ist, als gar kein Verkauf und eine Liquidation149. 
In beiden Fällen sind einschlägige Vergleichsberechnungen vorzulegen.  

Um den Höchstpreis – im Sinne des Marktpreises – zu ermitteln, ist es letztlich stets 
geboten, eine wirtschaftliche Gesamtbetrachtung anzustellen, die neben den für den 
öffentlichen wie privaten Verkäufer gleichermaßen bedeutsamen Faktoren beispiels-
weise auch Regelungen zur (Nicht-)Übernahme von Haftungen, etwa für Umwelt-
schäden, einpreist. Es sind mithin die Nettokaufpreisangebote miteinander zu ver-
gleichen150. Bei der vorzunehmenden Saldierung haben möglicherweise dem Käufer in 
Aussicht gestellte Beihilfen jedoch außen vor zu bleiben. Dies folgt dem dogmatischen 
Gebot, zwischen dem Staat als Verkäufer und dem Staat als Träger hoheitlicher 
Gewalt strikt zu trennen (vergleiche Tz. 9.1.4). 

Im Übrigen müssen die für den Verkäufer entscheidungsrelevanten Faktoren, bei-
spielsweise Transaktionssicherheit und Zeit, für alle Bieter gleich gelten. Der Verkäufer 
muss sie diesen gegenüber transparent machen. Sämtliche seiner Wertungen muss er 
der EU-Kommission gegenüber glaubhaft und belastbar nachweisen können. 

9.1.3 (Un-)Zulässigkeit weiterer Kriterien: Unternehmenskonzept, Investitionsbereit-
schaft, Businessplan, Weiterbetrieb Flughafen 

Einem privaten Verkäufer ist es prinzipiell nicht wichtig, was mit dem veräußerten Wirt-
schaftsgut in der Zukunft geschieht, sofern er hierfür nicht mehr in Anspruch ge-
nommen werden kann. Der Logik des Private Vendor-Grundsatzes zufolge sind somit 
Verwendungs- u. ä. Vorgaben sowie (sonstige) wirtschafts- und sozialpolitisch moti-

                                                                 
147 Beschluss EU-Kommission vom 28. Mai 2015 (C(2015) 3513 final, SA. 40625), siehe vor allem Rn 24 f. (siehe 

Anlage 9). 
148 Siehe Protokoll Gespräch mit der EU-Kommission am 15. Juli 2016, Anlage zu einer E-Mail der LV vom 20. Juli 2016. 

149 Leitfaden staatseigene Unternehmen, a. a. O., Ziff. 5., Seite 15, siehe ferner Protokoll Gespräch am 15. Juli 2016, 
a. a. O. 

150 So ausdrücklich auch die Fallbearbeiter der GD Wettbewerb in ihrer an das Land adressierten E-Mail vom 
17. März 2016; auf diese Notwendigkeit wies zudem das eigene FM hin, siehe „Vermerk an Sts“, 24. März 2016; 
dasselbe in einem Kommentar zur Ministerratsvorlage, Anlage zu Vermerk an die Ministerpräsidentin vom 6. April 2016 
sowie im an die Ministerpräsidentin gerichteten Vermerk vom 27. April 2016 zum Entwurf der Ministerratsvorlage, 
Stand 25. April 2016. 
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vierte Auflagen grundsätzlich unzulässig. Die öffentliche Hand darf mithin als Verkäu-
ferin die unternehmerische Freiheit des Käufers grundsätzlich151 nicht einschränken152.  

Allerdings sind sogenannte Sekundärüberlegungen (z. B. strukturpolitische Belange) 
nicht von vornherein völlig ausgeschlossen. Vielmehr entscheidet sich die Frage, ob 
ein solcher eher „ganzheitlicher Ansatz“ zulässig ist, nach der konkreten Ausgestaltung 
im Einzelfall. Voraussetzung ist dabei stets, dass die Kriterien/Bedingungen transpa-
rent, nicht-diskriminierend und nachvollziehbar begründet sind, auch ein Privater ent-
sprechende Maßgaben aufstellen würde und sie kein Beihilfeelement beinhalten oder 
anderweitig den Kaufpreis reduzieren. So würde auch eine direkte Vorgabe, z. B. den 
Flughafenbetrieb einer zu veräußernden Gesellschaft fortzuführen, nicht gegen die 
Bedingungsfreiheit der Ausschreibung verstoßen, folgte sie allgemeinen – jeden Bieter 
gleichermaßen verpflichtenden – gesetzlichen Bestimmungen. 

Vorliegend kann es aber letztlich dahingestellt bleiben, wann ausnahmsweise der 
öffentlichen Hand nicht verwehrt wäre, beispielsweise Unternehmenskonzepte, die 
Investitionsbereitschaft oder Businesspläne der Bieter als Wertungskriterium in eine 
Ausschreibung aufzunehmen. Obwohl der staatliche Verkäufer Geschäftsmodelle und 
Businesspläne der Bieter, wie es die Regel ist, nicht als Kriterium zur Bewertung der 
Angebote einfordern darf, so folgt umgekehrt hieraus kein Gebot, diese Unterlagen, 
wenn sie zulässigerweise in der Ausschreibung Erwähnung gefunden haben, vollstän-
dig zu ignorieren. Vielmehr kann er sie heranziehen, um namentlich die Seriosität der 
Bieter besser einschätzen zu können. Nichts anderes würde ein privater Verkäufer tun. 

9.1.4 Gebot der Trennung zwischen Staat als Verkäufer und Staat als Hoheitsträger 

Tritt die öffentliche Hand als Verkäuferin auf, so darf sie sich nicht anders als ein pri-
vater Verkäufer verhalten. Bei einer entsprechenden Transaktion geht es mithin allein 
um das zivilrechtliche Rechtsverhältnis des Staates zu den Bietern und dem Käufer.  

Eine besondere Situation entsteht, wenn der Staat bereits zum Zeitpunkt des Ver-
kaufsprozesses plant, dem zukünftigen Erwerber kaufobjektbezogene Beihilfen zukom-
men zu lassen. Nur der Staat als Hoheitsträger kann „staatliche Mittel“ (oder Beihilfen 
„aus staatlichen Mitteln“) im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV gewähren. Hier geht es 
folglich um das regelmäßig öffentlich-rechtliche Rechtsverhältnis zwischen dem Staat 
und dem beihilfeempfangenden Unternehmen, dessen Anteile er zuvor verkauft hat. 
Zwischen der Rolle des Staates als Anteilseigner und der Rolle des Staates als Zu-
wendungsgeber (und den jeweiligen Beziehungen) ist, so die ständige Entscheidungs-
praxis der Gerichte und der EU-Kommission, streng zu trennen153. 

151 Ausnahmsweise kann eine solche Bedingung z. B. dann zulässig sein, wenn auch ein privater Verkäufer weiterhin 
einer Nachhaftung unterlegen hätte. 

152 Im Einzelnen siehe Leitfaden staatseigene Unternehmen, a. a. O., Ziff. 5. 

153 EuGH, Urteil vom 5. Juni 2012 (C-124/10 P), Kommission/EDF, Rn 79 ff. m. w. N.; Urteil vom 28. Januar 2003 (C-
334/99), Deutschland/Kommission, Rn 133 ff.; zuvor bereits EuGH, Urteil vom 14. September 1994 (C-278/92 u. a.), 
Spanien/Kommission, Rn 22; Beihilfebekanntmachung, a. a. O., Rn 77. 
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Daraus folgt zum einen, dass etwaige spätere Beihilfen, anders als z. B. die Über-
nahme von Haftungsrisiken, die dem zu veräußernden Grundstück innewohnen, in die 
Berechnung des Kaufpreises nicht einbezogen werden dürfen. Zum zweiten ergibt sich 
hieraus, dass es der EU-Kommission obliegt, die Vereinbarkeit der Beihilfen mit dem 
Gemeinsamen Markt zu prüfen. Hierbei hat der Mitgliedstaat alle erforderlichen Unter-
lagen einzureichen. Geht es um Beihilfen im Bereich des Luftverkehrs, so ist hierzu der 
Wirtschaftsplan des Flughafenbetreibers vorzulegen154. 

Hieraus resultiert indes zum einen nicht, dass der Staat in seiner Ausschreibung nicht 
schon einen Bezug zum Businessplan aufnehmen kann, wenn er diesen zugleich 
transparent von den Kriterien zur Angebotswertung trennt155. Zum anderen folgt aus 
der dogmatischen Separierung keinesfalls, dass es dem Staat als Verkäufer etwa 
untersagt wäre, die Businesspläne zur Kenntnis zu nehmen, um sich z. B. von deren 
Belastbarkeit und von der Ernsthaftigkeit des Bieters überzeugen zu können. Kein 
Privatmann würde Unterlagen, die er zulässigerweise von Interessenten anfordern 
kann, unbeachtet lassen. Schließlich können sie ihm doch ein genaueres Bild seines 
potentiellen Vertragspartners verschaffen. 

Letzteres widerspricht entgegen der Auffassung der Landesregierung keineswegs der 
zuvor gemachten rechtlichen Feststellung. Vielmehr handelt es sich um zwei von-
einander zu trennende Sachverhalte – einerseits grundsätzlich unzulässiges Kriterium 
zur Angebotswertung und andererseits zulässiges Heranziehen, um sich einen Ein-
druck von einem Bieter zu verschaffen und offensichtlich unglaubwürdige Angebote 
auszuschließen.  

9.2 Handlungsoptionen jenseits einer beihilfefreien Ausschreibung 

Es hätte – jedenfalls rein rechtlich betrachtet – andere beihilferechtskonforme Möglich-
keiten gegeben, die Zukunft des Flughafens Frankfurt-Hahn zu gestalten. Diese Hand-
lungsoptionen hätte das Land auch noch während des laufenden bedingungsfreien 
Ausschreibungsverfahrens nutzen können. Denn dem Land hätte es – anders als im 
Vergaberecht – ohne Weiteres offen gestanden, das Privatisierungsverfahren aufzu-
heben. 

Mit den folgenden Darlegungen beschränkt sich der Rechnungshof allein darauf auf-
zuzeigen, dass rechtlich weitere Möglichkeiten bestehen, ohne deren praktische Impli-
kationen und Relevanz zu bewerten. 

9.2.1 Notifizierung  

Die öffentliche Hand kann eine Privatisierung auch auf anderem Wege als über eine 
beihilfefreie Ausschreibung verwirklichen. Das Land – formal nach außen über den 

                                                                 
154 Luftverkehrsleitlinien, a. a. O., Rn 121, 126. 

155 Protokoll Gespräch am 15. Juli 2016, a. a. O.; in die Richtung bereits der stellvertretende Generaldirektor der GD 
Wettbewerb der EU-Kommission in einer E-Mail an das Land vom 10. Juli 2014. 



- 76 -

Bund – hätte, wie es auch die Fallbearbeiter der GD Wettbewerb nahelegten156, sein 
Vorhaben, den Flugbetrieb nach der Veräußerung der Anteile an der FFHG aufrechtzu-
erhalten, bei der EU-Kommission – jedenfalls vorsorglich – als eine mit dem Binnen-
markt vereinbare Beihilfe anmelden und genehmigen lassen können (Art. 107 Abs. 3 
lit. c), Art. 108 Abs. 3 AEUV, Art. 2 ff. Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 
13. Juli 2015)157. Damit hätte es die Vorgaben der Investitionszusagen und des Weiter-
betriebs des Flughafens rechtssicher als förmliches Kriterium einbinden können, ohne
darauf verzichten zu müssen, die Investitionsabsichten als förmliches Wertungskriteri-
um anwenden zu können, ohne den Umweg der eingeführten „öffentlich-rechtlichen
Bindungen“ des Flugbetriebes gehen zu müssen und ohne die konditionierte Beihilfe-
gewährung als nur mittelbaren Hebel zur Erreichung des Zieles zur Verfügung zu
haben.

Eine Notifizierung von Maßgaben strukturpolitischer Natur im Rahmen einer Privati-
sierung sehen die dem Land bekannten Luftverkehrsleitlinien sogar ausdrücklich vor158. 

9.2.2 Fortführung in Eigenregie 

Rein EU-beihilferechtlich hätte nichts entgegengestanden, den Flughafen Frankfurt-
Hahn in alter Trägerschaft weiter zu betreiben159. Das Land hätte sich hierbei in dem 
durch Art. 107 AEUV, den durch die Entscheidungspraxis konkretisierten Rahmen und 
auf der Grundlage der aktuellen Luftverkehrsleitlinien der EU-Kommission bewegen 
müssen.  

9.2.3 Liquidation 

Die Abwicklung einer in öffentlicher Hand befindlichen Gesellschaft ist nach dem EU-
Beihilferecht nicht nur zulässig, sondern unter Umständen sogar geboten. Jedenfalls ist 
die Berechnung der Kosten eines Verkaufs vor allem dann – kontrafaktisch – einer 
Liquidation gegenüber zu stellen, wenn der zu erzielende Kaufpreis negativ wird160. 
Sollte sich danach herausstellen, dass eine Einstellung des Unternehmens die wirt-
schaftlichere Variante ist, so würde ein gleichwohl vorgenommener Verkauf gegen den 
Private Vendor-Grundsatz (vergleiche Tz. 9.1) verstoßen. 

156 E-Mail LV an die Staatskanzlei vom 15. April 2015 über das Treffen mit der EU-Kommission am 15. April 2015; E-Mail 
LV an das Innenministerium vom 9. Mai 2015. 

157 ABl. L 248/9 vom 24. September 2015, zuvor Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999. 

158 Luftverkehrsleitlinien, a. a. O., Ziff. 52. 

159 Das supranationale Recht schreibt nicht vor, Staatseigentum zu privatisieren, vielmehr verhält es sich insoweit aus-
drücklich neutral (Art. 345 AEUV). 

160 Dahingehend ausdrücklich Äußerungen der Fallbearbeiter der GD Wettbewerb in dem Gespräch am 15. Juli 2016, 
siehe Protokoll, a. a. O. 
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9.3 Feststellungen des Rechnungshofs 

Das Land kannte die durch das EU-Beihilferecht gesetzten Rahmenbedingungen. Es 
sorgte frühzeitig intern für eine personelle Verstärkung in der LV wie auch extern für 
eine spezifische Beratung und Begleitung. Zudem stimmte sich das Land weitgehend 
mit den Fallbearbeitern der GD Wettbewerb ab. Anders als bei den Nürburgring-
Projekten war es von Anfang an für die Beihilfeproblematik sensibilisiert. 

Das Land wies öffentlich in der Regel auf den von SYT gebotenen Kaufpreis als ent-
scheidendes Kriterium für den Verkauf hin (siehe Tz. 9.1). Nur in wenigen Äußerungen 
fanden sich Relativierungen dahingehend, dass der Höchstpreis nicht das alleinige 
zwingende Kriterium, sondern nur das „vorrangige“ oder „Hauptkriterium“ sei161. Diese 
Ambivalenz tritt z. B. in der Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016 zu Tage. Darin heißt 
es zunächst: „Als Auswahlkriterium stand dabei entsprechend der Vorgaben der 
Europäischen Kommission der gebotene Kaufpreis im Vordergrund.“ Auf der anderen 
Seite wird aber zugleich betont, das Anbot von SYT habe „auch die Vorgabe der 
Europäischen Kommission, an den Bieter mit dem höchsten Kaufpreis zu veräußern“, 
erfüllt. 

Das Land berücksichtigte faktisch durchaus Kriterien, die über die als beihilferechtlich 
allein maßgebend kommunizierte Höhe des gebotenen Kaufpreises hinausgingen: 

 Zwar entfielen in der ersten Änderungsbekanntmachung verbindliche Investi-
tionszusagen als formales Wertungskriterium162; ungeachtet dessen nahmen
sowohl die Änderungsbekanntmachung als auch beide nachfolgenden Pro-
zessbriefe weiterhin inhaltlich Bezug auf das Unternehmenskonzept, die Investi-
tionsbereitschaft sowie den Businessplan der Bieter.

 Das Land vertrat die Ansicht, auch nach Wegfall des formalen Wertungskriteri-
ums hätte es die Investitionsabsichten „nicht völlig ausblenden“ bzw. diese wei-
terhin berücksichtigen können, insbesondere im Rahmen der Prüfung der
„Schlüssigkeit“, der „Nachvollziehbarkeit“, der „Plausibilität“ des Unternehmens-
konzeptes163. So wurden beispielsweise bereits im August 2015 zwei Bieter
u. a. wegen mangelhafter Zukunftskonzepte vom weiteren Verfahren ausge-
schlossen. Auf die Unternehmenskonzepte und die Businesspläne der Anfang
2016 verbliebenen drei Bieter stellte dann auch ausdrücklich die Begründung
der Entscheidung zugunsten von SYT, u. a. gegenüber dem Ministerrat, ab164.

161 Innenministerium, Vorlage zur Sitzung des Ministerrats am 12. Januar 2016; siehe auch Redeentwurf Innenminister für 
diese Sitzung; Innenminister, Plenarprotokoll 17/5 vom 23. Juni 2016, Seite 176. 

162 Bedingt durch im Frühjahr 2015 geäußerte beihilferechtliche Zweifel der Fallbearbeiter der GD Wettbwerb. 

163 Statt vieler: E-Mail LV vom 15. April 2015 an die Staatskanzlei, E-Mail LV vom 17. April 2015 an das Innenministerium, 
jeweils infolge des Austausches mit der EU-Kommission am 15. April 2015; E-Mail Staatskanzlei an die LV am 
5. Mai 2015.

164 Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016, vor allem Seite 15 und Seite 17 (siehe Anlage 4); ausdrücklich zuvor bereits 
zuständiger Staatssekretär im Innenministerium, Niederschrift zur Sitzung des Innenausschusses am 
11. Februar 2016, Seiten 6 und 30 f.
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 Zwar betonte das Land einerseits, die beihilferechtlich gebotene strikte Tren-
nung zwischen der Eigenschaft des Staates als Verkäufer einerseits und beihil-
fegewährendem Hoheitsträger andererseits verbiete die Berücksichtigung von
Businessplänen im Verkaufsverfahren165. Andererseits sprach es intern sowie
öffentlich gegenüber anderen Adressaten immer wieder davon, dass eine Kop-
pelung bzw. ein offensichtlicher wirtschaftlicher Zusammenhang bestehe und
dass die dogmatische Trennung gar nicht schematisch durchzuhalten sei166.

Demgegenüber versäumte das Land, das Kriterium der Transaktionssicherheit in die 
Ausschreibung aufzunehmen. Dass es sich hierbei um ein zulässiges Wertungskriteri-
um handeln kann, bestätigte die EU-Kommission in ihrer Entscheidung zum Ver-
äußerungsverfahren der Vermögenswerte der Flughafen Zweibrücken GmbH.  

Aus den ausgewerteten Unterlagen ergibt sich, dass dem Land die beihilferechtskon-
formen Handlungsoptionen bekannt waren. Es nutzte diese aber offensichtlich aus 
folgenden Gründen nicht:  

 Auf die Notifizierung eines mit einer Flugbetriebsverpflichtung verbundenen
Verkaufs als Beihilfe verzichtete das Land nicht wegen beihilferechtlicher Aus-
sichtslosigkeit, sondern weil es den Verkauf zügig durchführen und „unnötige“
Verzögerungen sowie die Unsicherheit hinsichtlich des Ausgangs einer Ent-
scheidung der EU-Kommission vermeiden wollte167.

 In der Bekanntmachung sowie der ersten Änderungsbekanntmachung hatte
sich das Land die Fortführung des Flughafens in Eigenregie vorbehalten, wenn
sie wirtschaftlicher als der Verkauf gewesen wäre. Auf den Vorbehalt hatte es in
den späteren beiden Prozessbriefen verzichtet, allerdings nicht wegen beihilfe-
rechtlicher Unzulässigkeit168. Bei einer Weiterführung in Eigenregie sei nicht zu
erwarten, dass das Marktpotential des Flughafens gehoben werden könne. Das
Risiko der Schließung des Flughafens und der Abwicklung der FFHG sei zu
verhindern169.

165 Innenminister, 11. Juli 2016, Interview Rhein-Zeitung; Antwort Innenministerium vom 11. Juli 2016 auf die Kleine 
Anfrage „Beratungsleistungen der [Beratungsgesellschaft] im Zusammenhang mit der Privatisierung des Flughafens 
Hahn“, Drucksache 17/403 Fragen 1 bis 3; Innenminister, Plenarprotokoll 17/6 vom 7. Juli 2016, Seite 211 und 
(sinngemäß) Plenarprotokoll 17/9 vom 14. Juli 2016, Seite 328; „Faktenblatt zum Hahnverkaufsverfahren des Landes“, 
Anlage zur E-Mail Innenministerium an die Staatskanzlei vom 2. Juli 2016. 

166 E-Mail LV an die Beratungsgesellschaft vom 15. Mai 2015. 

167 Statt vieler: Schreiben LV an die Ministerpräsidentin vom 13. Mai 2015 zum Treffen mit der EU-Kommission am 12. Mai 
2015. 

168 Zu den Gründen existieren unterschiedliche Angaben: Zum einen sollte die Weiterführung in Eigenregie gegen den 
haushaltsrechtlichen Subsidiaritätsgrundsatz (§ 65 LHO) verstoßen (E-Mail Staatssekretär im FM an den zuständigen 
Staatssekretär im Innenministerium vom 4. April 2016, sowie Anlage; Schreiben Innenministerium an den Rechnungs-
hof vom 29. Juni 2016). Der Beratungsgesellschaft (Schreiben an den Rechnungshof vom 12. Oktober 2016) zufolge 
stand die Fortführung des Flughafenbetriebs durch das Land nicht mehr zur Diskussion, da es die infolge des 
Weggangs von Yangtze obsolet gewordene Zehn-Jahres-Planung nicht durch eine neue Wirtschaftsplanung ersetzt 
hatte, die nach den Luftverkehrsleitlinien für 2024 weiterhin eine „schwarze Null“ hätte realistisch erscheinen lassen. 

169 Ministerratsvorlage 18. Mai 2016, Seite 11 (siehe Anlage 4). 
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 Die vom FM mehrfach, zuletzt noch im Frühjahr 2016 angeregte Gegenrech-
nung einer Liquidation der FFHG170 unterblieb auch nach den Angaben der
Landesregierung in der Schlussbesprechung aus struktur- und regionalpoliti-
schen Erwägungen. Eine ebenfalls in einem Vermerk des FM hierzu unter Hin-
weis auf § 7 LHO vorgeschlagene Dokumentation unterließ das Land.

9.4 Würdigung 

Dass das Land frühzeitig Gespräche mit den zuständigen Mitarbeitern der EU-Kom-
mission über die Veräußerung der Landesanteile an der FFHG aufnahm und insbe-
sondere die hierfür erforderlichen personellen Kapazitäten schuf, war sachgerecht. 

In der Stellungnahme der Landesregierung zum Entwurf der Gutachtlichen Äußerung 
bestätigt diese – wie auch ein von ihr zu Tz. 9 beauftragter Gutachter – die rechtlichen 
Ausführungen des Rechnungshofs. Allerdings behaupten beide, der Rechnungshof 
überdehne die Handlungsfreiräume des Landes als Verkäufer. Dies ist unzutreffend. 
Der Rechnungshof verallgemeinert nicht den Inhalt von Ausnahmen, wie in Stellung-
nahme und Gutachten unterstellt, sondern verallgemeinert allenfalls die Erkenntnis, 
dass Abweichungen von der Regel zulässig sein können.  

Im Rahmen der gewählten beihilfefreien Ausschreibung bestand kein Zwang, an SYT 
als Meistbietenden zu verkaufen. Nach den Vorgaben des EU-Beihilferechts entspricht 
der höchste Kaufpreis nicht stets dem Marktpreis. 

Letztlich war das Beihilferecht für den Verkauf an SYT auch nicht entscheidend. SYT 
war der einzige Bieter, mit dem die Kaufvertragsverhandlungen so vorangetrieben 
werden konnten, dass ein beurkundungsfähiger Kaufvertrag vorlag171. Insofern bestand 
keine rechtliche, sondern eine tatsächliche Alternativlosigkeit. 

In der Schlussbesprechung trug die Landesregierung vor, alle Optionen zum Verkauf 
an SYT umfassend geprüft zu haben. Unterlagen hierüber haben dem Rechnungshof 
nicht vorgelegen. 

Dem Land hätte es im Übrigen rechtlich offen gestanden, das konkrete Ausschrei-
bungsverfahren als solches anders auszugestalten. Es wäre zulässig gewesen, die 
Transaktionssicherheit von Beginn an als Kriterium zu verankern. Ebenso wäre es, 
unter Beachtung der Grundsätze der Transparenz und Nicht-Diskriminierung, zulässig 
gewesen, den Faktor Zeit als für die Entscheidung wichtigen Aspekt einzuführen. 
Schließlich hätte in der Ausschreibung auf „öffentlich-rechtliche Bindungen“ zur Fort-
führung des Flugbetriebs verzichtet und damit das Spektrum interessierter Bieter 
erweitert werden können. 

170 Siehe zahlreiche Kommentare des FM von März/April 2016 zum Entwurf der Ministerratsvorlage, Stand 16. März 2016; 
dasselbe in einem an die Ministerpräsidentin gerichteten Vermerk vom 27. April 2016 zum Entwurf der Ministerrats-
vorlage, Stand 25. April 2016. 

171 Ministerratsvorlage 18. Mai 2016, Seite 18 (siehe Anlage 4). 
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Das Land hätte im Rahmen der durchgeführten bedingungsfreien Ausschreibung 
Unternehmenskonzepte, Investitionsabsichten und Geschäftspläne – ungeachtet deren 
grundsätzlicher Unzulässigkeit als formale Kriterien zur Angebotswertung – jedenfalls 
nutzen können, um sich einen Eindruck von insbesondere der Bonität der Bieter zu 
verschaffen. Eine erkennbare, konkrete und belastbare Untersuchung von Handlungs-
optionen zum Verkauf an SYT, die beihilferechtlich möglich gewesen wären und die 
sich das Land für die Alternative Fortführung in Eigenregie in der Ausschreibung sogar 
ausdrücklich vorbehalten hatte, erfolgte nicht. Im Übrigen wären entsprechende Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen auch haushaltsrechtlich geboten gewesen. Eine um-
fassende Kosten-Nutzen-Analyse, die auch die Liquidation der FFHG hätte einbezie-
hen müssen, unterblieb entgegen den Bestimmungen des § 7 LHO. 
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10 Organisation und Dokumentation des Verkaufsverfahrens 

Der Rechnungshof geht in diesem Teil seiner Äußerung auf die Organisation und 
Dokumentation des Verkaufsprozesses ein. 

10.1 Organisation im Innenministerium und in der Staatskanzlei 

Federführend für den Verkaufsprozess war das für Infrastrukturprojekte zuständige 
Innenministerium. In der Staatskanzlei war ein Beamter der LV, der vorübergehend von 
Nordrhein-Westfalen abgeordnet war, mit den beihilferechtlichen Vorgängen ein-
schließlich des Kontakts mit der EU-Kommission betraut172.  

Zudem gab es eine unregelmäßig tagende Task Force, die das Land im Zusammen-
hang mit den Nürburgring-Projekten aufgrund von Abstimmungsschwierigkeiten 
zwischen den Ressorts gebildet hatte. Sie setzte sich aus Vertretern des Innenministe-
riums, FM, Wirtschaftsministeriums und der Staatskanzlei zusammen. Nach Aussage 
des zuständigen Staatssekretärs im Innenministerium gab es seit September 2015 
eine Sitzung der Task Force.  

Die ersten Sichtungen und Verhandlungen mit den Interessenten nahm die Beratungs-
gesellschaft vor. Ab dem Frühjahr 2016 waren das Innenministerium, teilweise auch 
das FM und die Staatskanzlei, an Verhandlungen mit Bietern beteiligt. Ansonsten hatte 
das Innenministerium das FM im Zusammenhang mit der Erstellung von Vorlagen für 
den Ministerrat in das Geschehen einbezogen. 

10.2 Dokumentation im Innenministerium 

Während das FM und das Wirtschaftsministerium zu Ministerratssitzungen grundsätz-
lich vorbereitende Vermerke anfertigten und der Hausleitung zuleiteten (Hausleitungs-
vermerke), unterblieben solche Informationen beim Innenministerium. Ebenso fehlten 
Vermerke über Verhandlungen oder Telefonate mit Beteiligung der Staatssekretäre. 
Eine Dokumentation über die Tätigkeit der Task Force war nicht vorhanden. Weiter 
versäumte das Innenministerium, ordnungsgemäß zu dokumentieren, wer aufgrund 
welcher Informationsgrundlage entschieden hatte, bestimmte Bieter vom Verfahren 
auszuschließen (Reduzierung von acht auf sechs Bieter, siehe Tz. 4.2) oder mit allen 
drei Bietern zu verhandeln (siehe Tz. 4.4) Hierzu gab es lediglich entsprechende 
Vorschläge der Beratungsgesellschaft. Das Innenministerium beauftragte die Bera-
tungsgesellschaft nach einem Aktenvermerk vom 18. August 2015, eine Verfahrensak-
te zu führen. Darin heißt es: 

„Zum Verfahren wird bei [der beratenden Rechtsanwaltsgesellschaft] eine Ver-
fahrensakte geführt. Die Verfahrensakte wird in Anlehnung an vergaberechtli-

172 Dieser Beamte war bereits zuvor, zusammen mit Vertretern der Beratungsgesellschaft und mit Prof. Dr. Koenig 
(Geschäftsführender Direktor des Zentrums für Europäische Integrationsforschung), Mitglied eines sogenannten 
Beihilfeteams, das die beiden die FFHG betreffenden Beihilfeverfahren bis zu den Genehmigungsentscheidungen der 
EU-Kommission im Oktober 2014 betreut hatte (siehe Antwort Innenministerium vom 17. November 2016 auf die 
Kleine Anfrage „Hahn-Verkaufsverfahren: Beratung der Landesregierung durch das ZEI“, Drucksache 17/1611). 
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che Vorgaben (§ 24 VOL/A-EG; § 32 Abs. I SektVO) geführt, d. h. sie dokumen-
tiert nachvollziehbar alle verfahrensleitenden Abschnitte, Wertungen und Ent-
scheidungen des Landes Rheinland-Pfalz als Verkäufer, alle wesentlichen ent-
scheidungsvorbereitenden Maßnahmen von [der beratenden Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft] bzw. [der beratenden Rechtsanwaltsgesellschaft] sowie die 
entsprechenden Begründungen entsprechend den Anforderungen der Recht-
sprechung (vergleiche u. a. OLG Naumburg, Beschluss vom 31. März 2008, 
Az. 1 Verg 1/08).“ 

Nach Angaben des Innenministeriums im Schreiben vom 9. November 2016 an den 
Rechnungshof war die Anfertigung von Hausleitungsvermerken nicht erforderlich, da 
die Hausleitung über wesentliche Sachverhalte im Zusammenhang mit dem Verkaufs-
prozess fortlaufend per E-Mail unterrichtet worden ist. Die Information der Hausleitung 
sei zudem über die unmittelbare Einbindung des zuständigen Staatssekretärs in die 
Verhandlungen gewährleistet gewesen. Aus diesem Grund seien auch Vermerke über 
Verhandlungen oder Telefonate mit Beteiligung der Staatssekretäre nicht erforderlich 
gewesen.  

Die Aktenführung richte sich nach der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die 
Landesregierung sowie für die Staatskanzlei und die Ministerien vom 12. November 
2014 (GGO). Danach müsse jeder Vorgang die wesentlichen Schritte des Geschäfts-
gangs und die Erledigung in ihrer zeitlichen Reihenfolge nachvollziehbar, vollständig 
und dauerhaft erkennen lassen. Die vorgangsbezogene Ablage des relevanten E-Mail-
Verkehrs gewährleiste, dass der Stand und die Entwicklung der Bearbeitung eines 
Geschäftsvorfalls jederzeit aus der Akte oder dem Vorgang nachvollziehbar seien. Die 
von der GGO geforderten „wesentlichen Schritte des Geschäftsgangs“ seien aus den 
Akten ersichtlich. 

10.3 Würdigung 

Das Verfahren zum Verkauf der Anteile an der FFHG im Rahmen der regulären Orga-
nisationsstruktur der Landesregierung durchzuführen, war nicht sachgerecht. Wegen 
der Bedeutung des Vorgangs und seiner Komplexität wäre es zweckmäßig gewesen, 
zumindest ab der Verhandlungsphase ein Projektteam zu bilden, das sich intensiv mit 
dem Verkaufsvorgang hätte befassen können und müssen. Das hätten auch die Erfah-
rungen mit den Nürburgring-Projekten nahegelegt. Aufgrund der fehlenden oder nur 
gelegentlichen Einbeziehung anderer Ministerien, insbesondere der für die Betei-
ligungsverwaltung zuständigen Abteilung des FM sowie der Verkehrsabteilung zu-
nächst im eigenen Haus, später im Wirtschaftsministerium, verzichtete das Innenminis-
terium auf den dort vorhandenen Sachverstand und auf wichtige Rückkoppelungen.  

Die Dokumentation der Vertragsverhandlungen beim Innenministerium war lückenhaft. 
Begründungen zu wichtigen Entscheidungen wie beispielsweise jene, Bieter auszu-
schließen, mit bestimmten Bietern zu verhandeln, die Landesanteile gerade an SYT zu 
veräußern oder das Gesamtergebnis der IDD-Prüfung (grüne Ampeln) zu ändern, hielt 
es nicht fest. Inhaltliche Änderungen der entscheidenden Ministerratsvorlage vom 
18. Mai 2016, die angabengemäß mündlich in der Sitzung des Ministerrats am 
30. Mai 2016 vorgetragen wurden (siehe auch Tz. 4.5 und Tz. 12), waren nicht 
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schriftlich festgehalten. Damit war die von der GGO geforderte Dokumentation der 
wesentlichen Schritte des Geschäftsgangs – entgegen den Behauptungen des Innen-
ministeriums – nicht in allen Fällen aus den Akten ersichtlich. 

Bereits im Zusammenhang mit seiner Gutachtlichen Äußerung zum „Zukunftskonzept 
Nürburgring“173 hatte der Rechnungshof die mangelhafte Dokumentation in der dama-
ligen Abteilung des Wirtschaftsministeriums kritisiert. Diese Abteilung war nach ihrem 
Wechsel in das Innenministerium auch federführend für den Verkaufsprozess Hahn.  

Der Rechnungshof bekräftigt seine damals geäußerte Auffassung, dass das Land 
seine Gründe für wichtige Entscheidungen oder Änderungen von bedeutenden Ver-
trägen zu dokumentieren hat. Das gilt auch für Entscheidungen, welche Bieter aus-
scheiden und welche in die finale Verhandlungsrunde einbezogen werden. 

Erneut weist der Rechnungshof auf das hierzu bereits zitierte Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts hin. Danach dient die Pflicht zur Aktenführung in zweifacher Weise der 
Sicherung gesetzmäßigen Verwaltungshandelns. Die Dokumentation soll den 
Geschehensablauf so, wie er sich ereignet hat, in jeder Hinsicht nachprüfbar fest-
halten. Sie soll hierbei nicht lediglich den Interessen der beteiligten Bürger oder der 
entscheidenden Behörde dienen, sondern auch die Grundlage für die kontinuierliche 
Wahrnehmung der Rechts- und Fachaufsicht und für die parlamentarische Kontrolle 
des Verwaltungshandelns bilden. Damit wirke die Pflicht zur wahrheitsgetreuen und 
vollständigen Aktenführung zugleich präventiv insofern auf das Verwaltungshandeln 
ein, als sie die Motivation zu allseits rechtmäßigem Verwaltungshandeln stärke und 
rechtswidriges Verwaltungshandeln erschwere174.  

Im Zusammenhang mit der Beantwortung der Fragen des Rechnungshofs vom 5. Ok-
tober 2016 verwies das Innenministerium teilweise auf die von der Beratungsgesell-
schaft erstellte Verfahrensakte oder auf deren Antworten auf Fragen des Rechnungs-
hofs. Offensichtlich war das Ministerium nicht in der Lage, die Fragen anhand der 
eigenen Akten zu beantworten.  

Die von der Beratungsgesellschaft geführte Verfahrensakte kann eine Dokumentation 
beim Innenministerium nicht ersetzen. Zwar hat die Landesregierung in ihrer Stellung-
nahme zum Entwurf der Gutachtlichen Äußerung angegeben, die Verfahrensdokumen-
tation durch die Beratungsgesellschaft sei Bestandteil der Akten im Innenministerium. 
Dadurch werde sichergestellt, dass alle entscheidungsrelevanten Bearbeitungsschritte 
zum späteren Nachweis der Vollständigkeit, der Nachvollziehbarkeit und für die Trans-
parenz des Verwaltungshandelns innerhalb der Verwaltung und gegenüber Dritten 
beweisfest vorgehalten werden. 

173 Äußerung vom 12. September 2014, Az.: 4-P-4450-32-20/2012, und Drucksache 16/3960 vom 17. September 2014, 
Seiten 27 ff.  

174 Vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 16. März 1988 – 1B 153/87 m. w. N., juris Rn 11. 



 

- 84 - 

Entscheidende Unterlagen, wie beispielsweise zur Entscheidungsfindung des Landes 
oder über die interne Unterrichtung der Hausleitung, können ihrem Wesen nach nicht 
in der Verfahrensakte der Beratungsgesellschaft vorhanden sein. Unabhängig davon 
hat das Innenministerium die Verfahrensakte erst mit Schreiben der Beratungsgesell-
schaft vom 3. August 2016 erhalten. Bis zu diesem Zeitpunkt konnte es nicht wissen, 
welche Vorgänge diese dokumentiert hatte und wie ausführlich die Dokumentation war. 
Auffällig ist zudem, dass die Ausdrucke der E-Mails in dem dem Rechnungshof über-
sandten Exemplar der Verfahrensakte ein im Wesentlichen einheitliches Datum trugen. 
Das deutet darauf hin, dass die Beratungsgesellschaft diese Ausfertigung der Ver-
fahrensakte erst nach Anforderung durch den Rechnungshof erstellt hat.  

Dass die Verfahrensakte den Verkaufsprozess nicht vollständig dokumentiert, zeigt 
sich insbesondere im Zusammenhang mit dem Ergebnis der IDD-Prüfung. Das Innen-
ministerium hat mehrfach – wie auch die Landesregierung in ihrer Stellungnahme zum 
Entwurf der Gutachtlichen Äußerung – angegeben, die Beratungsgesellschaft habe sie 
hierüber am 30. Mai 2016, dem Tag der Beschlussfassung des Ministerrats, mündlich 
unterrichtet. Über diese Mitteilung war in der Verfahrensakte nichts festgehalten. 
Ebenso enthielt sie keine Unterlagen über den Inhalt des mündlichen Vortrags vor dem 
Ministerrat, bei dem angabengemäß die Abweichungen zu der Ministerratsvorlage vom 
18. Mai 2016 erläutert wurden. Bei beiden nicht dokumentierten Vorgängen handelt es 
sich um wesentliche Grundlagen für die Entscheidung über den Verkauf der Landes-
anteile an der FFHG an SYT.  
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11 Beauftragung der Beratungsgesellschaft und Verantwortung des Landes 

Das Land beauftragte die Beratungsgesellschaft, es im Rahmen des Verkaufsverfah-
rens und in Sachen EU-Beihilferecht zu beraten sowie die IDD-Prüfung (siehe 
Tz. 8.1.2) durchzuführen. Der Rechnungshof hat untersucht, wie die Vertragsparteien 
die jeweiligen Pflichten verstanden. Außerdem geht er darauf ein, welche Obliegenhei-
ten dem Land als Auftraggeber zukamen. 

11.1 Vertrag zur Transaktionsberatung vom 24. September 2012 

Inhalt des Auftrags der beratenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 24. Septem-
ber 2012 zur „Transaktionsberatung zum Vorhaben der Weiterentwicklung des Flug-
hafens Frankfurt-Hahn“ waren insbesondere die drei Leistungsphasen: 

(i) Vorbereitung und Durchführung einer geeigneten Markterkundung (Erarbeitung
erster Modelle zur Weiterentwicklung; Analyse dieser Modelle im Hinblick auf Wirt-
schaftlichkeit und Realisierbarkeit auf Basis einer strukturierten Markterkundung),

(ii) Eingrenzung und Konkretisierung von Entwicklungsmodellen für den Flughafen
Frankfurt-Hahn (Weiterentwicklung, Eingrenzung und Bewertung der Entwicklungs-
modelle mit dem Ziel, den Auftraggeber in die Lage zu versetzen, sich anhand
eines vorab definierten Zielkatalogs des Auftraggebers für ein oder mehrere Ent-
wicklungsmodelle zu entscheiden) und

(iii) Vorbereitung und Begleitung des Landes bei der Durchführung des oder der not-
wendigen Ausschreibungsverfahren und Transaktionen, insbesondere

a) Erstellung der notwendigen Verfahrensunterlagen für ein Ausschreibungs- bzw.
Bieterverfahren,

b) Erstellung und Zusammenführung der notwendigen Unternehmensdokumenta-
tionen,

c) Erstellung eines Financial und Commercial Fact Books,

d) Organisation und Abwicklung der Due Diligence für die Bieter,

e) Beantwortung von Bieterfragen,

f) Beratung bei der Auswertung von Bewerbungen/Teilnahmeanträgen und Ange-
boten,

g) Unterstützung bei Bieterverhandlungen und

h) betriebswirtschaftliche Beratung bei der Vertragsgestaltung (Abschluss Aus-
schreibungs-/Bieterverfahren).

Nach § 2 Abs. 2 des Vertrags war der Auftragnehmer bei der Durchführung des Auf-
trags 

„– im Rahmen der durch sein Berufsrecht gezogenen Grenzen – in jeder Phase 
an die Weisungen des Auftraggebers gebunden. Alle im Verfahren zu treffen-
den Entscheidungen liegen ausschließlich bei dem Auftraggeber bzw. dem von 
ihm eingesetzten Entscheidungsgremium. Ansprechpartner für den Auftrag-
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nehmer ist das Innenministerium. Weitere Ansprechpartner können benannt 
werden.“ 

Zudem sah das Auftragsverhältnis vor, dass die Beratungsgesellschaft das Land im 
Rahmen einer kontinuierlichen Abstimmung umfassend und laufend über die Durch-
führung des Auftrags je nach Bedarf mündlich oder schriftlich unterrichtet. Dazu sollten 
die Berater dem Land Aufzeichnungen der wesentlichen Arbeitsergebnisse übergeben. 

11.2 Rechtsberatung zum EU-Beihilferecht, Mandats- und Haftungsvereinbarung vom 
29. Januar/22. Februar 2013

Ergänzend beauftragte die Staatskanzlei175 am 22. Februar 2013 die beratende 
Rechtsanwaltsgesellschaft mit der rechtlichen, insbesondere EU-beihilferechtlichen 
und vergaberechtlichen Beratung im Zusammenhang mit der Restrukturierung der 
FFHG und der Durchführung eines etwaigen Investorenauswahlverfahrens. Dieser Auf-
trag umfasste die rechtliche Prüfung verschiedener Einzelsachverhalte, die Erarbeitung 
von Stellungnahmen, Konzepten und Präsentationen, die Teilnahme an Besprechun-
gen und Telefonkonferenzen sowie die Aufbereitung von Sachverhalten.  

Die Vertragsparteien vereinbarten, die einzelnen in diesem Zusammenhang zu er-
bringenden Leistungen jeweils fortlaufend abzustimmen.  

Die Beratungsgesellschaft sicherte zu, die Ergebnisse ihrer Tätigkeit regelmäßig 
schriftlich festzuhalten. Dabei werde sie vorläufige Stellungnahmen nur abgeben, wenn 
ihr dies im Hinblick auf dem Stand der ihr zugänglich gemachten Informationen und 
dem Stand ihrer Tätigkeit vertretbar erscheine. 

11.3 Unterschiedliches Verständnis des Auftrags der Beratungsgesellschaft 

Zwischen dem Innenministerium und der Beratungsgesellschaft gab es unterschiedli-
che Auffassungen über Inhalt und Umfang der vereinbarten Leistungen. 

Die Beratungsgesellschaft erläuterte ihr Verständnis der dem Land vertraglich 
geschuldeten Dienstleistung in einem Schreiben an den Rechnungshof176 wie folgt:  

„Diese […] erwähnten Leistungen waren auch nicht aufgrund des Ablaufs des 
Ausschreibungsverfahrens geschuldet oder auch nur naheliegend: 

 Eine Prüfung der fachlichen Eignung der Bieter zur Führung des Flughafens
etwa anhand von Referenzen oder der Bonität war in dem mit dem Land
abgestimmten Verfahrensablauf nicht vorgesehen – jedes Unternehmen,
das Interesse bekundete, sollte die Gelegenheit erhalten, ein Angebot ab-
zugeben. […].

175 Für die Staatskanzlei unterzeichnete der von Nordrhein-Westfalen abgeordnete Beamte. 

176 Schreiben der Beratungsgesellschaft vom 12. Oktober 2016, Seiten 1 bis 4. 
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 Auch eine Bewertung der Konzepte der Bieter war nicht Gegenstand unse-
res Auftrags. […].

 Business Pläne wurden von uns nur zur Plausibilisierung der formalen Vo-
raussetzungen einer beihilferechtlichen Genehmigungsfähigkeit der einkal-
kulierten Betriebsbeihilfen angefordert. […].

Die (fortlaufende) Überprüfung der Bonität und Seriosität der Bieter, ihrer tech-
nischen Leistungsfähigkeit (Referenzen) sowie der Authentizität der eingereich-
ten Unterlagen war folglich weder ausdrücklich vereinbart noch nach dem gene-
rellen Auftragsgegenstand geschuldet.“  

Demgegenüber wies das Innenministerium in verschiedenen Sitzungen des Landtags 
und seiner Ausschüsse darauf hin, dass die Beratungsgesellschaft die Angebote 
ausgewertet habe. Danach beruhten diese auf nachvollziehbaren Unternehmenskon-
zepten177.  

Ähnliches teilte das Innenministerium dem Rechnungshof178 mit: 

„Die eingereichten Angebotsunterlagen der Bieter wurden, wie ein Vertreter von 
[der Beratungsgesellschaft] in der Sitzung des Innenausschusses am 
11. Februar 2016 dargelegt hat, im Dezember 2015 von [der Beratungsge-
sellschaft] analysiert. Gespräche und Unterlagen wurden von [der Bera-
tungsgesellschaft] ausgewertet und aufbereitet. Wie [die Beratungsgesell-
schaft] auch im Schreiben an den Landesrechnungshof vom 12. Oktober 2016
ausgeführt hat, waren die vorgelegten Unternehmenskonzepte für einen Regio-
nalflughafen dieser Größenordnung nachvollziehbar. Das Innenministerium
wurde in den jeweiligen Abstimmungsgesprächen über den wesentlichen
Stand der Verhandlungen und der Angebote unterrichtet.

Das Ausschreibungsverfahren erfolgte in enger Abstimmung mit der Europäi-
schen Kommission. […]. Entsprechend den Vorgaben der Europäischen Kom-
mission war das maßgebliche Wertungskriterium der Kaufpreis. […]. Die Busi-
nesspläne durften lediglich zur Verifizierung der von den Bietern begehrten Be-
triebsbeihilfen angefordert werden. Die inhaltliche Prüfung der Businessplä-
ne oblag mit Blick auf die Genehmigungsfähigkeit der Betriebsbeihilfen der 
Europäischen Kommission. Diese hat – wie im oben genannten Schreiben 
von [der Beratungsgesellschaft] ausgeführt – letztlich bestätigt, dass der Busi-
nessplan der SYT genehmigungsfähig sei. […]. 

Angesichts der aus den Akten ersichtlichen engen Abstimmung mit [der Bera-
tungsgesellschaft] während des Ausschreibungs- und Verkaufsprozesses konn-
te davon ausgegangen werden, dass [die Beratungsgesellschaft] im Rahmen 

177 Zuständiger Staatssekretär im Innenministerium, Plenarprotokoll 16/114 vom 25. Februar 2016, Seite 7623; zu-
ständiger Staatssekretär im Innenministerium, Niederschrift zur Sitzung des Innenausschusses am 11. Februar 2016, 
Seite 30; Innenminister, Niederschrift zur Sitzung des Innenausschusses am 9. Juni 2016, Seite 6; ebenso Minister-
ratsvorlagen 8. Januar 2016, Seite 4 und 18. Mai 2016, Seite 33 (siehe Anlage 4). 

178 Schreiben Innenministerium vom 9. November 2016 an den Rechnungshof. 
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der IDD mögliche Unsicherheiten im Zusammenhang mit der Integrität einzelner 
Bieter klärt oder – vor allem in der sensiblen Phase vor Vertragsschluss – auf 
etwaige fortbestehende Unstimmigkeiten hinweist.“ (Hervorhebungen durch den 
Rechnungshof). 

Nach dieser Darstellung wertete das Innenministerium im Hinblick auf den an die 
Beratungsgesellschaft erteilten Auftrag die Unterlagen der Bieter nicht selbst aus. 
Allerdings ging es davon aus, dass sie die Beratungsgesellschaft im Rahmen der IDD 
auf etwaige fortbestehende Unstimmigkeiten hinweisen würde. 

Ein anderes Bild ergibt sich aus einem vom Innenministerium am 1. Juli 2016 erstellten 
„Faktenblatt zum Hahn-Verkaufsverfahren des Landes“. Darin wurde auf die selbst ge-
stellte Frage, ob die Businesspläne der Investoren geprüft worden seien, geantwor-
tet179: 

„Nicht vom Land und nicht von [der Beratungsgesellschaft].“ 

Im Gegensatz hierzu steht eine Äußerung des Innenministers in der Plenarsitzung am 
14. Juli 2016. Die Frage, ob das Land die Plausibilität der Businesspläne und den 
Wahrheitsgehalt der in ihnen enthaltenen Angaben nicht geprüft und dies keine Rolle 
gespielt habe, beantwortete er wie folgt: 

„Wir haben natürlich die Plausibilität geprüft, ich habe es schon mehrfach aus-
geführt. Das ist logisch. [Die Beratungsgesellschaft] hatte diese Pläne, mein 
Haus hatte diese Pläne, und auch die Europäische Kommission hatte diese 
Pläne, um bewerten zu können, ob dies eine Basis ist, auf der Beihilfen geneh-
migt werden können. Allen schienen die Angaben plausibel.“ 

Die unterschiedliche Auslegung des Auftrags zeigt sich auch im Zusammenhang mit 
der Beurteilung der Angebote der Bieter. Hierbei verwendete die Beratungsgesellschaft 
schon seit der Sitzung der Task Force am 21. August 2015 den Begriff der „nachvoll-
ziehbaren Unternehmenskonzepte“. Diese Terminologie insinuiert, dass die Beratungs-
gesellschaft sich mit den Unternehmenskonzepten inhaltlich befasst hatte. Gegenüber 
dem Rechnungshof180 ließ sich diese später wie folgt ein:  

„[Die Beratungsgesellschaft] hatte entsprechend den eingangs beschriebenen 
Aufträgen des Landes die mit den Angeboten vorgelegten Unternehmenskon-
zepte oder Business Pläne nicht zum Zweck der Angebotsbewertung zu über-
prüfen. Es ging lediglich um eine Durchsicht in Bezug auf die formalen beihil-
ferechtlichen Voraussetzungen.  

[…]. Auch sahen die im Rahmen der Angebote übermittelten Business Pläne 
die Erreichung einer 'schwarzen Null' bis 2024 vor und erfüllten damit die dies-
bezügliche formale Bedingung der Bekanntmachung der Ausschreibung vom 
09.05.2015 sowie der Luftverkehrsleitlinien 2014. Insoweit waren die vorgeleg-

                                                                 
179 E-Mail Innenministerium an den Rechnungshof vom 25. November 2016, Anlage 5. Siehe auch Anlage zur E-Mail 

Innenministerium an die Staatskanzlei vom 2. Juli 2016. 
180 Schreiben vom 12. Oktober 2016, Frage 2, Seite 5. 
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ten Unternehmenskonzepte für einen Regionalflughafen dieser Größenordnung 
nachvollziehbar.“ (Hervorhebungen durch den Rechnungshof) 

Obwohl die Beratungsgesellschaft z. B. in der Zusammenfassung der indikativen Ange-
bote darauf hingewiesen hatte, dass diese den EU-Anforderungen entsprächen und 
auf nachvollziehbaren Unternehmenskonzepten beruhten, trug sie in dem Schreiben 
an den Rechnungshof vor, unter „nachvollziehbar“ lediglich die Übereinstimmung der 
Konzepte mit formalen beihilferechtlichen Voraussetzungen verstanden zu haben. Die 
Ankündigung von SYT, das Geschäftsmodell der FFHG weiterentwickeln und bis 2024 
eine „schwarze Null“ erreichen zu wollen, hatte der Beratungsgesellschaft für ihre 
Bewertung „nachvollziehbar“ gereicht. Ob der Businessplan das Erreichen dieser Ab-
sichten plausibel belegen konnte, hatten die Berater hingegen nach ihrer Einlassung 
nicht geprüft. Unklar bleibt auch, auf welcher Basis sie zu ihrem Ratschlag an die Task 
Force kamen, bestimmte Bieter u. a. wegen „mangelnder Zukunftskonzepte“ vom 
weiteren Verfahren auszuschließen. 

11.4 Würdigung 

Nicht zuletzt mit Blick auf das immer wieder betonte Ziel des Landes, den Flughafen 
Frankfurt-Hahn weiterbetreiben und fortentwickeln zu lassen, war das Land gehalten, 
sich vor wesentlichen Entscheidungen im Verkaufsprozess ein eigenes Bild der Profes-
sionalität, Seriosität und Bonität des Bieters zu verschaffen (siehe auch Tz. 8.4.4).  

Nach § 92 LHO prüft der Rechnungshof die Betätigung des Landes bei Unternehmen 
in einer Rechtsform des privaten Rechts unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze. 
Die Prüfung erfasst die gesamte Betätigung des Landes vom Erwerb der Beteiligung 
bis zur Veräußerung181. Sie ist unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze durch-
zuführen, die damit als besonderer Prüfungsmaßstab neben die in der Verwaltung 
üblichen Maßstäbe Gesetzmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit treten182. 
Dies trägt dem Gedanken Rechnung, dass privatwirtschaftlich geführte Unternehmen 
nur bedingt mit Trägern öffentlicher Verwaltung zu vergleichen sind183. Bei der Prüfung 
geht es darum festzustellen, ob die Stelle, die die Beteiligung verwaltet, die Interessen 
des Eigentümers Land so vertreten hat, wie es eine als ehrbarer Kaufmann handelnde 
Beteiligungsholding tun würde184. 

Als kaufmännische Grundsätze werden die Prinzipien verstanden, die sich hinsichtlich 
der Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit von Mitgliedern von Unternehmensorganen 
in Bezug auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung bzw. deren Überwachung 
herausgebildet haben und die in vergleichbaren und gut geführten Unternehmen der 

181 Schwarz, in: Gröpl, Bundeshaushaltsordnung/Landeshaushaltsordnung, Kommentar, 2011, § 92, Rn 4. 

182 Nebel, in: Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Stand Juni 2007, § 92, Rn 1; Eibelshäuser/Breidert, in: Engels/Eibelshäuser, 
Kommentar zum Haushaltsrecht, Stand September 2006, § 92, Rn 15. 

183 Schwarz, a. a. O., Rn 5. 

184 Eibelshäuser/Breidert, a. a. O., § 92, Rn 15. 
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Privatwirtschaft Anwendung finden185. Sie müssen den Erkenntnissen der Betriebswirt-
schaftslehre entsprechen und finden ihre Ausprägung regelmäßig in der höchstrichter-
lichen Rechtsprechung zum Gesellschaftsrecht, an das das Land im Rahmen seiner 
Betätigung bei privatwirtschaftlichen Unternehmen gebunden ist186.  

Einer dieser Grundsätze betrifft die sorgfältige Ermittlung von Entscheidungsgrund-
lagen unternehmerischen Handelns. Hierauf hat der Bundesgerichtshof in seinem 
Nürburgringbeschluss erneut hingewiesen. Danach muss dem Vorstand einer Aktien-
gesellschaft bei der Leitung der Geschäfte des Unternehmens ein weiter Handlungs-
spielraum zugebilligt werden, ohne den eine unternehmerische Tätigkeit schlechter-
dings nicht denkbar sei. Dazu gehöre neben dem bewussten Eingehen geschäftlicher 
Risiken grundsätzlich auch die Inkaufnahme der Gefahr, bei der wirtschaftlichen Betäti-
gung Fehlbeurteilungen und Fehleinschätzungen zu unterliegen. Eine Pflichtverletzung 
liege jedoch vor, wenn die Grenzen überschritten seien, in denen sich ein von Ver-
antwortungsbewusstsein getragenes, ausschließlich am Unternehmenswohl orien-
tiertes, auf sorgfältiger Ermittlung der Entscheidungsgrundlagen beruhendes unter-
nehmerisches Handeln bewegen müsse. Diese zum Aktienrecht entwickelten, mittler-
weile als sogenannte Business Judgement Rule in § 93 Abs. 1 Satz 2 AktG kodifi-
zierten Grundsätze gelten in gleicher Weise für den Geschäftsführer einer GmbH187 
und sind auch Maßstab für das Vorliegen einer Pflichtverletzung im Sinne von § 266 
Abs. 1 StGB188. 

Um ihren Informationspflichten zu genügen, muss die Unternehmensleitung grundsätz-
lich in der konkreten Entscheidungssituation alle verfügbaren Informationsquellen tat-
sächlicher und rechtlicher Art ausschöpfen, um auf dieser Grundlage die Vor- und 
Nachteile der bestehenden Handlungsoptionen sorgfältig abschätzen und den erkenn-
baren Risiken Rechnung tragen zu können189. Kann sie selbst die für eine Entschei-
dung erforderliche Informationsgrundlage nicht schaffen, hat sie fachkundigen Rat ein-
zuholen. Diesen darf sie jedoch nicht unbesehen übernehmen, sondern hat ihn einer 
Plausibilitätsprüfung zu unterziehen190. Diese ist selbstverständlich inhaltlicher Art. 

Diese Grundsätze einer sorgfältigen Ermittlung von Entscheidungsgrundlagen, die im 
gewöhnlichen kaufmännischen Geschäftsverkehr gelten, sind auch auf das Land bei 
Entscheidungen im Rahmen der Beteiligungsverwaltung anwendbar. Dementspre-
chend hatte die Landesregierung im Nachgang zu der Gutachtlichen Äußerung des 
Rechnungshofs zu den Nürburgring-Projekten gegenüber dem Parlament zugesagt, 
bei der Auswahl von Geschäftspartnern künftig sorgfältiger vorzugehen (siehe Tz. 1.3).  

185 Eibelshäuser/Breidert, a. a. O., § 92, Rn 16. 

186 Eibelshäuser/Breidert, a. a. O., § 92, Rn 15. 

187 Bundesgerichtshof (BGH), Urteil vom 4. November 2002 – II ZR 224/00, BGHZ 152, 280, 284. 

188 BGH, Beschluss vom 26. November 2015 – 3 StR 17/15. 

189 BGH, Beschluss vom 14. Juli 2008 – II ZR 202/07, NJW 2008, 3361; BGH, Urteil vom 12. Oktober 2016 – 5 StR 
134/15. 

190 BGH, Urteil vom 14. Mai 2007 – II ZR 48/06, NJW 2007, 1265. 

http://lexetius.com/AktG/93
http://lexetius.com/StGB/266
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=II%20ZR%20224/00
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BGHZ%20152,%20280
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=II%20ZR%20202/07
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202008,%203361
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Schon die Markterkundung hatte ergeben, dass sich ein vollständiger Verkauf des 
Flughafens zumindest schwierig gestalten würde. Auch nach der zwischenzeitlichen 
Entschuldung der FFHG durch Zuwendungen des Landes musste das Unternehmen 
jährlich ein zweistelliges Millionendefizit hinnehmen. Ein Scheitern des Verkaufsverfah-
rens war nicht ausgeschlossen, da es nicht unbedingt nahelag, dass ein seriöser Bieter 
ein solch defizitäres Unternehmen kaufen würde. Das Land hätte deshalb hinsichtlich 
der eingegangenen Angebote besonders vorsichtig sein und alles unternehmen 
müssen, die Seriosität der Bieter und ihrer Angebote kritisch zu klären. 

Als sich im August 2015 der Kreis der Interessenten, die indikative Angebote abgege-
ben hatten, letztlich auf die überschaubare Zahl von acht verringert hatte, hätte das 
Land diese Angebote auch einer eigenen Beurteilung unterziehen müssen. Die Ent-
scheidung, zwei Bieter vom weiteren Verfahren auszuschließen und mit den verbliebe-
nen sechs Investoren weiter zu verhandeln, beruhte lediglich auf einer Power-Point-
Präsentation und einem Vortrag der Beratungsgesellschaft. Namen oder Hintergründe 
der ausgeschlossenen Bieter waren dem Land – auf eigene Bitten191 – nicht bekannt. 
Dies war nicht sachgerecht, da die Begründungen der Beratungsgesellschaft (u. a. 
mangelhaftes Zukunftskonzept für den Hahn) ohne weitere Angaben und Unterlagen 
nicht nachvollziehbar waren. Aus den Unterlagen, die dem Rechnungshof vorlagen, 
ging jedenfalls nicht hervor, dass die Vertreter des Landes diesbezügliche Nachfragen 
gestellt hatten. 

Auch im Januar 2016, als drei verbindliche Angebote verblieben waren, hat das Innen-
ministerium die Unterlagen nicht selbst eingesehen, ausgewertet und bewertet. Es 
erhielt von der Beratungsgesellschaft lediglich Informationen im Power-Point-Format, 
wie beispielsweise diejenige vom 22. Dezember 2015. Es war nicht erkennbar, dass 
das Innenministerium darüber hinausgehende Informationen oder die von den Bietern 
vorgelegten Unterlagen von der Beratungsgesellschaft angefordert hatte.  

Die Bitte des Ministerrats an das Innenministerium, zügig mit allen drei Bietern Ver-
tragsverhandlungen aufzunehmen, erfolgte ohne nähere Kenntnis von deren Business-
plänen. Das Land wollte sein größtes und wichtigstes Konversionsprojekt, von dem 
zahlreiche Arbeitsplätze in der Region abhängen, an einen Investor verkaufen und ihm 
Beihilfen in zweistelliger Millionenhöhe zahlen, prüfte aber die Unterlagen nicht selbst 
noch wirkte es darauf hin, dass die Beratungsgesellschaft eine entsprechende Unter-
suchung vornahm. 

Es wäre die Pflicht des Innenministeriums gewesen, die Unterlagen der drei Angebote 
auf Plausibilität zu prüfen und sie auf dieser Basis selbst zu bewerten. Das Land kann 
sich als Veräußerer nicht nur auf die Einschätzung von Beratern verlassen. Die Letzt-
verantwortung lag und blieb beim Land. Die Beratungsgesellschaft hatte die Aufgabe, 
vor- und nachbereitende Unterstützungsleistungen für den Privatisierungsprozess zu 
erbringen, die das Land aufgrund fehlenden Spezialwissens oder fehlender personeller 
Kapazitäten nicht selbst wahrnehmen konnte. Beides traf auf eine eigene Durchsicht 

191 Schreiben der Beratungsgesellschaft vom 12. Oktober 2016 an den Rechnungshof, Seite 6. 
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der drei verbliebenen Angebote nicht zu. Die Bedeutung des Verkaufsvorgangs hätten 
eine eigene Bewertung zwingend erfordert. Eine Durchsicht des Businessplans von 
SYT allein auf seine Schlüssigkeit hätte Fragen aufgeworfen192, die dem Land nahe-
gelegt hätten, weitere Prüfungshandlungen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen.  

Auch die Luftverkehrsleitlinien (siehe Tz. 3.4) standen einer Prüfung der Seriosität von 
SYT nicht entgegen. Nach deren Randnummer 126 muss der der EU-Kommission 
vorzulegende Wirtschaftsplan den Weg hin zur vollen Deckung der Betriebskosten am 
Ende des Übergangszeitraums bereiten. Die Schlüsselparameter dieses Wirtschafts-
plans sind fester Bestandteil der Prüfung der EU-Kommission, ob eine beabsichtigte 
staatliche Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist. Das bedeutet aber nicht, 
dass die Mitgliedstaaten, die eine Beihilfe gewähren wollen, nicht vorab eine – auch 
inhaltliche – Prüfung des einzureichenden Wirtschaftsplans vornehmen dürften. Sie 
sind nicht dazu verpflichtet, unseriöse Wirtschaftspläne ungeprüft weiterzuleiten (siehe 
auch Tz. 9.1.2). 

Die Landesregierung hat in ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen 
Äußerung vorgetragen, es habe der Beratungsgesellschaft oblegen,  

„in jeder Phase des Investorenauswahlverfahrens nur solche Bieter für die 
nächste Phase zu empfehlen, die auf der Basis der vorzunehmenden Auswer-
tungen der von den Bietern übermittelten und über die Bieter öffentlich verfüg-
baren Informationen die hinreichende Seriosität und Solvenz besaßen“. 

Dies trifft jedoch jedenfalls für die erste Phase des Verkaufsprozesses nicht zu. Nach 
dem Beschluss des Ministerrats vom 24. März 2015, auf den sich auch die Beratungs-
gesellschaft in ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen Äußerung wieder-
holt bezieht, sollten zwischen dem Risiko, unseriöse Bieter über einen längeren 
Zeitraum am Verfahren zu beteiligen, und dem Interesse, zunächst eine möglichst 
große Zahl von Interessenbekundungen/Angeboten zu erhalten, abgewogen werden. 
Beabsichtigt war daher, grundsätzlich alle Interessenten zur Abgabe von Angeboten 
aufzufordern. Weder in der Verfahrensakte noch in den vorgelegten Unterlagen waren 
Hinweise auf eine Prüfung der Seriosität oder Solvenz der Bieter durch die Beratungs-
gesellschaft enthalten. Es war auch nicht erkennbar, ob das Innenministerium hierauf 
bestanden hat. 

192 Siehe hierzu ausführlich Tz. 6. 
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12 Aufbereitung und Darstellung der Entscheidungsgrundlagen für den Ministerrat 

Der Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016 kam besondere Bedeutung zu, weil sie die 
Grundlage der abschließenden Beschlussfassung über den Verkauf der Anteile an der 
FFHG bildete. Im Folgenden untersucht der Rechnungshof, ob der Ministerrat mit ihr 
aktuell, vollständig und differenziert unterrichtet wurde. 

12.1 Überblick über den Inhalt der Vorlage 

Die Ministerratsvorlage (siehe Tz. 4.5 und Anlage 4) diente ursprünglich dazu, den 
Ministerrat bei seiner Sitzung am 24. Mai 2016 zu unterrichten. Nachdem es an diesem 
Tag wegen der Änderung der Gesellschafterstruktur von SYT nicht zu einer Beschluss-
fassung gekommen war, legte das Innenministerium sie erneut und unverändert zur 
Sitzung des Ministerrats am 30. Mai 2016 vor.  

In der Vorlage heißt es, nach dem Ergebnis der Angebotsauswertung durch die Bera-
tungsgesellschaft beruhten die Angebote der drei verbliebenen Bieter auf insgesamt 
nachvollziehbaren Unternehmenskonzepten. Das Unternehmenskonzept von SYT 
werde von ihr als sehr detailliert und nachvollziehbar, insbesondere auch im Vergleich 
zu Unternehmenskonzepten der unterlegenen Bieter, bewertet. Soweit möglich sei 
seitens der Beratungsgesellschaft eine Plausibilitätsprüfung erfolgt. In diesem Rahmen 
habe sie sich auch entsprechende schriftliche Absichtserklärungen ausgesuchter 
Partner vorlegen lassen.  

Nach der Vorlage umfasste die finale Verhandlungsrunde nicht nur die Verhandlungen 
des Kaufvertrages, sondern auch die Konkretisierung des Businessplans. Durch einen 
externen Berater habe SYT ein umfangreiches Businesskonzept erstellt, das insbe-
sondere weitreichende Details zur zukünftigen strategischen Ausrichtung des Flug-
hafens und zur Berechnung der nötigen Beihilfen enthalte. Das Innenministerium 
widmete dem Konzept fünf Seiten der Vorlage (siehe Anlage 4, Seiten 29 ff.). Dabei 
übernahm es unverändert Angaben aus dem Businessplan von SYT und nannte 
dessen Ziele (Verdopplung der Passagierkapazität, Ausweitung der Frachtkapazität auf 
1,2 Mio. t pro Jahr sowie die Diversifizierung in die vier Segmente Infrastruktur, Dienst-
leistungen, Immobilien und erneuerbare Energien).  

Zum Hintergrund der Käufer gab es die Darstellung im Businessplan, insbesondere die 
dort angeführten Kontakte von Dr. Chou, wieder. Dieser sollte maßgeblich an der 
Internationalisierung der Aktivitäten einer Reihe asiatischer Fluggesellschaften beteiligt 
gewesen sein. In der Vorlage führte das Innenministerium als wirtschaftliche Eigen-
tümer von SYT Kyle Wang und Zhou Chao auf. Die Gesellschaft sei Teil einer 
größeren chinesischen Unternehmensgruppe, die vorwiegend in der Stahlproduktion 
und im Handel von Baustoffen aktiv sei. Als auskunftsgemäß maßgeblichen Finanzier 
nannte die Vorlage Zhou Chao. Nach öffentlich verfügbaren Informationen sei er Vor-
stand eines Unternehmens, das sich auf die (Ko-)Finanzierung großer staatlicher 
Infrastrukturunternehmen in China spezialisiert habe. 
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Im Übrigen erklärte das Innenministerium in der Vorlage, die Beratungsgesellschaft 
habe SYT einer Sorgfältigkeitsprüfung unterzogen. Dabei seien keine Auffälligkeiten 
entdeckt worden. 

Als einen der Gründe für den Verkauf der Anteile an SYT führt die Ministerratsvorlage 
aus, dieser Bieter habe das wirtschaftlichste und finanziell attraktivste Angebot mit dem 
höchsten Kaufpreis unterbreitet. Damit erfülle dieses Angebot auch die Vorgabe der 
EU-Kommission, an den Bieter mit dem höchsten Kaufpreis zu veräußern. 

12.2 Aussagen zur Überprüfung des Bieters 

Im Hinblick auf den Umfang der von der Beratungsgesellschaft durchgeführten 
Prüfungen gab es in den verschiedenen Vorlagenvarianten unterschiedliche Angaben. 
In der Version vom 9. März 2016 hieß es unter dem Punkt 4. „Informationen zum 
Käufer“: 

„[Die Beratungsgesellschaft] hat eine gesonderte Prüfung durchgeführt, in der 
die vom ausgewählten Bieter eingereichten Dokumente, die Unternehmenshis-
torie sowie Finanzierungsbestätigungen untersucht wurden. Im Ergebnis sieht 
[die Beratungsgesellschaft] keine Hindernisse an den Käufer zu veräußern.“ 

Diesen Absatz strich die Beratungsgesellschaft in späteren Überarbeitungen des Ent-
wurfs und fügte unter Punkt 4.2. „Prüfungen des Käuferhintergrunds“ die Fassung ein, 
die auch Eingang in die endgültige Vorlage fand: 

„Der Käuferhintergrund wurde im Rahmen des Verkaufsprozesses einer Sorg-
fältigkeitsprüfung mittels einer sogenannten Company Due Diligence Question-
naires untersucht. Es wurden keine Auffälligkeiten im Zusammenhang mit der 
Prüfung festgestellt.“  

Danach erfolgte der Hinweis auf das von SYT eingeholte Rechtsgutachten einer 
chinesischen Anwaltskanzlei.  

Den Vorschlag des FM zu weiteren Prüfungsmaßnahmen nahm das Innenministerium 
wie folgt in den Entwurf auf: 

„Das Ministerium der Finanzen hat Ende April angeregt, über die erfolgte Prü-
fung hinaus eine Wirtschaftsdetektei mit weiteren Recherchen zu beauftragen. 
[Die Beratungsgesellschaft] hält die durchgeführten Maßnahmen dagegen für 
ausreichend.“ 

Den letzten Satz strich das Innenministerium in der Endversion, nachdem die Bera-
tungsgesellschaft in einer E-Mail vom 29. April 2016 hierzu bemerkt hatte: 

„Umfang der Recherchen liegt im Ermessen des Verkäufers.“ 

Im endgültigen Text begründete das Innenministerium dann die Ablehnung der er-
wähnten Anregung des FM wie folgt:  
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„Auch vor dem Hintergrund, dass eine Beteiligung des rheinland-pfälzischen 
Verfassungsschutzes keine Erkenntnisse ergab, erscheint ein weiterer relevan-
ter Erkenntnisgewinn über die im Rahmen der genannten, gesondert beauftrag-
ten Prüfung durch [die Beratungsgesellschaft] hinaus nicht zu erwarten.“ 

12.3 Vorbehalte des Wirtschaftsministeriums 

Die Staatssekretärskonferenz am 23. Mai 2016 sprach keine Empfehlung für die 
Entscheidung des Ministerrats über den Anteilsverkauf aus, die für den 24. Mai 2016 
vorgesehen war. Am Abend des 23. Mai 2016 fand im Wirtschaftsministerium mit dem 
Innenministerium und der Beratungsgesellschaft eine Unterredung statt. Das Ergebnis 
dieses Informationsgesprächs fasste das Wirtschaftsministerium in einem Schreiben 
vom 25. Mai 2016 an das Innenministerium zusammen. Eingangs hielt es fest, auf-
grund der Komplexität des Sachverhaltes, der weit fortgeschrittenen Verhandlungen, 
der Kurzfristigkeit des anstehenden Entscheidungstermins sowie nicht vollumfänglicher 
Sachverhaltskenntnisse sei eine eigenständige Prüfung nicht möglich. Es gehe davon 
aus, dass vom Innenministerium  

„als dem fachlich zuständigen Ressort zentrale, der Ministerratsvorlage nicht 
beigefügte Unterlagen wie der Business-Plan, der Letter of Support und weitere 
für die Bewertung des künftigen Flughafenbetreibers und dessen beabsichtigten 
Aktivitäten maßgebliche Unterlagen und Gesichtspunkte im Hinblick auf die 
nachhaltige Fortführung des Flugbetriebs geprüft und entsprechend positiv be-
wertet wurden. 

Wir wären Ihnen darüber hinaus auch vor dem Hintergrund der Anregung des 
Finanzministeriums zu weitergehenden Recherchen für eine Mitteilung über die 
Ergebnisse der Überprüfung des wirtschaftlichen und finanziellen Hintergrundes 
der Investoren und genannten Partnerunternehmen dankbar.“ 

Die Ministerratsvorlage wurde – wie oben beschrieben – gleichwohl für die Sitzung am 
30. Mai 2016 unverändert vorgelegt.

12.4 Würdigung 

Angesichts der Bedeutung der Ministerratsvorlage hätte das Innenministerium die 
Sach- und Rechtslage im Zusammenhang mit dem Verkaufsprozess aktuell, voll-
ständig und differenziert darstellen müssen. 

Ohne ein Hinterfragen oder kritische Anmerkungen (siehe Tz. 6.2.2) beschrieb es in 
der Ministerratsvorlage den, wie ausgeführt, unrealistischen und nicht nachvollziehba-
ren Businessplan und die realitätsfernen bis zum Jahr 2020 zu erreichenden Ziele von 
SYT. In Bezug auf die im Businessplan genannten Partner von SYT (China Construc-
tion Gruppe, HNA Gruppe, Yangtze, Huawei Gruppe) erweckte die Vorlage den Ein-
druck, dass deren Engagement sicher sei (siehe Tz. 6.3.2). Entsprechendes gilt für die 
geplante Ansiedlung von zwei bis drei weiteren chinesischen Fluggesellschaften (nach 
Yangtze und myCargo Airlines) und einer Flugschule. Zur Flugschule gab das Innen-
ministerium in der Ministerratsvorlage an, sie solle durch die APEX Flight Academy 
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betrieben werden. Der hierzu vorgelegte Letter of Support lautete allerdings auf eine 
andere Gesellschaft, die Air Aviation Academy. Ferner stellte das Innenministerium in 
seiner Vorlage die beabsichtigten Investitionen dar, ohne auf deren Inkonsistenz und 
mangelnde Plausibilität hinzuweisen (siehe Tz. 6.4.2). 

Insgesamt erweckte das Innenministerium in seiner Vorlage den unzutreffenden 
Eindruck, dass der Businessplan geprüft sei, er auf nachvollziehbaren Unternehmens-
konzepten beruhe, es sich bei SYT um einen seriösen Geschäftspartner handele und 
der Verkauf nach den Vorgaben der EU-Kommission nur an SYT als Höchstbietenden 
möglich gewesen sei. Die rote und die zwei gelben Ampeln sowie den Gesamtrisikoin-
dikator „HOCH“ aus dem Entwurf der IDD erwähnte es nicht. 

Den „ehemalige(n) Banker“ Kyle Wang und Zhou Chao in der Vorlage als wirtschaftli-
che Eigentümer von SYT aufzuführen, entsprach nicht dem Stand der Erkenntnisse am 
30. Mai 2016. Den Angaben der Vertreter von SYT vom 19. Mai 2016 zufolge sollten
neben Kyle Wang die Shanghai Guo Qing Investment Co. Ltd. und Zhanqing Wu Ge-
sellschafter sein. Davon abweichend waren es nach der Legal Opinion vom
27. Mai 2016 Zhu Qing und Wu Zhanqing und „Wang Kan“, alias Kyle Wang. Dass
Kyle Wang bei einer Bank beschäftigt gewesen sein sollte, hatte dieser nicht einmal
selbst in seinem Lebenslauf angegeben. Seine angebliche Tätigkeit bei der Deutschen
Bank bestätigte diese nicht (siehe Tz. 8.1.3). Dass SYT „Teil einer größeren chine-
sischen Unternehmensgruppe“ sei, hatte die Beratungsgesellschaft nicht verifizieren
können. Dennoch übernahm das Innenministerium diese Angabe ungeprüft in die
Ministerratsvorlage.

Als „maßgeblichen Finanzier“ nannte die Vorlage Zhou Chao. Das war zum Zeitpunkt 
der entscheidenden Sitzung des Ministerrats jedoch nicht geklärt. Die Angabe in der 
Vorlage, Zhou Chao sei „gemäß öffentlich verfügbarer Informationen“ Vorstand eines 
weiteren Unternehmens, war falsch. In den Know Your Third Party Reports vom 
20. April 2016 gab die Beratungsgesellschaft an, dass die Recherche in verfügbaren
Online-Quellen keine Bestätigung von Zhou Chaos Verbindung zu dem Unternehmen
ergeben habe und die Angaben aus mündlich erteilten Informationen stammten.

Die Beratungsgesellschaft führte in einer der Sitzung vorausgegangenen E-Mail vom 
30. Mai 2016 an das Innenministerium die wesentlichen Änderungen gegenüber der
Vorlage auf,

„über die in der Sitzung des Ministerrats am 30.05.2016 mündlich zu berichten 
ist“.  

Zu den Änderungen in der Gesellschafterstruktur und des Finanziers soll es in der 
anschließenden Sitzung des Ministerrats ergänzende Erläuterungen gegeben haben. 
Zum Inhalt des Berichts des Innenministeriums enthält das diesbezügliche Protokoll 
keine Angaben193. Mangels einschlägiger Dokumentation konnte der Rechnungshof 

193 Nach dem Protokoll erfolgte die Kenntnisnahme des Ministerrats „auf der Basis der am 23. Mai 2016 in aktualisierter 
Fassung im Rahmen der Staatssekretärskonferenz übergebenen Vertragsunterlagen“. 
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daher nicht nachvollziehen, ob der Ministerrat vollständig sowie über den aktuellen 
Sachverhalt unterrichtet und ob den Vorbehalten des Wirtschaftsministeriums Rech-
nung getragen worden war.  



Das Kollegium des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz  
hat diese gutachtliche Äußerung  

am 4. April 2017 abschließend beraten und beschlossen. 

gez. Klaus P. Behnke 
Präsident 

gez. Johannes Herrmann 
Direktor beim Rechnungshof 

gez. Sylvia Schill 
Direktorin beim Rechnungshof 

gez. Dr. Johannes Siebelt 
Direktor beim Rechnungshof 

gez. Dr. Elke Topp 
Direktorin beim Rechnungshof 

gez. Andreas Utsch 
Direktor beim Rechnungshof 



Anlagen

Anlage 1: Prüfungsersuchen 

Anlage 2: Chronologie des Verkaufsprozesses der Landesanteile 
an der FFHG 

Anlage 3: Geschäftsdaten der FFHG 

Anlage 4: Ministerratsvorlage vom 18. Mai 2016 

Anlage 5: Businessplan der SYT vom 31. Mai 2016, deutsche Fassung, 
Seiten 1 bis 38 

Anlage 6: Gutachten Freshfields Bruckhaus Deringer LLP 

Anlage 7: Legal Opinion vom 27. Mai 2016 

Anlage 8: Urteil EuGH (C-39/14) vom 16. Juli 2015, Verkauf von 
Grundstücken der Bodenverwertungs- und -verwaltungs 
GmbH (BVVG) 

Anlage 9: Beschluss EU-Kommission SA. 40625 (2015/N) vom 
28. Mai 2015, Veräußerung der Vermögenswerte der
Flughafen Zweibrücken GmbH an die Triwo AG
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LANDTAG 

RHEINLAND-PFALZ 

Der Präs ident des Landtags 

An den 
Präsidenten des Rechnungshofs 
Rheinland-Pfalz 
Herrn Klaus P. Behnke 
Gerhart-Hauptmann-Straße 4 
67346 Speyer 

Rechnungshof 
Rhein !an "' - Pfolz 

~.JULl2016 
Ar.l. 
1·"'"'-,--2--,-3J4T}:J6JP~A 

/f l(. Juli 2016 

Gutachtliche Äußerung des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz gemäß § 88 Abs. 3 
der Landeshaushaltsordnung 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

der Landtag hat den Rechnungshof Rheinland-Pfalz in seiner 9. Sitzung am 14. Juli 2016 gemäß 

§ 88 Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung ersucht, sich gutachtlich zum Verkaufsprozess zum 

Flughafen Hahn zu äußern. 

Der Beschluss ist in Kopie beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

f 11Jl!l l! I/ //III 
1Hendrik Hering 

Pla tz der Mainzer Republik 1 · 55 1 16 Ma inz · Te le fon: (O 61 3 1) 208-2200 · Fax: (0 6 1 3 1) 208-2566 
E-Mai l: praesident@landtag.rlp.de · www.landtag.rl1e inland-pfa lz.de 
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Beglaubigte Abschrift 

LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
17. Wahlperiode 

Beschluss 

zu Drucksache 17 /446 

Gutachtliche Prüfung des Verkaufsprozesses zum Flughafen Hahn 
durch den Landesrechnungshof 

Der Landtag ersucht gemäß § 88 Abs. 3 Landeshaushaltsordnung (LHO) den Rech­
nungshof Rheinland-Pfalz, sich gutachtlich zum Verkaufsprozess zum Flughafen 
Hahn zu äußern. 

Dabei soll der Landesrechnungshof den gescheiterten Veräußerungsprozess an die 
Shanghai Yiqian Trading Company (SYT) insbesondere dahin überprüfen, ob die 
vom Rechnungshof formulierten Hinweise für die Auswahl von und den Umgang mit 
Geschäftspartnern eingehalten wurden. 

Der Landesrechnungshof wird gebeten, dem Landtag zeitnah über die Ergebnisse 
seiner Untersuchung zu berichten. 

Vorstehender Beschluss wurde vom Landtag in 
seiner 9. Sitzung am 14. Juli 2016 gefasst. 

Mainz, den 1 4. JULI 2016 
gez. Hendrik Hering 
Präsident des Landtags 

Vorstehende Abschrift stimmt mit der Urschrift 
überein. 

Mainz, den 1 4. JULI 2016 

j flot(: 
Ursula Molka 

Direktorin beim Landtag 



 

Rechnungshof Anlage 2 
Rheinland-Pfalz 
Az.: 4-P-4750-32-14/2016 

Chronologie des Verkaufsprozesses der Landesanteile an der FFHG 

1. Beauftragung der Beratungsgesellschaft als Transaktionsberater am 
24. September 2012 

Das Land (Innenministerium) und die beratende Wirtschaftsprüfungsgesellschaft schlie-
ßen einen Vertrag zur „Transaktionsberatung zum Vorhaben der Weiterentwicklung des 
Flughafens Frankfurt-Hahn“. Inhalt des Auftrags sind insbesondere die drei Leistungspha-
sen: 

(i) Vorbereitung und Durchführung einer geeigneten Markterkundung (Erarbeitung erster 
Modelle zur Weiterentwicklung; Analyse dieser Modelle im Hinblick auf Wirtschaftlich-
keit und Realisierbarkeit auf Basis einer strukturierten Markterkundung; bis voraus-
sichtlich 30. November 2012),  

(ii) Eingrenzung und Konkretisierung von Entwicklungsmodellen für den Flughafen Frank-
furt-Hahn (Weiterentwicklung, Eingrenzung und Bewertung der Entwicklungsmodelle 
mit dem Ziel, den Auftraggeber in die Lage zu versetzen, sich anhand eines vorab de-
finierten Zielkatalogs des Auftraggebers für ein oder mehrere Entwicklungsmodelle zu 
entscheiden; bis 31. Dezember 2012) und  

(iii) Vorbereitung und Begleitung des Landes bei der Durchführung des oder der notwen-
digen Ausschreibungsverfahren und Transaktionen, insbesondere 

a) Erstellung der notwendigen Verfahrensunterlagen für Ausschreibungs- bzw. Bie-
terverfahren,  

b) Erstellung und Zusammenführung der notwendigen Unternehmensdokumentatio-
nen, 

c) Erstellung eines Financial und Commercial Fact Books,  

d) Organisation und Abwicklung der Due Diligence für Bieter,  

e) Beantwortung der Bieterfragen,  

f) Beratung bei der Auswertung von Bewerbungen/Teilnahmeanträgen und Angebo-
ten, 

g) Unterstützung bei Bieterverhandlungen und  

h) betriebswirtschaftliche Beratung bei der Vertragsgestaltung (Abschluss Ausschrei-
bungs-/Bieterverfahren; bis voraussichtlich 31. Dezember 2013).  

Die Beratungsgesellschaft wird den Auftraggeber im Rahmen einer kontinuierlichen Ab-
stimmung umfassend und laufend über die Durchführung des Auftrags je nach Bedarf 
mündlich oder schriftlich unterrichten. Sie wird dabei Aufzeichnungen der wesentlichen 
Arbeitsergebnisse übergeben. 

2. Veröffentlichung der Markterkundung im EU-Amtsblatt am 15. Dezember 2012 

Das Land Rheinland-Pfalz veröffentlicht im EU-Amtsblatt seine Absicht, den Flughafen 
Frankfurt-Hahn (HHN) mit Hilfe von privaten Dritten weiterzuentwickeln. Interessenten 
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erhalten ein Memorandum (30 Seiten) mit der Ausgangslage und den Potentialen des 
Flughafens sowie einen Fragenkatalog. Ziel der Markterkundung sei es, das Interesse des 
Marktes am HHN zu ermitteln und Modelle zur Weiterentwicklung des HHN im Hinblick 
auf eine spätere Ausschreibung zu formulieren. Der Flughafen Frankfurt-Hahn sei ein 
führender Fracht- und Passagierflughafen in Deutschland. Zentral in Europa gelegen sei 
der HHN ein idealer, europäischer Frachtflughafenstandort. Darüber hinaus verfüge der 
HHN über ein großes Passagierpotential, da zu seinem Einzugsgebiet insbesondere die 
Metropolen Frankfurt am Main und Köln gehörten. Der HHN gehöre zu den Top 5 der 
Frachtflughäfen in Deutschland und belege Platz 11 im Vergleich aller europäischen 
Frachtflughäfen. Im Passagiersegment sei der HHN Marktführer im Low-cost-Segment 
und gehöre insgesamt zu den Top 10 der deutschen Passagierflughäfen. Die gut ausge-
baute Flughafeninfrastruktur ermögliche die Nutzung des Flughafens durch nahezu jeden 
Passagier- oder Frachtflugzeugtyp. Auch abseits der reinen Flughafeninfrastruktur biete 
der HHN Flächenpotentiale zur weiteren Entwicklung als Logistik- und/oder Industrie- und 
Gewerbestandort. Von Vorteil im Vergleich zu anderen Flughafenstandorten sei, dass es 
für den HHN kein Nachtflugverbot gebe.  

3. Sitzung Innenausschuss am 14. Februar 2013, TOP 11 

Erläuterung des LBM-Modells (Übertragung der luftseitigen Infrastruktur an den Landes-
betrieb Mobilität Rheinland-Pfalz [LBM] und teilweise Rückpachtung durch die FFHG). 
Parallel dazu werde angestrebt, private Investoren für ein Engagement am Hahn zu ge-
winnen. Die Beratungsgesellschaft führe derzeit eine Markterkundung durch, einzelne 
Gespräche mit potenziellen Investoren aus unterschiedlichen Branchen seien bereits ge-
führt worden. 

4. Beauftragung der Beratungsgesellschaft mit Rechtsberatungsleistungen zum EU-
Beihilferecht am 22. Februar 2013 

Die Staatskanzlei beauftragt die beratende Rechtsanwaltsgesellschaft mit der Erbringung 
folgender Beratungsleistungen: Rechtliche, insbesondere EU-beihilferechtliche und 
vergaberechtliche Beratung des Landes im Zusammenhang mit der Restrukturierung der 
FFHG und der Durchführung eines etwaigen Investorenauswahlverfahrens vor dem Hin-
tergrund und in Verbindung mit den laufenden Beihilfeverfahren der EU-Kommission. Die 
Ergebnisse der Tätigkeit von der Beratungsgesellschaft sollen regelmäßig schriftlich fest-
gehalten werden. 

5. Abschlussbericht der Beratungsgesellschaft vom 14. März 2013 über die Markter-
kundung 

Am 14. März 2013 legt die Beratungsgesellschaft den Abschlussbericht über das Ergeb-
nis der Markterkundung vor. Insgesamt wurden 74 Interessenten angesprochen (28 Flug-
hafengesellschaften, 14 Fluggesellschaften, elf Finanzinvestoren, zehn Logistiger, vier 
Immobilienentwickler und sieben Berater/Sonstige). Es sei sehr deutlich geworden, dass 
die Interessenten erhebliche wirtschaftliche Risiken am Hahn sähen (beispielsweise Ab-
hängigkeit von Ryanair, Kapazitätserweiterung Frankfurt/Main, Entwicklung der Gesell-
schaft in jüngster Vergangenheit, Beihilfeverfahren etc.). Vor diesem Hintergrund erschei-
ne es unwahrscheinlich, dass ein Interessent den Flughafen vollständig, inkl. aller Chan-
cen und Risiken sowie der Infrastruktur, übernehme (siehe auch Sitzung Innenausschuss 
14. März 2013). 
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6. Sitzung Innenausschuss am 14. März 2013, TOP 11 

Der Innenminister berichtet, Ziel der Markterkundung sei, ein grundsätzliches Marktinte-
resse an einem Engagement am Hahn zu erheben, um eine Ausschreibung an den Vor-
stellungen und Bedarfen potenzieller Interessenten vornehmen zu können. Die Bera-
tungsgesellschaft sei gezielt auf über 70 potenzielle Interessenten zugegangen. Aus den 
Rückmeldungen sowie den bisher geführten Gesprächen sei Folgendes deutlich gewor-
den: 

- Insbesondere die Bedeutung als relevanter Wettbewerber, besonders im Frachtseg-
ment, wie auch die hohen Entwicklungsmöglichkeiten im Cargo- und Non-Aviation-
Bereich führten zu einer durchweg positiven strategischen Einschätzung des Hahns 
vor allem bei europäischen Wettbewerbern. 

- Tendenziell hätten Fluggesellschaften das größte Interesse und Logistiker das ge-
ringste Interesse an einer strategischen Beteiligung am Hahn gezeigt.  

- Eine Trennung von Infrastruktur und Betrieb und die anschließende Einbindung eines 
Dritten an der Betriebsgesellschaft in Form einer gesellschaftsrechtlichen Beteiligung, 
einer Konzession oder eines Managementvertrags könne ein realistisches Transakti-
onsszenario darstellen. 

- Das Interesse an einem Kompletterwerb der Anteile scheine bisher eher unwahr-
scheinlich. Ein Erwerb von Anteilen an einer Betriebsgesellschaft scheine hingegen 
durchaus denkbar. 

Ein Vertreter der Beratungsgesellschaft gibt an, dass mit der freiwilligen Markterkundung 
drei Ziele verfolgt worden seien: Das grundsätzliche Interesse im Hinblick auf ein Enga-
gement am Hahn zu erfragen, das Interesse dieser Interessenten an der noch folgenden 
Ausschreibung zu wecken und als wesentliches Ziel vom Markt zu hören, wie von diesen 
der Flughafen Frankfurt-Hahn gesehen werde, und welche Hinweise der Markt im Hinblick 
auf eine Ausschreibung geben könne. 

Bisher habe es sieben positive Rückmeldungen dahingehend gegeben, dass sie bereit 
seien, an der Markterkundung teilzunehmen. Das größte Interesse sei von Flughafenge-
sellschaften gezeigt worden. Darunter befänden sich Flughafenbetreiber, die sowohl im 
nahen europäischen Ausland als auch international tätig seien. Insgesamt hätte Interesse 
über den gesamten Globus hinweg wahrgenommen werden können. 

Wesentliche Ergebnisse der Gespräche seien gewesen, "dass der Hahn sowohl im Pas-
sagier- als auch im Cargobereich als attraktiver Standort betrachtet werde. Insbesondere 
sei die Effizienz hervorgehoben worden, die dort bereits heute beim Betrieb herrsche. Die 
Handlingskosten, die von den dort abgefertigten Fluggesellschaften erhoben würden, sei-
en sehr, sehr wettbewerbsfähig. Darüber hinaus seien die Umlaufzeiten extrem schnell. 
Als weiterer positiver Punkt sei immer wieder die Flexibilität des Flughafens in Bezug auf 
die Erweiterung seiner Kapazitäten angeführt worden. Als negativ werde die hohe Belas-
tung des Flughafens mit Infrastruktur gesehen, die zum Teil für den Betrieb des Flugha-
fens nicht notwendig sei, und die großen Überkapazitäten, die der Flughafen derzeit auf-
weise. Sowohl auf der Passagier- als auch auf der Cargoseite seien bei der Kapazität 
noch deutliche Freiräume zu verzeichnen. Das Passagier- und Cargoaufkommen könne 
verdoppelt werden, ohne dass größere Investitionen in den Flughafen nötig würden.  
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Die erwähnten Interessenten – vermutlich kämen noch zwei oder drei Interessenten hin-
zu – seien daran interessiert, mit der Beratungsgesellschaft über die Markterkundung zu 
sprechen. Daraus könne nicht der Schluss gezogen werden, dass die übrigen potenziel-
len Interessenten nicht am Flughafen Frankfurt-Hahn interessiert seien. 

7. Information des Innenausschusses und des Wirtschaftsausschusses über den 
Bericht Markterkundung am 18. März 2013 

Laut der Drucksache 16/2561 vom 5. Juli 2013 wurde den Mitgliedern des Innen- und des 
Wirtschaftsausschusses der Abschlussbericht Markterkundung mit der Vorlage 16/2354 
vertraulich übersandt.  

8. Plenarsitzung am 19. März 2013 

Das Plenum beschließt mehrheitlich den Nachtragshaushalt 2013, in dem rund 80 Mio. € 
für Gesellschafterdarlehen an die FFHG zur Verfügung gestellt werden. Gleichzeitig for-
dert es die Landesregierung auf, den Prozess der Investorensuche für den Flughafen fort-
zuführen und zu intensivieren sowie durch ein Gewerbeentwicklungskonzept beim Kon-
versionsprojekt Hahn unabhängig vom Flugbetrieb dauerhafte und zukunftsfähige Per-
spektiven für Beschäftigung zu sichern. 

9. Drucksache 16/2561 vom 5. Juli 2013 

Das Innenministerium berichtet, derzeit erfolge auf Basis der Markterkundung in enger 
Zusammenarbeit mit der FFHG die konzeptionelle Erarbeitung möglicher beihilferechts-
konformer Neuausrichtungsmodelle durch die Beratungsgesellschaft. Nach erfolgter Ab-
stimmung mit der EU-Kommission solle eine entsprechende Ausschreibung konzipiert und 
dann das hierfür vorgesehene Verfahren eingeleitet werden. 

10. Sitzung Innenausschuss am 29. August 2013 

Ein Vertreter der Beratungsgesellschaft berichtet, dass Anfang August ein weiteres Ge-
spräch mit der EU-Kommission in Brüssel stattgefunden habe. Dabei seien drei Modelle 
für die Neuausrichtung vorgestellt worden (vollständige Privatisierung im Rahmen einer 
Anteilsveräußerung, Abschluss eines Betriebsüberlassungsvertrags, Anbindung der Infra-
struktur an den LBM und Weiterführung des Betriebs durch einen privaten Partner).  

Im Ergebnis sei nach dem Gespräch in Brüssel die Variante mit dem LBM-Modell mit er-
heblichen beihilferechtlichen Risiken behaftet. Dementsprechend würden die beiden an-
deren Modelle präferiert.  

Als grobe Zielgröße könne Anfang nächsten Jahres mit der Ausschreibung gestartet wer-
den. Die Ausschreibung habe das Ziel der Vollprivatisierung. Man wolle nicht in das Risiko 
gehen, die Ausschreibung aufheben zu müssen, weil sich keiner für die Vollprivatisierung 
interessiere. Deshalb werde man als zweite Variante ein Betriebsüberlassungsmodell 
vorschlagen.  

11. Gemeinsame Sitzung des Innenausschusses, des Haushalts- und Finanzausschus-
ses (HuFA) und des Wirtschaftsausschusses am 10. September 2013 

Der Innenminister trägt vor, dass die EU-Kommission die Privatisierung im Wege des An-
teilsverkaufs und die Vergabe eines Betriebsüberlassungsvertrags als grundsätzlich ge-
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eignete Modelle für eine beihilfekonforme Neuausrichtung erachte. Zentrales Element der 
Neuausrichtung müsse eine ergebnisoffene und weitgehende Verlagerung des wirtschaft-
lichen Risikos auf den privaten Partner im Rahmen des wettbewerblichen Auswahlverfah-
rens sein. Die strategische Neuausrichtung habe das Ziel eines rentablen Geschäftsbe-
triebs. Sie könne am besten umgesetzt werden, wenn ein Partner einbezogen werde, der 
aufgrund eigener Markterkenntnisse neue Geschäftsideen entwickele und das Land dau-
erhaft von Risiken des Betriebs entlaste.  

12. Vorlage 16/3166 vom 1. November 2013 

Mit dieser Vorlage wird den Mitgliedern des Innenausschusses, des HuFA und des Wirt-
schaftsausschusses die Beauftragung der Beratungsgesellschaft zur „Transaktionsbera-
tung zum Vorhaben der Weiterentwicklung des Flughafens Frankfurt-Hahn“ vertraulich zur 
Verfügung gestellt. 

13. Beschluss EU-Kommission über die Luftverkehrsleitlinien am 19. Februar 2014 

Am 19. Februar 2014 beschließt die EU-Kommission die neuen Luftverkehrsleitlinien. Sie 
werden am 4. April 2014 veröffentlicht. Danach kann die öffentliche Hand einer Flugha-
fengesellschaft bis 2024 Betriebsbeihilfen in Höhe von maximal 50 % des anfänglichen 
Defizits gewähren, wenn ein plausibler, der EU-Kommission im Rahmen eines Notifizie-
rungsverfahrens vorzulegender Wirtschaftsplan am Ende des Übergangszeitraums 2024 
die volle Deckung der Betriebskosten ausweist. Investitionen für einen Flughafen mit dem 
Passagieraufkommen des Flughafens Frankfurt-Hahn können mit bis zu 50 % bezu-
schusst werden. 

14. Positiventscheidungen EU-Kommission zu bestehenden Beihilfen zugunsten der 
FFHG am 1. Oktober 2014 

Die EU-Kommission erklärt in zwei Verfahren der FFHG gewährte Beihilfen als mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar (SA. 21121, SA. 32833). Die Entscheidungen machen den 
Weg für die geplante „Strategische Neuausrichtung“ frei und bilden faktisch die Grundlage 
des Privatisierungsverfahrens. Die Entscheidungen sind aufgrund von zwei Nichtigkeits-
klagen nicht bestandskräftig.  

15. Unterrichtung Rechnungshof am 6. November 2014 

Das FM teilt mit, die Landesregierung beabsichtige, kurzfristig eine Entscheidung über die 
bilanzielle Neuausrichtung der FFHG sowie die Ausschreibung der Unternehmensanteile 
herbeizuführen. Die Ausschreibungskriterien würden dem Rechnungshof nach Endab-
stimmung durch Übersendung einer Wertungsmatrix bekannt gegeben.  

16. Sitzung Innenausschuss am 13. November 2014 

In der Sitzung berichtet das Innenministerium, die Landesregierung verfolge nach wie vor 
das Ziel, den Flughafen Hahn zu privatisieren. Zwar enthielten die beiden Positiventschei-
dungen der EU-Kommission vom 1. Oktober 2014 keine „Bedingung zur Ausschreibung“, 
wie sie dies noch bis zum Sommer diesen Jahres angekündigt habe, die Landesregierung 
sei aber überzeugt, dass „durch eine Ausschreibung dem Flughafen Hahn neue Impulse 
und Geschäftsideen von Interessenten der FFHG zugutekommen könnten“.  
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17. Sitzung Ministerrat am 2. Dezember 2014 

Der Ministerrat nimmt den Bericht des Innenministers über die Entscheidungen der EU-
Kommission in den beiden Beihilfeverfahren sowie den Bericht zum Sachstand mit wei-
tergehenden Vorschlägen zur Neuausrichtung der FFHG zur Kenntnis. Er billigt die Maß-
nahmen zur Neuausrichtung (Grundstückskaufvertrag, Einzahlung in die Eigenkapitalrück-
lage, Aufhebung des Gesellschafterdarlehensvertrags und Wertberichtigungen auf das 
Anlagevermögen) und bittet den Innenminister, die nächsten Schritte der Neuausrichtung 
der FFHG umzusetzen sowie ihm die ausgehandelten Verträge zur abschließenden Ent-
scheidung vorzulegen. 

18. Sitzung Innenausschuss am 4. Dezember 2014 

Das Innenministerium stellt die strategische Neuausrichtung der FFHG mit Verkauf des 
nicht für den Flughafenbetrieb notwendigen Immobilienvermögens der FFHG an das Land 
und der Entlastung der FFHG von Tilgungs- und Zinslasten (zusammen sogenannte bi-
lanzielle Neuordnung) sowie der Wertberichtigung auf das vorhandene Anlagevermögen 
der FFHG zum Jahresabschluss 2014 und der Einbindung eines privaten Partners durch 
europaweite Ausschreibung zum Verkauf von Geschäftsanteilen der FFHG vor. 

Die Neuausrichtung sehe vor, dass ein Partner einbezogen werde, der aufgrund eigener 
Markterkenntnisse neue Geschäftsideen entwickele und das Land dauerhaft von Risiken 
des Betriebs entlaste. Das Ausschreibungsverfahren werde derzeit von der Beratungsge-
sellschaft vorbereitet.  

19. Sitzung Ministerrat am 16. Dezember 2014 

Der Ministerrat genehmigt den am 27. November 2014 notariell beurkundeten Grund-
stückskaufvertrag zwischen dem Land und der FFHG und die Einzahlung eines Betrags 
von insgesamt 121,9 Mio. € in die Kapitalrücklage der FFHG. Er bittet den Innenminister, 
die weiteren Schritte zur Ausschreibung von Gesellschaftsanteilen an der FFHG vorzube-
reiten und das Ausschreibungskonzept dem Ministerrat zur gegebenen Zeit zur Entschei-
dung vorzulegen. 

20. Memorandum der Beratungsgesellschaft vom 16. März 2015 zur Strukturierung des 
Bieterverfahrens 

Auf neun Seiten legt die Beratungsgesellschaft dem Innenministerium und der Staats-
kanzlei die Wertungsmatrix zur Bewertung der Angebote vor. In einer ersten Stufe wird 
das Unternehmenskonzept mit maximal 60 Punkten bewertet. Jeweils zehn Punkte wer-
den für die Vollständigkeit und den Detaillierungsgrad der geforderten Angaben, die 
Schlüssigkeit des Unternehmenskonzepts sowie die Nachvollziehbarkeit und Plausibilität 
der getroffenen Annahmen angesetzt. 20 Punkte gibt es für die Höhe der verbindlichen 
Investitionszusagen in Relation zu den übrigen Bietern. In einer zweiten Stufe wird die 
Wirtschaftlichkeit des Angebots bewertet. Der Kaufpreis wird mit dem Faktor 1 und das 
rechtsverbindlich hinterlegte Kapital für Investitionen mit dem Faktor 0,5 gewichtet. Der 
Zeitplan sieht den Abschluss des Verkaufs für das 1./2. Quartal 2016 vor. 

21. Plenarsitzung am 18. März 2015 

Das Innenministerium geht auf den Wettbewerbs- und Preisdruck im Luftverkehrssektor 
ein. Dieser sei durch eine hohe Wechselbereitschaft der Fluggesellschaften gekennzeich-
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net. Dies werde durch den Umstand verstärkt, dass eine vertragliche Bindung an be-
stimmte Flughäfen branchenunüblich sei und am Markt grundsätzlich nicht durchgesetzt 
werden könne. Mit dem Verkauf an einen privaten Investor werde erwartet, dass infolge 
eigener Marktkenntnisse und Geschäftsmodelle vorhandene Überkapazitäten am Hahn 
besser genutzt und das Land dauerhaft von Risiken des Betriebs entlastet werde. Dann 
wird das mehrstufige Bieterverfahren erläutert. Das Land beabsichtige, seine Beteiligung 
an einen Erwerber zu veräußern, der sowohl die wirtschaftlichen Zielvorgaben eines at-
traktiven Anteilskaufpreises und möglichst hoher Investitionszusagen erfülle als auch auf 
der Grundlage eines entsprechenden Unternehmenskonzeptes die Gewähr für eine stra-
tegische Weiterentwicklung und langfristig ausgeführte Fortführung des Flughafenbetriebs 
biete. 

22. Sitzung Ministerrat am 24. März 2015 

Der Ministerrat nimmt den Bericht des Innenministers über den geplanten Ablauf des Bie-
terverfahrens und über die vorgesehene europaweite Ausschreibung zur Kenntnis. 

Nach der Ministerratsvorlage war der Entwurf für ein europaweit bekannt zu machendes, 
transparentes und diskriminierungsfreies Bieterverfahren von der Beratungsgesellschaft 
vorbereitet worden. Bei der Verfahrensgestaltung sei aus deren Sicht generell abzuwägen 
zwischen dem Risiko, unseriöse Bieter über einen längeren Zeitraum am Verfahren zu 
beteiligen, und dem Interesse, zunächst eine möglichst große Zahl von Interessenbekun-
dungen/Angeboten zu erhalten, um einen intensiven Bieterwettbewerb zu generieren. 
Beabsichtigt sei daher, in einem ersten Schritt eine Interessenbekundung abzufragen und 
grundsätzlich alle Interessenten anschließend zur Abgabe von Angeboten aufzufordern. 

Im Einzelnen war ausweislich der Ministerratsvorlage folgender Ablauf geplant:  

Im Anschluss an die Markterkundung soll die Beratungsgesellschaft zunächst Interessen-
bekundungen abfragen. In einer sich anschließenden ersten Angebotsphase sollen Bieter 
auf Basis eines Informationsmemorandums zur Abgabe indikativer Angebote aufgefordert 
werden. Insbesondere sollten sie diese unverbindlichen Gebote mit einem Unternehmens- 
und einem Finanzierungskonzept hinterlegen. Durch diesen von den Bietern zu leistenden 
Aufwand sollen solche Bieter ausgeschlossen werden, die nicht ernsthaft interessiert sind 
und/oder Risiken im Hinblick auf ihr Geschäftsgebaren erwarten lassen. Nach der Aus-
wertung der Unterlagen soll in der zweiten Angebotsphase den Bietern die Vornahme 
einer Due Diligence mit Zugang zu Unternehmensdaten der FFHG ermöglicht und der 
Entwurf eines Anteilskaufvertrags übersandt werden. Sie haben dann einen Businessplan, 
ein Kaufpreisangebot, ein Finanzierungskonzept bezüglich des Kaufpreises und den mit 
ihren Änderungen versehenen Entwurf des Anteilskaufvertrags vorzulegen. Dann sollen 
sich eine Verhandlungsphase und die abschließende Zuschlagsphase anschließen. An-
hand einer Wertungsmatrix soll der Erwerber ermittelt werden, der sowohl die wirtschaftli-
chen Zielvorgaben eines attraktiven Anteilskaufpreises und möglichst hoher Investitions-
zusagen erfüllt als auch auf der Grundlage eines entsprechenden Unternehmenskonzep-
tes die Gewähr für eine strategische Weiterentwicklung und langfristig ausgerichtete Fort-
führung des Flughafenbetriebs bietet.  

Auf die Abfrage von Referenzen soll nach der Ministerratsvorlage verzichtet werden. Sie 
sollen durch das vorzulegende Unternehmenskonzept ersetzt werden. Denn denkbar er-
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scheine durchaus, dass auch Investoren, die bislang nicht im Flughafensektor tätig gewe-
sen seien und folglich keine Referenzen vorweisen könnten, allein oder gemeinsam mit 
der Geschäftsführung der FFHG ein tragfähiges Unternehmenskonzept entwickeln. 

Der Vorlage beigefügt waren (jeweils mit Stand 16. März 2015) ein Memorandum Struktu-
rierung des Bieterverfahrens zur Privatisierung der FFHG von der Beratungsgesellschaft, 
deren Wertungsmatrix und der Entwurf der Bekanntmachung zur Ausschreibung. 

23. Bekanntmachung im EU-Amtsblatt vom 31. März 2015 

An diesem Tag wird die Verkaufsabsicht, u. a. im Supplement des EU-Amtsblattes und in 
überregionalen Tageszeitungen, veröffentlicht. 

Interessenbekundungen sollen bis zum 30. April 2015, die indikativen Angebote bis zum 
31. Juli 2015 eingehen. Diese sollen ein „erstes Unternehmens- und Finanzierungskon-
zept“ beinhalten (Ziff. III. (1)). Sowohl in dieser ersten Angebotsphase als auch in der 
zweiten – dann die verbindlichen Angebote betreffenden – Phase sollen die Angebote in 
jeweils zwei Schritten bewertet werden, nach (1) dem Unternehmenskonzept und (2) der 
Wirtschaftlichkeit – mit Blick auf den Kaufpreis und einer Fortführung des Flughafenbe-
triebes. Insoweit haben die Bieter eine verpflichtende Investitionszusage bis 2024 zu ge-
ben; zudem stellt das Land in Aussicht, Beihilfen zu gewähren (Ziff. IV. 3) (1) und (2)). 

24. Treffen mit der EU-Kommission am 15. April 2015 

In einem ersten Austausch mit den Fallbearbeitern der GD Wettbewerb zu dem Veräuße-
rungsvorhaben und dessen beihilferechtlichen Aspekten erachten diese die vorgesehenen 
Auswahlkriterien (Verhältnis Kaufpreis-verbindliche Investitionszusagen 2:1) mit Blick auf 
den Private Vendor-Grundsatz für nicht unproblematisch und ohne Notifizierung als nicht 
mit dem Beihilferecht vereinbar. Infolge dessen entscheidet sich das Land, bei dem Krite-
rium der Wirtschaftlichkeit allein auf den Preis abzustellen. Es erachtet es aber zugleich 
als möglich, bei der in der ersten Wertungsstufe vorzunehmenden Prüfung des Unter-
nehmenskonzepts weiterhin Investitionsabsichten zu berücksichtigen. Diese lieferten Auf-
schlüsse über die Ernsthaftigkeit des Konzepts, was aufgrund der fehlenden Bestands-
kraft der Genehmigungsentscheidungen vom 1. Oktober 2014 für den – und auch für ei-
nen privaten – Veräußerer unverzichtbar sei. Die Option einer Notifizierung verwirft das 
Land, um keine unnötigen Verzögerungen zu riskieren. 

25. E-Mail EU-Kommission vom 8. Mai 2015 

In einer – die Besprechung am 12. Mai 2015 in Brüssel vorbereitenden – E-Mail legen die 
Fallbearbeiter der GD Wettbewerb dem Land ihre aktuelle Einschätzung dar: Danach er-
achten sie es als möglich, dass einige der für den – der EU-Kommission am 4. Mai 2015 
übermittelten – ersten Prozessbrief (Unterrichtung der Bieter über das weitere Verfahren, 
die Wertungskriterien und den Rahmen künftiger Beihilfen) vorgesehenen Festlegungen 
(Verpflichtung, den Flughafenbetrieb fortzuführen, Berücksichtigung des Businessplans 
bei der Wertung und die Einbeziehung zukünftiger Beihilfen für den Aspekt der Wirtschaft-
lichkeit des Angebots) Verstöße gegen den Private Vendor-Grundsatz begründen könn-
ten. 
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26. Änderungsbekanntmachung u. a. im EU-Amtsblatt vom 9. Mai 2015 

Aufgrund des Gesprächs mit der EU-Kommission am 15. April 2015 wird eine Änderung 
der Bekanntmachung veröffentlicht. Verpflichtende Investitionszusagen werden nicht 
mehr gefordert. Weiterhin haben die Bieter zusammen mit ihren Angeboten ein als Bewer-
tungskriterium vorgesehenes Unternehmenskonzept vorzulegen, das u. a. eine Beschrei-
bung geplanter Investitionen zu enthalten hat. In der zweiten Angebotsrunde ist das Un-
ternehmenskonzept mit einem Businessplan bis 2024 zu ergänzen. Zudem stellt das Land 
in Aussicht, insoweit Beihilfen zu gewähren. Bewertungskriterium ist der Kaufpreis. Das 
Angebot mit dem höchsten Kaufpreis gilt als das wirtschaftlichste. Vertragsbedingung ist 
indes weiterhin, dass der Verkauf für das Land wirtschaftlicher als der Weiterbetrieb in 
Eigenregie ist. Hinzu gekommen ist, dass sich das Land dabei vorbehält, Auswirkungen 
auf den Haushalt bei der Entscheidung zu berücksichtigen. 

27. Beschluss Ministerrat vom 11. Mai 2015 

Der Bericht des Innenministers über die aktuellen Abstimmungsgespräche mit der EU-
Kommission wird zur Kenntnis genommen. 

In der Vorlage (ohne Datum) für die Sitzung des Ministerrats wird ausgeführt, dass die 
EU-Kommission Bedenken gegen die geplante Berücksichtigung von Investitionsverpflich-
tungen bei der Auswahlentscheidung geäußert habe, da Private in erster Linie einen mög-
lichst hohen Kaufpreis anstreben würden. Diese Auswahlkriterien könnten allenfalls nach 
einer Notifizierung als mit dem Beihilferecht vereinbar angesehen werden. Ein solches 
Verfahren würde indes den Prozess der Investorensuche über einen längeren Zeitraum 
verzögern und mit Rechtsunsicherheit belasten. Daher habe die Beratungsgesellschaft 
vorgeschlagen, bei der Wertung maßgeblich auf die Höhe des angebotenen Kaufpreises 
abzustellen. Im Interesse einer zügigen und beihilferechtlich klaren Umsetzung des Ver-
äußerungsprozesses solle dieser Vorschlag angenommen werden. Eine Berücksichtigung 
von Investitionen bliebe in begrenztem Umfang im Rahmen der Angebotsprüfung auf 
Schlüssigkeit und Plausibilität des Unternehmenskonzeptes möglich. In der Wertungs-
matrix werden die 20 Punkte für die Höhe der Investitionszusagen durch zehn Punkte für 
die Nachvollziehbarkeit des Investitionsplans ersetzt. 

28. Treffen mit der EU-Kommission am 12. Mai 2015 

Zweites Treffen mit der GD Wettbewerb der EU-Kommission. Es geht es vor allem um 
den ersten Prozessbrief. Danach akzeptieren die Fallbearbeiter der GD Wettbewerb eine 
Passage, wonach die Bieter zu erklären haben, aufgrund bestehender öffentlich-
rechtlicher Vorgaben verpflichtet zu sein, den Flugbetrieb weiterzuführen. Im Gegenzug 
verzichtet das Land darauf, an dem Unternehmenskonzept als Wertungskriterium festzu-
halten. In Bezug auf spätere Beihilfen stellen die Fallbearbeiter klar, dass diese bei der 
Berechnung des Kaufpreises unberücksichtigt zu bleiben haben. 

29. Übersendung Prozessbrief I mit Anlagen (Informationsmemorandum und Entwurf 
des Kaufvertrags) am 1. Juni 2015 

Die Interessenten erhalten ein Informationsmemorandum (104 Seiten) und den Prozeß-
brief I mit der Aufforderung, indikative Angebote bis zum 31. Juli 2015 abzugeben. Unter 
Ziff. 1 (Phase I - Indicative Offer) heißt es: „The principal objective of the Vendor is to real-
ise the highest possible purchase price.” Die Angebote sollen, um die Ernsthaftigkeit und 
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Geeignetheit möglicher Beihilfegewährungen beurteilen zu können, ein Unternehmens-
konzept beinhalten. Für die erste Angebotsrunde sollen danach eine kurze Erläuterung 
der Erwerbsintention und eine Beschreibung des zukünftigen Geschäftsmodells, ein-
schließlich geplanter Investitionen, und der zugrunde liegenden Annahmen ausreichen (lit. 
e)). Unter Ziff. 2 (Phase II Binding Offer) wird angekündigt, dass auf der Basis des unter-
breiteten Kaufpreisangebots eine begrenzte Anzahl an Investoren für die Teilnahme an 
der zweiten Angebotsrunde ausgewählt würde. Hierfür müsse das Unternehmenskonzept 
vertieft und mit einem den Zeitraum bis 2024 abdeckenden Businessplan ergänzt werden, 
wobei sich dieser auf etwaige Betriebs- und Investitionsbeihilfen gem. Ziff. 4 lit. b) stützen 
könne. In Ziff. 3 wird erneut klargestellt, dass die Angebote in beiden Phasen jeweils nach 
dem Kaufpreis bewertet und der höchste Kaufpreis als der wirtschaftlichste erachtet und 
ausgewählt würde. Anschließend wird gem. Ziff. 4 lit a) der öffentlich-rechtliche Rahmen 
erläutert, wonach alle Bieter den kontinuierlichen Weiterbetrieb des Flughafens zu ge-
währleisten hätten. Eine Verknüpfung ihrer Kaufpreiskalkulation mit einer – auf dem Busi-
nessplan aufbauenden – potentiellen Anmeldung von Betriebsbeihilfen wird den Bietern 
ausdrücklich in Ziff. 4 lit. b) nahegelegt. Als Vertragsbedingungen findet sich nicht länger 
der Vorbehalt eines Weiterbetriebs in Eigenregie, wenn dieser wirtschaftlicher als ein Ver-
kauf ist. 

30. Drucksache 16/5157 vom 18. Juni 2015 

Das Innenministerium beschreibt das mehrstufige Bieterverfahren. In der ersten Ange-
botsphase seien von den Interessenten ein erstes Unternehmens- und Finanzierungskon-
zept vorzulegen. Voraussichtlich im Sommer solle diese Phase beendet werden. In die-
sem Verfahrensschritt sollten auf der Grundlage erster indikativer Angebote lediglich von 
vornherein unseriös erscheinende Interessenbekundungen ausgeschlossen werden. 

In der zweiten Angebotsphase werde den Bietern eine umfassende Unternehmensbewer-
tung der FFHG ermöglicht. Auf dieser Grundlage sei ein detailliertes Angebot vorzulegen, 
das auch einen Businessplan enthalten solle. Daran schlössen sich eine erneute Ange-
botsauswertung sowie Verhandlungen mit den ausgewählten Bietern an.  

In der abschließenden Zuschlagsphase werde das wirtschaftlichste Angebot ermittelt. 
Maßgebliches Kriterium sei, auch dies eine Vorgabe des Europäischen Beihilferechts, der 
gebotene Kaufpreis. 

31. Ablauf der Frist für indikative Angebote am 31. Juli 2015  

Es sind neun Gebote eingegangen, die die Beratungsgesellschaft auswertet. Im weiteren 
Verlauf scheidet ein Bieter freiwillig aus, da er meinte, „in der kurzen Zeit“ keinen Finan-
zierungsnachweis erbringen zu können.  

32. E-Mail Beratungsgesellschaft vom 12. August 2015 an das Innenministerium 

Die Beratungsgesellschaft stellt fest, dass einige der indikativen Angebote von Gesell-
schaften gelegt worden seien, die sowie deren Gesellschafter und/oder Personen, die 
Organfunktionen einnähmen, unbekannt seien und/oder nicht aus dem europäischen 
Rechtsraum stammten. Sie hält es für sinnvoll angesichts der politischen Öffentlichkeits-
wirksamkeit des Verfahrens, in der zweiten Verfahrensphase eine weitergehende Recher-
che zum Hintergrund der einzelnen Bieter durchzuführen, um etwaig bestehende, ggf. 
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später über die Medien transportierte Compliance- und/oder Bonitätsrisiken soweit als 
möglich frühzeitig zu identifizieren. 

Für eine entsprechende IDD würde die Beratungsgesellschaft von den Bietern weiterge-
hende Informationen anfordern. Je nach Herkunftsland könnten dies Bilanzen, Gesell-
schafterverzeichnis, Identitätsnummer (China), Registerunterlagen, Einstufung von Orga-
nen als „Senior foreign political figure“ usw. sein. Mittels ihrer weltweiten Organisation 
würde die Beratungsgesellschaft folgende Recherchen durchführen: Recherche der online 
öffentlich verfügbaren Informationen über das Unternehmen; umfassende Recherche zu 
Geschäftsgebaren, Reputation und Integrität der Gesellschaft und dem Key Management; 
intensive Recherche im Internet, in Medien und Presse, in öffentlich zugänglichen und 
rechtmäßig einsehbaren Registern; Recherche nach geschäftlichen, politischen und kri-
minellen Verflechtungen; Recherche nach Einträgen in Sanktions- oder sonstigen 
Schwarzen Listen; Informationen zur Bonität der Gesellschaft. Die Kosten pro Recherche 
und Bieter würden 3.000 € betragen. 

Am Ende der E-Mail weist die Beratungsgesellschaft ausdrücklich darauf hin, dass auch 
eine vorstehend beschriebene IDD keine vollständige Garantie hinsichtlich des Aus-
schlusses von Compliance- und Bonitätsrisiken eines bestimmten Bieters geben könne. 
Das gelte insbesondere bei missbräuchlichen und/oder strafrechtlich relevanten Verhal-
tensweisen. Der Nutzen einer IDD scheint der Beratungsgesellschaft jedoch darin zu lie-
gen, dass nachweislich alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten nach bestem Wissen 
und Gewissen ausgeschöpft würden, um negative Entwicklungen im Rahmen des Trans-
aktionsverfahrens auszuschließen. 

Die Handlungsempfehlung, die Bieter zu überprüfen, und den Hinweis auf die begrenzten 
Möglichkeiten einer IDD nimmt die Beratungsgesellschaft erneut und im Wesentlichen 
inhaltsgleich in den elektronisch übermittelten Vermerk vom 18. August 2015 auf. 

33. Auftrag zur IDD-Prüfung am 19. August 2015 

Das Innenministerium beauftragt die Beratungsgesellschaft per E-Mail mit der Durchfüh-
rung der IDD-Prüfung entsprechend der Handlungsempfehlung. 

34. E-Mail an die Beratungsgesellschaft vom 19. August 2015 

Im Zusammenhang mit der Beantwortung von Fragen der Beratungsgesellschaft über-
sendet die Eurasia Amber GmbH dieser ein unbeglaubigtes Foto eines „Bank State-
ment/Tear Sheet Draft“ der Standard Chartered Bank über ein Guthaben der Grand Me-
kong Investment Limited in Höhe von ca. 1,7 Mrd. €.  

35. Entscheidung Task Force vom 21. August 2015 zum weiteren Verfahren  

Zu einer Sitzung der Task Force gibt die Beratungsgesellschaft einen Überblick über das 
Interessenbekundungsverfahren im Power-Point-Format. Insgesamt seien bislang Inte-
ressenbekundungen von 26 Investoren eingegangen. Mit 24 sei eine Vertraulichkeitsver-
einbarung geschlossen worden. Acht Bieter hätten ein indikatives Angebot abgegeben. 
Die Beratungsgesellschaft schlägt vor, zwei der acht Bieter vom weiteren Verfahren aus-
zuschließen, da sie u. a. einen negativen oder Null-Kaufpreis angeboten und ein mangel-
haftes Zukunftskonzept für den Flughafen Frankfurt-Hahn vorgelegt hätten. Die beteiligten 
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Ressorts (Innenministerium, Staatskanzlei, FM, Wirtschaftsministerium) stimmen dem 
Vorschlag zu. 

Der Zeitplan sieht vor, ab ca. 7. Dezember 2015 in die abschließende Verhandlungsphase 
einzutreten. 

36. Übersendung Prozessbrief II am 9. September 2015  

Darin wird den verbleibenden sechs Bietern der Zugang zum virtuellen Datenraum ange-
kündigt, der den Bietern umfassende Unternehmensinformationen gewährt und die Frist 
für die verbindlichen Angebote auf den 13. November 2015 festgelegt, später verlängert 
bis zum 30. November 2015. Den Bietern wird Gelegenheit gegeben, einer Management-
präsentation vor Ort beizuwohnen und Fragen zu stellen. Sie erhalten einen Entwurf des 
Anteilskaufvertrags. Ziff. 2 listet die Erfordernisse auf, die das verbindliche Angebot erfül-
len muss, um in der Verhandlungsrunde Berücksichtigung zu finden („In order to be 
considered for final negotiations you are required to submit a Binding Offer […] which 
must meet the following requirements/contain the following information“), u. a. ein ent-
sprechendes Unternehmenskonzept – u. a. einschließlich eines Businessplans bis 2024 
und unter Berücksichtigung etwaiger Betriebs- und Investitionsbeihilfen (Ziff. 2 (6)). Hin-
sichtlich der Kriterien zur Bewertung der Angebote findet sich – abweichend vom Pro-
zessbrief I – unter Ziff. 3 folgende Relativierung „Binding Offers will be ranked based on 
the Purchase Price […]). Subject to the limitations contained in No. 2 (4) (6) and (8) of 
this letter, the bids with the highest Purchase Price will be considered the most profitable 
and selected accordingly”. (Hervorhebungen durch den Rechnungshof). 

37. E-Mail EU-Kommission vom 10. September 2015 

Die Fallbearbeiter der GD Wettbewerb bezweifeln, ob der bei den Bewertungskriterien 
(Ziff. 3) gemachte Vorbehalt betreffend des Unternehmenskonzeptes, einschließlich des 
Businessplans (Ziff. 2 (6)), des – offenbar mit der EU-Kommission nicht abgestimmten – 
Prozessbriefes II dem Private Vendor-Grundsatz entspricht. Ob die Transaktion letztlich 
mit dessen Vorgaben in Einklang stehe oder nicht, hänge von den konkreten Ausgestal-
tungen ab: „Depending on the various bids and on the assessments of those bids carried 
out by Rhineland-Palatinate in the future, the transaction may or may not pass the market 
economy vendor test.“ 

38. Sitzung Innenausschuss am 1. Oktober 2015, Top 10 

Das Innenministerium erklärt, mit der Beratungsgesellschaft einen engen Austausch zu 
pflegen. Über die einzelnen Verfahrensschritte – über den Ablauf, über die Reihenfolge, 
über die Informationen an die Bieter – sei das Innenministerium immer informiert, aber 
insbesondere zum Schutz des Verfahrens und der beteiligten Bieter sei dies auf der Stufe 
einer höchsten Vertraulichkeit dergestalt erfolgt, dass man momentan über die Namen der 
konkreten Bieter keine Informationen habe. 

39. E-Mail an die Beratungsgesellschaft vom 16. Oktober 2015 

Herr M übersendet an die Beratungsgesellschaft per E-Mail das Foto einer Bankgarantie, 
die Dr. Chou ihm als Bild via WhatsApp übermittelt hatte. Auf dem Foto ist ein Guthaben 
von 200 Milliarden US-$ zu Gunsten eines Weng Jianlin bei der Hongkong and Shanghai 
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Banking Corporation Ltd., Hongkong, ausgewiesen. Dieser sollte Miteigentümer von SYT 
werden. 

40. Unterrichtung Rechnungshof am 21. Oktober 2015 

Das FM stellt den Verfahrensablauf und -stand dar und übermittelt das Informationsme-
morandum, die Prozessbriefe sowie den Entwurf des Anteilskaufvertrags. Die Landesre-
gierung behält sich für den Fall, dass keine attraktiven Angebote eingehen, vor, die Betei-
ligung unter Beachtung der Luftverkehrsleitlinien 2014 fortzuführen. 

41. Einstellung des Entwurfs des Kaufvertrags in den Datenraum am 23. Oktober 2015 

Die Bieter erhalten Zugriff auf den Entwurf des Kaufvertrags. 

42. Fristablauf für die Abgabe qualifizierter Angebote am 30. November 2015  

Es gehen verbindliche Angebote von den drei Bietern London (Henan American Machi-
nery), Zagreb (SYT) und Kiev (ADC GmbH) ein. SYT reicht u. a. die Kopie einer Bankbe-
stätigung der China Construction Bank in chinesischer Sprache über ein Guthaben der 
SYT von umgerechnet 29,4 Mio. € ein.  

43. Telefonkonferenz der Beratungsgesellschaft mit Vertretern des Landes vom 2. De-
zember 2015  

Die Beratungsgesellschaft informiert im Rahmen einer Telefonkonferenz mit dem Staats-
sekretär im FM, weiteren Vertretern des FM, dem zuständigen Staatssekretär im Innen-
ministerium, weiteren Vertretern des Innenministeriums und der Staatskanzlei über die 
drei verbindlichen Angebote (u. a. Name, Kaufpreis und Hintergrund der einzelnen Bieter). 
Zudem berichtet die Beratungsgesellschaft über noch zu klärende Fragen. 

44. Sitzung Innenausschuss am 8. Dezember 2015, Top 7 bis 9 

Der Innenminister berichtet über den erfolgreichen Abschluss der zweiten Angebotsphase 
am 30. November 2015. Auf dieser Grundlage seien mehrere Angebote eingegangen. Die 
Beratungsgesellschaft werte diese derzeit aus. Ein Vertreter der Beratungsgesellschaft 
teilt mit, dass die Beihilfen für die nächsten Jahre für die FFHG noch nicht notifiziert seien, 
weil mit der EU-Kommission vereinbart sei, dass zuerst ein neuer Eigentümer oder Käufer 
gefunden werden solle und dann dessen Businessplanung im Lichte der neuen Eigen-
tumsverhältnisse notifiziert würde. 

45. Übersicht der Beratungsgesellschaft über die zweite Angebotsphase und Vorschlä-
ge vom 22. Dezember 2015 

Die Beratungsgesellschaft stellt das Ergebnis der Auswertung der drei finalen Angebote in 
einem Termin im Innenministerium Mitte Dezember 2015 vor, an dem auch Vertreter des 
FM, des Wirtschaftsministeriums und der Staatskanzlei teilnehmen. Die Übersicht vom 
22. Dezember 2015 geht an das Innenministerium und soll dem Ministerrat als Präsenta-
tion vorgelegt werden1. Sie enthält die (Klar-)Namen und Angaben zu den Anteilseignern 
der drei Bieter, fasst deren Konzepte stichwortartig zusammen und nennt die Kaufpreis-

                                                

1 Auf Entscheidung des zuständigen Staatssekretärs im Innenministerium erfolgt die Information nur als Text und ohne 
Namensnennung. 
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angebote sowie die von ihnen erwarteten Beihilfen. Laut der Beratungsgesellschaft beru-
hen alle drei Angebote auf insgesamt nachvollziehbaren Unternehmenskonzepten, sind 
prinzipiell verhandlungsfähig, entsprechen den EU-Anforderungen und erfüllen die im 
Prozessbrief beschriebenen Anforderungen. Sämtliche Bieter hätten Aufklärungsfragen 
fristgerecht beantwortet. Für alle Bieter werde eine gesonderte Company Due Diligence 
Prüfung durchgeführt. Ziel solle sein, möglichst bis Mitte Februar 2016 einen Kaufvertrag 
mit dem Bestbieter endverhandelt zu haben. Eine Vertragsunterzeichnung bereits bis En-
de Februar 2016 erscheine bei optimalem Verhandlungsverlauf aufgrund der weit fortge-
schrittenen Due Diligence der Bieter mindestens nicht unmöglich.  

46. Schreiben Rechnungshof an Innenministerium und FM vom 22. Dezember 2015 

Der Rechnungshof bittet um Zusendung der von der EU-Kommission verlangten zehnjah-
res-Planung der FFHG sowie eine zeitnahe Unterrichtung über die Ergebnisse der Ange-
botseinholung und der sich anschließenden Verhandlungsphase. Hierzu regt er eine Prä-
sentation der jeweiligen Ergebnisse durch die Beratungsgesellschaft an. 

47. Beschluss Ministerrat am 12. Januar 2016  

Nach der Vorlage vom 8. Januar 2016 sind als Ergebnis der zweiten Angebotsphase drei 
überarbeitete Angebote eingegangen. Alle drei Angebote würden den in den Prozessbrie-
fen beschriebenen Voraussetzungen entsprechen, auf nachvollziehbaren Unternehmens-
konzepten beruhen und die Fortführung der Gesellschaft als Flughafen, deren Weiterent-
wicklung sowie positive Kaufpreise vorsehen. Als Auswahlkriterium stehe entsprechend 
der Vorgaben der EU-Kommission der gebotene Kaufpreis im Vordergrund. Mit allen drei 
Bietern sollten Vertragsverhandlungen aufgenommen werden. Der Vorlage beigefügt ist 
der Entwurf des Gesellschafterdarlehensvertrags. 

Der Ministerrat nimmt den Bericht des Innenministers über den Stand des Ausschrei-
bungsverfahrens und über das Ergebnis der Angebotsauswertung zur Kenntnis und bittet, 
zügig Verkaufsverhandlungen mit den Bietern aufzunehmen sowie den ausgehandelten 
Kaufvertrag dem Ministerrat zur Beschlussfassung vorzulegen. Er beschließt den Ab-
schluss eines Gesellschafterdarlehensvertrags zwischen dem Land und der FFHG über 
34 Mio. €. 

48. Sitzung Innenausschuss am 11. Februar 2016, Top 13 

Der zuständige Staatssekretär im Innenministerium bestätigt, dass drei Angebote einge-
gangen seien. Alle Angebote hätten nach Einschätzung der Beratungsgesellschaft den 
Ausschreibungsbedingungen entsprochen und nach einer Analyse der Angebotsauswer-
tung könne auch gesagt werden, dass alle auf nachvollziehbaren Unternehmenskonzep-
ten beruhten. 

Nach Angaben eines Vertreters der Beratungsgesellschaft sei nach Auswertung der An-
gebote, zusammen mit den Anwälten und dem Land, der Entschluss gefallen, mit allen 
drei Bietern in Verhandlungen einzutreten, die direkt im neuen Jahr begonnen hätten. 

Das Ministerium verdeutlicht, dass die Beratungsgesellschaft die Gespräche und Unterla-
gen ausgewertet habe und diese aufbereite. Die Angebote seien bislang über sie verhan-
delt worden. Es habe mit einem Bieter bisher eine Verhandlungsrunde gegeben, an der 
auch Mitarbeiter des Innenministeriums teilgenommen hätten. Das Ministerium werde in 
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den jeweiligen Sitzungen über den Stand der Verhandlungen und der Angebote unterrich-
ten. 

49. Sachstandsvermerk zum Verkaufsprozess FFHG vom 15. Februar 2016 

Die LV berichtet der Staatskanzlei, dass im Wesentlichen technische Fragen offen stün-
den. Im Vermerk werden – eine Einigung mit dem Bestbietenden unterstellt – verschiede-
ne Varianten für das weitere Verfahren aufgezeigt und bewertet. Diese sehen entweder 
die Umsetzung eines zügigen Abschlusses bis zum 8. März 2016, eine Verschiebung des 
Zeitplans auf den 15. März 2016 oder später oder eine Trennung der für die Zustimmung 
des Landes erforderlichen Maßnahmen vor. Zudem werden inhaltliche Fragen des An-
teilskaufvertrags sowie das beihilferechtliche Verfahren erörtert. 

50. Übersendung Businessplan SYT an die zuständigen Staatssekretäre im Innenminis-
terium (22. Februar 2016) und FM (24. Februar 2016) sowie an die EU-Kommission 
(23. Februar 2016) 

Das Innenministerium übersendet verschiedene Unterlagen, darunter den Businessplan 
von SYT vom 18. Februar 2016. 

51. Information Landtag am 25. Februar 2016 

Der zuständige Staatssekretär im Innenministerium teilt dem Landtag in der Beantwortung 
einer Anfrage zu den Verkaufsverhandlungen um den Flughafen Frankfurt-Hahn mit, dass 
nach Analyse der Angebote durch die Beratungsgesellschaft alle drei Angebote auf nach-
vollziehbaren Unternehmenskonzepten beruhten.  

52. Verhandlungsrunde bei der Beratungsgesellschaft am 3. März 2016 

Zusammen mit dem zuständigen Staatssekretär im Innenministerium und dem Staatssek-
retär im FM sowie weiteren Vertretern des Innenministeriums erfolgt am 3. März 2016 
eine erste Verhandlungsrunde mit SYT unter Beteiligung der Ressorts.  

53. Verhandlungsrunde bei der Beratungsgesellschaft am 10. März 2016 

Zusammen mit Vertretern des Innenministeriums und der Staatskanzlei sowie dem 
Staatssekretär im FM erfolgt am 10. März 2016 die zweite Verhandlungsrunde unter Be-
teiligung der Ressorts mit SYT und Herrn M. Dr. Victor Chou stellt das Konzept von SYT 
mit allen geplanten Investitionen vor. Die LV bezeichnet das Bieterkonzept als ambitio-
niert, aber in Übereinstimmung mit dem von der Landesregierung erkannten Entwick-
lungspotential. Das Konzept von SYT sei vorbehaltlich aller üblichen Unwägbarkeiten 
überzeugend. Entscheidende Voraussetzung seien aber die entsprechenden Integritäts-
nachweise des Investors und des von ihm eingebundenen Firmenkonsortiums.  

54. E-Mail EU-Kommission vom 17. März 2016 

Die Fallbearbeiter der GD Wettbewerb stellen – auf ein entsprechendes Ansinnen des 
Landes vom 23. Februar 2016 – klar, dass die EU-Kommission einen Comfort Letter in 
Beihilfesachen nur in, hier nicht erkennbaren, sehr außergewöhnlichen Fällen erteile. Sie 
empfehlen daher dringend, den entsprechenden Passus im Entwurf des Kaufvertrags zu 
streichen. Zudem legen sie dar, dass – angesichts etwaiger Haftungsübernahmen seitens 
des Verkäufers – der nominal höchste Preis nicht zwingend der attraktivste (Netto-)Preis 
sei. Aufgrund fehlender/unklarer Angaben sei insoweit das Angebot des Bieters ‘Zagreb‘ 
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nicht zu bewerten. Zudem fehlten Unterlagen und Detailtiefe bezüglich des Business-
plans, um auf dieser Grundlage die Genehmigungsfähigkeit künftiger Beihilfen beurteilen 
zu können. 

55. Präsentation der bisherigen Ergebnisse der Vertragsverhandlungen gegenüber 
dem Rechnungshof am 22. März 2016 

Bei der Präsentation mit Vertretern des Innenministeriums und des FM gibt die Bera-
tungsgesellschaft bekannt, dass noch drei Bieter verblieben seien, die alle das Fracht- 
und Passagiergeschäft ausbauen und von denen zwei eine Pilotenschule errichten woll-
ten. Auswahlkriterium sei die Höhe des Kaufpreises. Auflagen im Hinblick auf die Zahl der 
Beschäftigten oder den Geschäftsumfang seien beihilferechtlich nicht möglich gewesen. 
Der Staatssekretär im FM teilt mit, dass die Option, den Flughafen ohne Verkauf in Lan-
deshand weiterzuführen, nicht untersucht werde. 

56. Vermerk „FFHG-Verkauf - Aktueller Sachstand und weitere Optionen“ zum 
31. März 2016 

In dem gemeinsamen Vermerk berichten der zuständige Staatssekretär des Innenministe-
riums und der Staatssekretär des FM der Staatskanzlei u. a., dass die von der Beratungs-
gesellschaft im Auftrag des Innenministeriums begonnene Integritätsprüfung des Erwer-
bers noch nicht abgeschlossen werden könne, da zugesagte Unterlagen über die Eigen-
tumsverhältnisse an SYT noch nicht vorgelegt worden seien. Eine Eintragung des Geld-
gebers als Gesellschafter der Erwerbergesellschaft in das chinesische Handelsregister 
solle in den nächsten Tagen vollzogen werden. Zudem weisen sie darauf hin: 

„Auf der anderen Seite zeigen aktuelle Erfahrungen mit der Veräußerung von Flughäfen 
(Lübeck und Schwerin), dass ein Privatisierungsprozess nicht ohne Risiken ist. Dort hatte 
jeweils eine asiatische Investorengruppe die Anteile erworben und den Geschäftsbetrieb 
nach kurzer Zeit mangels erfolgreichen Geschäftsmodells wieder aufgegeben.“ 

57. Schreiben Rechnungshof vom 14. April 2016 

Als Ergebnis der Besprechung mit Vertretern des Innenministeriums, des FM und der Be-
ratungsgesellschaft vom 22. März 2016 bittet der Rechnungshof das FM im Hinblick auf 
widersprüchliche Aussagen innerhalb des FM um Mitteilung, ob bei den Verkaufsverhand-
lungen der Weiterbetrieb des Flughafens in Eigenregie als Option untersucht worden sei. 
Ebenso fordert er das Innenministerium auf, ihm das Ergebnis der IDD für die Kaufinte-
ressenten mitzuteilen. 

58. Übersendung Businessplan SYT am 15. April 2016 

Der Businessplan vom 8. April 2016 wird der EU-Kommission und dem zuständigen 
Staatssekretär im Innenministerium und dem Staatssekretär im FM übersandt. 

59. Bitte des Innenministeriums vom 19. April 2016 um Prüfung durch den Verfas-
sungsschutz 

Das Ministerium bittet anhand überlassener Unterlagen den Verfassungsschutz um eine 
Prüfung in eigener Zuständigkeit.  
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60. Übersendung finaler Entwurf des Ergebnisses der Know Your Counterparty Due 
Diligence-Prüfung Teil I am 22. April 2016 

Die Beratungsgesellschaft teilt dem Innenministerium und der LV den finalen Entwurf sei-
ner Prüfung vom 20. April 2016 mit. Danach gibt es mehrere Warnhinweise (eine rote und 
zwei gelbe Ampeln). 

Der Unternehmens-Due Diligence-Fragebogen sei von einem Unternehmen ausgefüllt 
worden, das nicht als der Bieter agiere. Erst auf Nachfrage sei der Unternehmens-Due 
Diligence-Fragebogen für das bietende Unternehmen am 2. März 2016 eingereicht wor-
den. Die darin bereitgestellten Informationen zur Anteilseignerstruktur würden nicht den 
Informationen entsprechen, die über offene Quellen verfügbar seien. Die Beratungsge-
sellschaft schätzt diese beiden Tatsachen als hoch kritisch ein (rote Ampel). Darüber hin-
aus ließen sich einige weitere im Unternehmens-Due Diligence-Fragebogen gegebene 
Informationen, wie beispielsweise das Gründungsdatum oder die wesentlichen Personen 
im Unternehmen, nicht durch Recherchen in verfügbaren Online-Quellen bestätigen. Ge-
samtrisikoindikator: HOCH. 

In der E-Mail zur Übersendung des Berichtsentwurfs gibt die Beratungsgesellschaft ge-
genüber dem Innenministerium an, dass zu den Personen „keine materiellen Auffälligkei-
ten“ festgestellt worden seien. 

61. E-Mail Bediensteter der LV an die EU-Kommission und E-Mail der EU-Kommission 
am 22. April 2016 

Das Land übersendet der EU-Kommission eine erneute Überarbeitung des Kaufvertrags-
entwurfs sowie die beiden anderen Bieter betreffende Unterlagen. Diese zeigten, dass 
das Angebot ‘Zagreb‘ bei weitem das attraktivste sei. Es folgen weitere Gründe, warum es 
nur mit ‘Zagreb‘ weiterverhandele; zudem weist das Land das Ansinnen der EU-Kom-
mission nach internen Unterlagen u. a. unter Hinweis auf die enge Abstimmung einerseits 
mit der EU-Kommission und andererseits zwischen dem Land und der Beratungsgesell-
schaft zurück. Der Verkäufer sei über jede relevante Einzelheit umfassend informiert ge-
wesen, um seine Entscheidung treffen zu können (E-Mail Staatskanzlei 22. April 2016). 

Ungeachtet der Ausführungen des Landes und der weiteren Unterlagen (übermittelt per 
E-Mails Staatskanzlei vom 15. und vom 22. April 2016) fordern die Fallbearbeiter der GD 
Wettbewerb der EU-Kommission das Land auf, es möge auch interne Unterla-
gen/Bewertungen der Entscheidungsfindung zur Verfügung stellen, um sich ein klareres 
Bild von dem Sachverhalt zu verschaffen und diesen einschätzen zu können. 

62. E-Mail an die Beratungsgesellschaft vom 22. April 2016 

Die Facett Art e. K. übersendet an die Beratungsgesellschaft per E-Mail die Kopie eines 
Bankauszugs der Industrial and Commercial Bank of China, der ein Guthaben von Zhou 
Chao über umgerechnet 29,8 Mio. € am 18. April 2016 ausweist.  

63. Erörterungen mit der EU-Kommission am 26. April 2016  

Das Land betont erneut, ein „belastbares Signal zur Beihilfefreiheit des Veräußerungspro-
zesses“ zu benötigen. Die Fallbearbeiter der GD Wettbewerb bezweifeln, dass der Me-
chanismus, wonach der Kaufpreis um mögliche Beihilfen bis zu einem Mindestpreis von 
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1 € gemindert werden könnte, marktkonform sei, und erwarten eine Stellungnahme, aus 
der sich ergebe, dass der Zuschlag an den Bieter „Zagreb" auch unter Berücksichtigung 
der Alternative des Nichtverkaufs die wirtschaftlichste Lösung darstelle. Das Land sagt zu, 
eine Darstellung der Alternative „Fortführung in alter Trägerschaft“ zu übermitteln.  

64. Übersendung eines Auszugs des Entwurfs der Ministerratsvorlage an die EU-
Kommission am 29. April 2016 

Als Antwort auf das Ersuchen der EU-Kommission um Übersendung interner Unterlagen 
der Entscheidungsfindung und um einen Vergleich Verkauf – Nichtverkauf übersendet das 
Land einen einseitigen Auszug des Entwurfs einer Ministerratsvorlage (Mail Staatskanzlei 
29. April 2016). 

65. Schreiben Ministerpräsidentin an den stellvertretenden Generaldirektor der GD 
Wettbewerb am 29. April 2016  

Die Ministerpräsidentin betont gegenüber dem stellvertretenden Generaldirektor, dass das 
Land die Einzelheiten des Verfahrens kontinuierlich mit der EU-Kommission erörtert habe. 
Zur Begründung der Entscheidung zugunsten von SYT führt sie aus, dass das Land „u. a. 
die Maßgeblichkeit des höchsten Preises als Indikator“ übernommen habe. Zudem hätten 
die anderen zwei Bieter „alle Fristen“ verstreichen lassen. Sie bekräftigt, eine „belastbare 
Äußerung der GD Wettbewerb zur Beihilfefreiheit des Verkaufsprozesses schnellstmög-
lich [zu] benötigen“. 

66. Ergebnis der Recherchen des Verfassungsschutzes am 4. Mai 2016 

Der Verfassungsschutz teilt dem Innenministerium mit, seine Überprüfung habe keine 
nachrichtendienstlichen oder sicherheitsrelevanten Erkenntnisse ergeben. Nicht Gegen-
stand der Betrachtungen seien die Bonität oder Seriosität der überprüften Quellen im Sin-
ne eines Due Diligence-Ansatzes gewesen. 

67. E-Mail EU-Kommission am 4. Mai 2016 

In einer formlosen E-Mail führen die Fallbearbeiter der GD Wettbewerb aus, dass „die 
zuständigen Dienststellen […] auf Grundlage der vorliegenden Informationen […] zum […] 
vorläufigen Standpunkt“ gelangt seien, dass keine weitere Prüfung nötig sei. Nach einer 
Wiederholung der beiden eingangs gemachten Vorbehalte endet die E-Mail mit der Erklä-
rung, dass die EU-Kommission die Voranmeldung mit dieser vorläufigen Beurteilung als 
beendet erachte. 

68. Versendung der Ministerratsvorlage am 18. Mai 2016 

Die vom Innenministerium erstellte Ministerratsvorlage zum Hahn-Verkauf wird zur Vorbe-
reitung der geplanten Ministerratsbefassung am 24. Mai 2016 den Amtschefs aller Res-
sorts per Boten übermittelt. 

69. Finale Vertragsverhandlungen bei der Beratungsgesellschaft am 19. Mai 2016  

Am 19. Mai 2016 finden in den Räumlichkeiten der Beratungsgesellschaft die finalen Ver-
tragsverhandlungen statt. Für das Land nimmt das Innenministerium teil. Die Käuferseite 
ist durch die SYT-Anwälte und Herrn M vertreten. Der Vertrag wird abschließend verhan-
delt. Nach Abschluss der Verhandlungen erklären die SYT-Anwälte, dass die ursprünglich 
vorgesehene Gesellschafterstruktur von SYT geändert und eine Investmentgesellschaft 
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eingebunden werden solle. Diese kurzfristige Ankündigung führt bei dem Innenministeri-
um und bei der Beratungsgesellschaft zu erheblichen Verstimmungen. Dr. Chou wird tele-
fonisch eingehend erläutert, dass damit die ursprünglich für die darauffolgende Woche 
geplante Vertragsunterzeichnung hinfällig sei. Die Verkäuferseite überlegt, die Verhand-
lungen für diesen Tag abzubrechen, um die neue Situation zu prüfen. Nach einer Bera-
tung zwischen dem Land und der Beratungsgesellschaft wird entschieden2, die Gesprä-
che noch an diesem Tag fortzusetzen. Die Berater beider Seiten werden gebeten, die 
endgültige Gesellschafterstruktur zu klären. Die SYT-Anwälte sollen einen aktuellen Han-
delsregisterauszug und eine neue Legal Opinion vorlegen, die Beratungsgesellschaft die 
IDD bezüglich der neuen Gesellschafter aktualisieren. 

70. Letter of Support vom 20. Mai 2016 

Die Beratungsgesellschaft erhält einen aktuellen Letter of Support von Yangtze, den sie 
an das Innenministerium weiterleitet. 

71. Besprechung Innenministerium, FM und Beratungsgesellschaft mit dem Rech-
nungshof am 20. Mai 2016 

Die Landesvertreter legen während der Besprechung einen Entwurf des Anteilskaufver-
trags (ohne Anlagen) vor. Auf die Fragen des Rechnungshofs nach der Seriosität des 
Bieters verweist die Beratungsgesellschaft auf die IDD und sagt zu, das Ergebnis dieser 
Prüfung dem Rechnungshof zuzuleiten. 

72. Staatssekretärskonferenz am 23. Mai 2016  

Die Konferenz fasst zu dem Verkauf des Geschäftsanteils des Landes an der FFHG kei-
nen Beschluss. 

73. E-Mail Beratungsgesellschaft vom 24. Mai 2016 

Die Beratungsgesellschaft leitet die Unterlagen zu den neuen Gesellschaftern an das In-
nenministerium weiter und kündigt deren Überprüfung an. 

74. Sitzung des Ministerrats am 24. Mai 2016 

Zur Sitzung wird unter dem Tagesordnungspunkt „Verkauf des Geschäftsanteils des Lan-
des an der FFHG“ eine Vorlage vom 18. Mai 2016 mit 41 Seiten verteilt. Die Entscheidung 
wird vertagt. 

75. E-Mail Beratungsgesellschaft vom 24. Mai 2016 

Die Beratungsgesellschaft teilt den SYT-Anwälten, Dr. Chou Yu Tao und Herrn M (in Bcc 
an den zuständigen Staatssekretär im Innenministerium) die letzten Schritte vor der Beur-
kundung mit. Folgende Unterlagen sollen mit Fristsetzung bis zum 27. Mai 2016, 12 Uhr, 
oder früher vorliegen: Unterlagen zu den neuen Anteilseignern, Registrierung der neuen 
Anteilseignerstruktur, Registrierung von Dr. Chou Yu Tao als gesetzlicher Vertreter von 
SYT, Kopie der ersten Legal Opinion und ein Letter of Comfort von Zhou Chao als Haupt-

                                                

2  Nach Darstellung des Landes erfolgte diese Entscheidung einvernehmlich mit der Beratungsgesellschaft, nach deren 
Angaben allein durch das Land. 
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finanzier. Zudem wird eine Bankbürgschaft einer deutschen Bank für SYT über 
13,5 Mio. € bis 30. Mai 2016, 12 Uhr, erwartet. 

76. Schreiben Wirtschaftsministerium vom 25. Mai 2016 an das Innenministerium 

Bezugnehmend auf ein Informationsgespräch am 23. Mai 2016 über die Ministerratsvor-
lage vom 18. Mai 2016 teilt das Wirtschaftsministerium mit, dass aufgrund der Komplexität 
des Sachverhaltes, der weit fortgeschrittenen Verhandlungen, der Kurzfristigkeit des an-
stehenden Entscheidungstermins sowie nicht vollumfänglicher Sachverhaltskenntnisse 
eine eigenständige Prüfung durch das Haus nicht möglich sei. 

Bei dem sogenannten Comfort Letter handele es sich um kein offizielles Dokument der 
EU-Kommission, sondern nur um E-Mail-Antworten eines einzelnen EU-Mitarbeiters. Es 
bittet um weitergehende Darstellung, inwiefern daraus der Schluss gezogen werden kön-
ne, dass etwaige beihilferechtliche Bedenken der EU-Kommission nicht durchgreifen wer-
den.  

Dann weist es auf verschiedene nicht zufriedenstellend dargestellte Aspekte hin. U. a. 
geht es davon aus, dass vom Innenministerium die nicht der Ministerratsvorlage beigefüg-
ten Unterlagen wie Businessplan, Letter of Support und weitere für die Bewertung des 
künftigen Flughafenbetreibers und dessen beabsichtigter Aktivitäten maßgebliche Unter-
lagen und Gesichtspunkte im Hinblick auf die nachhaltige Fortführung des Flugbetriebs 
geprüft und entsprechend positiv bewertet worden seien. Auch bittet es vor dem Hinter-
grund der Anregung des FM zu weitergehenden Recherchen um Mitteilung über die Er-
gebnisse der Überprüfung des wirtschaftlichen und finanziellen Hintergrunds der Investo-
ren und genannten Partnerunternehmen. Abschließend geht das Ministerium davon aus, 
dass bis zur Ministerratssitzung am 30. Mai 2016 ein geeigneter Nachweis über den Ein-
gang der Zahlung des Kaufpreises vorliegt und andernfalls die Entscheidung zum Verkauf 
nochmals vertagt werde.  

77. E-Mail SYT-Anwälte vom 27. Mai 2016  

Die SYT-Anwälte informieren die Beratungsgesellschaft über die erneute Änderung der 
Anteilseignerstruktur dahingehend, dass statt der Investmentgesellschaft nun Zhu Qing 
persönlich als Gesellschafter eingetragen werde. Eine Begründung für den Wechsel wird 
nicht gegeben. Zudem fügen die SYT-Anwälte einen Auszug aus dem chinesischen Han-
delsregister (AIC Online) in chinesischer Sprache bei, „aus welchem sich nach Auskunft 
unserer chinesischen Kollegen die Registrierung von Victor als 'legal representative' so-
wie die Eintragung der neuen Gesellschafter ergibt.“ Außerdem reichen sie die fehlenden 
persönlichen Angaben zu den neuen Anteilseignern nach. 

78. E-Mail SYT-Anwälte vom 27. Mai 2016  

Die SYT-Anwälte übermitteln der Beratungsgesellschaft eine Bankbestätigung der Bank 
of China mit Stand 23. Mai 2016 über ein Guthaben von umgerechnet 27,4 Mio. € auf 
dem Konto der SYT. Die Beratungsgesellschaft leitet die Bestätigung am nächsten Tag an 
das Innenministerium weiter.  
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79. Telefonkonferenz vom 27. Mai 2016 

Der zuständige Staatssekretär im Innenministerium und die Beratungsgesellschaft ver-
ständigen sich nachmittags in einer Telefonkonferenz, dass die elektronische Kopie des 
Kontoauszuges ausreiche. Die zunächst verlangte Bankbürgschaft sei in der Kürze der 
Zeit nicht realisierbar und werde als verzichtbar erachtet. 

80. Übermittlung Legal Opinion am 28. Mai 2016 

Die SYT-Anwälte übermitteln der Beratungsgesellschaft am 28. Mai 2016 die Legal Opini-
on einer chinesischen Anwaltskanzlei bezüglich der neuen Gesellschafterstruktur mit 
Stand 27. Mai 2016. Die Beratungsgesellschaft sendet die Legal Opinion am gleichen Tag 
an das Innenministerium. Der dort zuständige Staatssekretär leitet sie am 29. Mai 2016 
an den Innenminister und an die Staatskanzlei sowie am 8. Juni 2016 u. a. an die Minis-
terpräsidentin weiter. 

81. E-Mail Beratungsgesellschaft am 30. Mai 2016 

Die Beratungsgesellschaft fasst in der um 9:16 Uhr an das Innenministerium versandten 
E-Mail das Ergebnis der Telefonkonferenz vom 27. Mai 2016 zusammen und stellt die 
Abweichungen zu der Vorlage für die Sitzung des Ministerrats am 30. Mai 2016 dar. Sie 
bestätigt, den IDD-Bericht für Montagabend, also dem Abend des 30. Mai 2016, in Aus-
sicht gestellt zu haben. Sie werde sich aber bemühen, dem Innenministerium schon im 
Laufe des Montags eine Rückmeldung zum Ergebnis der IDD mitzuteilen. 

82. Unterrichtung des Innenministeriums über die IDD am 30. Mai 2016 

Die Beratungsgesellschaft teilt dem Innenministerium nach dessen Angaben telefonisch 
das Gesamtergebnis (grüne Ampel) mit. Der genaue Inhalt und Zeitpunkt der Unterrich-
tung ist nicht bekannt. Eine Aktennotiz oder andere Aufzeichnungen hierüber hat der 
Rechnungshof nicht erhalten. In ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Gutachtlichen Äu-
ßerung gab die Beratungsgesellschaft an, ein solches Gespräch habe nicht stattgefunden. 

83. Beschluss Ministerrat am 30. Mai 2016 

Der Ministerrat beschließt, den Geschäftsanteil des Landes an der FFHG an SYT zu ver-
kaufen. Der Innenminister wird gebeten, sich auf Bundesebene für eine angemessene 
Verankerung des Flughafens Frankfurt-Hahn in einem Luftverkehrskonzept der Bundes-
regierung sowie für eine den Erfordernissen des Flughafens Frankfurt-Hahn entsprechen-
de verbesserte Praxis bei der Gewährung von Verkehrsrechten einzusetzen.  

Der Beschluss erfolgt auf Basis der erneut eingebrachten, unveränderten Vorlage vom 
18. Mai 2016. In ihr werden u. a. die drei Bieter, deren Angebote und das Ergebnis der 
Auswertung der Unternehmenskonzepte durch die Beratungsgesellschaft aufgeführt. SYT 
habe das wirtschaftlichste und finanziell attraktivste Angebot mit dem höchsten Kaufpreis 
unterbereitet. Damit erfülle das Angebot die Vorgabe der EU-Kommission, an den Bieter 
mit dem höchsten Kaufpreis zu veräußern. Als wirtschaftliche Eigentümer der SYT wer-
den Kyle Wang und Zhou Chao genannt, obwohl mittlerweile angeblich Zhu Qing (51 %), 
Wu Zhanqing (39 %) und Kyle Wang (10 %) Eigentümer sein sollen. Hierüber wird der 
Ministerrat angabegemäß mündlich unterrichtet.  
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Der Käuferhintergrund sei im Rahmen des Verkaufsprozesses einer Sorgfältigkeitsprü-
fung mittels eines sogenannten Company Due Diligence Questionnaires untersucht wor-
den. Es seien keine Auffälligkeiten im Zusammenhang mit der Prüfung festgestellt wor-
den. Zudem liege ein Rechtsgutachten einer renommierten chinesischen Anwaltskanzlei 
seitens des Käufers vor, das bestätige, dass die Gesellschaft ordnungsgemäß errichtet 
worden sei, ordnungsgemäß bestehe und berechtigt sei, den Anteilskaufvertrag zu 
schließen, dass die aufgezeigte Struktur der Anteilseigner im Einklang mit dem chinesi-
schen Recht stehe und dass die Befähigung der handelnden Personen vollständig und 
ordnungsgemäß sei.  

Das FM habe Ende April angeregt, über die erfolgte Prüfung hinaus eine Wirtschaftsde-
tektei mit weiteren Recherchen zu beauftragen. Auch vor dem Hintergrund, dass eine 
Beteiligung des rheinland-pfälzischen Verfassungsschutzes keine Erkenntnisse ergeben 
habe, erscheine ein weiterer relevanter Erkenntnisgewinn durch eine Wirtschaftsdetektei 
über die im Rahmen der genannten, gesondert beauftragten Prüfung durch die Bera-
tungsgesellschaft hinaus nicht zu erwarten. 

Laut der Vorlage beruhen die Angebote der drei verbliebenen Bieter nach dem Ergebnis 
der Angebotsauswertung durch die Beratungsgesellschaft auf insgesamt nachvollziehba-
ren Unternehmenskonzepten. Das Unternehmenskonzept von SYT wird auf vier Seiten 
beschrieben und mitgeteilt, dass die Beratungsgesellschaft dieses als sehr detailliert und 
nachvollziehbar, insbesondere auch im Vergleich zu den Unternehmenskonzepten der 
unterlegenen Bieter bewertet habe. Soweit möglich, sei seitens der Beratungsgesellschaft 
eine Plausibilitätsprüfung erfolgt. In diesem Rahmen habe sie sich auch entsprechende 
schriftliche Absichtserklärungen ausgesuchter Partner vorlegen lassen. Eine Garantie für 
den Eintritt der dem Unternehmenskonzept des Käufers zugrunde liegenden Annahmen 
könne naturgemäß keine Stelle abgeben. 

Für die Abwicklung der Kaufpreiszahlung werde der Käufer zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung des Kaufvertrags eine Bankbestätigung einer Großbank in China oder Hon-
kong über die notwendigen finanziellen Guthaben zur Zahlung des Kaufpreises einrei-
chen. Hintergrund zu dieser Vorgehensweise sei, dass aufgrund staatlicher Vorgaben in 
China keine (größeren) Guthaben ohne einen verbindlich vorliegenden Kaufvertrag au-
ßerhalb des Landes transferiert werden könnten. Nach Unterzeichnung des Kaufvertra-
ges, aber vor Einberufung des Landtages, sollten die finanziellen Mittel auf ein deutsches 
Notaranderkonto überwiesen werden.  

Der Vorlage beigefügt sind der Entwurf des Anteilskaufvertrags und die Entwürfe der Zu-
wendungsbescheide. 

84. Besprechung am 31. Mai 2016  

Vor Vertragsschluss findet eine letzte Besprechung von Vertretern des Innenministeriums 
und der Beratungsgesellschaft statt. Schwerpunkt der Besprechung sind u. a. Fragen 
rund um die Grundstücksverkäufe. Nach Darstellung des Innenministeriums hat die Bera-
tungsgesellschaft auf ausdrückliche Nachfrage des zuständigen Staatssekretärs im In-
nenministerium bestätigt, dass dem Vertragsschluss keine Hindernisse entgegenstehen. 
Die Beratungsgesellschaft bestreitet diese Darstellung. 
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85. Plenarsitzung am 1. Juni 2016 

Nach Angaben der Landesregierung sollen Marktkenntnis, Geschäftsmodell und Bran-
chenvernetzung des Investors Vorteile, insbesondere bei der Verkehrsentwicklung, mit 
sich bringen. Die vom Bieter im Verfahren vorgelegten Planungen wiesen in diese Rich-
tung.  

86. Beurkundungen Anteilskaufvertrag und Grundstückkaufvertrag am 2. Juni 2016 

Am 2. Juni 2016 beurkundet ein Notar den Anteilskaufvertrag. Gleichzeitig schließt das 
Land mit SYT einen Vertrag über den Kauf von Grundstücken auf dem Hahn-Areal.  

87. Treuhandvertrag vom 6. Juni 2016 

Nach dem Treuhandvertrag muss SYT einen Gesamtbetrag von 27 Mio. € auf ein 
Notaranderkonto zahlen. Daraus soll u. a. der Grundstückskaufpreis beglichen werden.  

88. Pressemitteilung Innenministerium vom 6. Juni 2016 

Das Ministerium gibt bekannt, dass SYT Käufer des Flughafens sei. Der Käufer und seine 
Partner bei dieser Transaktion seien insbesondere in den Bereichen Luftfahrt, Logistik 
und internationaler Handel tätig. Der gesetzliche Vertreter der Gesellschaft, Dr. Yu Tao 
Chou, habe umfassende Kontakte in der Luftfahrtbranche und sei maßgeblich an der In-
ternationalisierung der Aktivitäten einer Reihe asiatischer Fluggesellschaften, u. a. Yangt-
ze, beteiligt gewesen. 

Das Konzept des Käufers sehe im Wesentlichen vor, das Fracht- und Passagiergeschäft 
am Standort durch eine Zusammenarbeit mit asiatischen Partnerunternehmen nachhaltig 
auszubauen. 

Der Geschäftsanteil sei an den Bestbietenden veräußert worden, der nach Überzeugung 
des Landes den Hahn deutlich stärken und weiterentwickeln könne. 

89. Beschluss Ministerrat am 7. Juni 2016 über das Verkaufsgesetz, Drucksache 17/79 

Nach einer ersten Beratung billigt der Ministerrat im Grundsatz den Entwurf eines Lan-
desgesetzes zur Regelung der im Zusammenhang mit der Veräußerung des Geschäfts-
anteils des Landes an der FFHG stehenden Angelegenheiten und der Erstattung der Kos-
ten aus nicht-wirtschaftlicher Tätigkeit. Wegen der geringen Wirkungsbreite des Vorha-
bens soll eine Anhörung unterbleiben und der Landtag unmittelbar unterrichtet werden.  

90. Pressemeldungen vom 7. bis 9. Juni 2016 

In mehreren Pressemeldungen werden Zweifel an der Seriosität von SYT genannt. Es 
gebe keine Informationen zu dem Unternehmen. In Shanghai gebe es zwei Unternehmen 
mit diesem Namen. Bei der einen Firma heiße es, man habe definitiv keinen Flughafen 
gekauft. Bei der anderen habe sich eine Frau gemeldet, die gesagt habe, dass es sich um 
eine Privatnummer handele und der Eintrag im Handelsregister falsch sein müsse. Hierzu 
habe die Beratungsgesellschaft entgegnet, die Geschäftspläne seien genau unter die Lu-
pe genommen worden. Damit habe sichergestellt werden sollen, Szenarien wie in Lübeck 
oder Parchim zu vermeiden. 
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Der Peking-Korrespondent von DPA berichtet über ein Telefonat mit dem Marketing-
Manager von Yangtze (Wan Bo). Danach gebe es keine Pläne, den Flughafen Hahn wie-
der anzufliegen. Außerdem kenne er weder SYT noch dessen Generalbevollmächtigten 
Yu Tao Chou. 

91. Gemeinsame Sitzung des Innenausschusses, des HuFA und des Wirtschaftsaus-
schusses am 9. Juni 2016 

Der Innenminister erläutert, dass die Angebote insgesamt auf nachvollziehbaren Unter-
nehmenskonzepten beruhten. Der Käufer habe nicht nur den höchsten Kaufpreis geboten, 
was insbesondere der EU-Kommission wichtig sei, sondern aus Sicht der Beratungsge-
sellschaft auch das überzeugendste Konzept für eine erfolgreiche Entwicklung des Flug-
hafens vorgelegt. Das vom Käufer vorgelegte und erläuterte Geschäftskonzept lasse er-
warten, dass das wirtschaftliche Potential des Flughafens bestmöglich ausgeschöpft wer-
de. 

Nach Angaben des zuständigen Staatssekretärs im Innenministerium habe man die Fir-
menstruktur geprüft. Man habe zum einen die entsprechenden Eintragungen in den chi-
nesischen Registern überprüfen lassen. Dazu sei ein entsprechender Auszug vorgelegt 
worden. Diesen Auszug habe das Land über die Beratungsgesellschaft durch eine vom 
Land beauftragte chinesische Anwaltskanzlei noch einmal überprüfen lassen. Die Anga-
ben beruhten auf einer Stellungnahme, auf einer sog. Legal Opinion, dieser chinesischen 
Kanzlei. Die Gesellschaft (SYT) sei eindeutig identifizierbar, und zwar über den Chinesi-
schen Unified Social Credit Code wie auch über den sog. Organization Code. 

Die Beratungsgesellschaft erläutert, es nicht so gewesen sei, dass von den drei Investo-
rengruppen zwei Flugerfahrungen aufwiesen und eine nicht. Die Gruppen seien insoweit 
vergleichbar, als sie jeweils aus einer Gesellschaft bestünden, die die Käuferin im enge-
ren Sinne sei. Die Käuferin selbst sei in allen drei Fällen kein flugaffines Unternehmen. Im 
Detail habe es größere Unterschiede in der Kommentierung des Anteilskaufvertrags und 
im Detaillierungsgrad der Businesspläne gegeben. Hierbei sei der obsiegende Bieter 
deutlich detaillierter in seinen Anmerkungen. Die beiden anderen Bieter hätten sich 
schwer getan, auf Rückfragen zum Konzept zu reagieren. Die Beratungsgesellschaft hät-
te, wie sie es bei dem jetzigen Käufer auch gemacht hätte, Nachfragen zu einzelnen An-
nahmen gestellt, Nachweise zu ihren strategischen Partnern abgefragt, was die beiden 
anderen Bieter nicht hätten leisten können. Aufgrund der Vorgaben des europäischen 
Beihilferechts sei es nicht erlaubt gewesen, die entsprechenden Konzepte zu bewerten. 
Die Beratungsgesellschaft habe eine Matrix, die eine Bewertung der Unternehmenskon-
zepte vorgesehen habe, an die EU-Kommission geschickt. Dies habe die EU-Kommission 
abgelehnt und gesagt, die Beratungsgesellschaft dürfe ausschließlich den Kaufpreis be-
werten. Das folge aus dem sog. Private-Vendor-Prinzip. Hier gebe es einen rechtlichen 
Widerspruch zwischen Betriebsbeihilfen einerseits und dem Private Vendor-Prinzip ande-
rerseits. Das habe auch die EU-Kommission in Gesprächen eingeräumt. 

92. Frist vom 10. Juni 2016  

An diesem Tag läuft die Frist für die Zahlung des Kaufpreises in Höhe von rund 3,4 Mio. € 
aus dem Grundstückskaufvertrag ab, ohne dass ein Zahlungseingang erfolgt. Die Bera-
tungsgesellschaft mahnt den Eingang des Kaufpreises bis zum 23. Juni 2016 an. Nach 
den Angaben des zuständigen Staatssekretärs im Innenministerium in der gemeinsamen 
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Sitzung des Innenausschusses, des HuFA und des Wirtschaftsausschusses am 8. Sep-
tember 2016 haben die SYT-Anwälte regelmäßig telefonisch bekundet, dass der Käufer 
alles tue, um schnellstmöglich einen Kaufpreistransfer in die Wege zu leiten.  

93. Beschluss Ministerrat am 14. Juni 2016 über das Verkaufsgesetz, Drucksache 17/7 

In zweiter Beratung beschließt der Ministerrat den Entwurf eines Landesgesetzes zur Re-
gelung der im Zusammenhang mit der Veräußerung des Geschäftsanteils des Landes an 
der FFHG stehenden Angelegenheiten und der Erstattung der Kosten aus nicht-
wirtschaftlicher Tätigkeit. 

94. Drucksache 17/116 vom 14. Juni 2016 

Das Innenministerium antwortet auf eine Anfrage, es habe sich gezeigt, dass der Bestbie-
tende nicht nur den höchsten Kaufpreis geboten, sondern nach Einschätzung der Bera-
tungsgesellschaft auch das schlüssigste Unternehmenskonzept verfolgt habe. 

95. E-Mail Rechnungshof an Innenministerium und FM vom 14. Juni 2016 

Der Rechnungshof stellt klar, dass die Gespräche am 22. März 2016 und 20. Mai 2016 
nicht der Abstimmung des Vorgehens der Landesregierung mit dem Rechnungshof dien-
ten, sondern lediglich der Information. Er mahnt erneut die Vorlage der Integrity Due Dili-
gence-Berichte an und stellt fest, dass das Land die Anlagen zum Kaufvertrag, wie z. B. 
den Businessplan, nicht vorgelegt habe. Er bittet um Bezeichnung der rechtlichen Grund-
lage, auf der die EU-Kommission dem Land die eigene Beurteilung der Businesspläne 
untersagt haben soll. Neben einiger Bedenken zur Höhe des künftigen Frachtaufkom-
mens und der Zahl der möglichen Flugschüler bittet der Rechnungshof um Mitteilung, ob 
das Land statt des Verkaufs der Landesanteile an der FFHG, durch den es mit erhebli-
chen Aufwendungen für Betriebs- und Investitionsbeihilfen sowie für die Erstattung der 
Sicherheitskosten belastet würde, Alternativszenarien überlegt habe. Beispielsweise kön-
ne der Flughafen auf den Status „Sonderlandeplatz“ für die angrenzenden flugaffinen Be-
triebe herabgestuft und von diesen betrieben werden. 

96. Schreiben SYT-Anwälte an den zuständigen Staatssekretär im Innenministerium 
vom 14. Juni 2016 

In dem per E-Mail übermittelten Schreiben stellen die SYT-Anwälte eine kurzfristige Zah-
lung von SYT bis Ende der Woche in Aussicht. 

97. Übersendung IDD-Bericht am 16./17. Juni 2016 

Die Beratungsgesellschaft übersendet dem Innenministerium die schriftliche Ausfertigung 
des „finalen Gesamtberichtes“ IDD, Stand 30. Mai 2016. Danach stehen in einer vorange-
stellten Zusammenfassung (Summary) alle Ampeln auf grün. Beigefügt sind allerdings 
auch die Entwürfe der Berichte vom 20. April 2016, die weiter eine rote und zwei gelbe 
Ampeln enthalten. 

Auf dem Deckblatt ist vermerkt, dass dieses Dokument Kurzberichte enthält, die aus-
schließlich auf Basis einer Reihe öffentlich verfügbarer Quellen von Behördendaten er-
stellt worden seien, die zum relevanten Stichtag vom Desktop verfügbar gewesen seien. 
Zusätzliche relevante Informationen würden sich möglicherweise bei Durchsicht anderer 
Informationsquellen, einschließlich manuell gepflegter öffentlicher Behördendaten oder 
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lokaler Anfragen, ergeben. Diese Berichte sollten nicht als ausschließliche Entschei-
dungsgrundlage für geschäftliche Entscheidungen verwendet werden. 

98. Schreiben SYT-Anwälte an den zuständigen Staatssekretär im Innenministerium 
vom 17. Juni 2016 

In dem per E-Mail übermittelten Schreiben geben die SYT-Anwälte Informationen von 
Kyle Wang zur Kaufpreiszahlung aus dem Grundstückskaufvertrag weiter. Derzeit sei es 
ungewiss, wann genau der Kaufpreistransfer von China nach Deutschland genehmigt 
werde. In jedem Fall gäbe es keine Hinweise, dass SYT die Genehmigung nicht erhalten 
werde. 

99. E-Mail Innenministerium an das BMWi vom 21. Juni 2016 

Das Innenministerium bittet das BMWi, sich bei den zuständigen staatlichen chinesischen 
Stellen über den Stand des Geldtransfers zu erkundigen. 

100. SWR-Bericht vom 21. Juni 2016  

Der SWR berichtet von eigenen Recherchen vor Ort bei SYT. Im Eingangsbereich des 21-
stöckigen Bürogebäudes habe sich kein Hinweis auf SYT gefunden. Ebenso habe SYT 
auf dem Willkommensschild in der Lobby gefehlt. Im 17. Stock befinde sich ein Büro, in 
dem sechs Mitarbeiter von SYT arbeiteten. Das Zimmer sei klein gewesen. Auf dem Bo-
den hätten sich Pappkartons mit Drogerieartikeln befunden, aber im ganzen Raum habe 
es keinen Hinweis gegeben, dass sich das Unternehmen mit Logistik oder Luftfahrt befas-
se. 

101. Sondersitzung Parlament am 22. Juni 2016 

In der aktuellen Debatte gibt der Fraktionsvorsitzende der SPD an, es habe keine Alterna-
tive zu diesem Weg, weder zum Weg der Privatisierung noch zum Weg dieses Käufers 
[SYT] gegeben. Der Innenminister ergänzt, dass sich in einem weltweiten Ausschrei-
bungsverfahren drei Unternehmen beworben hätten und sich eines aus Sicht des Landes 
als bester Bieter dargestellt habe. 

102. Mahnung vom 22. Juni 2016 

Mahnung an SYT zur Zahlung des Grundstückskaufpreises bis 23. Juni 2016.  

103. Sitzung Innenausschuss am 23. Juni 2016 

Gemeinsame Sitzung mit dem HuFA und dem Wirtschaftsausschuss, in der das Landes-
gesetz im Zusammenhang mit der Veräußerung des Geschäftsanteils des Landes an der 
FFHG beraten werden soll. Der Gesetzentwurf wird vertagt und eine Anhörung für den 
7. Juli 2016 beschlossen. 

104. Plenum am 23. Juni 2016 

Der Innenminister erklärt, dass seitens der EU-Kommission keine weitere beihilferecht-
liche Prüfung der Privatisierung nötig sei, wenn die Veräußerung der Anteile an den be-
vorzugten Bieter zu den Bedingungen stattfinde, welche das Land der GD Wettbewerb 
mitgeteilt habe, inklusive der letzten Änderung, die in der E-Mail vom 29. April 2016 fest-
gehalten worden sei. Alternativen zu der Reihenfolge der Gespräche, die zu führen gewe-
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sen seien, habe es nicht gegeben. Die Landesregierung sei überzeugt, dass das Enga-
gement eines Privaten großes Potenzial für eine positive Weiterentwicklung des Flugha-
fenstandorts biete. 

105. E-Mail der Staatskanzlei an das Chinesische Generalkonsulat vom 24. Juni 2016 

Die Staatskanzlei bittet das Chinesische Generalkonsulat in Frankfurt/Main um eine Ein-
schätzung zum Verfahren und der Genehmigung der Kapitaltransaktion. 

106. Aufforderung zur Vorlage von Belegen am 28. Juni 2016 

Die SYT-Anwälte werden per Fax und E-Mail (Cc: Kyle Wang, Dr. Chou) vom 28. Juni 
2016 mit Frist bis zum nächsten Tag aufgefordert, Belege vorzulegen, dass das Geneh-
migungsverfahren zum Geldtransfer eingeleitet worden sei. 

107. Unterrichtung des Wirtschaftsministeriums am 28. Juni 2016 

Das chinesische Generalkonsulat unterrichtet darüber, dass es über keinerlei Informatio-
nen zu dem Verkauf und dem Hintergrund der Käufer verfüge. 

108. SWR-Bericht vom 29. Juni 2016  

Der SWR berichtet, einer seiner Reporter habe am Standort der Guo Qing Investment 
Company, deren Chef Mehrheitsgesellschafter von SYT sei, einen Autoreifenhandel vor-
gefunden und im Stockwerk darüber leere Büroräume. Er sei mit den Worten begrüßt 
worden: „Na, sind Sie auch ein geprellter Anleger?“ 

109. Presseerklärung Innenministerium vom 29. Juni 2016 über den Zahlungsverzug von 
SYT 

Der Innenminister informiert die Öffentlichkeit darüber, dass an diesem Morgen eine den 
Käufern gesetzte Frist zur Vorlage von prüfbaren Belegen im Zusammenhang mit der 
Genehmigung des Kaufpreistransfers von China nach Deutschland ohne Ergebnis verstri-
chen sei. Die angestrebte Privatisierung der FFHG sei in einem Ausschreibungsverfahren 
nach internationalen Standards erfolgt, das die Beratungsgesellschaft im Auftrag des 
Landes vorbereitet und begleitet habe. Er betont dabei, dass laut den Vorgaben der EU-
Kommission der Verkauf an den Höchstbietenden, also an SYT, zwingend gewesen sei. 
Eine Integritätsprüfung sei durchgeführt worden, bei der es keine Hinweise auf Risiken 
gegeben habe. Außerdem habe SYT Liquiditätsnachweise eingereicht. Neben dem Ge-
schäftsanteil des Landes an der FFHG wolle SYT das sog. Housinggelände am Hahn 
vom Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung Rheinland-Pfalz erwerben. Obwohl 
dieser Vertrag erst mit dem Vollzug des Flughafenverkaufs wirksam werden sollte, habe 
sich der Käufer zu einer vorgezogenen Kaufpreiszahlung verpflichtet. Zudem habe er in 
Aussicht gestellt, auch den Kaufpreis für die Anteile an der FFHG frühzeitig zahlen zu 
wollen.  

110. Schreiben Innenminister vom 29. Juni 2016 an die Fraktionsvorsitzenden 

Mit diesem Schreiben bittet der Innenminister, das Gesetzgebungsverfahren zum Lan-
desgesetz im Zusammenhang mit der Veräußerung des Geschäftsanteils des Landes an 
der FFHG auszusetzen, da der Kaufpreis für das Grundstücksgeschäft nicht fristgerecht 
eingegangen (10. Juni 2016) und an diesem Morgen eine dem Käufer gesetzte Frist zur 
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Vorlage von prüfbaren Belegen im Zusammenhang mit der Genehmigung des Kaufpreis-
transfers verstrichen sei. 

111. Offizielle Unterrichtung des Rechnungshof am 29. Juni 2016 

Das Innenministerium teilt auf die Frage des Rechnungshofs, ob das Land die Option des 
Weiterbetriebs der FFHG in Eigenregie geprüft habe, mit, zu Beginn des Ausschreibungs-
verfahrens seien sämtliche Fortführungsvarianten im Fokus gewesen. Primäres Ziel sei es 
jedoch gewesen, die FFHG mit dem Know-how eines privaten Investors und starken Ver-
netzungen in der Luftfahrtbranche aufzustellen und in die Wirtschaftlichkeit zu führen. Da 
drei verbindliche Angebote vorgelegen hätten, die sämtlich eine Fortführung des Flugbe-
triebs ermöglichten, sei der Weiterbetrieb vor dem Hintergrund von § 65 Abs. 1 LHO zu 
betrachten gewesen. 

In Antwort auf die Frage des Rechnungshofs vom 14. Juni 2016 gibt das Innenministerium 
an, das Verbot, die Angebote der Bieter über die Kaufpreise hinaus auch im Hinblick auf 
das jeweilige Unternehmenskonzept zu bewerten, resultiere aus dem Beihilfeverbot in 
Artikel 107 Abs. 1 AEUV. Dieses Verbot werde in ständiger Entscheidungspraxis des 
EuGH und der EU-Kommission dahingehend angewandt, dass sich die öffentliche Hand 
beim Verkauf von Unternehmensbeteiligungen wie ein privater Verkäufer zu verhalten 
habe. Daraus folge, dass der Kaufpreis das einzig berücksichtigungsfähige Kriterium sein 
dürfe, weil sich ein privater Verkäufer nicht dafür interessiere, was mit einem Unterneh-
men geschehe, an dem er nicht mehr beteiligt sei (Private Vendor-Prinzip). 

Dem Schreiben ist ein Stick mit dem Kaufvertrag einschließlich sämtlicher Anlagen, die 
Dateien des virtuellen Datenraums, der am 17. Juni 2016 an das Innenministerium ver-
sandte Bericht zur IDD und die Pressemitteilung des Innenministeriums vom 6. Juni 2016 
beigefügt. Gleichzeitig bittet das Innenministerium, das Schreiben als Unterrichtung nach 
§ 102 Abs. 1 Nr. 3 LHO zu werten. 

112. E-Mail BMWi an das Innenministerium vom 4. Juli 2016 

Das BMWi teilt das Prüfergebnis der Handelskommission von Shanghai über die Handels-
firma SYT mit. Das Projekt (Kaufpreiszahlung Grundstückserwerb für 3,4 Mio. €) benötige 
keine Genehmigung der chinesischen Regierung. Das elektronische Anmeldungsverfah-
ren bei lokalen Behörden dauere normalerweise nur drei Arbeitstage. Erst für einen Devi-
sentransfer von über 30 Mio. US-$ brauche man einen Termin bei der Devisenbehörde. 
Danach könne es nicht an der chinesischen Regierung liegen, dass der Investor nicht am 
10. Juni 2016 die erste Zahlung von 3,4 Mio. € habe erfüllen können. 

113. Presseerklärung Innenministerium vom 4. Juli 2016 

Das Innenministerium gibt an, dass das Land beim Verkauf öffentlicher Unternehmen nur 
den Kaufpreis als Kriterium zugrunde legen dürfe. Weitergehende Konzepte, wie die 
Nachhaltigkeit des Unternehmenskonzepts und der Erhalt von Arbeitsplätzen, dürften 
nicht berücksichtigt werden. 

114. Reise Innenministerium nach Shanghai vom 4. bis 6. Juli 2016 

Das Innenministerium berichtet über das Ergebnis einer Reise des zuständigen Staats-
sekretärs im Innenministerium nach Shanghai vom 4. bis 6. Juli 2016. Der Vizepräsident 
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der Shanghai Municipal Commission of Commerce habe ihm gegenüber erklärt, dass es 
gestern erstmals eine Kontaktaufnahme seitens SYT zu der Behörde gegeben habe. SYT 
habe sich dabei über Genehmigungsvoraussetzungen im Zusammenhang mit dem Er-
werb der Geschäftsanteile an der FFHG erkundigen wollen. Unterlagen seien bislang 
nicht eingereicht worden. Dies widerspreche den Angaben, die von SYT und deren 
Rechtsanwälten gegenüber den Vertretern des Landes auch schriftlich mitgeteilt worden 
seien, wonach die Unterlagen bereits eingereicht seien. Darüber hinaus gebe es begrün-
dete Zweifel an vorgelegten Unterlagen. Diese müssten mit größter Sorgfalt geprüft wer-
den. 

Die Überprüfung der von SYT vorgelegten Bankbestätigungen bei der Bank of China 
Shanghai Branch und der China Construction Bank hätten erhebliche Zweifel an der 
Echtheit der Unterlagen begründet. 

SYT sei mit Fristsetzung zur Vorlage chinesischer Behördenunterlagen aufgefordert wor-
den. Unmittelbar nach Ablauf dieser Frist seien die Fraktionsvorsitzenden gebeten wor-
den, die Beratungen zum Hahn-Veräußerungsgesetz auszusetzen. 

115. Auftrag Innenministerium an das Landeskriminalamt am 6. Juli 2016 

Das Innenministerium beauftragt das Landeskriminalamt, einige in einer Pressemitteilung 
des Innenministeriums vom 8. Juni 2016 genannte grundlegende Daten von SYT und 
ihrer Gesellschafter mit öffentlich zugänglichen Quellen abzugleichen. Am gleichen Tag 
antwortet das Amt, die Recherchen hätten grundsätzlich keine relevanten Informationen 
erbracht. Allerdings habe es keine polizeilichen oder strafprozessualen Ermittlungen an-
gestellt, da die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür nicht vorgelegen hätten. 

116. Anfechtung Anteilskaufvertrag am 8. Juli 2016 

Das Land, vertreten durch das Innenministerium, erklärt schriftlich gemäß § 123 BGB die 
Anfechtung des Anteilskaufvertrags. Der Anteilskaufvertrag sei damit als von Anfang an 
nichtig anzusehen. Hilfsweise, insbesondere für den Fall, dass das Land nicht über ein 
Anfechtungsrecht verfüge oder die erklärte Anfechtung aus sonstigen Gründen keine 
Rechtswirkung entfalten sollte, erklärt das Land den Rücktritt vom Anteilskaufvertrag. In 
jedem Fall behält es sich vor, andere oder weitere Rechte aus oder im Zusammenhang 
mit dem Anteilskaufvertrag auszuüben sowie jedwede ihm zustehenden Ansprüche aus 
oder im Zusammenhang mit dem Anteilskaufvertrag geltend zu machen. 

117. Schriftliche Strafanzeige gegenüber der Generalstaatsanwaltschaft Koblenz am 
11. Juli 2016 

Das Innenministerium trägt vor, es bestehe der dringende Verdacht, dass zwei Bankbe-
stätigungen gefälscht sein könnten, die im Zusammenhang mit dem Verkaufsvertrag zwi-
schen Land und SYT vorgelegt worden waren. Hierzu legt es eine Kopie des Anteilskauf-
vertrags (ohne Anlagen) sowie der Bankbestätigungen vom 28. November 2015 und 
23. Mai 2016 vor und bittet, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 

118. Plenarsitzung am 14. Juli 2016 

Der Innenminister erklärt, dass SYT mit Abgabe seines Angebots der Beratungsgesell-
schaft einen Businessplan vorgelegt habe. Dr. Chou habe diesen den zuständigen 
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Staatssekretären im Innenministerium und im FM im Rahmen eines Termins bei der Bera-
tungsgesellschaft am 10. März 2016 vorgestellt. Die Plausibilität der Businesspläne sei 
geprüft worden. Die Beratungsgesellschaft, das Innenministerium und die EU-Kommission 
hätten die Pläne gehabt, um bewerten zu können, ob auf dieser Basis Beihilfen gewährt 
werden könnten. Allen seien die Angaben plausibel erschienen. 

Vor Vertragsabschluss sei das Innenministerium über das Ergebnis der von der Bera-
tungsgesellschaft am 30. Mai 2016 abgeschlossenen Überprüfung mündlich informiert 
worden. Die Prüfung, der Integritätscheck bezüglich SYT und der Gesellschafter sei posi-
tiv abgeschlossen worden. Vor Vertragsabschluss habe die Beratungsgesellschaft keine 
weiteren Handlungsempfehlungen ausgesprochen. Solche seien erstmals im schriftlichen 
Bericht enthalten gewesen, den diese am 17. Juni 2016 übersandt habe. 

119. Treffen mit der EU-Kommission am 15. Juli 2016 

Das Land erörtert mit der EU-Kommission den aktuellen Verfahrensstand. Es besteht Ei-
nigkeit, dass u. U. ein Zuschlag an einen 1 €-Bieter gegenüber (deutlich) Höherbietenden 
beihilferechtlich ebenso wenig ausscheide, wie den Faktor Zeit zu berücksichtigen – wenn 
und soweit transparent und nicht-diskriminierend. Selbst ein negativer Kaufpreis sei nicht 
ausgeschlossen, wenn das Land begründet nachweisen könne, dass dies wirtschaftlicher 
als gar kein Verkauf sei. Auch strengere Anforderungen, um Zahlungssicherheit zu ge-
währleisten, werden als unproblematisch erachtet. Weiterhin sei die Ausschreibung von 
einer Beihilfegewährung zu trennen; solange aber der Bezug zum Businessplan in der 
Ausschreibung für alle klar sei, dürfe auch dies zulässig sein. 

120. Schreiben Beratungsgesellschaft an die Ministerpräsidentin und den Innenminister 
am 21. Juli 2016 

In dem Schreiben legt die Beratungsgesellschaft u. a. dar, sie habe nach Bekanntgabe 
eines neuen Mehrheitsgesellschafters von SYT in einem gesonderten Gespräch dem zu-
ständigen Staatssekretär im Innenministerium empfohlen, die Verhandlungen mit SYT 
zumindest bis auf Weiteres auszusetzen. Entgegen dieser ausdrücklichen Empfehlung 
habe der Staatssekretär entschieden, die Verhandlungen weiterzuführen. Begründet habe 
er diese Entscheidung mit fehlenden Handlungsalternativen und dem Hinweis auf den von 
der Ministerpräsidentin bereits zuvor zum Ausdruck gebrachten Zeitdruck. Infolge dieser 
Alternativlosigkeit habe es einen erheblichen Verkaufs- und Zeitdruck gegeben. Diese 
Tatsache und die zunehmend angespannte Liquiditätssituation der FFHG hätten dazu 
geführt, dass die Landesregierung zügig zu einem Abschluss habe kommen wollen und 
daher eigenständig extrem enge zeitliche Vorgaben gesetzt, wichtige Informationen nicht 
breit diskutiert und wichtige Empfehlungen und Warnhinweise ignoriert habe. Das Innen-
ministerium habe den 31. Mai 2016 als Beurkundungstermin festgelegt, obwohl zu diesem 
Zeitpunkt noch eine Reihe von Dokumenten gefehlt hätten (u. a. Legal Opinion, Integrity-
Bericht, Liquiditätsnachweis). Ebenfalls aufgrund dieser von der Landesregierung selbst 
gesetzten zeitlichen Restriktionen habe das Land aus eigenem Antrieb bewusst auf eine 
Bankbürgschaft zur Sicherung des Kaufpreises verzichtet. Eine Erweiterung des Auftrags 
zur Prüfung des Bieters über die vereinbarte Datenbankrecherche hinaus habe das Land 
zu keiner Zeit angeordnet oder auch nur mit der Beratungsgesellschaft erörtert. 
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121. Schreiben Staatsanwaltschaft Koblenz an das Innenministerium vom 21. Juli 2016 

Die Staatsanwaltschaft teilt mit, dass auf der Grundlage der übermittelten Informationen 
und Unterlagen sowie der öffentlich bekannt gewordenen Umstände die abschließende 
Prüfung eines Anfangsverdachts nicht möglich sei. Sie stellt anheim, der Staatsanwalt-
schaft ergänzende Informationen und Unterlagen zukommen zu lassen. 

122. Veröffentlichung der Ergänzung der (Änderungs-)Bekanntmachung im EU-Amts-
blatt am 23. Juli 2016 

Infolge des gescheiterten Verkaufs und der gemachten Erfahrungen veröffentlicht das 
Land „zusätzliche Informationen“ zu dem nichtabgeschlossenen Verfahren (2016/S 141-
256123 in Ergänzung zu der Ausschreibung vom 31. März 2015). Interessenten werden 
aufgefordert, innerhalb von sieben Tagen nach Veröffentlichung ihr Interesse am Erwerb 
der Anteile bekannt zu geben.  

Das Kriterium der Angebotsbewertung bleibt der Kaufpreis, allerdings nun mehr unter 
Berücksichtigung der „Transaktionssicherheit“. Dazu heißt es nun: „In accordance with the 
Private Vendor Principle […], Rhineland-Palatinate will act like a private seller of a share-
holding. The criterion for the selection of the best bidder remains the purchase price tak-

ing into account the need for transaction security“. (Hervorhebungen durch den 
Rechnungshof).  

Ferner findet sich die Klarstellung, dass interessierte Bieter Businesspläne nur dann ein-
zureichen hätten, wenn sie beabsichtigten, Betriebsbeihilfen in Anspruch nehmen zu wol-
len. Unter „Phase 1” enthält der Text den Hinweis, dass sie – einschließlich ihrer Vertreter 
und Gesellschafter – Gegenstand eines „Know Your Counterparty-Check“ werden könn-
ten. „In clarification of the previous notices mentioned above, bidders will be obliged to 
submit business plans […] only if they intend to apply for operating aid […]“. (Hervor-
hebung Rechnungshof).  

In einer „Phase 2“ sollen Bieter bis 1. September 2016 verbindliche Angebote abgeben.  

123. Schreiben Land an die Beratungsgesellschaft vom 25. Juli 2016 

In seiner Antwort auf das Schreiben der Beratungsgesellschaft vom 21. Juli 2016 weist 
das Land darauf hin, die Gespräche mit SYT seien unter der Maßgabe fortgesetzt wor-
den, dass die endgültige Gesellschafterstruktur geklärt werde. Voraussetzungen für einen 
Vertragsschluss seien ein erneuerter Handelsregisterauszug, eine neue Legal Opinion, 
eine neue IDD und ein Liquiditätsnachweis gewesen. Am Tag vor dem geplanten Beur-
kundungstermin vom 31. Mai 2016 hätten diese Voraussetzungen vorgelegen (zweiter 
Letter of Support Yangtze; Unterlagen zu den neuen Gesellschaftern, die die Beratungs-
gesellschaft überprüfen sollte; Bankbestätigung; telefonische Erklärung der Beratungsge-
sellschaft, dass ein Liquiditätsnachweis [Bankbestätigung] als ausreichend zu erachten 
sei; Legal Opinion vom 28. Mai 2016, positive IDD). Das Land habe die Recherchen zu 
den Bietern genau in dem Umfang beauftragt, wie die Beratungsgesellschaft dies seiner-
zeit empfohlen habe. 
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124. Antwortschreiben Beratungsgesellschaft an die Ministerpräsidentin und den 
Innenminister vom 26. Juli 2016 

Die Beratungsgesellschaft erwidert auf das Schreiben des Landes vom Vortag, sie habe 
zu keinem Zeitpunkt einen Käufer vorgeschlagen oder gar ausgewählt. Keines der invol-
vierten Ministerien habe bis Juni 2016 von den am 30. November 2015 eingegangenen 
Angebotsdokumenten Kenntnis genommen. Die Beratungsgesellschaft habe dem zustän-
digen Staatssekretär im Innenministerium empfohlen, zumindest die Verhandlungen bis 
auf Weiteres auszusetzen. Das Land habe – vor dem Hintergrund des selbst gesetzten 
Zeitdrucks – das Gesetzgebungsverfahren eingeleitet, obwohl der Kaufpreis für die Hou-
sing-Flächen entgegen der Fälligkeit nicht eingegangen sei und es nach der Ministerrats-
vorlage und der Treuhandvereinbarung gehalten gewesen wäre, den Eingang des Kauf-
preises für die Anteile auf dem Notaranderkonto abzuwarten. 

Der gesamte Schriftverkehr vom 21. bis 26. Juli 2016 wird am 1. September 2016 als 
Landtagsvorlage 17/251 den Mitgliedern des Landtags zugänglich gemacht. 

125. Schreiben Auswärtiges Amt an das Innenministerium vom 29. Juli 2016, Eingang 
3. August 2016 

Als Ergebnis der erbetenen Prüfung der Bankauszüge der Bank of China vom 
23. Mai 2016 und der China Construction Bank vom 28. November 2015 teilt das Auswär-
tige Amt mit, dass nach telefonischer Auskunft des Generalkonsulats Shanghai diese Fäl-
schungen seien.  



Anlage 3 

Geschäftsdaten der FFHG 

1.1 Umsätze, Jahresfehlbeträge und Eigenkapital 

Die Umsatzerlöse und Jahresfehlbeträge in den Jahren 2010 bis 2016 entwickelten sich wie 
folgt: 

Tabelle 1: Umsatzerlöse und Jahresfehlbeträge der FFHG in T€ 

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 
Umsatzerlöse 43.202 43.738 40.983 39.033 32.149 28.835 32.214 

Veränderung  
ggü. 2010 -25 % 

Jahresfehlbeträge -10.856 -10.626 -5.678 -10.782 -45.206 -17.390 -14.094 

Summe 
Jahresfehlbeträge -114.632 

 

Das Defizit 2014 fiel insbesondere wegen aufwandswirksamer Maßnahmen i. H. v. 
31 Mio. €1 außergewöhnlich hoch aus. Insgesamt entstanden Jahresfehlbeträge von rund 
115 Mio. €. 

Die Eigenkapitalausstattung der FFHG entwickelte sich wie folgt: 

Tabelle 3: Eigenkapital der FFHG in T€ 

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 
Eigenkapital 54.713 44.087 38.409 27.627 104.321 86.931 72.837 

 

Infolge der Jahresfehlbeträge nahm das Eigenkapital in den letzten Jahren ab. In den Jahren 
2011 bis 2013 lag es unter dem nominellen Stammkapital von 50 Mio. €.  

                                                
1 Im Wesentlichen Sonderabschreibungen auf das Anlagevermögen von 25,4 Mio. € sowie Zunahme der sonstigen Rückstel-

lungen von 5,7 Mio. € (u. a. höhere Zuführung zur personalbezogenen Rückstellung sowie erstmalige Rückstellung für Schall-
schutzmaßnahmen). 
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1.2 Unterstützungen durch das Land 

Das Land trug zur Finanzierung der Gesellschaft in den Jahren 2010 bis 2016 wie folgt bei2: 

Tabelle 2: Leistungen des Landes an die FFHG in T€3 

Jahr 2010 2011 2012 bis 
31.10.2013 

ab 
01.11.2013 2014 2015 2016 Summe 

Einzahlungen in die 
Kapitalrücklage 

     111.100 10.800  121.900 

Übernahme Infrastruktur4 7.354 1.077  7.558  18.240  -200 34.029 

Personalkostenerstattung 
Flugleitung 

81 75 95 84  85 87 86 593 

Zuwendungen 6.705 5.295 12.600 5.000 3.000 2.229 2.544 2.693 40.066 

Investitionskosten- 
zuschüsse       

76 45 121 

Sonstige Leistungen5  583    1.299 6.999  8.881 

Darlehen        1.300 1.300 

Leistungen pro Jahr 14.140 7.030 12.695 12.642 3.000 132.953 20.506 3.924 
206.890 

Leistungen im Zeitraum 46.507 160.383 

Leistungen Vorjahre 129.252  129.252 

Vorweg gezahlte 
Darlehen3 96.800 

  

Summe Leistungen bis 
31.10.20133 

272.559 
  

Leistungen Land 
insgesamt 336.142 

 

Das Land gewährte der FFHG im Wesentlichen Zuschüsse zu den Kosten für Sicherheits-
aufgaben. Die Leistungen 2012 beinhalteten Nachbewilligungen für die Vorjahre. Seit der 
Übernahme der Fluggastkontrolle am Flughafen Frankfurt-Hahn durch den LBM im 
Jahr 2014 nahmen die Zuwendungen erheblich ab. 

                                                
2 Die Zahlen wurden im Wesentlichen aus Angaben in den Berichten der Abschlussprüfer der FFHG, Vermerken des FM sowie 

aus dem Beschluss zu TOP 9 Konzept der bilanziellen Neuordnung (Entschuldung) in der Sitzung des Aufsichtsrats der FFHG 
vom 12. Dezember 2014 entnommen und mit der FFHG abgeglichen. 

3 Zur Vermeidung von Doppelerfassungen wurden in der Tabelle die vom Land als Gesellschafterdarlehen ausgezahlten 
Tranchen (bis 31. Oktober 2013: 15 Mio. €, danach 17,6 Mio. €), das Darlehen des Landes aus der Inanspruchnahme des 
Liquiditätspools von 45 Mio. € sowie das Darlehen der ISB (Stand 31. Oktober 2013: 36,8 Mio. €) nicht ausgewiesen. Die 
FFHG hat die Forderungen bis zum 31. Dezember 2014 mit den finanziellen Mitteln aus der Zuführung zur Kapitalrücklage 
vollständig zurückgeführt. Die bis zum 31. Oktober 2013 ausgezahlten Darlehensbeträge i. H. v. 96,8 Mio. € sind in dem vom 
Innenministerium genannten Aufwand von 272,5 Mio. € enthalten (Antwort vom 3. Dezember 2013 auf die Große Anfrage 
„Zukunft des Flughafens Frankfurt-Hahn“ [Drucksache 16/3032]). 

4  Leistungen durch landeseigene Einrichtungen: Im Jahr 2010 Zahlungen von der Entwicklungsgesellschaft Hahn mbH im 
Rahmen des Optionsvertrags; 2013/2014: Zahlungen vom LBM für den Erwerb von Landstraßen und landseitigen Grund-
stücksflächen. Der Ende 2016 beschlossene Verkauf der Wärmeversorgungsnetze inklusive des Grundstücks Heizzentrale an 
den Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung Rheinland-Pfalz wurde 2016 nicht mehr umgesetzt. 

5  Verlustausgleich 2009 für Fraport zuzüglich Zinsen von zusammen 7 Mio. €; Ausgleich einer Vorteilsgewährung (Betriebs-
prüfungsergebnis) von 1,9 Mio. €. 
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1.3 Entwicklung des gewerblichen Luftverkehrs am Flughafen Frankfurt-Hahn 

Der gewerbliche Luftverkehr am Flughafen Frankfurt-Hahn in den Jahren 2010 bis 2016 ent-
wickelte sich im Vergleich zu den Verkehrszahlen aller inländischen Hauptverkehrsflughäfen6 
wie folgt: 

Tabelle 4: Passagiere an Bord im gewerblichen Luftverkehr (Einsteiger, Aussteiger und 
Transitverkehr) in 1.0007 

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 
Flughafen Frankfurt-Hahn 3.464 2.888 2.789 2.668 2.446 2.664 2.609 

Veränderung ggü. Vorjahr - -16,6 % -3,4 % -4,3 % -8,3 % +8,9 % -2,1 % 

Veränderung ggü. 2010 -25 % 

Hauptverkehrsflughäfen 191.495 200.701 203.022 204.023 209.716 217.447 224.886 

Veränderung ggü. Vorjahr - +4,8 % +1,2 % +0,5 % +2,8 % +3,7 % +3,4 % 

Veränderung ggü. 2010 +17 % 

 

Während das Passagieraufkommen bundesweit im Vergleichszeitraum kontinuierlich an-
stieg, nahm es am Flughafen Frankfurt-Hahn um 25 % ab. Die Passagieraufkommen war in 
hohem Maße von dem Hauptkunden Ryanair abhängig. Nachdem dieser seine Verkehre in 
den Jahren 2011 und 2014 reduzierte, gingen die Passagierzahlen deutlich zurück. 

Tabelle 5: Fracht und Post an Bord im gewerblichen Luftverkehr (Einladung, Ausladung und 
Transitverkehr) in Tonnen (t)7 

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 
Flughafen Frankfurt-Hahn 225.889 284.819 207.490 150.968 132.665 79.565 71.895 

Veränderung ggü. Vorjahr - +26,1 % -27,2 % -27,2 % -12,1 % -40,0 % -9,6 % 

Veränderung ggü. 2010 -68 % 

Hauptverkehrsflughäfen 4.204.491 4.568.331 4.442.842 4.430.887 4.515.940 4.521.274 4.675.350 

Veränderung ggü. Vorjahr - +8,7 % -2,7 % -0,3 % +1,9 % +0,1 % +3,4 % 

Veränderung ggü. 2010 +11 % 

 

Während das Frachtaufkommen bundesweit im Vergleichszeitraum mit kleinen Schwan-
kungen leicht anstieg, brach es am Flughafen Frankfurt-Hahn ab 2012 dauerhaft ein. Gegen-
über 2010 war ein erheblicher Rückgang (68 %) zu verzeichnen. Ursächlich dafür war ins-
besondere der Abzug der Frachtfluggesellschaften Etihad Cargo (20.000 t/a), Air Cargo 

                                                
6  Die Daten zum gewerblichen Luftverkehr werden auf den Hauptverkehrsflughäfen monatlich erhoben. Zu den Hauptverkehrs-

flughäfen gehören alle Flughäfen mit einem Aufkommen von mehr als 150.000 Fluggasteinheiten im Vorjahr. Eine Fluggast-
einheit entspricht einem Passagier bzw. 100 kg Fracht oder Post. Derzeit (2015) melden 25 Flughäfen zur monatlichen Luft-
verkehrsstatistik. Zusammen hatten sie einen Anteil am Passagier-, Post- und Frachtaufkommen von mehr als 99 %. Erfasst 
werden Angaben zu allen Flügen (Starts und Landungen), die in Verbindung mit diesen 25 Flughäfen stehen (§ 12 Abs. 1 Ver-
kehrsstatistikgesetz). Quelle: Publikation des Statistischen Bundesamtes „Luftverkehr auf Hauptverkehrsflughäfen“ (Fach-
serie 8 Reihe 6.1). 

7  Die Daten wurden der Publikation des Statistischen Bundesamtes, a. a. O. entnommen. Bis 2012 ist diese Publikation unter 
dem Titel „Luftverkehr auf ausgewählten Flugplätzen" erschienen. 
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Germany (45.000 t/a) und Qatar Airways (10.000 t/a) im Jahr 20138. Ende 2014 stellte Air 
China Cargo den Frachtflugverkehr nach nur wenigen Monaten wieder ein. Hinzu kam der 
Weggang von Yangtze River Express Airlines Company, Ltd. (Yangtze) Anfang 2015 mit 
zuletzt 50.000 t/a. Dadurch verlor der Flughafen Frankfurt-Hahn allein mehr als ein Drittel 
des Gesamtaufkommens 2014 (Jahresumsatzverlust von ca. 3 Mio. €)9. 

Die FFHG legte ihren Planungen bis zum Jahr 2024 folgende Verkehrszahlen zugrunde: 

Tabelle 6: EU-10-Jahresplanung der FFHG9 

 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 
Passagiere in 
1.000 2.410 2.601 2.652 2.752 2.852 2.952 3.152 3.252 3.302 

Veränderung 
ggü. 2016 +37 % 

Fracht und 
Post in t 200.234 234.667 260.000 280.000 290.000 300.000 310.000 320.000 325.000 

Veränderung 
ggü. 2016 +62 % 

 

Die Verkehrsentwicklung für die EU-10-Jahresplanung basierte auf der Prognose der Firma 
Intraplan Consult GmbH (Stand: Juli 2014)10. Ausgehend von den Verkehrszahlen 2013 wur-
den konstante Steigerungen der Passagier- und Frachtzahlen unterstellt. Der Weggang von 
Yangtze war in der Planung nicht berücksichtigt. 

                                                
8  Studie der Desel Consulting im Auftrag der FFHG vom März 2016 „Unterstützung bei der Entwicklung einer Cargo-Strategie für 

den Flughafen Frankfurt Hahn“, Seite 61; Vermerk Innenministerium vom 17. März 2015 „Flughafen Frankfurt-Hahn, Wesent-
liche Kennzahlen“. 

9  Tischvorlage „EU-10-Jahresplanung FFHG 2024“ zu TOP 6 der Sitzung des Aufsichtsrats der FFHG vom 12. Dezember 2014. 

10  Schlussbericht „Aktualisierung der Luftverkehrsprognose für den Flughafen Frankfurt Hahn als Grundlage für die Festlegung 
von Lärmschutzbereichen nach dem Fluglärmgesetz“. 
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1.4 Liquidität der FFHG bis Juni 2016 

In ihrer dem Aufsichtsrat am 12. Dezember 2014 vorgelegten und von diesem verabschiede-
ten EU-10-Jahresplanung ging die FFHG von nachfolgender Cash-Flow-Planung aus: 

Tabelle 7: Cash-Flow-Planung vom 12. Dezember 201411 

 

Danach wurde in den Jahren 2016 bis 2019 eine Liquiditätsunterdeckung erwartet. Die 
bilanzielle Neuordnung mit den dazugehörigen Maßnahmen war berücksichtigt.  

Durch eine Verschlechterung der Ausgangslage für 2015/2016 ergaben sich in der Folge An-
passungen der Planung mit Auswirkungen auf die Liquidität der Gesellschaft. Insbesondere 
die Entwicklung im Frachtbereich wirkte sich auf die bisherige Liquiditätsplanung aus. Ein 
vom Land im September 2015 in Auftrag gegebenes Liquiditätsmonitoring durch die Bera-
tungsgesellschaft ergab Abweichungen bezüglich des Liquiditätsbedarfs im Jahr 2016 (und 
in Folgejahren) gegenüber der bisherigen Planung. Daher sollten höhere und frühere Zufüh-
rungen erforderlich sein12. Dem Aufsichtsrat wurde vom Land in seiner Sitzung am 16. Ok-
tober 2015 von diesen ersten Indikationen berichtet. Die Geschäftsführung erließ daraufhin 
einen grundsätzlichen Investitions- und Ausgabenstopp13.  

Die endgültigen Ergebnisse legte die Beratungsgesellschaft in einer Präsentation vom 
19. November 2015 dar14. Szenariobezogen stellten die Berater einen ab Juni 2016 (Stress-
Szenario) oder Juli 2016 (Management-Szenario) eintretenden Finanzierungsbedarf fest. 
Unter Berücksichtigung einer Arbeitsliquidität in Höhe von 4,0 Mio. € ermittelte die Bera-
tungsgesellschaft bis 31. Dezember 2016 in der Spitze einen Liquiditätsbedarf in Höhe von 
rund 15,6  Mio. € oder rund 21,5 Mio. €.  

  

                                                
11  Angaben gerundet. Tabelle enthält Rundungsdifferenzen. 

12  E-Mail Innenministerium vom 15. Oktober 2015. 

13  Niederschrift der Sitzung des Aufsichtsrats vom 16. Oktober 2015, TOP 4, Seite 3. 

14  Präsentation „Unterstützung Liquiditätsmonitoring der FFHG" vom 19. November 2015, Seiten 4 f. 

Finanzmittelbestand (T€) 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Anfang der Periode 7.238 10.850 3.081 -7.173 -7.112 -3.583 -597 615 2.826 6.494 10.532

Zahlungswirksame 

Veränderungen des 

Finanzmittelbestandes

3.612 -7.769 -10.254 60 3.529 2.986 1.212 2.211 3.669 4.038 4.235

Ende der Periode 7.238 10.850 3.081 -7.173 -7.112 -3.583 -597 615 2.826 6.494 10.532 14.768
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Für das Management-Szenario 2016 sah das Ergebnis wie folgt aus:  

Tabelle 8: Liquiditätsmonitoring der Beratungsgesellschaft für das Planjahr 201611 

 

Die Beratungsgesellschaft konstatierte in ihrer Präsentation, dass der Tatbestand der 
drohenden Zahlungsunfähigkeit gegeben sei, soweit der Gesellschafter das finanzielle 
Gleichgewicht, z. B. durch notifizierte Betriebsbeihilfen oder Gesellschafterdarlehen, nicht 
wiederherstelle.  

Die Liquiditätssituation der Gesellschaft und ihre Auswirkungen waren Gegenstand von Be-
sprechungen zwischen der Beratungsgesellschaft und dem Land15. Da die Dauer des Aus-
schreibungsverfahrens für den Verkauf der Landesanteile nicht abgeschätzt werden konnte, 
sollte ein Weg vorbereitet werden, die Liquiditätssituation der FFHG erforderlichenfalls zu 
stabilisieren. Um die positive Fortführungsprognose im Sinne des § 19 Insolvenzordnung 
sicherzustellen und die Zahlungsfähigkeit zu sichern, hatte das Land seit Oktober 2015 u. a. 
die Möglichkeit der Gewährung eines Überbrückungsdarlehens zur „Durchfinanzierung" der 
Gesellschaft bis 31. Dezember 2017 beraten16. Nach der von der FFHG fortgeführten Liqui-
ditätsplanung wurde ein Finanzierungsbedarf bis Ende 2017 von rund 34 Mio. € beziffert17.  

Der Ministerrat stimmte einem Gesellschafterdarlehensvertrag in Höhe von bis zu 34 Mio. € 
am 12. Januar 2016 zu, die Unterzeichnung erfolgte am 26. Januar 201618. Das Darlehen 
sollte nicht unmittelbar, sondern nur bei Bedarf und in Tranchen zur Auszahlung kommen 
(sog. Abrufdarlehen). Bei der Gewährung ging man davon aus, dieses nicht vollständig in 
Anspruch nehmen zu müssen, da erwartet wurde, den Verkauf deutlich vor Ende 2017 abzu-
schließen19.  

Nach dem Scheitern des Verkaufs an SYT beauftragte die Geschäftsführung der FFHG eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der Prüfung der von ihr aufgestellten Fortführungsprog-
nose20. Die Prüfung war erforderlich geworden, da in Ziffer 7 (c) des Gesellschafterdar-
lehensvertrags der Darlehensauszahlungsanspruch der FFHG an Auszahlungsbedingungen 
                                                
15  So z. B. am 14. Oktober 2015 (E-Mail Beratungsgesellschaft vom 15. Oktober 2015); 26. Oktober 2015; 5. November 2015.  

16  Niederschrift der Sitzung des Aufsichtsrats vom 4. Dezember 2015, TOP 4, Seiten 3 f. sowie E-Mail Beratungsgesellschaft vom 
15. Januar 2016. 

17  E-Mail vom 15. Januar 2016. 

18  E-Mail Beratungsgesellschaft an den Aufsichtsratsvorsitzenden vom 15. Januar 2016. 

19  Niederschrift der Sitzung des Aufsichtsrats vom 4. Dezember 2015, TOP 4, Seite 4. 

20  E-Mail FFHG vom 21. Juli 2016. 

Management-Szenario

Jan Feb Mrz April Mai Juni Juli Aug Sep Okt Nov Dez

in T€ 2016 2016 2016 2016 2016 2016 2016 2016 2016 2016 2016 2016

Einzahlungen operativ 1.881 1.199 2.095 1.814 2.335 2.317 2.157 2.483 2.278 2.176 4.548 2.097

Auszahlungen operativ -3.730 -4.173 -3.870 -3.480 -3.504 -3.345 -3.393 -3.124 -2.971 -3.086 -3.534 -3.344

Cashflow operativ -1.850 -2.974 -1.774 -1.666 -1.169 -1.028 -1.235 -641 -693 -910 1.014 -1.247

Netto-Investitionen -301 -170 -970 -980 -1.061 -1.285 -1.314 -1.850 -2.073 -869 -643 -138

Kapitaldienst -154 -99 -396 0 0 -2.427 0 0 -288 0 0 -1.128

Netto Cashflow -2.304 -3.244 -3.140 -2.646 -2.230 -4.741 -2.550 -2.491 -3.054 -1.778 371 -2.513

Barmittel Beginn Periode 18.688 16.384 13.140 10.000 7.353 5.124 383 -2.167 -4.658 -7.712 -9.491 -9.119

Barmittel Ende Periode 16.384 13.140 10.000 7.353 5.124 383 -2.167 -4.658 -7.712 -9.491 -9.119 -11.632

Mindest-Arbeitsliquidität 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000 4.000

Planung des Zahlungsmittelbestandes für das Jahr 2016
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geknüpft war. So hat die Gesellschaft jeweils zu erklären, dass die gesetzlichen Insolvenz-
gründe nicht vorliegen. Ihre Prüfergebnisse stellten die Vertreter der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft in der Sitzung des Aufsichtsrats am 6. September 2016 und in der Sitzung des 
Innenausschusses am 28. September 2016 vor21. Auf der Grundlage der Liquiditätsplanung 
vom 11. August 2016, der Finanzierungszusage des Landes über das Gesellschafterdar-
lehen und dem laufenden Bieterverfahren sei von einer positiven Fortführungsprognose für 
den Zeitraum 2016 bis Januar 2018 mit überwiegender Wahrscheinlichkeit auszugehen22. 
Am 19. Dezember 2016 zahlte das Land der FFHG eine erste Darlehensrate von 1,3 Mio. € aus. 

                                                
21  Teil I der Niederschrift über die Sitzung des Innenausschusses vom 28. September 2016, Seiten 7 ff. 

22  Teil I der Niederschrift über die Sitzung des Innenausschusses vom 28. September 2016, Seiten 12 ff. 
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Beschlussvorschlag . 
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. 1. Der Ministerrat nim·mt den Bericht des Minist~rs des Innern und für' _Sport über 

~ i. · den Stand des Ausschreibungsverfahrens des Landes Rheinland-Pfalz zum 
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. . . . . 
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Verl<auf des Geschäftsanteils an der Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH (FFHG) 
. ' 

· zur K~nntnis. 

2: Der Ministerrat ~eschließt den Verkauf ·und die Übertragung de$ Geschäftsan­

teil~ des Landes an der- FFHG an die Shanghai· ·Yiquian Trading eo·. Ltd. (Käu­

fer). Der Minister d~s Innern und für Sport und. die Staatssekret~re des. Ministe­

riums des lnnern .und für Sport ·werden jeweils einzeln ermäch.tigt,· den Ante_ils- . 

kaufvert~ag auf.Basis de.s Entwurfs abzuschlie-~e·n sowie Zuwendungsgrundbe­

scheide über die künfüge Förderung der_FFHG bis zum Jahr 2024 ~ü Betriebs-
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1 Rheinlandpf.tlz 
MINISTERIUM . 
DES INNE RN, FÜR SPORT 
UND INFRASTRUKTUR 

kosten und Sicherlieitskosten aus ihrer nicht wirtschaftlichen Tätigkeit zu erlas-. . . _, . . . 

. s_en ~.nd alle w~iteren Schritte zu veranla~sen. In. diesem Zusamrrienhang stellt 
. . 

der Ministerrat das dringende Landesinteresse an der künftigen För.derung· des '. 
. . 

Flugh?fens:Frankfurt-Hahn auch nach Anteilsübergang in dem beschrieben_en 

Umfang fest. 

. . . 
3. Der Minister des Innern und _für Sp~rt wird gebeten, den im Januar 201"6 abge-

. schlossenen ~es~llschafterdarlehe_nsverfrag zwischen . dem Land Rheinland­

Pfalz und der FFHG im Zuge de_s Vollf'.U9S der Anteilsübertragun·g ZU:beenden. 

1. Der. Minister des Innern und toi Sport und die· Ministerin der Finanzen _werden 
. . . . 

gebeten, da"s Parlamet')t und den La_ndesrechnungshof im erforderlichen Um­

fang zu beteiligen ·und die ·haushaltsrechtlichen·Gr~ndlagen zum Abschlu-~s und 

Vqllzug des Anteilskaufvertrages vorzubereiten. Die Einwilligung d_~s . Landta ... 

ges· in die Veräußerung des Geschäftsanteils·des Landes an -der FFHG wird 

durch ·ein Landesgesetz erfolgen. Es 1st" beabsichtigt, den Gesetzentwurf der 

Landesregierung derri Landtag so r~chtz~i~ig zuzuleiten, dass die Einbringung 
. . 

in 1 .. Lesung in der für den 22./ 23. Juni vprgesehenen · Plenarsitzung _e·rfolgen 

karin. :· 

. . 
5. Der ~inister des Innern· und für Sport wird gebeten, sich auf Bundesebene für 

ein~ ange,messen~ Verankerung des Flughafens· Frarikfwrt-Hahn in einem Luft:.. 

verkehrskonzept der Bundesregierung sowie für eine den Erfordernissen' d_es · 

Flughafens .Frankfurt-Hahn entsprechende verbesserte · Praxis bei der Gewäh­

·rung von VerKet,rsrechten eir:izusetzen. 

6. Die Sanierun~s- und Entwicklungsaufgaben auf den nicht flugbetriebsn_otwen­

digen, landseitigen Grundstücken im Eigentum des Landes sind fortzuführen. 

Hierzu · werden· die Aufgaben, . · einschließlich . derjenigen . der EG.H-
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Entwicklungsgesellschaft- ~bH, in einer .Hand beim Landesbetrieb liegen­

. schafts- und Baubetreüung (LBB) gebündelt. · · 

• . · t 



·..,; 

. B. 

Kurzzusammen·fassung der we_sentl~chen l~nalte 

.. 

Rheinlandpfalz . 
MINISTERIUM 

. DES INNERN, FÜR SPORT 
UNO INFRASTRUKTUR 

Die Entscheidu.nge.n der Europäis.chen Kommission vom 1. Oktober 2014 haben eine 

strat~gische Neu~usricht~~g-der Flughafer Frankfurt-Hahn GmbH (FFHÖ) erm9glic_ht, 

die eine Befreiung von lnvestitionsfa_sten aus ·der V~rgangenheit-durch entsprechende 

Käpitalmaßnatimen (Entschuldung) sowie eine_ Befrei_ung vqn Konversionslasten aus 

der_ ehemalig~n militärischen .Nutzung durch Übertragung .nicht betriebsnotwendig~r 

Grundstücke .der Lan.dseite auf d~:m Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung. 

~ (LBB) zum Gegenstand haben. Durc~ die Übernahme von Personal ~er FFHG durch 

den l.:.BB sowie durch df!S Sanierungsprogramm der FFHG ist es darüber hinaus . auf 
1 • 

d,er Kostenseite zu.erheblicherd::ntlasturigen der FFHG gekom.men. , .. . . . . 

. Einer 2013 durchgeführten Markterkundung zufolge bildeten diese MaP->nahnien die 

Voraussetzyng für eine erfolgreic~~ Pri~atisierung der FFHG .. Das entsprechende Ver- .. 
. . . . 

· fahren zur Veräußerung d~s vom Land gehaltenen Ge~chäftsanteils an der FFHG 

. wurde im März 2015 in Abstimmung mit der Europäischen Kommi_s·sion _eingeleitet. Im . 

· Rahmen eines. · mehrstufigen Biete.rverfahrens wurden drei ·. verhandlungsfähige . . 

Kaufa.ng~bote fristge.recht vorgelegt. : Mit allen Bietern wurden Verh~n-dlungen mit dem 

mit der Kommission abge·stimmten Ziel aufgenommen, den Geschäftsanteil 13n ·d~n· · 

@;i Bestbi_etenden .zu veräußern.· Die Verä"ußerung ist nur durch die umfangreichen Maß-
. . . 

nahmen des Landes zur Neustrukturierung der FFHG._und die Sanierungsm_aßnahmen 

im ~nt~rnehmen möglich geworden. 

Nach Auswertung der Angebote und Abstimmung .mit de·r Europäischen Kommission . . . . . . 
. . . 

soll der Geschäftsanteil des Landes· an der FFHG nun an den„sich auf Grund der von 

·/vorge.nomm.enen·A~swertun~ Be~tbietende~ v_eräu~ert und der ~nt~il;kaufver­

'. trag beurk~ndet werden: Der Vollzug des Anteilskaufvertrags setzt, wie für entspre­

chende Verfahren ü~lich,.' n~ben der Zusüm_mung des Landtags noch · den· Eintritt ver~ 

schieder.ier Vollzugsi;)edingun~er:i voraus, ·wi.e u. a. die förmlic~e Notifizierung und Ge-. 
. . . 

nehmigung der' nach dem _Geschäftsplan des Bestbietenden für die .Rentabilität erfor- . 
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. derli~hen ·ßetrieb_sbeihilfen durch die .Europäische Ko·mmission. Bei dem Käufer han-. . . . . . 

delt es sich um die Shanghai Yiquian Tr~ding Co . ._Ltd., . eine nach dem Recht der 

, Vo_lksre.publik China errichtete Geseilschaft mit Sitz in Shanghai,·yolksrepublik.China. 

Im Rahmen des Vollzugs des AnteilskaufvE?rtrage.s wird der Anf_ang Januar 2016 .zwi­

schen deni Land Rheinla~d-Pfalz und der FFHG abgesch_lossene· Gesellschafterdar-.. 

lehe~svertrag,· der vorsorglich die Liquidität der Gesellschaft insbesondere b·[s zum 

Abschlu~s des Privatisierungsprozesses sich~r stellen sollte,_ be~ndet._ Auszahlungen 

aus diesem Vertrag sind bis.lang nicht. erfol_gt, ~is zum Vollzug des Anteilska.ufvertra­

ges aber n_och möglich. · 

Die Landesregierung ist davon überzeugt, dass das Engagement eines privaten ·In­

vestors. in der FFHG _großes Potenzial für die positive _Weiterentwicklung des Flugha­

fenstandorts bietet.. Die Bedeutung des Flug~afens für ~ie Menschen in der Region 

und weit darüber hinaus ist unbes_tritten·. Das vom Be~tbietenden vorgelegte _und ein­

gehend _erläutert_e. Geschäftskonzepl ·lässt erwarten, dass das ·wirtschaf_tliche Potential 

des Flug_hafens bestmöglich ausgeschöpft wird. Pie Landesregierung wird daher das 
. . . . 

ihrerse.its MögHc;;he tun, den. laufenden Privatisierungsprozess erfolgreich zu beenden 
' . . . . . . 

und auch d<:=1nach die· ·weitere E.ntw"icklung des Flughafe~s Frankfurt-Hahn bzw. des 
. . 

.Standortes im Rahmen der Möglichkeiten der Luftverkehrsleitliriien der Europäischen 
. . . . . . . . . 

Kommission und der haush<;'lltsrechtlichen Vorgaben zu·unterstütz~n. 
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Di~. Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH (FFHG) betreibt den Verkehrsflughafen Frank-. . . . . . . . . 

furt-H.ahn. Gesellschafter der FFHG s_ind das L~nd Rheir:,land-Pfalz mit 82,5 % und 

das L~nd Hessen mit 17,5 % der Geschäftsanteile·. Die Fraport AG ist Anfang 2009 · 

_als Gesellschafter ausgeschi~den. Der Flughafen Frankfurt-Hahn war ursprünglich 

I;) · NATO-Militärflugplatz der US-Luftwaffe ·(Hahn Air Base) und wurde im Rahmen des 
. . . . 

rheinland-pfälzis~hen Konver~ionsprogra111ms im Jahr 1993 für den _zivilen Bereich 

geöffnet, um eine sinnvolle ökonomische Nutzung der vorhandenen Infrastruktur _zu 

. ermöglichen . . ·oer Flughafen Frankfurt-Hahn lie.gt im Rhein-Hunsrück-Kreis, einer 

strukturs-~hwachen und landlichen Region, in deren _Umfeld Re.gionen mit der beson­

deren Kennzeichnung als Fördergebiete im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe des 

Bundes und. der Länder ·,,verb$sserung der _regionalen Wi·rtschaftsstruktur" (GWR­

Gebiete) liegen. 

Vom Flu_ghafen Frankfurt-Hahn gehen erheblich~ struktur- und arbeitsmarktpolitische 

Effekte aus. In einer Studie, die awf Daten des Jahres 2008 ·beruht, wird eine ge-

. ~ · schätzte jährliche Bruttowertschöpfung von 400 Mio. ~uro und ein Steueraufkommen 

für Bu.nd, Lär:ide~ und Ge~e1nden von 93,5 Mio.· Euro mit dem Flughafen Frankfurt­

Hahn in Verbindung gebracht. Die Beschäftigungseffekte werden dort insgesamt mit 

·rund ·11.000 Arbeit~plätzen angenommen. Hi~rin sihd allein 3.000 Arbeitsplätze im · . . . 

Zus·ammenhaf)g mit .dem durch den Flughafen generierten lncoming-Tourismus ent-· 

halten·. Wenn a~ch de·r Studie insbesondere ein anderes Passagieraufkommen. als 
. . . 

·heute zugrunde liegt, erlaubt sie entsprechende Tendehzaussagen. · Besondere Be-

deutung . h~ben die unmittelb~~en· Arbeitsmarkteffekte für -.die Region. Am Standort . 

existieren nach einer Erhebung im Herbst 2014 imme(noch rund 2.500 ArbeitsP,lätze. 
. . 

Von dem im Zusammenhang mit dem Flughafenprojekt betriebenen Ausbau der Ver-

kehrsinfras·trukt_ur profitiert die gesamte Region entscheidend. · Der Flughafen Frarik..: 
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fu~-Hahn· ist über die _Auto~:ahn-ähnlich ~:n,isgebaute Bund_e~straße 50 intermodal an.­

gebunden. Mit dem· Bau .des Hochmoselübergangs erfolgt ·ZL)dem _ein Ldckensc.hluss 

?:Ur Bundesautobahn _A1, was die Anbindung des .Flug_hafens nochmals deutlich ver-. 

bessert. 

Das Passagieraufkommen_ der FFHG stieg bis.2007 zunächst auf über 4 Mio. Passa­

gier_e an und hat sich ~odann in den letzten Geschäftsjahren.deutlich schwächer ent_-
. . . . . 

wickelt. Ursache hierfür wat ini .Wesentlichen die int~rn·ation~le Finanz- und Wirt-. . . . . 

schaftskrise, welche viele Regionalflughäfen in Deutschland überdurchs-~hnittlich be-. 

lastet und ·die Einführung einer Luftverkehrsabgabe durch den Bund. ·wichtigste Airline 

_im Passagier~ereich ist Hyanair, die im April 199.9. mit ihrem seinerzeit ·neuen Ge­

schäftsmodell die erste Flugverbindung ·a~ Flugh?feri Fra~kfurt-Hahn aufgenommen 

hat und heute für .den _ganz überwiegenden Teil· der Flugbewegungen verantwortlich · 

ist. In 2015 verzeichnete die FFH_G mi~ rund 2,67 Mio. Passagieren gegenü_ber dem 

Vorjahr wieder einen Zuwach~ von rund 9%. Dies liegt zum einen daran, .dass die . . 

Fluggesellschaft Wiz0ir ihr- Angebot ausweitet, ~ber auch daran, dass Ryän_air die 

Auslastung der Flüge . no~hmals ver~essern konnte. Ryanair bietet ai:n _Flu_ghafen 

-Frankf~rt-:Hahn im Sorrimerflu_gplan 2016 nur noch 40 statt bi_sher 44 Ziele ari und hat 

eine von _sechs stationierten Maschinen vom Flughafen Frankfurt-Hahn_ abgezogen. 

~ Auswirkungen auf die Passagierzahlen -sind allerdings auch abhängig von der Anzahl · 
. . . . . 

der Verbindungen und der Auslastung der einzelnen Flüge, sodass genaue Progno-

sen Qber. die Entwicklung yon Passagierzahleh unsicher sind. Darüber hinau's hat sich . . . . . . . 

die Gesc~äftsstrategie von Ryanair verändert; da·s Uhtemehmen zielt· verstärkt auf 
. . 

·d~s ·segment der Geschäftskµnden : und _spricht . intensiv Kunden in Ballungsräumen 

an. Insbesondere bezogen auf die Flughäfen Köln/Bonn. un9 Lu~embu.rg befindet sich 

der Flughafen in einer problematischen Wettbewerbsposition. Ryanair hat kürzlich 

angekü~d-ig~, Flüge· ~b qem Sommerflugplan. 2017 v~;stä~kt auch von Luxemburg an-
.. . . ' . 

zubieten, was negati've Auswirkungen auf die Passagierent'Nicklung am F!ughafen 

Frankfurt-Hahn haben wird .. Die FFHG rechnet in· 2016 ungeachtet desse!l mit insge­

samt rund 2,5 Mio. Passagieren. Damit bewegen: sich die .Erwartu.ngen ,in der Größen-
. . . . . 
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ordnung. der.in den· letzten Jahreri. realisierten Passagierzahlen.- ·Im e·rsten Quartal des 

laufenden Jahres·. haben sich die erfreulichen.Zuwachsraten irn P.assagierbereich fort-
. . . . 

ge~etzt.. Im Vergleich zum Vorjahre~zeitraum verzei~hnete .die FFH_G mit ca. 523.500 

Passagieren einen Zuwachs ,von über 12%. 

Der Flughafen Frankfurt-Hahn verfügt über eine 3.800 m lange S.tart-. und L~ndebahn 

und ist im 8~sitz einer uneingeschränkten 24/7-Befriebserlaubnis - wichtige Faktoren 
. . . . . 

für einen Frachtstandort. Der -Frachtbereich ist im Vergleich zu -anderen Regionalflug-

häfen daher von großem Potential für ·dte FFHG und dere~ weitere· Entwicklung. Der 
1 • • • • 

Flughafen Frankfurt-Hahn zählt trotz erheblicher· Rückschläge in den letzten Jahren zu 

den größten deutschen. Frachtflughäfen hinter Frankfurt/Rhein-Main, Leipzig/Halle,' 

Köln/Bonn und München. Das Luftfrachtaufkommen stieg von rund 26.000 to ·in 2001 . . . . . 
auf rund 286.000 to in 2011. In den Geschäftsja~ren danach hat sich dieser Trend 

jedoch nicht fortgesetzt. Im Jahr 2015 lag ~as _Lüftfrachtaufkommen am Flughafen 

Fran.kfurt-Hahn bei etwa 80.0Q~ to. Der Rückgang ·resuitiert im Wesentlichen aus dem 

Verlust einiger Frachtfluggesellschaften in 2013. Ferner hat Air China-Cargo zum Jah-. . . . 

.resende 2014 den Frachtflugverkehr zum Flughafen Frankfurt-Hah.n nur wenige Mo­

nate n·ach de_r Aufnahme wieder eingestellt. Yangtze Riyer Express mit rund 50.000 to 

~uftfracht in 2014 hat zum Ende März„2015 den· Fl~ghafen F_ra.nkfurt-Hahn ve~l.assen: 

~ Im Wesentlichen an diesem Umstand liegt es, dass di~ FFHG im._ersten Quartal des 
. . 

laufenden Jahres mit ca.-17.000 to im Verg·leich zum Vorjahreszeitrauni einen 'Rück-

gang bei der. Luftfracht von etwa 34% verzeichnen musste. Trotz ·der Bemühungen bei 
. . 

der Akquise neuer Frachtairlines.war es ·der FF.HG auch. vor dem Hintergrund derbe,_ 
. . 

vorstehenden Privatisierung sowie der. damit verb_undenen Unsicherheit über das 
. . . 

künftige Unternehmenskonzept nicht mögl_ich, diesem Trend entscheidend entgegen­

zutreten. · 

Die· FFHG wird das Geschäftsjahr 2015 vorbehaltlich der Prüfung und Feststellung 

des Jahresabschlusses .trotz der vorgenommenen Entschuldung und Ko.stenentlas­

tungen ~on~ussichtlich mit ·einem. Verlusl von knapp 18 Mio.· Euro abschließen. Seit 
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Aufnahme des privaten Luftverkehrs waren die ·Jahresergebnisse, in ·der _Vergangen­

heit insbesondere auch b·edingt durch die hohen Abschreibungs- und Finanzierungs­

lasten, .deutlich negativ. 

Auf Basis der Entscheid_ungen der Europäischen Kommission vom 1 .. Oktober _2014 
. . . . 

über die beiden seit vielen Jahren laufenden Beihilfeverfahren und über die Entschul-· . . . . 

dun~ der FFHG sowie auf Basis·der Entscheidungen des Ministerra_tes vom 2. und 12.· 

Dezember 2014 wurde. der Weg zur Neuausrichtung des Flughafens Frankfurt...:Hahn 
. . . 

frei.. Ermöglicht wurde d~mit Ende 2014/ Anfang 2015 . die Entschuldung durch Kapi-

talzuführungen· in Höhe_ von insgesamt 121,9 Mio. Euro. un9 ·dadurch-die Befreiung 

von entsprechenden Finanzierungslasten aus lnfrastruk.turinvestitionen in der Vergan~ 

genheit. Die FFHG wurde damit den· Z?hlr~ichen anderen_ Region_alfiu.ghäfen gleichge­

stellt, _die ihre_ Investitionskosten der Vergangenheit mit verlorenen Zuschüssen finan­

zieren konnten. Folgericht.ig war die FFHG nunmehr in der Lage, .die wesentlichen 
. . . . . . . 

Darlehen, insbesondere alle Ende 2014 -fäll.igen Darlehen zu tilgen, · inklusive der Dar-

lehen _Qegenübet dem Land, wie_ Ge·sellschaft~rdarlehen· und tiquipool, sowie der Dar­

lehen gegenüber. ~er)l~B. Zum 31. März 2016 bet~ug der Darlehensst9nd der FFHG 

noch rund 5,4 Mio. _Euro, wovon rund·4 Mio. Euro auf die ISS entfielen. 

~ Zudem -erfolgte _die Übertragung landseitiger, a~s Sicht der. FFHG nicht betriebsnot­

wendiger Flächen von der FFHG alJf das Land auf Basis eines Wertgutachtens zum. 

Ver.kehrswert. Die übertragenen Flächen liE;JgEm seit 1. Januar 2015 im.wirtschaftlichen · 

Eigentum des Landesbetriebs Liegenschafts-·.und Baubetreuung (~BB), der ~i~ Sanie­

rungs:.. _und Entwickluri9sa.ufgaben für die erworbenen Flächen yvahrnimmt. Di~ FFHG 

wurde dadurch von entsprechenden Konversionslasten bzw. Altlastenrisiken befreit. 

·oie mit d~rNeuausrichtung der FFHG ang·estrebten Ergebnisverbesserungen r~sultie~ 
. . 

. ren im vyesentlichen .aus den Auswirkungen der bilanziellen Neuordnung; die Ertrags-

steigerungs..: und Kostensenkungsmaßnahmen der FF.HG haben ebenso wie leichte 

Verbesserl!ngen beim _· Passagierverkehr dazu beigetragen, dass ·die FFHG. derzeit 
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. . . 

noch· über ausreichende Liquidität zur Erfüllung ihrer Aufgaben verfügt. Den.noch wir-. . . • , . . 

. ken'die Effe~te aus der Verkehrsentwicklung vor allem im Fn;ichtbereich. seit 2015 ge­

genläufig und, führen zu ·insgesamt niedrigeren als den prognosti.zierten Einnahmen . . 

D9mit. haben sfch. die in den bisherigen Mini~terratsvorlagen. dargestellten Risiken; d.ie 

sich insbesondere aus dem v_olatile_n Marktumfeld ergeben, teilweise realisiert. 

Aus heutiger S.icht erscheint daher ein ausge~lichenes Jahresergebnis der FFHG in:-
. . 

. nerhalb des von der Europäi.schen Kommissi.on vorgege~enen Zeitra.ums bis 2024 
. - . . 

· ohne Privatisierung· und. den damit. verbun.denen, durch finanzielles Engagement der 
' 

Investoren unterlegten neuen Geschäftsideen nicht erreichbar. Nur dLJrch eine deutli- · 

ehe Steigerung der Verkehrszahlen und Umsätze wird ·der Flüghafen eine wirtschaftli­

che :Zukunft habe·n. 

Die 2014 erlassenen Luftverkehrsleitlinien der E1:1ropäis~hen KommissiQn haben die 

beihilfer?chtlich zulässigen Finanzierungsmöglichkeiten des· Landes reduziert. Investi­

tionsbeihilfen sind · zulässig für alle luftverkehr$be·zogenen fnvestitionen vor allefl:1 in · 

Flughafeninfrastruktur. Die nel.)en Luftverkehrsleitlinien beschränken die Möglichkeiten 

solcher.lnv.~stitionsbeihilfen zukünftig je nach.Größe des Flughafens auf 25 bfs 75 % 
. . . . ' 

<;jer beihilfefähigen K9sten. Das. bedeutet fü~ den Flughafen Frankfurt-Hahn, ausge- · 

. he.nd von ein~m prognostizierten maximalen Passagiervolumen von .3 Mio. Passagie­

ren pro Jahr, dass maximal 50 ·% dieser Kosten bezusc~usst werden d.ürften·. ~ür Be~ 

triebsbeihilfen· enthalten die neuen Luftvetkeh.rsleitlinien Fördermöglichkeiten fur einen 

Übergangszeitraüm. von zehn Jahren bis 2024 unter bestimmten Voraussetzungen . . 

maximal in Höhe von 50 % des anfänglichen Defizits. Betriebsbeihilfen konnen aller-

dings nur dann· zugelassen werden, wenn ein plausibler, der Kommission . im Rahmen · 

der Notifizierung vorzulegender Business Plan am Ende des Übergangszeitraums 

2024 ein ausgeglichenes Betriebsergebnis ausweist. 

Mit-dem ·verkauf an eineri privaten Investor sollen die Voraussetzungen ·dafür ge­

schaffen werden, dass infolge seiner Marktkenntniss.e un~ Geschäftsmodell.e· vorha:n-
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de_ne Kapazitäten am Flughafen Frankfurt-Hahn besser· g.enut~t werden können. Das 

transparente, offene und diskriminierungsfreie Auswahlverfahren soll -~rmöglichen, di'e 
. . . . . . . 

für den Flughafen gee.ign_eten vielgestaltigen unte'rnehmerischeri Möglichkeiten und . 

··.damit das Marktpoten!ial des Flughafens Frankfurt-Hahn zu erschließen. So _können 

auch Vernetzungen in der Branche Vorteile insbesondere bei der Ver.kehrsentwicklung 

mit sich· bringen. Bei einer We(terführun·g des FIL;lghaf~nbetriebs in öffentlicher_ Eigen-. . . 

regie ist nicht zu erwarten,· dass dieses ·Marktpotential. gehoben werden k~rin. Viel­

mehr musste das Land mit der im Verkaufsprozess zu beendenden Zwischenfinanzie-

. ~ ~u~~ das Risiko der Schließung des· Flughafens und .der Abw/cklung der FF.HG v~r- . 

hiride.rn. Dem stehen_ das erhebliche finanzielle Engagement und· Potential sowie die 

· neuen Geschäftsideen des Bieters geg.enüber. Für das Land liegt bei nach ·den jewei-
. , . . 

ligen Ge~chäftsplänen de·r _ FFHG einerseits un.d des · Biefers andererseits erforderli--

. ch~n öffentlichen Betriebsbeihilfen in ähnlicher Höhe schon auf Grund des ·vom Bieter . . . . . . 

zu erzielenden Ka~fpreises in der Verä~ßerung ein eindeutiger wirtschaftlich~r Vorteil. 

Ohne einen erfolgreichen Veräußerungsprozess besteht .die kurifrist(ge ·Gefahr einer 

Realisierung der Risiken mit d.en dam.it verbundenen Kosten. überdies kämen dann . . . 

die strukturpolitischen Erwägungen und ~iel_e nicht mehr zum Tragen. 

Insgesamt ·kommt ein Weiterbetrieb in .öffentlicher Trägerschaft _schon aus Gründen 

. des in § 65 Abs: 1 LHo· verankerten· Subsidiaritätsprinzips nicht mehr in Betracht, . . . 

wenn eine Weiterführung·_ des Flughafe.nbetriebs in privater Trägerschaft gewährleistet . . . . . 

ist. 

2. Allgemeine Rahmenbedingungen für die weitere Entwicklung · . . . 

Die ·bisherigen Geschäftsbedingungen des Flughafens Frankfurt-Hahn sind _geprägt 
. .. . . 

von ständigen- Veränderungen des Luftverkehrsmarktes und ·insb~S?r'ldere·. vön der 

starken: Konjunkturabhängigkeit de·s .Luftverkehrs._ D~s Gesc~äftsmode.11 ·eines: maß-
. . 

geblich auf Low Cost Carrier und Vollfrachter abstellenden Regionalflughafens ·ist äu-

. ßerst volatil. Die Entwicklung hat gezeigt, dass vor allem Änderungen der rechtlichen· 

und tatsächlichen Rahmenbedingungen, eine hohe Wechselbereitschaft der Flugge-
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sellschaften und sonstigen Kunden sowie ungünstige Witterungsverhältnisse zu er-. . '· . 

heblichen Schwankungen im ·s-etrieb· .der FFHG; insbesondere bei der Verkehrsent-

wicklung und den sich_ daraus ergebe0cten betriebswirtschaftlichen Folgen, führen. Es 

ist zu erwarten, dass sich dieses Wettbewerbsumfeld durch veränderte. Strate.gien der 
. . . . -

Marktteilnehrr)e·r, Erweiterun_gen der Äbfer~igungsk~pazitäten an Wettbewerbsflughä-

fen und anhaltendem Kostendruck weiter verschärfen wir~. _Maßgeblich vor diesem 

Hint~rgrund konnten in der Vergangenheit signifikante Prei_ssteigerurigen . marktbe­

dirigt . nicht dur<?hgesetzt werd~n . . E·ine verlässliche. Aussage über die zukünftig·en 

Marktbedingungen-und di?. damit verbundene Attraktivität des Standortes lässt sich 

daher'kaum treffen.·vor cJiesem Hintergrund liegt ein wichtiger Vorteil des Auswahlver-. . . . 
fahrens darin,_ d~ss. es auch andere, von der Low Cost Carrier-Orientierung abwei- · 

· . 6h.en?_e· Geschäftsmodelle generiert hat. Ob.und wie sich qie Erwartungen ari solche · . 

. . Ges~häftsmodelle r~alisieren werden, wifd der Markt zeigen. 

·.welche Auswirkungen die erhobenen Klagen der in den Beihilfeverfahren als maß-
. . 

gebliche Beschwerqeführerin. aufgetretenen Deutschen Lufthansa· AG gegen die bei-
. . 

deh Entscheidungen der Europäischen Kommission vom 1. Oktober 2014· haben wer-

·den, lässt _sich ebenfalls ·noch· nicht genau abschätzen. In jedem Fall verzögern die 

Klagen die Bestandskraft qer Kommissionsentscheidungen, sodass negative F~lgen 

für ~ie weitere E_ntwicklung des Standorts -nicht völlig·m11sgeschlossen sind. Der Flug- · 

hafe·n Hahn teilt dieses Risiko allerdings grundsätzlich mit allen anderen Regionalflug~ 

häfen, deren Finanzierung durch Entscheidungen der Ko!"TJmission erlaubt worden ist. · 

. . 

Die Stärkung des Flughafenstandorts wird neben ·der Entwicklung der landseitigen, 

nicht flugbetriebsnotwendigen, Flächen am Stcindort und den vorgesehenen mit den 

Lufty.erkehrsleitlin,ien der Europäischen Kommission in· Einklang stehenden finanziel--
len Leistungen an den Flughafen weitere flankierende M_aßnahmen des Landes erfor-. 

derlich sein. Von ·Bedeutung ist ·eine angemessene Berücksichtigung ·des· Flughafens 
. . . 

Frankfurt-Hahn in einem Flughafenkonzept. der Bundes~egier~ng, das derzeit vorbe-
. . . . . 

reit~t wird. Der Flughafen ist als Ergänzungs- und Ausweichflughafen besonders ge-
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eignet. Von Bedeutung ist auch ~ine Verbesserung der Verkehrsrechte für fluggesell-. . . . 

.schatten. Vorn~hmlich die Genehmigung von Charterflüg~n durch das Luftfahrtbun-. . . 

desamt e.rfolgt im Vergleich zu Nachbarstaaten sehr restriktiv und zu langsam. Folge . . . . . . 
. . 

· ist die Abwanderung von Luftverkehr ins grenznahe Ausland. Ziel ist eine bessere 

l:'usnutzung vorhandener Zulassungsmöglichkeiten·insbesondere von Charterflü~~n. 

II. Verkaufsprc.>?ess . 

1. Verlauf des Ausschreibungsverf'.ahrens ·. 

· . ~er Ministerrat hat in seiner Sitzung am 2°1. März 2015 de_n· Beginn des Auss·chr'ei­

bungsverfahrens zum Verka'uf .des· _Geschäftsanteils ·des .~ande~ an der FFHG be­

schl_ossen. In ·der S_itzung am 12. Januar 2016 wurde der Mi.nisterrat darub~r LJnterrich.:.. 

·tet, das·s nach Abschluss der z.w~it.en Angebotsphase1 drei· v~rhandlung·sfähige-Ange- · 

bote fristgerecht eingereicht wurden. Der Ministerrat hat das Ministerium des .Innern, . . . 

für Sp.ort und lnfra~truktur gebeten,· mit ~en Bietern zügig Vertragsverh~ndlung.en auf-

zunehm~~ und den ausgehan_delten Kaufvertrag des Bestbiete_rs dem Ministerrat zur 

. Beschlussfassung v_orzülegen. Die daraufhin au~genornmenen.-Verhandlungen mit al_­

·len Bietern sind nun abgeschlossen. 

Grundlage der Aus$chreibung· bilden die Entscheid_ungen ·der· Europäischen Kommis-
. . 

s_iori vom 1. Oktober 2014 sowie die infolge dessen durch deri Ministerrat am 2. und 

·16. Dezember 2014 beschlossene strategische Neua'-!srichtun_g der FF~G. ~m die 

Chancen einer Privatisierung· einschätzen zu können, w·urde zu.vor Anfang 2013 ein 
. . . . 

Markterkundungsverfahren abgesc~lossen: Das Markterkundu~!;'jsve1!ahren unter-

strich die Bedeutung oes Flughafens Frankfurt-Hahn, sah jedoch die damals noch lau-. . . • . 

fenden·. Beihilfev·erfahren der Europäischen ·Kommission-sowie .die damals noch be- . 
. . . . . 

· stehenden hohen. lnfrast~ktur_._ und Kon~er?iorislasten als Hürde für ein privates En-

gageme.nt an: Diese Hürden wurden mit den -~mge·setzten Maßnahme,:i der Neua_us-
. . 

. richtung beseitigt. Nur durc~ die vom Larid initiierte bil~nzi~lle Neuordnu~g d.er FFHG, 

die Veräußerung der landseitigen Immobilien· an das Lan_d· und die Sanierungsmaß-
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nahmen der FFHG ist es nun mögli_ch · geworden,- den Geschäftsanteil a:m Markt zu 

platzieren. 

Auf Vorschlag der Beratungsges~l1schaft wurde ein mehrstufiges Bieterv_erfah-

ren auf der Grundlage verfahrensleitenqer Prozessbriefe durchgeführt. Die mit der 

Europäis_cheri Kommission abgestimmten Prozessbriefe beinhalten die. wesentlichen 
. . ' . . . 

Verfahrensschritte und inhaltlichen Anforderun_gen a,n die Ang.ebotsabgabe . . Sie wur-

den allen Biet~rn zur Verfügung gestellt. 

Erster Schritt war die Bekanntmachung Ende März 2015 unter" anderem im E;U-. . . 

. Amtsblatt. In der „Ersten Angebotsphase" konnten die Interessenten ein erstes Unter-

nehmens-:- und Finanzierungskonze·pt ·vorle~en. Ein von erstelltes lnformati- · 

onsmemorandum ermqglichte den lnte;ressenten eine erste Bewertung d~s Unter­

nehm~ns. Diese Ph~se VyurdE(im Juli 2015 ·wie gepl9nt beendet: Acht lnt~re~senbe­

kundungen gingen ein._ Z'A'.ei Angebote würden nicht w~iter".verfolgt, da diese P?tentiel-l 
. . . . . 

negative Kaufpreise vorsahen. Die Europäische Kommission hatte bere_its im Vorfeld 

signalisiert; ·dass negative Kaufpreise. ~eihilferechtlichen Bedenken unterlä_ge_n. 

Bis zum 30· .. · November 2015 lief die „zweite Angebotsphase", in der den Bietern eine 

umfassende Einsichtnahme. in die rechtlichen, wirtschaftlichen und technischen G~-
• ! • . • . • . 

s~llschaftsverhaltriisse der FFfiG (sog. Due -Oiligen'ce) ermöglicht. wurde. In dieser 
. . 

zweiten F1_roz~ssphäse hatten die ·Bieter unter anderem Zugang zu ei~eri,_ el~ktroni-

schen Datenraum mit umfgssenden Unternehmensinformationen. Darüber hinaus lag 

allen interessierten Parteien der Entwurf des Anteilskaufvertrages zwecks ·Kommentie­

rung im Zuge der Angebotslegung vor. Die ursprünglich bis Mitte November vor~ese­

hene Frist :mr· die Abgabe von Angeboten wurde, ausg~löst durch einen Bieter, auf 

Vorschlag von für alle Bieter auf den 30._ November 2015 entsprechend ver-. . 
längert. Als Ergebnis -der zweiten Angebotsphase war~n drei verhandlu.ngsfähige An- · . . . . 

g~bote fristgerecht eingegangen. 
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Die durch vorgenommene erste Angebotsauswertung ergab folgendes.Bild: . . . 

·.· . 

Alle drei. ·abgegeben.en. Angebote entsprachen· den in-den Proz~ssbriefen beschriebe~ 
. . . . 

nen Angebotsvorawssetzungen. Die Angebote beruhten insges?mt auf nachvollzi_eh-
. / . . . . . 

baren Unternehmenskor:izepten. Alle· Angebote sehe~ die Fortführung des· Flughafen-

betriebs der Ge.sellschaft sowohl im Fracht- als ·auch im Passägebereic~.sowi·e deren. 

Weiterentwicklung vor. Neben ·dem Kerngeschäft adressierten die Angebote auch die . . . . . . . 

Ers~hließung neuer, vornehmlich . flug~ffiner' Geschäftsfelder, "'."ie beispielsweise die . 

Et~blierung einer Pilotenschule oder weiterer W~rtungskapazit~ten. Alle Angebote 

weisen signifikante Investitionen in die lrifr9struktur des Flughafens aus. Die Angebote · 
. . 

. bey,.,egten sich im Rahmen der Luftverkehrsleitlinien der Eur6päischen K~mniission 

und ber9cksichtigen die lnanspruchn_ahme e0tspr~chender Betriebs- und Investitions- · .. 

beihilfen. sowie die Erstattung von Sich.erheitskosten für. nicht-wirtschaftliche T~tigkei-

. len. Dabei·wird der'im Haushaltsplan 2016 vorgesehene Rahmen eingehalten: In den 
. . 

Prozessbriefe~ hatte ·das Land in Aussicht gestellt, entsprechende Beihilfen ·ebenso . . . 

y,.,ie eine Erstattung von Sicherheitskosten zu gewähren. Alle Angebote sehen darüber 
. . . . . . . . 

hinaus positiv~ Kaufpreise vor . 
... 

Die relevanten Verfahrensschritte erfolgten in enger -Abstimm.ung. mit der Europäi-
. . 

sehen ~ommis~ion. ·oas Ausschreibungsverfahren wurde von als offenes, 

transparentes und diskriminierungsfrei~s Verfahren ausgestaltet. 

.. 
2. Auswahlentscheidung . 

Wie in der Sitzung des Ministerrats am 12. Januar 2016 be~ich~et, schlug 1 vor, 

· mit ~llen drei Bi~tern Vertragsverharid!ungen aufzunehmen, um mögli~hst lange eine 
. . 

hohe Wettbewer.bs'intensität zu gewährleisfon. Mit allen verbliebenen Bietern wurden . 

Mitte Januar 2016 entsprechende Verhandli.mgen aufgenomm~n. Dre Verhandlungen 

· s·ind sowelt a~geschlossen, dass ein endverhandeltes Angebot mit dem Bieter vor­

liegt, dfqr n~K;h Aus~ertung durch ,auch das insgesamt wirtschaftlichste Ange­

bot· für den Erwerb der Anteile an der FFHG' bietet. Als Auswahlkriterium stand ·dabei 
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entsprechend der Vorgaben-der Europäischen Kommission der gebotene Kaufpreis im 

Vordergrund. Über dieses Auswahlpri"nzip wurde in der $itzung des Mi~isterrats am 

1 f Mai 2015 pereits berichtet. 

2.1 Vorlage der Kaufangebote 

Die nach der zweit~n:Angepotsphase abgegebenen Kaufp'.eisangebote der drei _Biete( · 
. . 

haben sich.zus~mmenf8:sse·nd wie folgt dargestellt: 

Bieter 
Sh~nghai Yiqian 
T~ading Co. Ltd. 

Henan · American 
.. Machinery, lnc 

ADC GmbH 

Oetails des Angebots . 
Kaufpreis: Euro 14,85 Mio: 
Operative Beihilfen: Euro 25,3 Mio: 
lnvestition_sbeihilfen: ca. Euro 22 Mio. 
Konzept: 

• - Etablie~ng FFHG -als europäisches . Drehkreuz für 
chinesische/ asiatische Flugverkehrs1,mterriehmen 

• Ausbau des Passage- und Frachtge_schäfts 
• Strategische. Part_ner; · Yangtze River Express, HNA 

Gruppe · 
Kaufpreis: Euro 8,25.Mio. 
Op.erative Beihilfen: c·a. Euro 25, 1 Mio, 

. Investitionsbeihilfen: ca. Euro 22 Mb . . 
Konzept: 

-• Fortbestand · FFHG · in seinen bestehenden 
Geschäftsfeldern Passage und Frach_t · · 

• Erschließung neuer Märkte insbesonder~ im a"siatischen 
Raum· 

• Strategische Partner: Hairian ·Airlines,· China Sou\hern 
Akline (beide hoch zu bestätigen) 

Kaufpreis: Euro 1,00. _ 
Operative Beihilfen: ca. Euro 25,3 Mio. 
Investitionsbeihilfen: c~l Euro 22 Mio. 
Konzept: - . 

• Ausbau der Geschäftszweige Passage und Fracht 
• Überholung der - . Fee-Str"uktur für 

l4ftverkehrsunternehmen am Flughafen . : : -
• Strategische Partner: China Southern Airline (rioch zu 

bestätigen) 

Alle drei Ang_ebote sahen zusätzlich eine Vergütung der zum Zeitpunkt der Veräuße-
. . . . 

rung in der FFHG noch vorhanqenE?n Liquidität vor. Sie erfüllen zudem form_al die Re­

gularien de~· ~uropäi~ch.en Kommission . ein.es positiv~n Kaufp.reises und _der Ober-
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grenze der Betriebsbei"~ilfen sowie ·die weiteren.in cje!l Pro,Zessbriefen beschriebenen 

Arigebotsvora~ssetzungen. Alle Bieter wurden . daher zu den finalen Verhandlungs.: 
. . 

runde·n eingela~eri. Allen Interessenten, _die _skh außerhalb der j~weiligen V~rfahrens-
. . . . 

abschnitte gemeldet haben, wurde ebenfalls Gelegenheit gegeben, Angebote abzu-:-
. . 

.geben .. Konkrele Angebote gingen auf d_iesen:i Weg ni_cht ein. 

·2.2 Auswahl des -Käufers· 

· Di·e 'tfnale Verhand_lungsrunde umfasste. dab~i .nicht nur die Verhandlungen· des Kauf- . 
, ' • • 1 • : 

vertrages auf Basis der. eingereichten Kommentierungen. seitens _der Bieter, sondern 

auch die Konkretisierung des Business Plans,· 'ft..'.elcher als Grundlage für· die Geneh-
. . 

migungen d~r. Betriebsbeihilf~n durch die .Europäische Kommission dient. Der Status 

d.es Verhandlungsprozesses ist.dabei zwischen den Bietern· 1,1nterschiedlich v·~range-. . . ·. 
schritten,· was insbesor:idere ari · der Qualität der von den Bietern ·zur Verfügung ge- · 

stellten Dokumente lag: 

Die Shanghai Yitjian Trading Co. Ltd. rel~hte einen v.on einer externen Anwaltskan~lei 

umfa0greich kommentie~en i<aufv~rtragsentwurf ein, der zügig die Aufnahme von 

Kaufvertragsverliandlüngen ermöglichte .. Auch wurde durch einen weiteren externen 
. . . . . . . . . 

s·erater des Bieters ein umf;mgreiche~ Business Konzept erstellt, das irisbe:5.ond~re 

weitreiche~de Details zu~ . zukü_nftig~n strat~gisc~en. Ausrichtung d_e; Flughafens und 

zur Berechnung der b~nötigten Beihilfen enthält. 'Die· Henan A'"!1erican Machinery, lnc. 

hat· zwar einen grob kommentierten Kau"fvertrag_sentwurf ·geliefert, · es_· gab allerdings 

.Verzögerungen l;)ei der .Mandati_erung einer deutschen Anwaltskanzlei, sodass der 

.. Verhandlungsprozess bisher ~ic~t formal aufge~ornm~n w~rden konnte .. Ein zufrie­

denstellendes Business . Konzept .wurde hingegen eingereicht. Die ADC GmbH hat .' 
. . 

ebenfall_s nur einen grob kommentierten Kaufvertragsentwurf i t,Jr Verfügung gestellt. . . . 

Ebenso fehlte ein zufri~denstellendes BÜsiness Konzept (die Berechnung· der diver-
. . . 

sen Beihilfen w·a'r nicht vollständig nachvollziehbar). Die~er Bieter wartete noch auf die 

finalen Best~tigung_en str~tegischer. Partner. Erst mit. deren Zusage plante der lnves-:- . 
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. tor, das··susiness Konzept zu vervollständigen und ein_e Anwaltskanzlei für den Ver­

handlungsprozess zu ~anqatieren. 

• 1 • 

Aus diesem Grund konnten die Kaufvertragsverha.ndlungen allein mit der $hanghai 

Yigian Trading Co. Ud. so· vorangetrieb~n werden, dass ·ein beurkundungsfähiger 
. . 

Ka~fvertrag vorli~gt. Gleichzeitig hat die Shanghai. Yiqian Trading Co. Ltd. das wirt-

schaftlichste und finanziell. attraktiv::;te Ängeb.ot niit dem höchsten Kaufpreis der ver-
, 

bli'eben_en Bieter unterbreitet. Damit erfüllt diese$ Angebot auch die Vorgabe der Eu-

rop'äi"schE:m Kommission, ari den Bieter mit dem höchsten Kaufpreis zu veräußern. 
. . . . . 

. . . . . 
Somit kann festgestellt werden, dass · der Bieter . S_hangh~i Yiqian Trading Co. Ltd . . 

nach Durchführung eines rechtskonformen, internationalen Bieterverfahrens durch 
. \ . . . . . 

/das be_ste Angebot vorgelegt hat. 

_ 3. Inhalt des Anteilskaufvertrages 

Mit dem Käufer konnte ein beurkünqungsreifer Anteilskaufvertrag zum yerkauf des 

Geschäftsanteils des Landes Rheinland-:Pfalz; an der FFHG verhandelt werd_en. Be­

_züglich ·des genauen Inhalts dieses Anteilskaufvertrages· wird.-_auf den als Anlage bei­

gefügten- Entwuri verwiesen. Neben den in Untern~hmenskaufvertragen üblicherweis_e 

zu verhandelnden· Regelungen enth~_lt der Vertrag_ einige ·sestimm.ungen, die speziell 

für die Privatisierung.des Flughafens Frankfurt-Hahn ausgehandelt wurden. Diese las­

sen sich vereinfachend wie folgt zusammenfassen: 

3. 1 Vertrag_sschluss, Kaufpreisanpassung und Vollzug 

P~r Vertragsschluss erfolgt erst nach B~schlussfassung durch den Ministerrat im We­

ge der notariellen Beurkundung·der entsprechenden Erklärungen beider Parteien. Die 
. . . . . . . 

·Wirksamkeit des Vertrages ist aufschiebend bedingt durch.die Beteiligung de·s Land­

tags (Vollzugsbedingung). 

Der'vom Käufer für den Geschäftsanteil ZL! zahlende Kaufpreis beträgt" vorbehaltlich· 

der finalen Verhandlungsrunde ~4,0 Mio". Euro. ·oie Anpassung von den ursprünglich 
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. ·. angebotenen 14,85 Mio. E~ro erfolgte im Zuge der Kaufvertragsverhanc;llungen und 

refiektiert die übe.rnahn:-ie zusätzlicher ~irtschaftlich.~r Ri~iken durch den Bieter (siehe 

hierzu auch 3.6). Der Kaufpreis ist ferner wie folgt anzupassen: Dieser ·sasiskaufpreis 

~ermindert sich um den ~etrag, um den die von der Europäischen Kommissio·n ge­

nehmigten · Betriebsbeihilfen bis z~m 4. April 2024 den Betrag von 25.300.000 Euro 

u~terschreiten, maximal jedoch um 5,0 Mio. Euro . . Ergibt s_ich aus dem Min~erbetrc.j"g . 

der von der Kommission ·9enehmigt~n Beihilfen .eine Reduktion aes ·Kaufpreises von 

r:nehr als 5,0· Mio. Euro, ·_kann d~r Käufer vom Vollzug des· Kaufv~rtrag~s absehen_. 

Diese Begrenzun~ d~r ~öglichen Ka~fp.reisreduktion. ehtspricht. den V~rgaben de~ 

. · Europäischen Kommission. Außerdem. würde . sich der _Basiskaufpreis um ·eine -~~a 
. . 

bis zu'm Vollzu~stag ausgereichte D<:3rlehensvalyta. aus. dem Gesellschafterdarlehens-

vertrag ver~ingern, weil die Ges~llschaft diese aus den genehmigten Betrie5sbe"ihÜfen 
. ' 

·zu~cickführen mü~ste, sod~s~ sich auch -hierdur~h . ihr A~spruch au(künf_tlge ~eihil~en 

verring~rte. Nach Angaben_ der FF~G ist nach d~·ren Liqu_iditätsplanung dav?n auszu-· 

gehen, dass Auszahlunge_n aus qetn Darlehensvertrag- ab Juni/ Juli 201~ erforderlich· 

werden. 

Der Kaufpreis ·ist vor Unterzeichnung d~s .Äntei"lska~fvertrages vom Käufer auf ein 

K~nto einer Großbank in China oder Hongkong zu hinterlegen·. Vor der geplanten · 

Landtagsbefassung ist der Kaufpreis auf-ein Anderkonto in Deutschland zu transferie~ 
. . . . . . 

ren. Zum Vollzug -des Anteilskaufvertrages_ ist er dann an das Land zu zahlen: Damit . . 

erreicht das Land möglic_hst weitgehende Sicherheit der Kaufpreiszahlung vor der Be­

. · schlussfasst.ing des Landtages. 

· Die sodann" noch . aussteh~=mden Vollzugsbedingungen umfassen insbesondere die 

. Genehmigung ·von Betriebsbeihilfen für die FFHG durch die· Europäische Kommission 
f . . . 

und den Er.lass eines korrespondieren~en Zuwendungsgrundbescheids durch· das 

.Land _ _. Rheinland-Pfalz sowie den- Erlass eines weiteren Zuwendungsgruridhescheids 
. . 

zug'Unsten der FFHG über die Erstattung von Sicherheitskosten aus . nicht-

wirtschaftlicher Tätigkeit.. 
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Der Anteilskaufvert~ag enthält verschiedene, der Höhe nach . begrenzte und für ver-
. . 

· gleichbare Tran~aktiönen übliche Garantien zugunsten des Käufers. Solche Verkäu-
. . 

fergarantien e_nthält der Anteilskaufvertrag ~.a. hinsichtlich __ der gesellschaftsrechtli-

chen Verhältnisse der FFHG, der Ordnungsmäßigkeit der Jahresabschlüsse, .des un­

belast~ten Eigentum$ d~r FFHG an ~ersch·iedenen Grundstücken bzw. der Ord­

nungsmäßigkeit· der Angaben zu etwaigen Belastungen ~er Grundstücke sowie zur 

Gültigkeit .wichtig~r Verträge. Die Haftung des Landes ist in diesem· Zusammenhang 

auf insgesamt .5 Mio. _. Euro b~grenzt u~d würde nach den vertraglichen Re9elungeri 

de_n Kaufpreis entsprechend 'l(erminderri. . . 

Efrie irT) · Ausgangspunkt betragsmäßig unbegrenzte Garantie· zugunsten des K$ufers 
. . . . 

enthält _der Anteilskaufvertrag in Ziffer 4.4 -dafqr, ~ass· zwisc;:hen dem 1 .. Januar 2016 
. . . . . . 

·und dem. Vollzugstag kein unerlaubter Wertabflus$ erfolgt. Eihe solche· Regelung ist in 

Anteilskaufverträgen regelmäßig anzut_reffen, wenn, wie hier, k~ine Abrechnung d~s 

Kaufpreises auf Basis eines· zum ,Vollzugstag aufgestellten Stichtagsabschtusses er-, .. 

folgt. Sie findet ihre Recl")tfertigung darin, dass der Käufer ··den Ges_chäftsanteil wirt-

schaftlich „rückwirkend" mit Wirkung zum 1. Januar 2016 erwirbt. Dies bedeutet, dass 
. . . . . ' . 

~b dem vorge?'.ogenen Stichtag allein der Käufer die Chancen und Risiken der. Ge-
. •' . . · 

schäftsentwicklun~ bis zum Vollzugstag tr_ägt. Weil er vor dem Vollzugsta~ aber noch 

keine gesellschaftsrechtlich vermittelte Kontrolle über_die Geschicke d~r Gesellschaft 
. . 

. aüsüb~n kann, ist es übli~h •. ihr, durch vertragliche Regelungen g~gen unerlaubte Mit-
. . . 

tetabflüsse zu schütze~. Dem Grunde nach ist die Haftung des _ Landes jedoch 
. . 

dadwrch begrenzt, d~ss auf der Grund!age·der entsprechenden Angaben 9er FFHG 
. . . . . . . . 

·-kaufvertragli_ch vereinbart wird, · welche Wertabflüsse im· genannten Zeitraum ertaubt 

. sind unq ·die FFHG zugleic~ gegenüber dem Land er~!ärt, dass andere Wertabflüsse · 

im maßgeblichen Zeitraum nicht erfolgt -~ind. 
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. . . 
Darüber hinaus enthält der Anteilskaufvertrag zwei der Höhe .nach im _Ausgangspunkt 

ebenfall~ zunächst unbegrenzte Freistellungsregelungen zugunstE:m des Käufers, d. h. · 

der Verkäufer stellt den Käufer von diesem ggf_. entstehende·n (Zahlungs-) Verpflich-. . . 

tungen frei: 

• Zum einen ist de.r Verkäufer verpflichtet, den Käufer von einem _diesem dadurch 
. . 

entsteherideri Schaden frei zu stellen, dass ·sich d.a.s Land" Hessen auf ein ~twai-

. ges gesellschaftsrechtUc_hes Mitveräußerungsrecht oder . Gesellschaftervere.inba-
. . . . . 

ruhgen beruft, insbesondere der Käufer gerichtlich _verpflichtet wird, den Anteil des 

Landes· Hessen an de_r FFHGzi.J ein~m Kaufpreis zu erwe~ben, der_ den Kaufpreis 
. . 

für die Beteiligung d_·es Landes Rheinland-Pfalz übersteigt. Es ist aufgrund des 

eindeutigen Wortlauts der Satzung~bestimmungen Recritsmeinung aller am Aus­

schreibungsverfahre·n Beteiligten, dass··ein ·erit_sprechendes Mitveräußer_ungsrecht 

· des Landes He$Sen nicht besteht Dies wird auch. im . Ant~ilskaufvertrag .. selbst 

· nochm~ls klargestellt. Die Freistellung wurde höchstvorsorglich auf Bitten des 

Käufers aufgenommen,· u.a. weil · er. in · die Abstimmung der Gesellschafter der . 

. FFHG während_ des Ausschreibungsverfahrens nicht einge~unden war. Mithin ist 

das Risiko _einer entsprechend_en: Freistellungsverpflichtung des Verkäufers dem 

Grunde nach als gering anzuseh~n .. Auch der Höhe nach· ist das Risiko ei~er et­

. waigen Freistellungsverpflichtung des Verkäufers gering. Denn selbst soweit ein 
. . . . . . . 

. Gericht wider Erwarten _ein Mitveräußerungsrecht des .Landes Hessen annimmt, 

. kann ct"avqn ausgegang_en-werden, dass es sich bei der Festsetzung de:s Kauf-
. . . . . . . . 

preises für den Ant_ejl des Landes. Hess~n an der FFHG an dem vom Land Rhein-
. . 

land-Pfalz für sein~. 82,5%-Beteiligung erzfelten Kaufpreis orientiert. ~enn dieser 
. . 

Kaufpreis beruht auf der Unternehmenswertberechnung des . Käufers und wurde 

· im Rahmen eines off~nen und diskriminierungsfreien Ausschreibungsverfahrens 
. . . 

. ermitte.lt: ln diesem Fall ergibt sich aber s~hon kein Schaden des K~ufers und 

folglich ·auch keine Fr~istellungspflicht des Lal)des ··Rheinland-Pfaiz, weil der Käu-
. . . 

fer die Anteile des Landes Hessen zum gleichen Preis wi~ die Anteile des Landes 
. . . . . . . : . . . . . . . 

Rhe·inland-Pfalz erwerben würde. 
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• Zum anderen .verpflichtet Ziffer -~.3 des Kaufvertrages das· ~and Rheinl~nd-Pfalz, 
. . 

den Käufer freizuste!len vqn Steue~n einschließlich Sozialabgaben,_ die (i) den 

Zeitrau~ bis ei11schließlich zum· Vollzugstags betreffen od_er (ii) _aus Handlungen 

resultieren, die vor oder- am. Vollzugstag vo~genommen wer~en. Steuerkla~seln 

dieser Art· sind lri Untern~hmensk·a~fverträgen üblich. öie Regelung. die~t d~~ 
. . 

·steuerlichen Abgrenzung zum Vollzugstag, wobe_1 das. Land Rheinland-Pfalz die 

. Steuerrisiken aus der Zeit pis zum VolJzugstag übernimmt und ihm im Geg_enzug 
. . 

S.teü~rerstaltungen bis zum 31. Dezember 2015 vergütet werden .. 

Die Freistellungspflicht ·ist. in me~rfacher Hinsicht begrenzt: Sie erstreckt sich u.·a. 

· nicht. auf fiktrve Steuer~. sondern nur a~f tatsäch lich ·zur Zahlung an die Steuerbe-
. . . . . 

. hörden fäl!ige Steuern und ist ggf, erst nach endgültiger b_esta_ndskräftiger Fest-
. . . 

stellung qer jeweiligen Steuern zu IE:isten. Zudem besteht sie ·nicht, ·soweit im _Jah-

resabschluss 2015 für die betreffende Steuer eine spezifische Rückstellung gebil­

·. det. wurde. 1.m Übrigen sind .;t~uervorteile, die- durch einen ~ur ·Freistellung ·ver­

pflichterid~n S.ach~erh;:ilt begründet.werden, gegen d°ie Freist~llu~gspfli~ht a~fzu-
. . . . . . . . . . 

rechnen; es _findet also ein echter Vorteilsausgleich statt. Sch!ießlich ist eine Ver-

jähru.ngsregelung für die Freis.tell~ng enthalt~n. . . . . . . 

Neben der Freistellungs(egelung enthält der Vert(ag noch ein~ begrenzte ~teuer-. . . . 

gara~tie, dfe im Wesen~lichen besagt,_. dgSS alle Steuererklärungen in Überein-

· stimmung mit. allen einschlägigen Rechtsvorsctirift~n o·rdm.:mgsgem~iß erstellt .so­

. wfe fristg~recht; ~ingereicht . ~urd~n. Schl\~ßlich erith~lt die . Ste~~-r~l~us~1 · ver., 

:3chiedene Mitwirkungs- und Informationspflichten der ~arteien nach dem Voll­

zugsstichtag, welche eine
1 
mögliche HaftunQ des Verkäufers teilweise ebenfalls 

begrenzen. 

Das Land Rheinland-Pfalz vi:lrpflichtet sict:i darüber hinau~ in. dem Anteilskaufvertrag, 

den Käuf~r bzw . . die· FFHG für zehn 'Jahre grundsätzlich in -unbegr~nzter Höhe von 
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allen· Umweltschäden (inkl. der Kosten. für Altlasten_sanierungen) freizl!stellen. Dieser 

Anspruch bezieht si_ch ai.Jc_h auf Grundstücke, qie nicht me0r im Eigentum der .FFHG 

·stehen oder von dieser genutzt .we~den, da die .FFHG bodenschutzrechtlich noch _1m-

rryer für Altlast~n auf diesen ·Fläc~en in Anspruch genoinme·n .werden könnte: 

Vor rund einem Jahr wurde die-fZFHG erstmals von der Ober.en Wasserbehörde dar- . 

über informiert, d~ss _in den Gewässern um den Flughafen Frankfurt-Hahn herum ho­

he· Verunreinigungen mit _PFT (perfluori~rte .Tenside) festgestelit wurden.· Diese Unter- , ·. 

·· .su~h~ngen ergaben, dass sowohl auf_ deri Flächen der· F~HG als auch · auf angren- · 

zenden Parzellen und in B?chläufen $Owie in der Kläranlage Werte festgestellt wur:­

den, die zum Teil weit über den amtlichen Richtwerten ii7gen. Ähnliche Verunreini-
. . 

gungen mit PFT zeigen. sich ·a~c~ an ander_en, ehemals militärisch genutzten Flughä..: 

, fe'r1. in Deutschlarid. Sie haben ihre Ursache ver~utlich in der Verwendung früher ge­

nutzter Löschmittel, ·die vi_elfach aych zu Übungszwecken eingesetzt wu~den. Aktuelle 

·Messergebnisse bestätigen cfie sehr hohen Gewässerbelastungen. Die Untersuchun-. . . . . 
. . 

gen der Oberen Wasserbehörde sind noch nicht abg_eschlössen. ·welche konkreten 
. . 

Sanierungsmaßnah_men zu 'A'.elchem Zeitpunkt erforderlich werden, kann daher heute . 

. noch nicht bestimmt werden. Vorsorglich hat die FFHG .-zum Jahresabschll!ss 2015 

eine Rückstellung ih Höhe von 2,4 Mio. Eur·o gebildet. 

Di"e Verpflichtung des Landes zur Freistellung für· Umweltschäden ist wie folgt be- . 

gref)Zt: 

• Ausgenommen sind Grund~_tücke, die· die FFHG a~fgrund des vereinbarten 

vertraglichen Optionsrechts vom L~nd zu~ckerwirbt, weil dieser Erwerb zu 

Konditionen erfolgt, in denen das Altlastenrisiko b~reits berücksichtigt ist. 
. . 

• Die . Pflicht des-Landes zur_ Fr"eistellung vo_n Umweltschäden en~ällt, sofern der 

Käufer bzw. die FFHG die Einleitung eines umweltrechtlichen Verfahrens selbst 
. . ' . 

. · . _durch Anzeige, Antrag_ oder sonstiges verfahrensauslö.sendes . Handeln 

verursachen . . 
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· • Die FFHG. hat vor Inanspruchnahme des Landes -ihre Altlastenrückstellu~gen d~r 
. . . . . 

FFHG aufzulösen und i~ren Anspruch g,egen den Bund auf Übernahme von 90% 

der Kosten für die Sanierung militärischer · Altlasten nach Maßgabe .des . . .. 

Kaufvertrages -mi.t dem Bund aus 1995 gel~end zu machen . 

. 3.3 Regelungeri·zum Zweckverb8nd Flughafen Hahn 

·D~r Verkäufer verpflichtet sich, · den ·Käufer und/ oder diei _FFHG im· Rahmen. des ge-. . . , 

setzlich Zulässigen ~b dem Vollzug des Anteilskaufvertrags s~ zu stellen, als· ob die 

FFHG aus dem Zweckverband Flughafen Hahn au?geschieden wäre und stellt den . . . . 

_Käuf~r bzw. d_ie FFHG von sämtl_ichen aus 9~f Mitgliedschaft iin Zweckverband resul-
. . . 

•. . 

tierenden· Verbindlichkeiten, Verpflichtungen, G.ewährleistungen oder sonstigen Nach-. . . 

teilen und Risiken frei.. Maßnahmen 9es Zweckverbandes betreffen in allererster Linie 

di~ landseitigen_ Flächen des LBB. -lrisoweit erfolgte bereits eine vergleichbare _Frei­

stellung äer FFHG durch den Grundstückskaufvertrag ·aus 2014, mit dem diese ·Flä­

.c~en. übertr~gen worden sind. Die Strukturen des-Zweckverbandes s!nd ohnehin den 
. . . . . . 

neue'.1 Gegeben~eiten anzupassen. Hierzu hat der Zwec~verban~ bereits Gutachten 

in Auftrag gegeben. 

3.4 Option zum Erwerb landseitiger Grundstü_cke des LBB- . 

D.as Land Rheinland-Pfalz räumt cjer FFHG im _Wege eines Vertrags zugunsten Dritter 
. .· . 

für zwölf Monate c;las Recht ein·, die in einer Anlage zum Anteilskaufvertr.ag aufgelist~- . . . 
. . 

· ten. landseitigen Grundstücke voin_ LBB ·zurückzuerwerben. Hierbei handelt es sich um 

. Grundstücke, die 2014 von der FFHG an den LBB verkauft wurden .und hinsichtlich . . . . . . . 

. derer der Käuf~r ein Rückerwerbsinteresse geäußert hat. Wenn und soweit die FFHG 
. . . 

diese Option ausübt, gelten für de_n Rückerwe_rb die gleichen Koriditionen -wie in dem 
. . 

Vertrag zum Verkauf der Grundstücke an den_ LB.B. 

. Eine Veräußerung von Ve_rmögerisgegenständen durch . ·das Land ist · nach 
. . . . . 

§ 63 Ab~. 3 LHO grundsätzlich nur zum vollen Wert möglich. ~ür zu . veräußernde· 
' . . , ' 

_Grundstücke ist.eine Werte'.mittlung aufzustellen. Diese Bestimmungen gelten. a~ch 
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"dann, wenn ~ine·vertragliche Option-vorge_sehen ist, die die-wesentlichen Inhalte einer 
. . . . 

späteren Veräußerung wie den Preis vorprägt, Es ist davon auszugehen, "dass der 
. . 

Wert ~er Grundstücke, für die ein Optionsrecht vorgese~en ist, alleine durch die Tat~ 

sache des Erfolges des Privatisierungsprozesses steigen wird: Gleichzeitig ist für die 

Beurteilung des „vollen Wertes" des Ver~ögensgegenstand~s grundsätzlich der Zeit~ 

punkt der Veräu0erung entscheidend. Es erscheint. aber unbillig,. den ·1nvestcir finanzi-
' eile Las\en aufzubürden,.die mit hoher Wahrscheinlichkeit durch ~ein finanzielles En-

gagement entstan_den sin_d. Es wird daher eine g~setzliche Regelung ·angestrebt, die 

ei~e Veräußerung zu den im Vertrag beschrie~enen Voraussetzungen ermöglicht, 

auch wenn nach §. 8 Abs.· 2· LHG 2016 söga.r eine verbilligte Veräußeru.ng möglich wä- . 
J _ 

re .. 

3.5 Beihilfen 

Der Anteilsk~ufvertrag sie~t als _Vollzugsvoraussetzung· den Erlass eines Zuwen­

dungsgrundbescheides des Landes Rheinland-Pfalz über künftige Betri~bsbeihilfen 

zugunsten der FFHG-von insgesamt _bis zu 25,3 Mio. Euro vor. Dieser ·setrag ·ent-

. spricht den Betriebskosten der FFHG, die nach dem Business Plan des Bestbieters 

bis zum 4. April 2024 nicht a~~ eigenen Einnahmen der r::-FHG ged~ckt werd~n kön­

nen (sog. operative Finanzierungslücke). Gleicnzeitig schöpft dieser Betrag den nach 
. . 

den· ~uftverkehrsleitlinien . qer Europäischen Kommission _zul~ssigen Rahmen für. Be-
. . 

triebsbeihilfen aus. Zudem bedürfen diese Betriebsbeihilfen einer vorherigen Notifizie-

rung untj Genehmigung qurch die Europäische Kommission. Eine Vorabstimmung mit 

der !=uropäischen Koin.mission ist durchQeführt worden. Wie yorstehend dargestellt, 

würde die Genehmigung eines geringeren Betr.ages von · s.etriebsbeihilfen durch die 

Europäische Kommission deri Kaufpreis um m?x. 5,0 Miö. · Eyro reduzieren, zugleich 

aber zu einem Lösurigsrecht vom Verfrag führen. 

Bezüglich künftiger Investitionsbeihilfen zur Erneuerung oder zum Ausbau· der Flugha­

feninfrastruktur am ·Hahn enthält per Anteilskaufvertrag keine Verpflichtung des. Lan- · 

oes. In der . Präambel wird insoweit nur eine beihilf~rechtskonforme s·eteiligung des 
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Landes an.künftigen lnvestitionsmaßnahm.~n in Höhe von bis zu 50% in .Aussicht'ge-
.. . . . . . . . · . . . . 

·stellt. Der Höhe. nach· plant .der Bestbi~ter entsprechend den. Ausschreibungsunterla-

.. gen mit Investitionsbeihilfen des Landes von b(s zu 22,4 Mio: ELiro .. Vergleic!1bare 

Beihilfen lagen auch der .bisherigen Planung· der FF~G zu ·~runde .. 

· Schließlich regelt der· Anteilskaufvertr?}g _ den :Umgang de.r Parteien mit Rückforde~ 

· rungsrisiken aus den' Ge.nehmigungs'entscheidungen SA.21121 un·d SA.~2833. der 

· E.urcipäischen Kommission vom_ 1. Oktober 2014. · Mi( diesen Ents~heidwngen hat di.e . . . . . . 

~uropäische Kommission verschiedene Alt-Beihilfen .zugun·sten der FFHG ohne An­

ordnung eine Rückforderung oder Nachverzinsung genehmigt. Diese Entscheidungen 
. . . . . . . . 

sind je.doch ni~ht bestandskräftig. Di~ Oeutsche Lufthansa AG. hat zwischenzeitlich 
. . 

gegen beide Entscheidungen Nichtigkeitsklage zum Europäischen Gericht hiergegen . . . . . . . . . 

eingelegt, sodass _insoweit grunds'ätzlich_ ein Rückforderungsri'siko gegeben fst.. ~ine 

· vom _Käufer zunächst gewüns_chte .vertragliche Zuweisung dieser Risiken war gr.und-
. . . . 

sätzlich nicht' mqglich, weil das Beihilferecht unter dem Ge·sichtspu_nkt des Umge-

h!-Jngsverbots die Übernahme einer Garantie oder Freistelli.mg zug_un_sten des Kä':,lfer~ 

oder ·d~r Gesellsch~ft für den .Fall einer späfer~n gerichtlichen Anordnpng der gar:i~ · 

oder teilweisen Rückforderung d_er von der Kommission genehmigten Beihilfen verbie­

tet. Der .Käufer übernimmt nun das Risiko mit Vollzug des K~ufvertrages. ·1m: Gegen­

züg wurde der ursprünglich gebotE?ne Kaufpreis_von· 14;85 Mfo. Euro auf 14 Mio. Euro 
. . . . 

re~uziert. Nach ~uffassung· von• , ist dies unter anderem angesichts der Höhe 
. . . 

der poter:itiellen Rückforderungsrisiken ei,:ie für das Land akzeptable Regelung. 

'oer Entwurf des Anteifskau·fvertrages ~urde der Europäischen Kommission vo.rgelegt. 

Die dor:t zustä~dige :Generaldirektio~.Wettbewerb· hat hinsichtiich des Verkaufs ~nd 
. . 

des Ausschr~ibun·gsverf{:lhrens am 4. Mai 2016 mitgeteilt, keine Einwände erh~ben·zu . . . . . 

. . \,o/Ollen. ·im weiteren Verlauf können unter Umständen geringfügige Anpassungeh des 

K.aufvertragsentwurfs noch erforderlich w~rden,· insbesondere im Zusamme.nhang. mit 
. . . . 

der notarielle_n _ Be~rkundung und .dern Vol lzug·.des · Kaufvertrages. 
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4. Informationen zuni Kä~fer und zum Unternehme.nskonz.ept des Käufe~s 

Bei dem. K~ufer des . Flughafen.s ·handelt es sic.h um die Shanghai ·Yiqian Trad.ing 

. Company Ltd., mit Sitz in S~anghai, Volksrepublik China . 

. 4.1 Hintergrund des Käufers 

!;)er Geschäftszweck der Shanghai Yiqian Trad.ing Company Lt.d. ist· Großh_andel .mit 

Baustoffe'n, Textilien, Büromaterialren, elektronischen Produkten,' medizinische Gerä­

.ten, Möbeln, Computer Hard~· und Software ·und andere Handels~aren,· Unterneh-· 

men~berat~ng, Entwicklung, · Bau und einfache. Instandhaltung von ~aschinen, Lang-
. . 

sch~f~sbau ur:,d Arc~itektur:. Das Unternehmen JSt hierbei Teil ei.ner ·größer~n chinesi-

schen .Unternehmensgn,ippe, die vqrwiegend ·in ·der Stahlproguktion und· im Handel 
. . . . . . . . 

von Baustoffen aktiv ist. Die Shaiighai Yiqian Trading Com.pany. Ltd. wurde zur Bünde-
. . . . 

lung und Durchführung d~r Auslandsaktivitäten der Unternehmensgruppe g·egründet. 

. Die Geseilschaft befindet sich ·in wirtsctiaftlichem. Eigentum des ~0ema!igen Bankers 
. . . . . . 

Herrn Kyle Wang und Herrn Zhou Chao. Herr Wang verfügt über langJährige Erfah-
. . . . . 

rung im Hinblick ·auf Akquisition und Investition in produziere'nde Unternehme.n und . . 

steht einer Reihe .der Unternehmen der vorgenannten ·unternehniens.grup.pe als V~r­

starid ·vor. Herr' Zhou Chao· stammt aus einer bekannten Unternehmerfamilie. Aus­

kunftsg·emäß führt Herr' Chao als Partner die Geschäfte des famil ieneigenen Textilun­

ternehmens in der ZheJiang Provinz, einer Industrieregion, . die ·direkt an Shanghai 
. . 

. angrenzt. Das Unternehmfm beschäftigt mehrere hundert Angestellte und gi lt als be-. 
. . 

deutender Arbeitgeber in der Regio(l. Ferner ist Herr Chao gemäß öffentlich v~rtügba-

ter Informationen Vors.tand eines weiteren Unternehmens, das s.ich auf die (Ko-) Fi­

nanzier.ur:ig· gro~er staatlicher lnfrastr,ukturvorhaben in China spezialisiert hat. Herr. 

Chao, der auskunftsgemäß als maßgeblicher Financier im Zuge der Übernahme der 

Geschäftsanteile agieren wird, hat neben seiner ·persönlichen Identität ebenfalls seine . .· . . . . . . 

persönlichen Kapitalverhältnisse teilweise öffengelegt Ausweislich der seinerzeitigen 
. . . . . . . ~ 

Offenlegung verfügt Herr Chao über·deutlich mehr unmittelbar ver~ügbares .Kapital, als 

für die Übernahme der Geschäftsant~ile notwendig is_t. 
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· Der Pilot und frühere Arzt der chin~$ischen Luftwaffe, Herr Dr. Chou Yu Tao, ist Be- .· 
. . . 

vollinächtigter der Gesellschaft. Herr Dr. Chou Yu Tao war im laufe des Prozesses 
. . . . 

Hauptansprechp~rtner des Bieters im Verfahren. Ferrier haben die ·Eigentümer Herrn . . 

Dr. C.hou Yu Tao ~evollniächtigt, clen G·eschäftsanteil des Landes Rheinland-Pfalz in 
. . . ( . . . ', 

Höhe.von 82,5% an der Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH ·im Rahmen des öff~ntlichen· 

Bieterproz'esses zu erwerben. Herr Dr: Chot.:J hat umfassende Kontakte in der Luft­

f~hrtbranche .. Zu~em war Herr (?r. Chou maßgeblich ~n. der Internationalisierung der 

. Aktivitäten einer. ~eihe asiatischer Fluggesellschaften w_ie beispielsweise China Airli­

nes, Yang~ze River Express o~er Hainan Airline.s beteiligt. 

4.2.Prüfungen des Käuferhintergrunds 

Der Käuferhintergrund wurd~ if!) Rahmen des Verkaufsprozesses einer Sorgfältig-: 
. . 

keitsprüfung mittels ein~r sogenannt~n Company Due Di1igel"1ce Questionnaires un-

tersucht. . Es würden keine Auffälligkeiten im Zusammenhang mit der Prüfung festge­

stellt. Zudem liegt ·ein Rechtsgutachten einer renoinmie.rten chinesischen Anwalts-
. . . . 

. . . . 
kanzlei seitens ·des Käufers . vor, das bestätigt, :.dass (i) die Gesellschaft ordnungsge-

mäß errichtet wurde, ordnungsgemäß besteht und berechtigt i_st, den Anteilskaufver~ 

trag ·zu schließen und (ii) ·die aufgezeigte Struktur der An.teilseigner im E.inklang mit 

dem ~hinesischen Recht steht und .die· Befähigung der handelnden Personen vollstän­

dig und ordnu~gsgemäß si.nd. Das Ministerium· der Finanzen hat Ende April angeregt, 

über· die erfolgte Prüfung hinaus eine Wirtschaftsdetektei· mit weiteren Recherchen zu 

beauftragen. · Auch vor dem Hintergrund,· d~ss eirie Beteiligung des rheinland~ 
. . 

pfälzischen Verfassungsschutzes keine Erkenntnisse ~rgab, erscheint ein weiterer 

relevar:it~r Erkenn!nisgewinn -durch eine Wirtschaftsdetektei über die im R~hmen c;ler 
. . 

genannten, gesondert beauftr-agt~n Prüfung durch 1hinaus nicht zu erwarten. . . 

4.3 Sicherstellung der Kaufpreiszahlung 

Für die Abwicklung der· Ka~fpreiszahlung wird der Käl.lfer zum Zeitpunkt_ der Unter-· . 

zeich11ung. des Kaufvertrages eine Bankbestätigung einer Großbank in .China oder . 
. . 
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t-tongkong· über ~ie notwendigen ~nanziellen Guthaben zur Zahlung. des ·Kaufpreises 

einreichen. Hintergrund zu· dieser Vorgehensweise ist, dass aufgrund staatli.cher Vor:.. . 

gaben in .Chin~-kein~ (größeren) Gutr$ben· oh~e einen verbindlich vorliegenden Kauf- .· 
·. . . . . 

verfrag· außerhalb des Landes transferiert werden ·können. Nach Unterzeichnung des . · 
. . . . . . . 

Anteilskaufv$rtrages, aber vor Einberufung des Landtages sollen die finanziellen Mittel 

auf ein deutsches Notaranderkontci überwiesen werden.· 

'-
. . 

Im Hinblick au(tjie· Sicherstellung der Kaufpreiszahlung er~chtet . die getroffe-

. nen Maßnahmen, auGh vor dem Hintergrund vergleichbarer Verfahren, als ·angemes­

_sen, um aus Si~ht des Verk~ufers eine hif.)reichende Sicherheit bezüglich d~r Kauf­

preiszahlung zu erzi~len. 

4.4 Unternehmenskonzept des Käufers 

Das mit dem Erwerb des Geschäftsanteils verfolgte Ziel des Käufers ist ein sozialver-
. . . . . . . . 

träglicher :.turnarounq;' des _operativen. Geschäfts arT) Flughafen Frankfurt-Hahn .. Hier-
. . . . . . "' 

zu ~at der Käufer d~s strategische. Konzept „HHN Ag_enda ~020 Strategie Market lni\i-. . . . . . . . 

ative" entwickelt, das eine -nachhaltige ~usweitung des· Geschäftsmodells. am·flugha-

fen Frankfurt-Ha~n i~nerhalb der nächsten Dekad~ _vorsieht Das Konzept sieht vor, . 

sowohl das Passa~ier~ als auch das Frachtgeschäft am Standort durch eine enge Zu~ . 

. sammenarbeit mit asiatischen Partnerunternehmen. nachhaltig zu starken und so für 

eine stärkere Auslastung_ des Flu_ghafen~ Sorge zu tragen. Dre Umsetzung der Strate­

gie berücksichtigt die be~tebenden ·Organisation~strukturen, sowie die Interessen der 
. . . 

Beteiligten, inspesondere die -der _Mitarbeiterinnen . und Mi_tarbeiter sowie des .Landes . ·· 

.Rheinland-Pfalz. Dies bringt der Käufer da~urch ·21,1m .Ausdruck, dass er. ~icht. n·ur 

p_lan\, ~eue Arbeitsplätz~ -am Stando.~ zu schaffer,,_ son~~m iri seinem lnvestitions~_lan 

ferner eine Entwicklung der gesa~ten Region rund um den Flughafen Frankfurt-Hahn 

· vorsieht. 

Der Flughafen Frankfurt-Hahn s~II in 'diesem Zusammenhang als strategisch wichtiger 
-

Standort für asiati~che Lo_gistikynterne~men u~d als Direktverbindung nach Europa 
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entwi9kelt werde.n. Hierbei eracht~t der Käufer (i) die Mögli~~keit, · am· Flughafen 

Fra_nkfurt-Hahn mit ei~er uneingeschränkten 24/7-Betriebserlaubnis tätig zu sein, (ii) . 
. . . . . . 

die nich_t vorhandenen zeitlichen Einschränkungen (;,Slots") sowie (iii). die Flexibilität in· 

der Abfertigung als die wesentli_chen Vorteile des Flughafens im Vergleich _zu den re­

levanten Wettbewerbern. 

lrn Rahmen der ·strategie hat si~h d~r Käufer fol~ende ·ziele. gesetzt, die bis zum Jahr·· 

· 2020 erreichfwerden sollen: 

• Verdoppelung der Passagierkapazität 

• Ausweitung d~r Fracht-Kapazität auf 1,2 Mio. Tonnen pro Jahr 

• Diversifizierung / Aus~eitung des-.Geschäftsmodells der FFHG.in vier Segmenten:. 
. . 

(.1) Infrastruktur; z.B. Ausbau der Passagier- und Frachtinfrastru~fur, Anschll!ss 

CEPS Pipeline; 

· . (2) Dienstlei·stungen: Etablierung einer Flugschule, · Erweiterung des 

Pa~sagi~r~e'rvi;~ (z.B. Ausweitun~ Retailang_ebot, R~h~zonen, et~.); 

(3) . Immobilien:. neue Gewerbeimmobilien, 'Hotelfazilitäten-und SchulungsräumeJ 

. für eine Flugschule; 

: (4) Erneuerbare Energien. 

Zur Erreich~ng der vorgenannten Ziele stehen dem Käu~er wi<;:h~ige strategische Part­

ner zur Seite. Hier.zu zählen die China Construction GrLJppe, einer' der größten chine-. . 

sischen Baukonzerne, dessen börsennotierte Tochtergesellschaft· China State 

Co_nstruction Engine~ring Corporation auf die ganzhei~liche Projektentwicklung von· 
. . . . 

Flughäfen und Bürogebäuden spezialisiert 1st. Der. Käufer strebt ferner ein .Partner-
. . 
schaff mit der HNA Gruppe, ein weltweit agierender, breit-diversifizi~rter .~ischkonzerri . 

. . . . . . . 

und Teil der Fortune_ Glo~al 500 Liste, a_n. Unter anderem unterhält die HNA Gruppe 
. . . 

Beteili~ungen an 13 Flug~äfen ur:,d an mehreren. Luft~erkehrsunternehmen. Als Bel~g 

. ·des geger:,seitigen' Interesse~ a·n einer Zusammenarbeit hat der-Käufe·r ~ine lnteres-
. . . 

_sensbekundung des ehemals_·größten Fr~chtkunden am Fran.kfurt-Hahn, .Yangtze Ri-
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·· . ver Expre~s·, ebenfalls ein To.chterunternehmen der HNA-Gruppe, seinem bindenden 
. . . 

Ange_bot ·beigelegt. Hierin beku~det Yangtze Rive~ Expr.ess s~in ·Interesse, nach der 

erfolgreichen Akquisitipn des Flughafens Frankfurt-Hahn dyrch ·den . Käufer die abge­

zogener:i Frachtvoluri:_ina ~i~der am· _Flughaf~n ~rankf~rt-H_ahn zu. befördern .. ~ude~ 

sieht die Planung des Käufers vor, mittelfristig zwei bis drei weitere chinesische Luft- · . . . . .. . • . . . . . . . 

verkehrsunternehn:ien_ aus dem Fracht~egment für Flüge an den Frughaf~n Frankfurt-: 

Hahn zu gewinnen: Dlese ·sollen ~US der _SkyTeam Cargo Airline Alliance, einem Zu-
. . . 

sammerischluss weltweit führender Fracht-Luftverkehrsunternehmen, gewonnen wer­

den. Die chinesischen Unterneh~en i~ d.iese~ Ve~bund ·pachten ihre Flugzeug~ bei 

der Tianjin Bohai Leasing, ~inem 'weiteren Tochteruntern~hmen de~ HNA Gruppe, zu­

ständig für Flugzeugfinanzierungen. 

Ferrier plant der Käufer eine Kooperation.mit der die Huawe! Gruppe, ein Qlobal agie­

render Kommunikations-·und Telekommunikationskonzerri, der die Flächen.9m Hahn 
. . 

. au~kunftsgemäß im Hinblick auf die mögliche· Etablierung ·eines Data Cent~rs ~nter-

sücht. Um diesen poter:itiellen Kunde·n eine optimale° Infrastruktur am Flughafenf,rank-
. . 

furt-Hahn bereitzustellen; plant der Käufer,g~meinsarn mit den strategischen Part·nern 

signifikjmte Investitionen iri . die. Flugh'a~eninfrastr~~tur .. Hierzu zählen ~nter anderem 

Investitionen in die (i) Termin8:linfras'truktur, (ii) lnfr~struktur zur Abfertigu_ng von 

schwerer Fracht, (iii) Flughafe11 Kommunikations-. und Instrumentenelektronik ·sowie in 

die (iv) Logistikir)frastruktur. · 

· Für diesen Zweck hat der ·Käufer einen lnve·stitionsplan entwickelt, · der nicht nur .die 

Entwicklung des· Flughafens in zwei Phasen unterstützen soll, sondern auch lnvestiti-. . . . . . . 

onen in die Region rund um den Flughafen Frankfurt-Hahn vorsieht. Die ~wei Phasen . 

enthalten insgesamt elf Vorhaben, die je nach Entwicklung des Flughafens flexibel 

entwed~r in Phas~ 1 oder 2 durchgeführt werden können. Die geplante Investitions-
. . . . . 

summe kann, _in Abhängigkeit von der tatsächlichen · Ges~häftsent_wicklung, v.~n an­

fänglich fest vorgesehene·n.56 ~io. Euro auf .·bis ·z.u 2'15 Mio. Euro··_bis z_um· Ja.hr ~0~4 

·ansteigen. 
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· 1h der Phase ·1: .(2016-2020) sind drei wesentliche Investitionen in Höhe von insgesamt . 

56 Mio-.. Euro vorgesehen: (i) :die E:rneuerung und' Erweiterung. d~r besteher,d~n 1~fra- . 
. . 

strukture!len Einrichtungen (insbesondere das Passagi~rterminal und die Frachtabfer- · 

· tigung), (ii) eine-Ve~bindung :z;ur Cen_tral E~rope Pipelin·e ·System (CEPS) pipeline ;o­

wie entsprechende Tre·i~stofftanks zur Durc~!eitung yon Kerosin und .(iii) die Erneue­

r:ung de( Einrichtungen zur Abfertigung von schwerer Fracht. Diese Investitionen die- . .. 
. . . 

nen ·insbesondere der Rückgewinn_ung vori Yangtze River Express söw\e der geplan­

ten Akquirierung · von weiteren chjnesischen Luftverkehrsunte~nehmer, aus der 
. . . . . . 

-·SkyTeam Cargo_Airline Alliance. Im Rahmf:n· d·ieser_ Investitionen si~ht.der Käufer-· in 

seinem Business Pl~n Investitionsbeihilfen des Landes Rheinland-Pfalz in Hölie ·von 

22,5 Mio . . Euro vor. !n P~ase · 1 'ist' option_al. au:ch· der Au~au einer Flugschule in 'zu­

sammenarbeit mit der·APE):( Flight Academy ays Taiwan u~d der Huawei Gruppe, ·die 

derzeit . au.eh .Initiativen . zur· tech.nologischen Ausbildung iri Deutschland fördert und . 
. . . . . . 

·_unterstqtzt, geplant. Eine ent~prechende Absichtserklärung-der APEX Flight ~cademy 

.wurde eb~nfa_il~ im ~uge ·des überarbeiteten Angebots durch ·der:-i B.ieter eingereicht. 

Ebenso ~ird gem~insam mit der China _Construction Gruppe die Entwicklung von Ge- . 

werbeimmobilien und einer Hotelanlage, in Zus.~mmenarbeit mit der deutschen }OU-
. . . 

rismusindustrie sowie der Bau e·ioes Altersheims untersucht. Diese Vorhaben werden 
·' 

· ausschließlich_ ?US Mitteln des Käufers ~nanziert, eine Lande.sförderung ·ist nic_;ht vor­

gesehen. 

In der Phase 2·(2020-2024) sind je na'Ch Entwicklung und Auslastung des 'Flughafens . . 

weitere i'nvestitionen von bis zu 1°34 Mio. Eur~ geplant. Hierb~i-sind nicht. nur direkte 
. . . . 

lnvestitione.n am Flughafen selbst vorgesehen (z.B„ Erweiterungsmaßnahmen der . . . 

~or:feldinfrastruktur),. sonde~n auch l~vestitionen in die Region rund u~.den Flugha.fen 
. . . 

· F_rankfurt-Hahn (z.B. Bau einer Ptic;>tovoltaik-Anlage1 Anschluss· d,es Flughafens a~ 

den Regionalverkehr), Diese _Investitionen würden unmittelbar ·das Wirtschaftsw·achs­

·tum in ·der Region stimulieren und somit zur Schaffung neuer Arbeitsplätze beiUagen 

(allei~e. am ·Flughafen sollen bi~ 2024 mindestens 50 neue Arbeitsst~ll~n geschaffen 
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. werden). Auch die.se Investitionen sollen ausschließlich .aus Mitteln des Käufers finan- : 

ziert werden. 

Durch Umsetzung der vorgenannten Maßnahmen -plant der Käufer, die Ertragskraf~ 

des Flughafens na<?hhaltig zu stärken und den derzeit defizitären Betrieb am Flugha­

fen pj.s zum Jahr 2021 in die operative Gewinnzone zu fü~r:~n. In .Übereinstimmung 

· mÜ . den einschlägigen europäischen Regularien · plant der Käufer· für den Zeitraum 

2016 ·:.. 2020 zum Ausgleich operativer Verluste Betri.ebsbeihilfen des Landes Rhein­

land-Pfalz in Höhe ,von insgesamt 25,3 Mio. Euro in diff Geschäftsplanung ein .. Ab. 

dem Jahr 2021 :sind keine weit,eren Betriebs~eihflfen vorgese~en„ 

. . 

bewertet das vorgestellte Unternehmenskonzept des Käufers insgesa_mt als 
. . 

sehr detailliert und .nachvollziehbar, insbesonder~ auch im 'Vergleich z~m Unterrieh-
. . . 

menskonzept der unterlegenen Bieter. Soweit möglich, erfolgte seitens ' eine 
• • . • • 1 

Plal,lsibilitätsprüfung. In diesem Rahmen hat sich auch entsprechende schriftli-

che Absicht~erklärungen ausgesuchter Partner vorle·geri lassen. 

„ Im Hinblick au'f die beschriebenen allge·meirien Rah_menbed.ingun_gen für eine künftige 
/ . 

· .Entwicklung des Flughafens Frankfurt-Hah_n kann jedoch ei8e Garantie für den Eintritt· 

· .der dem Unternehmenskonzept . des Käufers zu_grunde lieg~nden Annahmen natur~ 

ge~äß von keiner Stelle· abgegeben werden. Dies betrifft auch das Verhalten von 

Marktteilnehmern ·unmittelbar im Zusammenhang · mit der P~ivatisierung. So. h~t· etwa 

die· Nippon Cargö Airlines_ (NCA) $egenüber der Gesch~ftsführung der. FFHG im V'?r- · 

feld angekündigt,.den Flughafen ,Frankfurt:-Hahn nicht mehr anfliegen zu wollen, wenn 

eiri chinesischer Investor den Geschäftsanteil erwerben sollte. NCA trägt mit einem 

jährlichen Umschlag _ von . rund 20.000 to z;um _Frach.taufkomm~n . des _ ·Flughafens 

Frankfurt~Hahn 'b_ei. Der Käufer wird das Geschäftsmodell des Flughafens Frankfurt- . 

Hahn seinem Unternehinenskon?ept kurz- und mittelfristig ai:1passen wollen. ·Ob ~nd 

inwieweit dies au~h Auswirkungen ·auf die Passagierentwic.klung im Low~cost­

Segrnent haben wird, lässt ·sich he~te nicht si~her prognostizieren. Der Umfang des 
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. . . . . 

künftigen Engagements von ·.Ry;:mair am Standort urid die entsprechende Entwicklung 
. . . . 

der Passagierzahlen· werden. z~dem auch von einer Fortführung der Kooperation zwi-
. . - . . ! 

sehen dem Land und . Ryanair über die gemeinsamen A.ktivitäten ·zur Bewerbung tol.'.l- . 

ristischer Ziele in Rheinland~Pfalz abhängig sein. Hierzu fincien derzeit · Gespräche . 

statt. 

5. Beteiligung des Mitgesellschafters Land Hessen 
. . 

Das hessische Finanzministerium hat bereits Ende ?014· öffentlich die grundsätzliche 
. . . 

. . 
Bereitscha_ft des Landes· Hessen erklärt, seine 17,?0/o-Bet.eiligung an der FFHG eben-

falls zu ·veräußern: Die ursprünglich angedachte- gemeinsame ·Ausschreibung beider . . . . . 

· Geschaftsanteile ·stieß jedoch auf haushaltsrecht liche Vorbehalte im Land Hessen und 

erschien verfc1hrenstechnisch nicht praktikabel. Vor diesem Hintergr~nd war die _Aus- · 

Schreibung auf die Veräußerun.g des· 82,5%-qeschäftsanteils des Landes Rheinland­

Pfalz: ge.richtet. Um einem rnteresse der Bi'eter an einem yollständigen·Anteils~rwerb .­

Rechriung tragen zu können, .erfolgte während des Verfah.rens ein regefmäßiger In­

formationsaustausch mit. dem Land Hessen ·zu den wesentlichen Verfah.rensschritten. 

Die Auswertung der abgegebenen Angeqote durch 
. ~ 

·ergab, dass alle drei Bieter 

lntere~se am Erwerb auch-des hessischen Gescliäftsanteil.s bekundet haben, dies 

-~ . aber nicht als zwingende Bedingung für de~ Erwerb des Geschäftsanteils des Lan.des 

Rheinland-Pfalz· ansehen. Im Falle eines Verkaufs des he.ssischen· Geschäftsantei.ls 

hätte das Land ·Hessen von. den Neuausrichtungsmaßnahmen und dem· Ausschrei­

·bungsverfahren des Hauptgesellschafters mittelbar profitiert. Auf diesen möglichen 
1 • • • • • •• 

Zus~mmenhang wurde bereits in der S1tzu_ng des Ministerrat~ am 16. Dezember 2014 

hingewiesen: Ürn diesen Effekt zu begrenzen, wurden ·im Anteilskaufvertrag folgende 
.. . . . • . . ' 

Regelungen vorgesehen: 
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• Verkauft Hessen den Hessen-Anteil pinnen 36 Monaten zu einem höherer) 

Kaufpreis·ari den Käufer, ·so erhöht sich der angepasste Ba~is_kaufprei"s zugun.sten 

des Landes Rheinland-Pfalz nachträglich um ejnen ef)tsprechenden s·etrag 

(jeweils bezo._gen auf 100% der Geschäftsa~teile ). 

• Macht Hessen stattdessen von seinem Recht Gebrauch, den Hessen-Anteil dem· . . . . - . . . 

·Lan9 Rheinland-Pfalz.anzudienen, so tritt das ·Larid Rheinland-Pfalz. den Hessen-: 

Anteil · an den Käufer. ab, und zwar zw den im. Wesentlichen selben Bedingungen 

d_ieses Anteilskaufvertrages, was einem Kaufpr~is von 2.970.000 Euro entspricht. 

· • Sollte. das Land He$sen schließlich .ein Recht zur Veräußerung des Hessen-
. . 

Änte·il~ an d~.n Käufe.r ?'.LI _für diesen schlechteren Kond~_tiorien ~eilend machen,. so 

stellt das Land Rheinland-Pfalz den Käufer von -hieraus entstehenden Nachteilen 

in unbegrenzter Höhe fre'i. Ein solche~ Recht Hess~n~. ist nach Auffassung der · 

Anwälte beider Parteien im FFHG-C:,esellschaftsvertra·g ·nicht vorgesehen. Höchst 

· vorsorglich verlangten die Anwälte des „Käufers jedoch .eine solche R~gel~ng; im 

Gegenzug· wurde die vorstehend ·dargestellfe nachträgliche -Erhöhung des 

Kaufpreises bei Erwerb des Hessen-Anteils vereinbart. 

Nach .Beschlussfassung durch den Ministerrat und vor notarieller Beurkundung des 

Anteilskaufvertrages ist vorgesehen, da.s land Hessen als Mifgesellschafter über den 
. . 

beabsicl")tigten · Verkauf und die wesentlichen Konditionen zu informieren. Das Land 
/ . . . . 

Hesse_n kar;m dc!nn entspr~chend der Regelungen im Gesel.lschaftsvertra~ der FFHG . 

in~e-rhalb von 14_ Tagen wähle~, seinen Geschäftsanteil' für _ 1 !=uro an das Land_ 

. Rheinland-Pfalz abzutreten, sich für eine Veräußerung an· den Dritten zu denselben . . . . 

Konditionen zu entscheiden od_er den Geschäftsanteil zu halten und Qegebenenfalls in 
. . 

einem weiteren S.chritt unmittelbar zu veräußern. 

6. Beteiligung des Lan_desrechnungshofes 
. . . 

Das Ministerium der Finanzen hat dem Landesrechnung~hof entsprechend· der haus-
. . . . ' . . . 

haltsrechtlichen Vorgaben mit Schreiben vom 6. November 2014 die Verkaufsabsicht . . 
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~ach_- § 102 Abs, 1 Nr. 3 LHO angezeigt Ufld im Nachgang, mit Schreiben vom 

21. Oktober 201 s· den Verfah~ens9blauf- und Ve-rfahrensstarid ~argestellt. Die we~ent­

lichen Unterlagen au? dem Ausschreibungsverfahren, ·insbesondere. die Bekanntma­

ch.ung~n im Amtsblatt der Europäischen Union, die an die Bieter versandte0 Prozess­

briefe sowie _ein Entw~rf des Anteilskaufvertrages waren beigefügt M!t Schr~iben vom 

22: -Dezember ·2015 hat der Landesrechnungsh9f unter anderem urn Informationen-zu 

den Ergebnissen der Angebotseinholung urid der an~chließenden Verhandlungsphase 

gebeten und. eine entsprechende Präsentation durch . v~rgeschlagen. -Das Mi-

~ nisterium der Finanzen unterrichtet·e den Landesrechnungshof schriftlich über den . . . . . . . 

aktuellen Stand, dass drei Angebote innerhalb der ges~tzten Frist e_ingegang~n und 

dass mit allen drei Bi~tern VertragsverhandlungE:n aufgenommen worden . sind. Ein · 

Präsen.tat'ionstermin mit Vertretern von ifand am ?2. März' 2016 im Finanzminis­

terium statt~ Vor der notariellen Beurkundung des Anteilskaufvertrages soll eirie ·.weite­

re Unter~ichtung des Landesrech'nungsbofes erfolgen. - . 

. . 

Der Mini·sterrat hat in seiner Sitzung am 24. März 20~ 5 auch _darum gebeten, den Be-

auftragten für Wirtschaftlichkeit in den abschließenden· En_tscheidungsprozess recht­

zeitig vor Zuschlagserteilung: einzubeziehen und m_it diesem das konkrete Ve_rfahren 

abzustimmen. Eine Abstimmung zwischen _dem Ministerium des-Innern·, ·für Sport und · 

~ Infrastruktur Lind ·dem Beauftragten_ für Wirtschaftlichkeit ergab, das~ dieser neben 

einer Beteiligung des Lande·srE:Jchnungshofes-eine_zusät~lid19 Beteiligung des Beauf-
- . 

tragten für Wirtschaftlichkeit nicht für erforderlich erachtet. 

7. Beteiligµng de~ Parlaments 

Nach §. 65 Abs. '7 LHO bedarf die Ver~ußerun·g von Anteilen an Unternehmen mit_be­

sonderer :Bedeutung der Einwilligung des Landtag·es, soweit deren Veräußerung im 

Haushaltsplan nicht vorges~~en urid nicht aus zwi~genden Gründ_en eine Ausnahr,e . . . . 

geboten ist. Ist die Einwilligung nicht einge~olt worden, so _ist der Landtag a1$bald von 

der Veräußerung zu unterrichten. Bei der FFHG handelt es sich schon im Hinblick auf 

die strukturpolitische Relevanz und das finanzielle· ~ngagernenf des Landes um ein 
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Unternehmen mit besonderer Bedeutung. Das Ministerium der Finanzen war an dem 

Verkauf sproz~s·s. beteilfgt. 

Nach § 64 Abs. 2 LHO bedarf die Veräußerung von Grundstücken von erheblichem 

Wert oder besonderer B~deutung der Eiriwilligung des Landtages, soweit deren Ver.., 

äußerung ini Haushaltsplan n1cht vorgesehen und nicht aus zwingenden Ö~ünden ei-. 
. . . 

ne Aus~ahme_ geboten ist. Ist die Zustim·mung nicht eingeholt worden, so ist der L_an~-

tag alsbald von der Veräußerung zu· unterrichten. Hinsichtllch de~ in dem ,Anteilska~f-

~ Vertrag vorgesehenen. Optionsrechts ist nicht _auszuschließen, dass die·von. der Opti- .. 

onsausübung durch die FFHG betroffenen . landseitigen Grundstücke solche von er­

hebfich~m V:J~~ ·oder b~s~nderer Bedeutung sein können. ·: 

-~ 

Nach § 39 _Abs·. 1 L,HO bedarf dre Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sons­

t_igen Gewährleistungen, die_ zu A~sga~en in künftigen Haushaltsjahren fülye~ kön­

nen, der· Ermächtigung dwrch Landesgesetz, die der Höhe nach bestimmt ist. : Die im 

Anteilskaufvertrag v~rgesehenen Garantie~ zugunsten des Käufers ··be~ü_rfen, iri.sbe-: 

sondere hinsieht.lieh der Umweltgarantie einer entsprechenden gesetzlichen Ermäch-
. . . 

tigung. 

. . . . 
D\e beschriebene Beteiligung· des Parlaments soll in Form einer Gesetzesvorlage er-

. . . . 
folgen, die auch die nach§§ 39.Abs. 2 .S: 1,,64 Ab·s. 1, 65 Abs. 2 LHO notwendig~n 

hausha!tsrechtlichen Einwilligungen: des Mini~teriums der Finanzen ersetzt. 'C>ies· ist 

Voraussetzung für. den Vollzug des Änteilskaufvertrag~s. b~s entspr~ctiend~-Gesetz­

gebungsverfahren soll so eingeleitet werde.n, . dass ein Ge:5etzesbeschluss no~ti vor . . . . 

der parlamentarr~?hen :Sommerpause -erfolgen kann. 

1_11. Gesellschafterdarlehen 

Auf Basis der . Entscheidung des Ministerrats vom 12. Januar -2016 wurde zwischen . . . . . . 

dem Land Rheinland-Pfalz und der FFHG mit Datum vom 26. Januar 2016 ein Gesell-

. schafterdarlehensvertrag mit einer Höchstsumme von 34 Mio. ~uro gesch_los.sen: Zfel 
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war die, vorsorgliche Sicherstellung der Liquidität für den Zeitraum bis Ende 2017; -die · 

aus ·handelsrechtlicher Sicht Voraussetzung für ·eine positive Fixtführungsprognose . . . . . ' . 
war. Es ·ging insbesondere um die Abdeckung des Zeitraums -bis zur Übern13hme des 

Geschäftsanteils durch einen Erwerber, also bis zum Vollzug eines Ariteilskaufvertra-
. . . 

ges. Der Darlehensvertrag ist im Zuge d~s-Vollzugs des Anteilskaufvertrages zu be- · 
. . 

enden. Auszahlungen sind bis heute nicht erfolgt.. 

Nach Angaben der FFHG ist n{:lch deren Liquiditätsplanung davon auszugehen, dass · 
• • 1 

~ Auszahlünge·n aus dem Darlehensvertrag ab Juni/ Juli .2016 erforderlic~ werden. Es 

ist, wie bereits beschrieben, v_orgesehen, dass sich der Basiskaufpreis um eine etwa 

bis zum Volizugstag au·sg~reichte· Darf ehensvaluta aus dem Gesellschafterdarlehens­

vertrag verringert, ·weil . die Gesellschaft diese nach Beendigung des Darlehensvertra­

ges zurückführen muss. 

D. 

·Finanzielle Auswirkungen 

Der Abschluss des VerkaufsprozesSE?S führt· nach Zahlung-des vereinbarten Kaufprei-· · 

s"es zu entsprechenden über.planmäßigen Einnahmen im· Landeshaushalt 2016 in Ka­

pitel 03 75. 

. . 

Die Lwftver_k~hrsleitlinien der f::uropäischen Komm·ission aus 2014 sehe'ri vor„ dass der 

Staat Flughäfen· in begrenztem Umfang finanziell unterstütz~n darf. Dabei gehl es ne­

ben der Erstattung von Sicherheitskosten insbesondere wm Betriebsbeihilfen bis zum . . . . . . 
Ablauf des Übergangszeitraums iri 2024 -und· um Investitionsbeihilfen. In ··den . Aus­

schreibungsbedingungen hat das Land die kQnftige Förderung der Flughafengesell-
. . . . . ' . 

schaft _auch nach e_iner· Privatisierung nach den Vorgaben der Luftverkehrsleitlinien 
. . . 

beschränkt und zusätzlic_h die sich aus dem-Geschäftsplan der -~FHG in bisher'iger 
. . . 

Landesträgers.chaft erforderlichen Höchstfordersummen b_erücksichtigt. Die abgege..: 
. . 

benen Arigeb·ote berücksichtigen die~e Vorgaben · und sehen die Inanspruchnahme 

von B_eihilfen im dargestellten Umfang ·vor. 
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Der Anteilskaufvertrag sieht dementsprech~nd vor,. ~:lass das Land bis 20·24 der FFHG 

Sicherheitskosten im Bereich Brandschutz und Rettungsdien~t in· Höhe von insge?amt 

bis zu ~7 Mio.· Euro bei einem maximalen Fördersatz von 100% der Kosten, aufgeteilt . 

in jährliche Höchstbeträ.ge, erstattet. Der Anteilskaufvertrag _·sieht zudem Betrieb_sbei­

hilfen an dfe· F_FHG in Höhe .von insgesamt bis zu 25,3 Mio. Euro, aufg~teilt in mehrere . 

jährliche Tranchen, vor. Dieser Höchstbetr.ag errechnet sich nach den-Luftverkehrsleit:.. 
: . . . ' . . . . 

linien der .Europäischen Kom~ission aus Finanzdatim der FFHG aus ·der Verg.angen-
. . . 

~ . heit un_d besUmmt die anfängliche ·operative Finanzierung~lücke. in der G~sellschaft . . 

Hinsichtlich der . in den Ausschreibungsbedingungen ebenfalls. in AÜssicht gestellten 
. . . . . . . 

ln'{estitionsbeihilferi in Höhe von bis zu 22,6 Mio.- Euro· bis 2024 sieht der Anteilskauf-

vertrag kefne verbindlichen Regelungen vor .. Die Förderung von ln:vestitionsmaßnah_. 

men des Käufers wird .sich an dessen Planungen orientferen Lind bedarf jeweils der . 
. . . . . . 

Genehmigung durch die. Europäische Kommission. 

Der Haushal_tsplan _2016 sieht in Kapitel 03 75 Möglichkeiten zur E_rstaUung von Si­

·cherheitskosten und für Beihilfezusagen vor. Die Gewährung erfolgt im Zusam_men­

hE1ng mit dem Vollzug des Anteilskaufvertrages d~rch Zuwendungsgrundbescheide. In 

.de~ Jahren nach 2024 sind sich weiter v~rrin~ernde Ausgaben. zu 'erwarten . 

. Etwai_ge lnanspr.uchnahmen aus den oben· genannten Garantien zugunsten des Käu-
. . . . . . 

fers· könnten zu we'iteren, mit heutigem Kenntnisstand nicht bezifferbaren. Ausgabe-
. . . 

ve~pflichtungen führen. _ 

Für. den Abschluss der Transaktion erhält-; i neben den ·antallende~ aufwandsab-

häng'.~en BeratE?rhonoraren eiri vereinbartes .Eiiolgshonor~r in Höhe von 56_.000 ~uro 

(netto). Auch nach Abschluss ·des Anteilskaufvertrages und über deh Vollzugzeitpunkt 

hinaus _ist mit Beratungskosten; wenn auch in einem vor_aussichtlich deutlich geringe-. 
. . . . . 

ren Umfang, weiterhin· zu rec.hnen. Dies gilt ~tyva auch hinsichtlich der laufenden. Ve.r-

fahren gegen beide Beihilfeentscheidungen ·d~r Europäische.n Kömn{ission vo~ dem 
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Europäischen Ger'icht, in denen das Land Rheinland-Pfalz als Sfreithelfer der Europä-: 
. . . . . 

isch<;m Kommission auftritt, und hinsichtliGh künftiger Notifizierung~~erfahren für Inves­

titionsbeihilfen. 

Die beschriebenen finanziellen Au$wirkungen resultieren aus dem Verkaufsprozess. 
' ' 

Unberücksichtigt bleiben demgege.nüber Maßnahmen zur Sanierung urid Entwicklung 

landseitiger.Flächen und deren finanzie.ile Folgeri, die insbesondere den Vorhabenträ-
. ... .. . . . 

gefn LBB, · Landesbetrieb Mobilität, EGH-Entwicklungsgesellschaft Hahn mbH ·und 
. . 

dem Zweckverband Flughafen_ Hahn obliegen. N~ch -Abschluss des Verkaufsprozes-

ses sollten die ·san_ierungs- und Entwicklungsaufgaben. auf ~er Landseite ·in. einer 
. . 

Hand· konzentriert und dem LBB zugewiesen werden. Dieser i'st bereits größte~ Eigen-

tümer auf der Lands_eite „und verfügt. üb~r die erforderlichen Ressourcen und Erfah- · 
. ' 

rungen in.Bezug ·auf die Entwicklung von Immobilien und der Konversion ... Dies würde 

. auch dazu führen, dass der- LBB als einheitlicher Anspr,echpartner für Investoren fun­

giert Ünd sich dadurch die Vermarktungscha_ncen verbessern . 
. • ' 

Zur weiteren Aufwertung der Landseite ist in den nächsten Jahren mit voraussichtli-. ' ' 

. . 
chen Ausgaben in Höhe von jährlich 5 Mio. Euro aus der Bewirtschaftung der Fläche 

des LBB am Flughafen Frankfurt-Hann für Abrissarbeite~ (ca. 1 Mio. Euro), . Instand- · 

. haltl!ngsarbeiten (ca. 1,2 Mio. Euro), Schadstoffbeseitigunge~ (ca._ 2,0 Mi~. Euro) so­

wie der Hausbewirtschaftung (ca. 0,8 Mio. Euro) zu ~echnen: Darüber hinaus ist, 

wenngl~ich für yerschiedene se·relche schon· belasfüare Kostenschätzungen vorlie-
. . . 

gen, die Gesamtsumme der zur Vermarktung· der .Fl.ächen am Flughafen Hahn nötigE?n . . . . . . . 

Mittel nicht.hinreichen~- bestimmbar. Nach.Angaben des LBB beläuft sich die lnvestiti-

. onssumme, .insbesondere auch für die_ Erschließung des ·Logistikparks· Cargo Nord· mit . · 
. . . . 

einer Fläche von· rund 2s· ha, auf ein absolutes Minimum \(011 30 Mi0. Euro und deckt . 
: . . 

. definitiv nicht die letztlich zur ErreichÜng der Marktreife der Gesamtfläche von derzeit . . : .. . . . . ·. ., 

- · · r~nd 1.65 ha e~orderli~hen Kost.en. Eine Ents~heidung über die ·tatsächliche Höhe 

. müss jedoch im Rahmeh der laufenden Haushaltsberatungen getroffen werden. 
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Ergebnis der Ressortbeteiligung 

Oie Vorlage ist mit dem Min.isterium der Finanzen abgestimmt. 

In Vertretung 
. ·1 
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~ Staatssekretär 

·Anlage -

·- Entwu'rf des.Anteilskaufvertrages 

Entwürfe der Zuwendu_ng·sbescheidE: : 
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Bu`e^kdb�dbifpqbq�fpq*�rka�slk�abo�Hlkwbokjrqqbodbpbiip`e^cq�Do^ka�@efk^�>fo�@l,�Iqa�&†Do^ka�@e^k^�>fo'�
hlkqoliifboq�tfoa,�Do^ka�@efk^�eÇiq�12*62#�>kqbfi*�mbo�1/,�Abwbj_bo�0./2�k^`e�>rphåkcq�abo�A?P�?^kh�Molpmbhqrp�
slj�7,�>mofi�0./3*�abo�sboâccbkqif`eq�troab�tbdbk�abo�Bjfppflk�bfkbo�RPA�13.,...,...�0+gÇeofdb�
P`eriasbop`eobf_rkd�abo�Do^ka�@efk^�>fo�&Elkd�Hlkd'�Ifjfqba*�d^o^kqfboq�aro`e�E^fk^k�>foifkbp�@lom,*�Iqa�rka�
Do^ka�@efk^�>fo�@l,*�Iqa*�rka�klqfboq�^k�abo�Pfkd^mlob�Bu`e^kdb�Pb`rofqfbp�Ifjfqba�E^kabipmi^qqcloj,�Do^ka
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@efk^�>fo�tfoa�dbjbfkp^j�dbe^iqbk�slk�abo�E^fk^k�Molsfk`b�I^kabpobdfborkd�&26*4#'*�afb�EK>�Dolrm�&10*6#'�
rka�Dblodb�Plolp�&/6*0#'*�abo�pbfq�/773�^ip�Fksbpqlo�_bf�E^fk^k�>foifkbp�bkd^dfboq�fpq,

Abo�Fksbpqlo�fpq�pbeo�wrsbopf`eqif`e*�a^pp�aro`e�afb�i^kdgÇeofdb*�sboqo^rbkpsliib�Dbp`eÇcqp_bwfberkd*�afb�Ao,�@elr�
jfq�abo�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm�&_âopbkklqfboqb�Ql`eqbodbpbiip`e^cq�abo�†hliibhqfs �dbe^iqbk�^_bo�grofpqfp`e�
kf`eq+pq^^qf`eb�@efk^�Pq^qb�Bkdfkbbofkd�@lomlo^qflk*�Iqa,*�?bfgfkd*�afb�cåeobkab�?^rcfoj^�@efk^p'�rkqboeÇiq*�rka�
aro`e�afb�?bwfberkdbk�Ao�@elrp�rka�Per�Tbf�Alkd�wr�Dbp`eÇcqpm^oqkbo�fk�abo�EK>�Dolrm*�slokbejif`e*�^_bo�
kf`eq�_bp`eoÇkhq�^rc�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp*�abo�Plwf^isboqoÇdif`eb�†C^fo�Ab^i �cibuf_ibo�Fksbpqfqflkpmi^k�afb�?^pfp�
bfkbo�k^`ee^iqfdbk�pqo^qbdfp`eb�M^oqkbop`e^cq�_fiabq*�afb�slk�Ao*�@elr�dbcåeoq�rka�hlloafkfboq�tfoa*�a^�bo�fj�
K^jbk�slk�PVQ�e^kabiq�rka�fkafobhq*�afb�Fkqbobpbppbk�abppbkp�Dbp`eÇcqpm^oqkbo�&EK>*�@efk^�@lkpqor`qflk'�
sboqofqq,�Afb�bopqb�J^ëkbejb�abo�EEK�>dbka^�0.0.�Pqo^qbdfb�J^ohbqfkd�Fkfqf^qfsb�fj�?^pb�@^pb+Pwbk^ofl�
clhrppfboq�^rc�afb�p`ekbiib�Oå`hhbeo�slk�EK>�>sf^qflk�Dolrm�Jfqdifba�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp*�pltfb�afb�
Dbtfkkrkd�slk�Jv@>ODL�&bebj^ifdb�>@Q*�tl�Ao�@elr�coåebo�bkd^dfboq�t^o'�rka�_fp�G^eobpbkab�0.0.�afb�
Dbtfkkrkd�slk�/+0�Jfqdifbabo�abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�>iif^k`b�&@efk^�@^odl�>foifkbp*�@efk^�Plrqebok*�@e^fk^�
>foifkbp�@^odl9�pfbeb�†>dbka^�0.0.�Pqo^qbdfb�J^ohbqfkd�Fkfqf^qfsb �l_bk�fk�abo�†Bub`rqfsb�Prjj^ov �
Wrp^jjbkc^pprkd*�fkpdbp^jq�jfq�Ciådbk�wr�_wt,�slk�4�fkqbok^qflk^ibk�`efkbpfp`ebk�Co^`eq+�rka�
Ircqc^eoqaobehobrwbk8�Pe^kde^f�&MSD'*�?bfgfkd&MBH'*�Dr^kdwelr�&@>K'*�Hrkjfkd�&HJD'*�Elkd�Hlkd�&EHD'�rka�
Q^fmbf�&QMB'9�efkwr�hljjq�Jv@>ODL�jfq�abj�Ircqc^eoqaobehobrw�Fpq^k_ri�&P>T',�>iib�Cirddbpbiip`e^cqbk�e^_bk�
dolëoÇrjfdb*�i^kdpqob`hbkq^rdif`eb�?lbfkd+Cirdwbrdb�&525*�545*�555*�565'*�afb�^r`e�fk�E^ek�dbt^oqbq�tboabk*�
fj�?bqofb_*�a^�abo�abowbfqfdb�EEK+M^oqkbo�E>FQB@�a^cåo�bfkb�Wboqfcfwfborkd�e^q�&jfq�>rpk^ejb�slk�abo�?lbfkd�
565*�tl_bf�Ao�@elr�aro`e�pbfkb�Hlkq^hqb�wr�?lbfkd�efbo�Rkqbopqåqwrkd�ibfpqbk�h^kk',�Afb�Phv�Qb^j+

Cirddbpbiip`e^cqbk�pfka�_bobfqp�Ib^pfkdkbejbo_bf�abo�EK>�Dolrm�Qf^kgfk�?le^f�Ib^pfkd,�Afbpb�Cirddbpbiip`e^cqbk�
e^_bk�^r`e�bfk�Fkqbobppb�^j�Wrd^kd�wr�hlpqbkdåkpqfdbj�Cird_bkwfk�fk�Brolm^*�tfb�EEK*�pl_^ia�abo�>kp`eirpp�
^k�abo�@BMP+Mfmbifkb�ob^ifpfboq�fpq�rka�afb�kbrb�Q^khi^dbo�db_^rq�tfoa�&sdi,�Molgbhq�Ko,�1',

1�Tfoqp`e^cqif`eb�O^ejbk_bafkdrkdbk
1,/�J^holâhlkljfp`eb�Qobf_bo8�Tbiqe^kabi�rka�E^kabip_bwfberkdbk�wtfp`ebk�Brolm^�

rka�@efk^
@efk^�dbeâoq�wr�abk�^j�p`ekbiipqbk�t^`epbkabk�Slihptfoqp`e^cqbk�abo�Tbiq�&wrowbfq�5#�T^`epqrj�fj�
?orqqlplwf^imolarhq�cåo�a^p�/,�E^i_g^eo�0./3'*�k^`e�?orqqlplwf^imolarhq�dil_^ib�Ko,�0�efkqbo�abk�RP>,�Cåo�abk�
tbiqdoâëqbk�Bumloqbro�fpq�bccfwfbkqb�Ildfpqfh�rka�Afpqof_rqflk�abo�molarwfboqbk�E^kabipdåqbo�slk�ebo^rpo^dbkabo�
?babrqrkd,�A^oå_bo�efk^rp�fpq�@efk^�jfqqibotbfib�doâëqbo�Fjmloqbro�abrqp`ebo�T^obk,�}hlkljbk�pbebk�a^p�
k^`ee^iqfdb�Tfoqp`e^cqpt^`epqrj�fk�@efk^�_bf�aro`ep`ekfqqif`e�6#�m,^,�_fp�0.1.,�Fk�0.1.�tfoa�@efk^�^r`e�abo�
doâëqb�E^kabipm^oqkbo�Abrqp`ei^kap�_babrqbkabo�Bumloqfkarpqofb�pbfk,�Abo�wbkqo^ibrolmÇfp`eb�O^rj�&efbo�jfq�
 ?irb�?^k^k^ �_bp`eofb_bk'�fpq�a^ebo�slk�eâ`epqbo�pqo^qbdfp`ebo�Obibs^kw�cåo�@efk^p�Slihptfoqp`e^cq,

Abrqp`ei^kap�tbiqtbfq�cåeobkab�Bumloqfkarpqofb�+�fkp_bplkabob�afb�P`eiåppbi_o^k`ebk�Fkarpqofb-�J^p`efkbk+

_^r*�>rqljl_fifkarpqofb*�@ebjfb�rka�Me^oj^�+�fpq�fk�elebj�J^ëb�slk�bccfwfbkqbo�rka�bccbhqfsbo�Ildfpqfhfkco^+

pqorhqro�fj�?bobf`e�Ircqco^`eq�^_eÇkdfd*�rj�abk�dil_^ibk�Tbqq_btbo_psloqbfi�^r`e�tbfqboefk�wr�e^iqbk�labo�
pld^o�^rpwr_^rbk,
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1,0�Fkarpqofbiib�Bkqtf`hirkdbk8�M^pp^dfbo+�rka�Ircqco^`eq^rchljjbk�wtfp`ebk�Brolm^�

rka�@efk^
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Nrbiib8�CCED

Fj�/,�Nr^oq^i�0./3�_bqord�a^p�M^pp^dfbo^rchljjbk�^iibo�`efkbpfp`ebk�>foifkbp�^rc�abk�Pqob`hbk�wtfp`ebk�@efk^�
rka�Brolm^�5*/�Jfiiflkbk*�t^p�bfkbj�35#+fdbk�>kpqfbd�wrj�Slog^eo�bkqpmof`eq,�TÇeobka�fk�abk�coåebobk�G^eobk�
a^p�aro`ep`ekfqqif`eb�T^`epqrj�pf`e�bebo�fj�kfbaofdbk�wtbfpqbiifdbk�?bobf`e�_btbdqb*�e^q�pf`e�a^p�T^`epqrj�
gåkdpq�pq^oh�_bp`eibrkfdq,�Fkpdbp^jq�e^q�pf`e�abo�fkqbok^qflk^ib�Sbohbeo�`efkbpfp`ebo�>foifkbp�wtfp`ebk�abj�
/,�Nr^oq^i�0./0�rka�abj�/,�Nr^oq^i�0./3�k^ebwr�sboalmmbiq,�Afbp�_babrqbq�bfk�aro`ep`ekfqqif`ebp�T^`epqrj�
slk�03#�m,^,*�tÇeobka�abo�dil_^ib�J^ohq�kro�rj�orka�2*/#�t^`epbk�tfoa�&Clob`^pq�0./2+0.02*�sdi,�?lbfkd*�
F@>L',

>ip�?bfpmfbi�cåo�abk�pqbfdbkabk�Ircqco^`eqsbohbeo�h^kk�>fo�@efk^�ebo^kdbwldbk�tboabk*�afb�^iibfk�wtfp`ebk�0./1�
rka�0./2�abk�Rjp^qw�jfq�abo�Abpqfk^qflk�Brolm^�rj�/4#�slk�OJ?�1*/�Joa,�^rc�OJ?�1*4�Joa,�pqbfdbok�hlkkqb,

Qb`eklildfp`eb�Bkqtf`hirkdbk8�Ph^ibk+�rka�Sbo_rkabccbhqb�fj�Ircqco^`eqsbohbeo

Afb�Bkqtf`hirkd�rka�?bobfqpqbiirkd�slk�dolëbk�Cirdwbrdbk�+�tfb�abo�?lbfkd�525�rka�>fo_rp�>16.�+�tfoa�aro`e�
afb�Dorkadbljbqofb�abo�?bwfberkd�slk�Slirjbk*�tbi`ebp�afb�Hlpqbk�fk�Obi^qflk�wrj�Lrqmrq�&J^qbof^i'�mol

1,1
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Bfkebfq�abp�Lrqmrqp�&H^m^wfqÇq'�_bp`eobf_q*�abcfkfboq,�>rp�Doåkabk�abo�Bfkc^`eebfq�dfiq�afb�>kk^ejb*�a^pp�bfkb�
Hrdbi�bfkb�L_bociÇ`eb�slk�>;�2�ko0�e^q*�tÇeobka�a^p�Slirjbk�aro`e�S;&2-1'ko1�_bpqfjjq�tfoa,�Tfoa�afb�CiÇ`eb�
sboalmmbiq�&O^afrp�jriqfmifwfboq�jfq�0>3'*�a^kk�sbodoâëboq�pf`e�a^p�Slirjbk�aro`e�0>/*3�rj�a^p�0*6+�c^`eb,�
?bqo^`eqbq�j^k�krk�afb�CiÇ`eb�^ip�J^qbof^i+Fkmrq�rka�M^pp^dfbo+�labo�@^odl+H^m^wfqÇqbk�^ip�Slirjbk*�a^kk�
kfjjq�a^p�SboeÇiqkfp�abo�CiÇ`eb�&Fkmrq'�wrj�Slirjbk�&Lrqmrq'�^_*�tbkk�a^p�>rpj^ë�abp�†HrdbidbcÇëbp �
^kpqbfdq,�Fj�C^ii�abo�Sboalmmirkd�abo�CiÇ`eb�sboofkdboq�pf`e�a^p�SboeÇiqkfp�^rp�CiÇ`eb�wr�Slirjbk�rj�1.#,�Afbpb�
bibjbkq^ob�Ildfh�abo�^k^ivqfp`ebk�Dbljbqofb�fpq�abo�P`eiåppbic^hqlo�wr�fjjbo�doâëbobk�Cirdwbrdbk*�
@lkq^fkbop`efccbok*�JfifqÇo�rka�Db_Çrabk,�CirdeÇcbk*�afb�Pq^oq+rka�I^kab_^ekbk*�Qbojfk^ip�rka�Co^`eq^_cboqf+

drkdppbosf`bp�e^_bk*�rj�pli`e�dolëb�Cirdwbrdb�^rcwrkbejbk*�pfka�wrkbejbka�dbco^dq,

Ircqsbohbeop^rchljjbk�fpq�^rcdorka�abo�dil_^ibk�rkbfkebfqif`ebk�tfoqp`e^cqif`ebk�Bkqtf`hirkd�sli^qfi,�Bfkfdb�
Obdflkbk�t^`epbk�a^ebo�p`ekbiibo�^ip�^kabob,�CirdeÇcbk*�abobk�Sbo_fkarkdp^rchljjbk�^rc�>foifkbp�
hlkwbkqofboq�pfka*�afb�kro�k^qflk^i�_wt,�abk�Ebfj^qhlkqfkbkq�_bafbkbk*�pfka�bfkbj�eâebobk�Ofpfhl�efkpf`eqif`e�
jâdif`ebo�Slirjbkoå`hdÇkdb�^rpdbpbqwq*�^ip�CirdeÇcbk�jfq�>foifkbp*�afb�jbeobob�sbop`efbabkb�Hlkqfkbkqb�
_bafbkbk�&Ilkd�E^ri'*�Afb�Botbfqborkd�abp�dbldo^mefp`ebk�>ktbkarkdp_bobf`ep�cåeoq�wr�bfkbo�eâebobk�
H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�rka�wr�bfkbo�Hlpqbkobarhqflk,�CirdeÇcbk�pfka�pbeo�h^mfq^ifkqbkpfs�rka�e^_bk�a^ebo�eleb�
Cfuhlpqbk*�kf`eq�kro�tbdbk�abo�Dorkapqå`hb�rka�Db_Çrab*�plkabok�^r`e�aro`e�a^p�el`epmbwf^ifpfboqb�Mboplk^i*�
a^p�rk^_eÇkdfd�slj�Sbo_fkarkdpslirjbk�slodbp`eofb_bk�fpq,�A^ebo�dbtÇeoibfpqbq�afb�dbldo^cfp`eb�
Afsbopfcfwfborkd�bfkb�eâebob�>rpi^pqrkd�abo�_bpqbebkabk�>ki^dbk�rka�>rpoåpqrkdbk,

1,2�Tbqq_btbo_ppfqr^qflk8�CirdeÇcbk�fk�Abrqp`ei^ka
M^pp^dfbosbohbeo

Abowbfq�_bafbkbk�fk�Abrqp`ei^ka�17�CirdeÇcbk�abk�J^ohq�cåo�M^pp^dfbosbohbeo�&Mofs^qobfpbkab*�Qlrofpjrp*�
Dbp`eÇcqpobfpbkab',�Obdflk^ib�CirdeÇcbk�tfb�EEK�molcfqfbobk�a^_bf�slk�abk�Bfktlekbok�^rp�feobj�afobhqbk�
Bfkwrdpdb_fbq�fk�Hlj_fk^qflk�jfq�^qqo^hqfsbk�>foifkb^kdb_lqbk�tfb�w,?,�Ov^k�>fo,�Ibafdif`e�1�abrqp`eb�CirdeÇcbk�
_bqobf_bk�Aobehobrwb8�Co^khcroq�^j�J^fk�rka�Jåk`ebk�&_bfab�Ircqe^kp^'�pltfb�?boifk�&>fo�?boifk-Bjfo^qbp',�Abo�
Fksbpqlo�sboclidq�bfkb�^hqfsb�Pqo^qbdfb*�†>dbka^�0.0.�Pqo^qbdfb�J^ohbqfkd�Fkfqf^qfsb *�abk�Cirde^cbk�EEK�
hlkpbnrbkq�^ip�brolmÇfp`ebp�Aobehobrw�cåo�bfkb�Çrëbopq�^qqo^hqfsb�Kfp`eb�^rpwr_^rbk8�CirddÇpqb�^rp�>pfbk�_wt,�
@efk^,�Afbpb�Pqo^qbdfb�fpq�bfk�hi^obp�>iibfkpqbiirkdpjbohj^i�fj�Ircqsbohbeo*�fkp_bplkabop�a^aro`e*�a^pp�afb�
Hlpqbk�cåo�a^p�Tfbabo^rcq^khbk�tbpbkqif`e�dbpbkhq�tboabk�h^kk�aro`e�afb�Jfkaborkd�abo�Qo^kpmloqhlpqbk�cåo�
Cird_bkwfk�&@BMP+Mfmbifkb',�A^p�EEK+Aobehobrw�tfoa�Pmbf`ebk�_bafbkbk*�afb�wr�^iibk�E^rmqcirdeÇcbk�fk�
Abrqp`ei^ka�rka�Brolm^�cåeobk,�A^jfq�hâkkbk�afb�>kw^ei�slk�Cird_btbdbdrkdbk�boeb_if`e�boeâeq�tboabk,�
Afbpbp�dfiq�fkp_bplkabop�cåo�afb�Ebfj^qcirdeÇcbk*�afb�slk�0.�Cirddbpbiip`e^cqbk�abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�
>iif^k`b�^kdbcildbk�tboabk,�Bp�pfka�6�brolmÇfp`eb�rka�2�`efkbpfp`eb�fkqbok^qflk^i�qÇqfdb�
M^pp^dfbocirddbpbiip`e^cq*�afb�^r`e�Co^`eq�jfq�qo^kpmloqfbobk*�afb�wro�afbpbj�Sbo_^ka�dbeâobk,�>iib�afbpb�
Dbpbiip`e^cqbk�e^_bk�Cirdwbrdb�jfq�H^m^wfqÇqbk�cåo�Qo^kpmloq�slk�M^pp^dfbobk�rka�Co^`eq,�Ao,�@elr�rka�PVQ�
e^_bk�buwbiibkqb�Dbp`eÇcqphlkq^hqb�wrj�Phv�Qb^j�@^odl�>iif^k`b�aro`e�abk�Mobpfabkq�slk�V^kdqwb�Ofsbo�
Bumobpp,�@efk^�Plrqebok*�afb�coåebo�hrowwbfqfd�afb�H^m^wfqÇq�slk�EEK�krqwqb*�fpq�b_bkc^iip�Jfqdifba�abo�Dormmb,

@^odl

Abo�abrqp`eb�Ircqco^`eqj^ohq�fpq�fj�Sbodibf`e�wrj�M^pp^dfboj^ohq�abrqif`e�tbkfdbo�co^djbkqfboq,�Afb�Qlm�3�abo�
abrqp`ebk�CirdeÇcbk�bfkp`eifbëif`e�EEK�cboqfdbk�orka�73#�abp�dbp^jqbk�J^ohqbp�^_,�Afb�Jâdif`ehbfq�abp�02-5+�
?bqofb_p�wrp^jjbk�jfq�wrpÇqwif`ebk�H^m^wfqÇqbk�rka�hlpqbkdåkpqfdb�?obkkpqlccsboplodrkd�tfoa�wrkbejbka�
wrj�pqo^qbdfp`ebk�Tbqq_btbo_psloqbfi�abp�EEK*�a^�Tbqq_btbo_bo�afbpb�kf`eq�_fbqbk�hâkkbk,�A^_bf�tfoa�EEK�
å_bomolmloqflk^i�afobhq�slj�pqbfdbkabk�E^kabipslirjbk�wtfp`ebk�Abrqp`ei^ka-BR�rka�@efk^�molcfqfbobk�
hâkkbk�rka�a^oå_bo�efk^rp�afb�dbmi^kqb�Bum^kpflk*�fj�Bfkhi^kd�jfq�abo�lccfwfbi�†BR+P`efk^�0.0.�Pqo^qbdfb�>dbka^�
clo�@llmbo^qflk �tfoa�bp�EEK�bojâdif`ebk*�bebj^ifdb�Hrkabk�&V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp*�Qe^f�Pjfib*�^r`e�_bh^kkq�
^ip�Qe^f�Tfkdp*�jâdif`ebotbfpb�@efk^�Plrqebok'�wroå`h�wr�dbtfkkbk*�pltfb�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�^rp�
abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�>iif^k`b�pfka*�afb�Cilqqbk�slk�Dolëo^rj+I^kdpqob`hbk�Cirdwbrdbk�_bqobf_bk*�afb�slk�
EK>%p�Qf^kgfk�?le^f�dbib^pq�pfka�rka�jâdif`ebotbfpb�fk�EEK�_bf�E>FQB@�dbt^oqbq*�fk�Pq^ka�dbe^iqbk�rka�å_boeliq�
tboabk,�Aro`e�mbopâkif`eb�?bwfberkdbk�jfq�abo�Rkqbokbejbkpcåeorkd�abo�EK>�Dolrm�&aro`e�?bqbfirkd�slk�
V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�^k�abo�Eliafkd'�h^kk�abo�Fksbpqlo�lekb�dolëbk�>rct^ka%�slk�abk�Hlkq^hqbk�wr�EK>�
>sf^qflk�Dolrm�Bumboqfpb*�slo�^iibj�slk�Ptfppmloq�rka�jvQB@EKFH*�molcfqfbobk,�Qf^kgfk�?le^f�Ib^pfkd�fpq�wrabj
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Ib^pfkddb_bo�cåo8�@efk^�>foifkbp�&Q^ft^k'*�@efk^�B^pqbok*�@efk^�Plrqebok*�Uf^jbk�>foifkbp,�A^p�Dbp`eÇcqprjcbia�
fj�BR+@efk^�Ircqc^eoqj^ohq�tfoa�slk�abk�CÇefdhbfqbk�abo�EK>�Dolrm�^_eÇkdfd�pbfk�pltfb�abo�pqo^qbdfp`ebk�
Cåeorkd�slk�J^k^dbok�tfb�Ao,�@elr�_bkâqfdq*�abo�a^p�Sboqo^rbk�slk�dil_^i�bum^kafbobkabk*�cåeobkabk�
`efkbpfp`ebk�Dolpprkqbokbejbk*�tfb�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm*�EK>�Dolrm�rka�Er^tbf�Dolrm�dbkfbëq*�rj�afb�
bocloaboif`ebk�J^ëk^ejbk�hlpqbkdåkpqfd*�p`ekbii�rka�bccfwfbkq�rjwrpbqwbk,

2�Pqo^qbdfb8�>km^pprkd�rka�Dbpq^iqrkd�abp�tfoqp`e^cqif`ebk�

Rjcbiap
Kloj^ibotbfpb�fpq�afb�>km^pprkdpcÇefdhbfq�slk�Rkqbokbejbk�^k�afb�J^ohqdbdb_bkebfqbk�^rpp`ei^ddb_bka�
a^cåo*�l_�pfb�^j�J^ohq�boclidobf`e�pfka�labo�kf`eq,�Afb�tfoqp`e^cqif`ebk�O^ejbk_bafkdrkdbk�pfka�kloj^ibotbfpb�
dbdb_bk�rka�hâkkbk�aro`e�Rkqbokbejbk�kf`eq�_bbfkcirppq�tboabk,�Cåo�Jlklmlifpqbk�dfiq�a^p�^iiboafkdp�kf`eq*�
a^�afbpb�afb�J^ohqmobfpb�pbi_pq�slodb_bk�hâkkbk�rka�kf`eq�^hwbmqfbobk�jåppbk,�A^p�Dibf`eb�dfiq�^r`e�cåo�
Jlklmplkfpqbk*�eÇrcfd�_bwbf`ekbq�^ip�K^`eco^dbjlklmlifpqbk*�bfkbo�J^ohqcloj*�_bf�abo�bfk�K^`eco^dbo�sfbibk�
>k_fbqbok�dbdbkå_bopqbeq*�Fk�bfkbj�K^`eco^dbjlklmli�obdbiq�abo�K^`eco^dbo�rka�kf`eq�abo�>k_fbqbo�afb�Mobfpb,�
Dbk^r�afbpb�J^ohqcloj�fpq�_bfj�EEK�^kwrqobccbk,�Ov^k^fo�e^q�c^pq�rkbfkdbp`eoÇkhqb�Mobfpcbpqibdrkdpj^`eq�rka�
krqwq�afbpbk�J^ohqsloqbfi�^rp*�fkabj�abrqif`e�kfbaofdbob�Mobfpb�aro`edbpbqwq�tboabk*�^ip�^j�J^ohq�å_if`e�pfka�
&rka�jâdif`ebotbfpb�obdri^qlofp`e�hlkcloj�tÇobk',�Afb�kfbaofdbk�?bqofb_phlpqbk�slk�EEK�cåo�_bpqfjjqb�
Cirddbpbiip`e^cqbk�pfka�a^ebo�kf`eq�abo�?bqofb_pbccfwfbkw*�plkabok�sfbijbeo�abo�J^`eq�abp�bfkwbikbk�K^`eco^dbop�
dbp`eriabq,�Afb�Sboe^kairkdpj^`eq�abp�Jlklmplkfpqbk�fpq�_bplkabop�dolë*�a^�bfk�jâdif`ebp�Wroå`hwfbebk�slk�
Ov^k^fo�^rp�E^ek�abk�Cirde^cbk�tfoqp`e^cqif`e�orfkfbobk�tåoab,

Abo�pqo^qbdfp`eb�Fksbpqlo�_fbqbq�bfkbk�>rptbd�^k*�abo�afb�>_eÇkdfdhbfq�slk�Ov^k^fo�sboofkdboq,�Abo�Fksbpqlo*�abo�
fj�Mloqlifl�bfkb�Molgbhqdbpbiip`e^cq�eÇiq*�^k�abo�wr�3#�abo�MoÇpfabkq�slk�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�&gbqwq�/..�#fdb�
Jfqdifba�abo�EK>�Dolrm'�_bqbfifdq�fpq*�fpq�fk�abo�I^db*�abk�M^pp^dfbo�rka�Co^`eqsbohbeo�slk�^pf^qfp`ebk�
Cirddbpbiip`e^cqbk�rka�aofqqbk�Cirdifkfbk*�afb�jfq�abj�Fksbpqlo�wrp^jjbk�^o_bfqbk�tliibk*�wr�dbtfkkbk,�Abo�
Fksbpqlo�e^q�slo*�0�kbrb�Cirddbpbiip`e^cqbk*�>R�>fot^vp�&†>R �fp�afb�?bwbf`ekrkd�slk�Dlia�fk�abo�@ebjfb'�rka�
abk�?fiifdcifbdbo�&@e^oqbo'�Ilkd�E^ri�?radbq�>foifkb,�Afb�Pfqr^qflk�abp�Fksbpqlop�Fpq�bfkj^ifd*�a^�bo�rka�pbfkb�
Dbp`eÇcqpm^oqkbo�fk�abo�Mlpfqflk�pfka*�abk�Tboq�abo�bfdbkbk�Dbpbiip`e^cqp^kqbfibk�slk�CCED�wr�_bpqfjjbk*�a,e,�
aro`e�^hqfsb�Dbpq^iqrkd�abo�Ircqc^eoqfkarpqofb�pltfb�abp�Rjcbiap�abp�Cirde^cbk_^rp�rka�abo�>rpoåpqrkdp+�rka�
Wrifbcbofkarpqofb�&w,?*�Bfkcirppk^ejb�^rc�afb�>kw^ei�abo�Ircqc^eoqdbpbiip`e^cqbk*�afb�Hlpqbk�abp�?^rp�slk�
wrpÇqwif`ebk�Cirde^cbkh^m^wfqÇq*�afb�Hlpqbk�abo�Bokbrborkd�abo�Cirdpf`eborkdpbibhqolkfh�rka�
Qbibhljjrkfh^qflkp^ki^dbk',�Rkqbo�afbpbo�Slo^rppbqwrkd�fpq�slk�bkqp`ebfabkabo�?babrqrkd�_bf�abo�
?bpqfjjrkd�abp�Rkqbokbejbkptboqp�fj�O^ejbk�bfkbo�Arb�Afifdbk`b*�a^pp�abo�?fbqbo�pf`e�di^r_tåoafd�
sbomcif`eqbqb*�bfkb�Pqo^qbdfb�rjwrpbqwbk*�afb�aro`e�>km^pprkd�rka�Dbpq^iqrkd�abp�tfoqp`e^cqif`ebk�Rjcbiap�abk�
mlpfqfsbk�Qrok^olrka�rka�afb�Bum^kpflk�_btfohq,�Bfk�pli`ebo�?fbqbo�bojfqqbiq�pbfkb�?btboqrkd�kf`eq�^rcdorka�
abp�dbdb_bkbk�Rkqbokbejbkprjcbiap*�plkabok�sfbijbeo�^rc�Dorkai^db�abp�Rjcbiabp*�a^p�bo�^ip�pqo^qbdfp`ebo�
Fksbpqlo�pbi_pq�_bbfkcirppbk�rka�pqbrbok�h^kk,

2,/�Sfpflk�rka�Jfppflk8�Plwf^isboqoÇdif`ebo�Qrok^olrka�rka�T^`epqrj
Afb�Sfpflk�abp�Fksbpqlop�_bpqbeq�a^ofk*�bfkb�plwf^isboqoÇdif`eb�P^kfborkd�rka�Bum^kpflk�abp�EEK�rjwrpbqwbk,�Fj�
Bfkhi^kd�jfq�abo�Rkqbokbejbkphriqro�abo�EK>�Dolrm*�sboclidq�abo�cibuf_ib�†C^fo�Ab^i �Fksbpqfqflkpmi^k�fj�a^p�
Wfbi*�†bqt^p�cåo�afb�Dbpbiip`e^cq�wr�qrk�rka�pljfq�cåo�^kabobk �&^rpaoå`hif`ebp�Tloqi^rq�abo�Jfppflk�abo�EK>�
Dolrm*�wr�abj�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�dbeâoq'9�pljfq�tfoa�plwf^ib�Dbob`eqfdhbfq�aro`e�Bfkwbiq^qbk�dbcâoaboq,�Rkqbo�
abo�Cåeorkd�slk�Ao,�@elr*�aro`e�afb�Dbtfkkrkd�slk�wrpÇqwif`ebk�M^pp^dfbo+�rka�Co^`eqcirddbpbiip`e^cqbk*�
_b^_pf`eqfdq�abo�Fksbpqlo*�abk�Tboq�abo�Fksbpqfqflk�abo�>kqbfipbfdkbo�k^`ee^iqfd�wr�pqbfdbok*�^_bo�dibf`ewbfq�afb�
?bp`eÇcqfdrkd�fj�Dolppo^rj�E^ek�wr�boeâebk�rka�afb�Nr^ifcfh^qflk�abo�>o_bfqkbejbo*�afb�^j�Cirde^cbk�qÇqfd�
pfka*�aro`e�Tbfqbo_fiarkd�wr�boeâebk,�Cbokbo�tboabk�Dbp`eÇcqpjâdif`ehbfqbk�cåo�jfqqbipqÇkafp`eb�
Rkqbokbejbk�dbp`e^ccbk*�afb�Molarhqb�rka�Afbkpqibfpqrkdbk�cåo�&/'�?^r�rka�Lrqplro`fkd�Cfojbk*�afb�slj�
Cirde^cbk�bkd^dfboq�tboabk9�&0'�Cirddbpbiip`e^cqbk9�&1'�Fjjl_fifbkmi^krkd�pltfb�+_^r�rka�+_bqofb_�slk�
>ki^dbk�&M^oh^ki^dbk*�Elqbi^ki^dbk*�Bfkh^rcpwbkqorj*�?åoldb_Çrab*�Jbeoc^jfibktlekeÇrpbo*�Cird^h^abjfb
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Pqrabkqbktlekebfj*�Cird^h^abjfb�Sbot^iqrkdp+�rka�Rkqboof`eqpdb_Çrab,�A^oå_bo�efk^rp�fpq�abo�Bfkp^qw�slk�
Pli^oqb`ekfh�&Melqlsliq^fh'�cåo�afb�Pqoljsboplodrkd�slodbpbebk*�rka�pljfq�tfoa�bqt^p�cåo�abk�P`erqw�abo�
Rjtbiq�cåo�håkcqfdb�Dbkbo^qflkbk�dbq^k,

Afb�Jfppflk�abp�Fksbpqlop�rkqbo�abo�Cåeorkd�slk�Ao,�Sf`qlo�@elr�fpq�bp*�Jbeotboq�aro`e�afb�Ob^ifpfborkd�slk�
Pvkbodfbmlqbkwf^ibk*�afb�pf`e�^rp�abk�dbldo^mefp`ebk�rka�ildfpqfp`ebk�pqo^qbdfp`ebk�Tbqq_btbo_psloqbfibk�abp�
EEK�rka�abo�ildfpqfp`ebk�}F`W�9W^f�F`W�IaSV �brolmÇfp`ebk�Ircqaobehobrw+Pqo^qbdfb�abo�`efkbpfp`ebk�
Obdfborkd�bodb_bk*�wr�eb_bk,�Afbpb�Pqo^qbdfb�fpq�fj�Bfkhi^kd�jfq�abo�Hllmbo^qflk�jfq�abo�BrolmÇfp`ebk�Rkflk�
&pfbeb�l_bk�†BR+@efk^�0.0.�>dbka^�clo�@llmbo^qflk '*�afb�Fkco^pqorhqrofksbpqfqflk�aro`e�`efkbpfp`eb�
Rkqbokbejbk�rka�Mofs^qfksbpqlobk�fk�Brolm^�slopfbeq,�Afb�wbkqo^ib�I^db�E^ekp�fk�abo�†?irb�?^k^k^ *�afb�02-5�
ildfpqfp`eb�Rkqbopqåqwrkd�rka�afb�?bpbfqfdrkd�abo�Pilqsbod^_b+?bp`eoÇkhrkd�fk�Sbo_fkarkd�jfq�abo�
hlpqbkdåkpqfdbj�Cird_bkwfkqo^kpmloq�aro`e�afb�@BMP+Mfmbifkb*�wfbebk�dbk^r�afb�^pf^qfp`ebk�Cirddbpbiip`e^cqbk�
^k*�jfq�abkbk�Ao,�@elr�i^kdcofpqfdb�Hlkq^hqb�^rcdb_^rq�e^q,�Dbo^ab�afbpb�Cirddbpbiip`e^cqbk�pfka�Jfqdifbabo�abo�
Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�>iif^k`b,�Pljfq�tboabk�afb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkdbk�rka�Ph^ibkboqoÇdb�boeâeq*�a^�pf`e�_bf�
abo�Sboalmmirkd�abo�Orkt^v+H^m^wfqÇqbk�afb�Pqå`hhlpqbk�mol�Bfkebfq�sboofkdbok,�Rj�afb�Pvkbodfbk�wr�
ob^ifpfbobk*�_b^_pf`eqfdq�abo�Fksbpqlo�_fp�wr�1�Jfqdifbabo�abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkbp�>iif^k`b*�afb�slk�rka�wr�
Aobehobrwbk�fk�>pfbk�cifbdbk�rka�brolmÇfp`eb�Jfqdifbabo�abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkbp�>iif^k`b*�afb�bkqi^kd�abk�
Pmbf`ebk�slk�rka�wr�EEK�sbo_rkabk�jfq�^kabobk�BrolmÇfp`ebk�DolppcirdeÇcbk*�^ip�tbfqbob�Hrkabk�wr�
dbtfkkbk,�Afb�^kabob�Fksbpqfqflkpmolgbhqbk�pfka�hljmibjbkqÇo�rka�eÇkdbk�a^slk�^_*�fktfbcbok�Ao,�@elr�jfq�
pbfkbo�Hlloafk^qflk�slk�BR+@efkbpfp`ebo�Hllmbo^qflk�fj�qo^kphlkqfkbkq^ibk�Cirdsbohbeo�Boclid�e^q�&a,e,�>kw^ei�
abo�wrpÇqwif`ebk�Cirddbpbiip`e^cqbk,

>WeUZnXfe_aVW^^5�J]S^W`(�g`V�MWdTg`VWXXW]fW

A^p�Dbp`eÇcqpjlabii�tfoa�fj�Tbpbkqif`ebk�aro`e�afb�Cbpqibdrkd�abp�Rjc^kdp�&P`^ib'�rka�abo�?obfqb�abo�
Pbdjbkqfborkd�&P`lmb'�_bpqfjjq,�>kdbpf`eqp�abo�Rkdbtfppebfqbk�abo�Tbiqtfoqp`e^cq�fpq�bp�klqtbkafd*�a^pp�fj�
Dbp`eÇcqpjlabii�dbkådbka�Cibuf_fifqÇq�_bpqbeq*�afb�Wrp^dbk�slk�Cfk^kwfborkd�abo�Bum^kpflk�rka�Afsbopfcfh^qflk�
slk�abo�>kw^ei�abo�tf`eqfdbk�Cirddbpbiip`e^cqbk�&rka�abobk�M^pp^dfbo+Jrqqbodbpbiip`e^cqbk'�^_eÇkdfd�wr�
dbpq^iqbk,

Abo�L_XS`Y�abp�Cird_bqofb_p�tfoa�aro`e�afb�H^m^wfqÇq�slk�Co^`eqqo^kpmloqbk�mol�G^eo�dbjbppbk�pltfb�afb�
^kqfwfmfboqb�>kw^ei�slk�Ircqc^eoqdbpbiip`e^cqbk�fk�abk�G^eobk�0./4+0.0.,�Aobf�Pwbk^ofbk�tboabk�fk�abo�
Dbp`eÇcqpmi^krkd�_boå`hpf`eqfdq�&bfkp`eifbëif`e�abo�Fksbpqfqflkpmi^krkd'8

2,0

í� ?^pb�@^pb8� /*0� Jfl� q-G^eo� cåo� 0+1� wrpÇqwif`eb� tf`eqfdb� Co^`eqcirddbpbiip`e^cqbk

&T^eop`ebfkif`ehbfq8�3.#'

ó�?bpq�@^pb8�0*3�Jfl�q-G^eo�cåo�2)�wrpÇqif`eb�tf`eqfdb�Co^`eqcirddbpbiip`e^cqbk�&T^eop`ebfkif`ehbfq8�11#'�
í� Nadef�@^pb8� .*3� Jfl� q-G^eo� cåo� .+/� wrpÇqwif`eb� tf`eqfdb� Co^`eqcirddbpbiip`e^cqbk

&T^eop`ebfkif`ehbfq8�/5#'

Afb�lmqfjfpqfp`eb�Sbowboorkd�_bf�abk�>kk^ejbk�å_bo�afb�T^eop`ebfkif`ehbfqbk�abo�H^m^wfqÇqp^rp_^r�Pwbk^ofbk�
+�qolqw�abo�Sboi^kdp^jrkd�abp�T^`epqrjp�abo�Tbiqtfoqp`e^cq�+�_^pfboq�^rc�abo�Hbokhljmbqbkw�abp�Fksbpqlop*�fk�
Hllmbo^qflk�rka�Hlloafk^qflk�jfq�abo�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm�&afb�bfkbk�7#�fdbk�>kqbfi�^k�abo�@efk^�
@lkpqor`qflk�?^kh�eÇiq'�pltfb�jfq�abo�EK>�Dolrm*�bfkb�k^`ee^iqfdb*�pq^ohb�Tbqq_btbo_pcÇefdhbfq�wr�boobf`ebk,�
Abo�Efktbfp�^rc�0�_fp�1�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�fj�?^pb�@^pb�fpq�bfkb�Sbobfkc^`erkd*�afb�^ip�pbeo�
hlkpbos^qfs�bfkwrpqrcbk�fpq,�WrpÇqwif`e�wr�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp*�afb�_bobfqp�feob�>_pf`eq�bohiÇoq�e^q*�
wroå`hwrhbeobk*�c^iip�PVQ�abk�Wrp`ei^d�_bhljjq�&pfbeb�rkqbk*�Wfccbo�/29�>_pf`eqpbohiÇorkd'*�afb�EK>�Dolrm�
hlkqoliifboq�^r`e�jv@>ODL,�Abkkl`e�tboabk�afb�hlj_fkfboqbk�I^arkdbk�afbpbo�wtbf�Cirddbpbiip`e^cqbk�
sbobfkc^`eq�^ip�afb�I^arkd�bfkbo�Cirddbpbiip`e^cq�cåo�afb�Mi^krkd�_bqo^`eqbq*�a^�pfb�_bfab�wro�EK>�>sf^qflk�Dolrm�
dbeâobk,�Abo�?^pb�@^pb�pfbeq�slo*�fj�Bfkhi^kd�jfq�>dbka^�0.0.�Pqo^qbdfb�J^ohbqfkd�Fkfqff^qfsb*�wrpÇqwif`e�wr�
V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�&bfkp`eifbppif`e�jv@>ODL'�/�labo�0�slk�2�jâdif`ebk�Wfbihrkabk*�a^slk�pfka�afb�aobf�jfq�
abo�eâ`epqbk�T^eop`ebfkif`ehbfq�Jfqdifbabo�abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�>iif^k`b�rka�pfka�_bobfqp�Ib^pfkdkbejbo�
slk�Qf^kgfk�?le^f�Ib^pfkd*�bfk�Jfqdifba�abo�EK>�Dolrm,�Afbpb�>rpt^ei�fpq�tbfqboefk�hlkpbos^qfs*�a^�afb�
Kbrdoåkarkdbk�abo�EK>�>sf^qflk�Dolrm*�>R�>fot^pv�rka�Ilkd�E^ri�?radbq�>fot^vp�
M^pp^dfbocirddbpbiip`e^cqbk�+�kf`eq�abj�Co^`eqcirddbp`eÇcq�wrdbloakbq�tboabk�hâkkbk�*�^r`e�tbkk�pfb�Co^`eq�
qo^kpmloqfbobk�rka�pfka�t^eop`ebfkif`e�Ib^pfkdkbejbo�slk�Qf^kgfk�?le^f�Ib^pfkd�pfka,
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Afsbopfcfwfborkd�slk�Rjp^qwnrbiibk*�rj�k^`ee^iqfdbp�rka�pq^_fifbp�T^`epqrj�pf`ebo�wr�pqbiibk*�tfoa�aro`e�
Botbfqborkd�abo�?obfqb�abp�>kdb_lqp�pf`ebodbpqbiiq*�a^p�sfbo�Pbdjbkqb�&Ifkbp�lc�?rpfkbpp�labo�IL?p'�rjc^ppq,�
Wtbf�IL?p�pfka�qb`ekfp`e�jfq�abj�Cird_bqofb_�&>sf^qflk'�rkjfqqbi_^o�sbo_rkabk8�Fkco^pqorhqro�&Pq^oq+�rka�
I^kab_^ekbk*�Qboj^k^idb_Çrabk*�Cirdwbrde^iibk*�?obkkpqlccq^khi^dbo'9�Afbkpqibfpqrkdbk�&>_cboqfdrkd�slk�
M^pp^dfbo�rka�Co^`eq',�Wtbf�klk+>sf^qflk�Pbdjbkqb�pfka�Ob^i�Bpq^qb�&Fjjl_fifbk'�rka�Bkbodfb�
&Pqoljsboplodrkd',

Fkco^pqorhqro
L_tlei�wrowbfq�a^p�Pbdjbkq�Fkco^pqorhqro�kf`eq�fk�Cloj�bfkbp�bfdbkpqÇkafdbk�Ql`eqborkqbokbejbkp�
abo�Eliafkddbpbiip`e^cq�lod^kfpfboq�fpq*�pliibk�fk�Wrhrkcq�afb�Sbojâdbkptboqb�cåo�abk�?bqofb_�abo�
I^kab_^ek�rka�Ho^cqpqlccsboplodrkd�rka�P`erqw�rka�Pf`eboebfq�^ip�†Fkco^pqorhqro �wrp^jjbkdbc^ppq�
tboabk8�Pq^oq+rka�I^kab_^ek*�Qbojfk^i*�E^rmqcirdcbia*�^iidbjbfkbp�>sf^qflk+Cirdcbia�rka�@^odl+

Qbojfk^i,�>ip�pbm^o^qb�Pm^oqb�dbkbofboq�a^p�Pbdjbkq�Fkco^pqorhqro+RjpÇqwb�^rp�abk�Pq^oq+�rka�
I^kabdb_åeobk*�tÇeobka�a^p�Pbosf`b+Pbdjbkq�&pfbeb�rkqbk'�pbfkb�RjpÇqwb�^rp�abk�Pbosf`bdb_åeobk�
cåo�afb�M^pp^dfbob�boiâpq,�Afb�Hlpqbkj^k^dbjbkqqebjbk�fk�abj�Fkco^pqorhqro�Pbdjbkq�_bqobccbk�
qb`ekfp`eb�Bkdfkbbofkd�Pf`eboebfqpco^dbk�rka�pfka�a^ebo�nr^ifq^qfs�slk�abk�Qebjbk�abo�tbfq�tbkfdbo�
qb`ekfp`ebk�Qebjbk*�tfb�@^qbofkd*�Obfkfdrkd�rka�fkkbobo�Cirde^cbkm^pp^dfboqo^kpmloq*�^_wrdobkwbk,�
Abo�Mboplk^i^rct^ka�fk�Fkco^pqorhqro�pqbiiq�bfkbk�elebk�Cfuhlpqbk_il`h�a^o*�tbfi*�rk^_eÇkdfd�slj�
Sbohbeopslirjbk*�Pmbwf^ifpqbk�cåo�afb�Bfke^iqrkd�dbpbqwif`ebo�Slop`eofcqbk�_bkâqfdq�tboabk,�Pqobkd�
dbkljjbk�_bfke^iqbk�Cfuhlpqbk�fj�?bobf`e�Fkco^pqorhqro�^r`e�afb�&h^ihri^qlofp`eb'�Jfbqbk�abo�
Dorkapqå`hb*�^rc�abkbk�afb�Pq^oq+�rka�I^kab_^ekbk�pltfb�Qbojfk^ip�db_^rq�pfka�rka�cåo�Db_Çrab�^k�
pf`e,�C^iip�bfkb�Dbp`eÇcqpbfkebfq�bfkdbpbqwq�tåoab*�rj�afb�Fkco^pqorhqro_bqofb_phlpqbk�qo^kpm^obkq�wr�
dbpq^iqbk*�tåoab�dbwbfdq�tboabk*�a^pp�abo�Sboirpq�mol�?btbdrkd�fk�abk�Lmbo^qflkp�ao^pqfp`e�obarwfboq�
tboabk�hâkkqb*�pl_^ia�afb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�pq^oh�^kpqfbdb,

Fj�?^pb�@^pb�Pwbk^ofl�tboabk�0+1�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�^kqfwfmfboq�&pfbeb�Q^_biib�†>dbka^�0.0.�
Pqo^qbdfb�J^ohbqfkd�Fkfqf^qfsb �l_bk�fk�Qbfi�/�Bub`rqfsb�Prjj^ov�rka�/.�Cfk^k`f^i�Molgb`qflkp+�
>pprjmqflkp',�Fk�abo�Qrok^olrka�&P^kfborkdp+'�Me^pb�&Me^pb�/80./4+0.0.'�mi^kq�abo�Fksbpqlo�afb�
H^m^wfqÇqbk�^rc�/*0�Jfl�q-G^eo�wr�sboalmmbik*�rj�fk�abo�I^db�wr�pbfk*�abk�Cird_btbdrkdbk�abo�tbiqtbfq�
doâëqbk�rka�p`etbopqbk�Cirdwbrdb*�tfb�abk�>fo_rp�16.�labo�afb�?lbfkd�525*�?lbfkd�555�rka�bsbkqrbii�
?lbfkd�565+7�Aob^jifkbo�Cobfdeqbo�Ob`ekrkd�wr�qo^dbk,�>kdbpf`eqp�abo�^hqrbiibk�pbeo�dbofkdbk�
H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�tåoab�pli`e�bfk�Mi^k�Pfdk^ib�^k�afb�^pf^qfp`ebk�Cirdifkfbk�pbqwbk�rka�^rcwbfdbk*�
a^pp�EEK�^r`e�fk�abk�Pmfqwbk^rpi^pqrkdpwbfqbk�^rpobf`ebka�H^m^wfqÇq�wro�Sbocådrkd�eÇqqb,�Afb�^hqrbiib�
1*6..�Jbqbo�I^kab_^ek�fpq�dbbfdkbq�rka�fk�abo�I^db*�2.�Cird_btbdrkdbk�mol�Pqrkab*�a,e,�13.*...�
?btbdrkdbk�mol�G^eo*�^_wrcboqfdbk,�Cåo�a^p�Dbp`eÇcqpg^eo�0./2�_bqord�afb�W^ei�abo�Cird_btbdrkdbk�
0.*621*�t^p�bfkb�4#+fdb�>rpi^pqrkd�a^opqbiiq*�afb�tfb�_bobfqp�botÇekq*�bqt^�afb�EÇicqb�abo�ob^ifpfboqbk�
Pmfqwbk^rpi^pqrkd�fpq,

Fj�?bpq�@^pb�Efde�Rqfifw^qflk�Pwbk^ofl�tfoa�dbmi^kq*�_babrqbkab�kf`eq+Cirde^cbk�Fkco^pqorhqro�
Fksbpqfqflkbk�wr�qÇqfdbk*�afb�gbal`e�afb�Tbqq_btbo_pcÇefdhbfq�abp�Cirde^cbk�tbpbkqif`e�sbo_bppbok,�Afb�
tf`eqfdpqbk�wrpÇqwif`ebk�Fkco^pqorhqrofksbpqfqflkbk*�afb�fk�Co^db�hljjbk*�c^iip�jfkabpqbkp�3�wrpÇqwif`eb�
`efkbpfp`e-^pf^qfp`eb�Co^`eqcirddbpbiip`e^cqbk�pf`e�sbomcif`eqbk*�EEK�^ip�brolmÇfp`ebp�Aobehobrw�wr�
krqwbk*�pfka8�wtbfqb�Pq^oq+�rka�I^kab_^ek�&dbp`eÇqwqbp�Slirjbk�ü�1.�Jfl�aro`e�fkqbokb�rka�buqbokb�
Cfk^kwfborkd�aro`e�abk�Fksbpqlo'�rka�?rfia*�Lmbo^qb*�Qo^kpcbo�&?LQ'�bfkbo�obdflk^ibk�Erkpoå`h+
Wrdpqob`hb�&ü�32�Jfiiflkbk�Bfdbkh^mfq^i*�ü�3.�Jfiiflk�Molgbhqcfk^kwfborkd',�Afb�wtbf�Molgbhqb�
abjlkpqofbobk�fk�eâ`epq�pf`eq_^obo�Tbfpb�afb�Wfbipbqwrkd�abo�†BR+@efk^�>dbka^�0.0.�clo�
@llmbo^qflk *�jfq�Fkco^pqorhqrofksbpqfqflkpwrp^dbk*�afb�fkpdbp^jq�ü�62�Jfiiflk�_bqo^dbk�&ü�1.�Jfiiflk�)�
ü�32�Jfiiflk'*�bfkp`eifbëif`e�>rpd^_bk�cåo�Cirdå_bot^`erkdpqb`eklidfbk*�tbi`eb�Er^tbf*�afb�jfq�
Pfbjbkp�rka�P>M�fk�Abrqp`ei^ka�Wrp^jjbk^o_bfqbk*�^k_fbqbk�hâkkqb9�pli`eb�hljmibjbkqÇob�
bibhqolqb`ekfp`eb�Fksbpqfqflkbk�hljjbk�wro�Pq^oq+�rka�I^kab_^ek_^rfksbpqfqflk�efkwr,

ê�Afbkpqibfpqrkdbk
TÇeobka�abo�?bobf`e�Fkco^pqorhqro�bfk�pbeo�h^mfq^ifkqbkpfsbp�Pbdjbkq�fpq*�pqbiiq�abo�?bobf`e�Pbosf`bp�
bfkbk�pbeo�^o_bfqpfkqbkpfsbk�?bobf`e�a^o,�Dbjbppbk�^k�abj�>kqbfi�^k�abk�Dbp^jqhlpqbk�e^_bk�afb

0.



M^pp^dfbo^_cboqfdrkd�rka�afb�Co^`eq^_cboqfdrkd�obi^qfs�eleb�Mboplk^ihlpqbk,�Aro`e�afb�Dormmfborkd�
rkqbo�abo�Pbdjbkqå_bop`eofcq�†>sf^qflk �cbeiq�afb�Hlpqbkpqorhqroqo^kpm^obkw,�Jfq�abo�Doåkarkd�bfkbo�
bfdbkbk�Dbp`eÇcqpbfkebfq�†Pbosf`bp �hâkkqb�afb�Qo^kpm^obkw�abo�Hlpqbkpqorhqro�boobf`eq�tboabk*�Fj�
Efk_if`h�^rc�afb�eleb�>o_bfqpfkqbkpfqÇq�abo�Lmbo^qflkp�h^kk�abo�Fksbpqlo�slk�abo�Boc^eorkd�slk�
Ptfppmloq�rka�jvQb`ekfh�abo�EK>�Dolrm�molcfqfbobk*�rj�Jâdif`ehbfqbk�cåo�afb�
Dbp`eÇcqpmolwbppsbo_bppborkdbk�_bf�abo�Co^`eq+�rka�M^pp^dfbo^_cboqfdrkd�^rcwrwbfdbk,�>ip�V^kdqwb�
Ofsbo�Bumobpp�kl`e�EEK�krqwqb*�troab�pmbwfbiib�Co^`eq+Rjp`ei^d+Qb`eklildfb�sbotbkabq�&r,^,�cåo�
P`etboi^pqbk'*�afb�afb�>foifkb�_bf�feobo�Pq^kaloqsboi^dborkd�jfq�k^`e�Jåk`ebk�k^ej*�Abo�Fksbpqlo�fpq�
å_bowbrdq*�afb�Cirddbpbiip`e^cq�bfkp`eifbëif`e�feobo�pmbwfbiibk�Co^`eq+Rjp`ei^d+Qb`eklildfb�k^`e�EEK�
wroå`hwrelibk,�Wrabj�mi^kq�abo�Fksbpqlo�bfkb�Cird^h^abjfb�fk�Wrp^jjbk^o_bfq�jfq�abo�>MBU�Cifdeq�
>`^abjv�fk�Q^ft^k�wr�bq^_ifbobk*�afb�6,...�_fp�/.,...�Pqrabkqbk�fk�abk�Ircqc^eoq_borcbk�^rp_fiabk�
plii,�A^p�bkqpmof`eq�abo�>kw^ei�`efkbpfp`ebo�Qbfikbejbo�fk�i^rcbkabk�Moldo^jjbk�^iibfk�fk�abk�RP>,�
Afbpb�Moldo^jjb�tboabk�slk�aloq�k^`e�E^ek�sboi^dboq,�Abo�@e^ojb�abo�KÇeb�wr�abk�
Pbebkptåoafdhbfqbk�abp�Oebfkq^ip�fpq�bfkb�dolëb�>qqo^hqflk�cåo�afb�^pf^qfp`ebk�Qbfikbejbo�^k�cird+�rka�
cirde^cbkqb`ekfp`eb�Tbfqbo_fiarkd,�Afb�Afsbopfcfwfborkd�abp�Afbkpqibfpqrkdpmloqcliflp�fk�abo�
?borcp^rp_fiarkd�_babrqbq�bfkb�kbrb�Bfkk^ejbnrbiib�aro`e�afb�dbw^eiqbk�Cirdrkqboof`eqpdbiabo�abo�
>foifkbp�rka�^kabobo�Cirde^cbk_bqobf_bo,�Afb�_bpqbebkab�Hllmbo^qflkpsbobfk_^orkd�jfq�abo�CE�Tlojp�
hâkkqb�hljmibjbkqÇo�pbfk*�^_bo�bp�fpq�kf`eq�^rpwrp`eifbëbk*�a^pp�afb�Sbobfk_^orkd�jfq�abk�MiÇkb�abo�
Cird^h^abjfb�kf`eq�å_bobfkpqfjjbk,�Afb�Cloqpbqwrkd�abo�Sbobfk_^orkd�_ba^oc�bfkbo�HiÇorkd,�A^kh�abo�
bkdbk�Dbp`eÇcqp_bwfberkd�jfq�bfkbj�abo�cåeobkabk�Qbibhljjrkfh^qflkp+�rka�
Hljjrkfh^qflkpqb`eklildfb^_fbqbo�Er^tbfi*�abo�_bobfqp�P`eribk�^j�Efde+Qb`e�Pq^kaloq�A^ojpq^aq�
hlpqbkilp�_bobfqpqbiiq*�df_q�bp�Jâdif`ehbfqbk*�kbrb�?fiarkdpqb`eklildfbk*�afb�slk�afbpbo�Dormmb�
bkqtf`hbiq�troabk*�_bfj�Rkqboof`eq�fk�abo�Cird^h^abjfb�bfkwrpbqwbk,

@__aT[^[W`

A^p�Fjjl_fifbk+Dbp`eÇcqpcbia�fpq�rkqboqbfiq�fk�aobf�pbeo�rkqbop`efbaif`eb�Dbp`eÇcqp_bobf`eb8�Dbtbo_b*�
Tlekbk�rka�plwf^ib�Bfkof`eqrkdbk,�>rc�afbpb�Tbfpb�qoÇdq�abo�Fksbpqlo�tbfqbo�wr�cfk^kwfbiibo�Pq^_fifqÇq�
abp�Dbp`eÇcqbp�_bf�aro`e�a^p�Bfk_bwfbebk�slk�Bfkw^eirkdppqoâjbk*�afb�kf`eq�fk�Wrp^jjbke^kd�jfq�
abj�Ircqc^eoq+M^pp^dfbo�rka�+Co^`eqsbohbeo�pqbebk*�plkabok�cbpqb�Bfkw^eirkdppqoâjb�a^opqbiibk*�tbkk�
^r`e�fj�Rjc^kd�wrkbejbka,�Bokbrq�fpq�bp�a^p�^pf^qfp`eb�Kbqwtboh�abp�Fksbpqlop*�pbfkb�
Hbokhljmbqbkw*�t^p�afbpbk�Dbp`eÇcqp_bobf`e�^kqobf_q,�Afb�Sfpflk*�sâiifd�sbobfk_^o�jfq�abo�†Mblmib�ql�
Mblmib �Qebj^�fk�abo�Sboâccbkqif`erkd�†BR+@efk^�0.0.�>dbka^�clo�@llmbo^qflk �fpq*�^rp�abj�
Dolëo^rj�E^ek�a^p�kbrb�>pf^+Wbkqorj�Abrqp`ei^kap�wr�j^`ebk*�t^p�Aåppbialoc�coåebo�cåo�g^m^kfp`eb�
Dbp`eÇcqpibrqb�rka�abobk�C^jfifbk�t^o,�Elqbip�cåo�afb�?bpr`ebo�abo�^pf^qfp`ebk�C^jfifbk*�
Bfkh^rcpwbkqobk�wrdbp`ekfqqbk�^rc�abk�Dbp`ej^`h�abo�^pf^qfp`ebk�?bsâihborkdpdormmb*�?åoloÇrjb�
wro�Sbojfbqrkd�slk�CiÇ`ebk�^k�afb�brolmÇfp`ebk�Kfbaboi^pprkdbk�^pf^qfp`ebo�E^kabiprkqbokbejbk�jfq�
Pfqw�fj�Dolëo^rj�E^ek�+�afbp�^iibp�pfka�hlkhobqb�Jâdif`ehbfqbk*�afb�slj�Fksbpqlo�bfkdbebka�dbmoåcq�
troabk,�>r`e�fk�afbpbj�Pbhqlo�jrpp�hbfkbp�afbpbo�Molgbhqb�_fi^kwfboq�tboabk�&lcc+_^i^k`b�aro`e�
M^oqkbo'*�^iiboafkdp�tboabk�@^pe+Cilt�rka�Obkafqbk�^rp�Molgbhqbkqtf`hirkdp+Db_åeobk*�Sbojfbqrkd+
Pbosf`b�Afbkpqibfpqrkdbk�bq`,�bowfbiq,�Kb_bk�dbtbo_if`eb�Fjjl_fifbk�pfka�wrpÇqwif`e�^r`e�
Tlekfjjl_fifbk*�bfkp`eifbëif`e�TlekeÇrpbo�rka�>iqbopebfj�molgbhqfboq,�P`eifbëif`e�tfoa�+�^rcdorka�
abo�elebk�K^`eco^db�^rp�abo�^pf^qfp`ebk�?bsâihborkd�k^`e�el`enr^ifq^qfsbo�jbafwfkfp`ebo�Sboplodrkd�
bfk�Ho^khbke^rp�boof`eqbq*�a^�sbojâdbkab�>pf^qbk�aloq�?be^kairkdbk�dbkfbëbk�pliibk*�afb�bp�pl�fk�
feobk�EbohrkcqpiÇkabok�abowbfq�kf`eq�df_q,�Tbfqboefk�bkqpqbebk�Bfkk^ejbk�fj�Wrp^jjbke^kd�jfq�abj�
?bqofb_�abo�Cirdp^h^abjfb*�afb�aloq�cåo�6,...�+�/.,...�Pqrabkqbk�&rka�abobk�C^jfifbk'�fj�G^eo�
Rkqbohåkcqb�wro�Sbocådrkd�pqbiibk�tfoa,�Abo�Fksbpqlo�tfoa�pbfk�mbopâkif`ebp�Kbqwtboh�bfk_ofkdbk*�rj�
afb�`efkbpfp`ebk�Mfilqbk*�afb�^hqrbii�fk�abk�RP>�qo^fkfboq�tboabk*�cåo�abobk�?borcp^rp_fiarkd�k^`e�
Brolm^�rjwribkhbk,�Afbpb�Cirdp`erib�tfoa�fj�Ebowbk�abp�kbrbk�Brolmb^k�>pf^�@bkqbo�pbfk,�Bfk�pli`ebo�
?^r+?llj�fpq�kf`eq�rkdbtâekif`e�fk�@efk^,

Afb�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm*�wr�abo�abo�Fksbpqlo�_bobfqp�pbfq�i^kdbo�Wbfq�fkqbkpfsb�
Dbp`eÇcqp_bwfberkdbk�rkqboeÇiq*�e^q�slj�?^r_llj�fk�abk�ibqwqbk�0.�G^eobk�fk�fk�@efk^�pq^oh�molcfqfboq*�
fkp_bplkabop�_bfj�?^r�slk�jlabokbk�CirdeÇcbk,�Gbqwq*�a^�abo�?^r_llj�fk�@efk^�^iijÇeif`e�k^`eiÇppq*�
p`e^rq�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm�k^`e�kbrbk�^qqo^hqfsbk�JÇohqbk,�A^p�Kbqwtboh�abp�Fksbpqlop�
sbo_bppboq�afb�>rppf`eqbk*�a^pp�afbpb�Dormmb�abk�Dolëo^rj�E^ek�^ip�bfkbk�^qqo^hqfsbk�Pq^kaloq�cåo�
q^rpbkab�>pf^qbk�fk�Brolm^�fabkqfcfwfboq�e^q�rka�slk�abo�?bobfqpqbiirkd�slk�?åol*�Tlekrkdbk*�
Pqrabkqbktlekebfjbk�&Sbop`eâkborkd�abo�sloe^kabkbk�H^pbokbk�labo�Boof`eqrkd�kbrbo�Db_Çrab

)(



k^`e�abj�>_ofpp�abo�^iqbk�Rkqbohåkcqb�abo�RP�>foclo`b+�Jfqdifbabo�rka�feobo�C^jfifbk'�molcfqfbobk�
jâ`eqb,

ó�Bkbodfb

Afb�>hqfsfqÇqbk�fk�afbpbj�?bobf`e�hlkwbkqofbobk�pf`e�^rc�a^p�sloe^kabkb�3JTm�Ho^cqtboh*�a^p�
ropmoåkdif`e�slk�abo�RP�>fo�Clo`b�db_^rq�troab*�rj�abk�Cirde^cbk�E^ek�rk^_eÇkdfd�slj�abrqp`ebk�
Pqoljkbqw�_bqobf_bk�wr�hâkkbk,�Afbpbp�Ho^cqtboh�fpq�jfqqibotbfib�å_boeliq�rka�jrpp�bopbqwq�tboabk,�
Abo�Fksbpqlo�mi^kq�bfkb�CCED+bfdbkb�MS+>ki^db�wro�Pqoljbowbrdrkd�^rc�^rpdbtÇeiqbk�CiÇ`ebk*�tfb�bp�
bfk�mofs^qbo�Pqoljbowbrdbo�_bobfqp�^rc�bfkbo�slj�Cirde^cbk�dbjfbqbqbk�CiÇ`eb�qrq,�@efk^�rka�
Abrqp`ei^ka�pfka�afb�_bfabk�cåeobkabk�Ebopqbiibok�Pli^ojlaribk�rka�Tb`epbiof`eqbok*

2,1�Tbqq_btbo_psloqbfi8�Pvkbodfbk�wtfp`ebk�†?irb�?^k^k^ +Bfkwrdpdb_fbq�rka�†Lkb�

?biq+Lkb�Ol^a'
A^p�bfkwfd^oqfdb�Dbp`eÇcqpjlabii�abp�Fksbpqlop�fpq�a^o^rc�^rpdbibdq*�mlqbkwfbiib�Pvkbodfbk�^rp�abo�Hlj_fk^qflk�
abp�pqo^qbdfp`ebk�Tbqq_btbo_psloqbfi�abo�wbkqo^ibk�I^db�E^ekp�fk�abo�†?irb�?^k^k^ +Obdflk�fk�Brolm^�rka�
pbfkbp�pqo^qbdfp`ebk�Tbqq_btbo_psloqbfip�abo�Boobf`e_^ohbfq�fj�02-5�?bqofb_�lekb�Pilq�Ifjfqfborkdbk*�
hlj_fkfboq�jfq�abo�`efkbpfp`ebk�Ildfpqfh+Pqo^qbdfb�bfkbp�bfkwfd^oqfdbk�Ircqsbohbeopaobehobrwbp�fk�Brolm^�&Lkb�
?biq�+�Lkb�Ol^a'�wr�ob^ifpfbobk,�Aro`e�afbpb�Dbibdbkebfq�e^q�abo�Fksbpqlo�bfk�lmqfj^ibp�Tbohwbrd*�rj�afb�
H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�wr�boeâebk*�afb�Hlpqbk�mol�Bfkebfq�wr�pbkhbk�rka�^j�Bkab�bfkbk�k^`ee^iqfdbk�Dbtfkk�wr�
bowfbibk,�E^ek�tfoa�a^jfq�bfk�_babrqbkabo�Kfp`ebk+>k_fbqbo�fj�M^pp^dfbo+�rka�Co^`eq+Qo^kpmloq+Pbdjbkq�
&†Plwf^ifabkqfqÇq �k^`e�>hboilc�rka�Ho^kqlk',

ê� EEK�ifbdq�fj�Wbkqorj�abo�†?irb�?^k^k^ +Obdflk�rka�e^q�a^jfq�bfkb�âhlkljfp`e�sloqbfie^cqb�
Mlpfqflkfborkd9

(� Aro`e�pbfkb�I^db�fk�Brolm^p�_babrqbkapqbo�tfoqp`e^cqif`ebo�Wlkb�rka�pbfkb�ebosloo^dbkab�
Fkco^pqorhqro�e^q�abo�EEK�a^p�Mlqbkwf^i*�bfk�_babrqbkabo�Sbohbeophklqbkmrkhq�wr�tboabk8�kf`eq�kro�
cåo�fkkbo+brolmÇfp`eb�Ildfpqfh�rka�E^kabi*�plkabok�^r`e�wrj�Sloqbfi�bfkbo�^pf^qfp`ebk�Ildfpqfh*�afb�slk�
bfkbj�bfkwbikbk�brolmÇfp`ebk�Sbohbeophklqbkmrkhq�^rp�Ph^ibkbccbhqb�bowfbibk�jâ`eqb�rka�wrabj�
Sbo_rkasloqbfib�j^ufjfbobk�h^kk*�tbkk�abo�Qo^kpmloqhklqbk�fk�abo�wbkqo^ibk�Jfqqb�abp�Kbqwtbohbp�
ifbdq,�Abo�Tboq�bfkbp�Kbqwtbohbp�sboeÇiq�pf`e�molmloqflk^i�wr�abo�>kw^ei�jfqbfk^kabo�sbo_rkabkbo�
Hklqbkmrkhqb*�afb�sbo_rkabk�pfka�&Kbqwtboh+Bfkpm^orkdbk'9

00



ò�Afb�KÇeb�wrj�K>QL�@BMP+Mfmbifkb*�tfb�l_bk�_bobfqp�botÇekq*�_fbqbq�afb�>rppf`eq*�afb�Hlpqbk�abp�
>rcq^khbkp�boeb_if`e�wr�pbkhbk*�a^�a^p�Cird_bkwfk�aro`e�bfk�Oleoibfqrkdppvqbj�rka�kf`eq�jfq�IHT�
qo^kpmloqfboq�tfoa�&^rqlj^qfpfboqbo�?obkkpqlccqo^kpmloq',

2,2�K^`ee^iqfdhbfq�abp�Tbqq_btbo_psloqbfip
Afb�K^`ee^iqfdhbfq�abp�Tbqq_btbo_psloqbfip*�abo�aro`e�afb�Ob^ifpfborkd�abo�l_bk�pqbebkabk�Pvkbodfbk�bkqpqbeq*�
fpq�pf`ebo�dbpqbiiq�aro`e�afb�Hbokhljmbqbkwbk�abp�Fksbpqlop,�A^p�>iibfkpqbiirkdpjbohj^i�abp�Fksbpqlop�fpq�fj�
P`etbomrkhq�afb�E^ojlkfpfborkd�abo�`efkbpfp`e+brolmÇfp`ebk�Tfoqp`e^cq�rka�abo�qb`ekfp`ebk�Wrp^jjbk^o_bfq�
a^jfq�BR�pq^^qif`eb�?bqofb_peficb�dbtÇeoq�tboabk�h^kk�rka�cbokbo�afb�a^rboe^cq�ob^ifpfboq�tboabk�hâkkbk,�Afbpb�
P`eiåppbi+Cåeorkdpoliib�bodf_q�pf`e�^rp�abk�bfkwfd^oqfdbk� 4@ �Hbokhljmbqbkwbk�abp�Fksbpqlop,

Pvkbodfbk�aro`e�afb�_bplkabob*�wbkqo^ib�I^db�slk�CFEK�fk�abo�†?irb�?^k^k^ +�
Obdflk*�abk�02-5�?bqofb_�jfq�rkifjfqfboqbk�Pilqp�rka�afobhqbj�>kp`eirpp�^k�
afb�@BMP+Mfmbifkb*�^iib�fk�Sbo_fkarkd�jfq�@efk^p� Lkb�?biq+Lkb�Ol^a *�cåeobk�
wr�bfkbo�bfkwfd^oqfdbk*�hlpqbkdåkpqfdb�Ildfpqfh+Pqo^qbdfb�wro�PqÇohrkd�abp�
Sbohbeophklqbkmrkhqp�EEK9�hlebobkqb�håkabk+*�dÑldo^mefb+�rka�
molarhqpmbwfcfp`eb�Afsbopfcfwfborkd*
Kbqtbohâhlkljfbk*�wrkbejbkab�Ph^ibkoqoÇdb*�tbqq_btbo_pcÇefdb�kfbaofdb�
Cflub�Hlpqbk*�tbqq_btbo_pcÇefdb�sf^_ib�Hlpqbk�&Cird_bkwfkqo^kpmloq�
Hlpqbkbopm^okfp'�rka�k^`ee^iqfdbp�T^`epqrj

@lebobkq

@lk`bmq

rj�eleb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd*

ü007�Jfl,�Fksbpqfqflkpslirjbk�dbmi^kq�slk�0./4�_fp�0.02�cåo�
ê� ü�/2*/2�Jfl,�H^rcmobfp�cåo�60*3#�>kqbfib�^k�CCED�&ü/2*63�bfkp`eifbppif`e

Dorkabotbo_ppqbrbo'

í� ü�0/3�Jfl,�Fkqbokb�rka�buqbokb�Bfdbkh^mfq^icfk^kwfborkd�slk�//
Molgbhqbk�^rpcåeoif`e�_bp`eofb_bk�fk�abj�plwf^isboqoÇdif`ebk� C^fo�Ab^i �
Fksbpqfqflkp+Mi^k

@obaf_ib

@ljjfqjbkq

Hlkploqfrj*�dbcåeoq�slj�Fksbpqlo*�a^p�^rp�pf`e�dbdbkpbfqfd�bodÇkwbkabk�
@efkbpfp`ebk�Tbiqhi^ppb+>hqbrobk�& A^p�Qb^j '�_bqbeq�rka�abobk�dil_^ibk�
M^oqkbok�wro�Ob^ifpfborkd�abp�Hlkwbmq8

Cirddbpbiip`e^cqbk8�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�&/..#�E^fk^k�>foifkbp'*�Bqfe^a�
>foifkbp*�Jv�@^odl*�Qe^f�Tfkdp�&Pjfib'*�>R�>fot^vp�&Kbrdoåkarkd�slk�
V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp'*�Ilkd�E^ri�@e^oqbo�&Kbrdoåkarkd�jfq�V^kdqwb�
Ofsbo�Bumobpp'�rka�`efkbpfp`eb�Jfqdifbabo�abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�
>iif^k`b8@efk^�@^odl�>foifkbp�&/..#�@efk^�B^pqbok'*�@efk^�Plrqebok�
>foifkbp*�@efk^�>foifkbp�&Q^ft^k'�^ip�Wfbidormmb�fj�O^ejbk�abo�EEK�
>dbka^�0.0.�Pqo^qbdfb�J^ohbqfkd�Fkfqf^qfsb�
?^rcfojbk8�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm
Cirde^cbk_bqofb_8�Elkd�Hlkd�Fkqbok^qflk^i�>fomloq�&db_^rq�slk�@efk^�
@lkpqor`qflk�Dolrm'�aro`e�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�m^obkq�E^fk^k�>foifkbp�
Wrd^kd�wro�EK>�Dolrm�Jfqdifba�Ptfppmloq
Cfk^kwafbkpqibfpqbo-?^khbk8�Molgbhqcfk^kwfborkdp_^khbk�abo�@efk^�
@lkpqor`qflk�Dolrm9�@efk^�@lkpqor`qflk�?^kh
Qlrofpqfh-Elqbi+�rka�D^pqpqÇqqbk_bqofb_8�Aro`e�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�
EK>�Hlkwbjjrqqbodbpbiip`e^cq*�Wrd^kd�wro�EK>�Qlrofpqfh9�EK>�Ob^i�
Bpq^qb�&Qlrofpj'9�@^fpp^�Qlrofpqf`9�EK>�Elpmfq^ifqv9�KE�Elqbip�
Ildfpqfh8�EK>�Ildfpqf`p
Fjjl_fifbk�rka�Tbfqbo_fiarkd8�>MBU9�Er^tbf�bar`^qflk�qb`eklildv

@lloafk^qb

@llmbo^qflk

L

L

L

L

L

L

L
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3�fjmibjbkqfborkd�F8�>km^pprkd�abo�Lod^kfp^qflk�^k�afb�Pqo^qbdfb
Jbkp`ebk8�WrpÇqwif`eb�>o_bfqphoÇcqb�rka�t^`epbkab�Nr^ifcfh^qflk

Rj�bfkbk�Qrok^olrka�_bf�abo�Molcfq^_fifqÇq�^j�Cirde^cbk�E^ek�wr�_btfohbk�fpq�bfk�>kpqfbd�abo�
H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�bocloaboif`e,�Hlpqbkpbkhrkdbk�aro`e�Mboplk^iobarhqflk�pfka�hbfk�bccbhqfsbp�Jfqqbi�cåo�abk�
Qrok^olrka�bfkbp�h^mfq^ifkqbkpfsbk�?bqofb_p�jfq�elebk�Cfuhlpqbk,�Rj�afb�>rpi^pqrkd�wr�boeâebk�pfka�jlqfsfboqb�
rka�nr^ifcfwfboqb�Jbkp`ebk�bocloaboif`e,�A^ebo�tfoa�bp�fk�abo�P^kfborkdpme^pb�hbfkb�Gl_sboirpqb�db_bk*�gbal`e�
Kbrloakrkdbk�rka�J^ëk^ejbk�wro�Tbfqbonr^ifcfh^qflk�fj�O^ejbk�abo�?rpfkbppmolwbppb,�Afb�>rppf`eq�^rc�bfkb�
dbpf`eboqb�?bp`eÇcqfdrkd�iÇppq�afb�>o_bfqpjlqfs^qflk�t^eop`ebfkif`e�pqbfdbk,�Bp�fpq�_b^_pf`eqfdq*�fj�?^pb�@^pb�
Ilt�Rqfifw^qflk�Pwbk^ofl�_fp�0.02�afb�?bp`eÇcqfdrkd�^rc�jfkabpqbkp�2..�Mboplkbk�&`^,�)�/..'�wr�boeâebk,

,%(

Fk�abk�clidbkabk�cåkc�?bobf`ebk�p`e^ccq�afb�>km^pprkd�abp�Rkqbokbejbkp�^k�afb�kbrb�Pqo^qbdfb�pld^o�wrpÇqwif`eb�
?bp`eÇcqfdrkdpjâdif`ehbfqbk8

ó�Fkco^pqorhqro8�?^r^o_bfqbk�wro�Sboalmmirkd�abo�H^m^wfqÇq*�~_bok^ejb�i^rcbkabo�Fkpq^kae^iqrkdp+
^o_bfqbk9

ó�Afbkpqibfpqrkdbk8�qolqw�Molwbpp^rqlj^qfpfborkd�boeâeq�pf`e�a^p�Slirjbk�jbeo�^ip�aro`e�abk�>kpqfbd�
abo�MolarhqfsfqÇq�hljmbkpfboq�tfoa,�Afb�Cirdp`erib�tfoa�^ip�?fiarkdpbfkof`eqrkd�a^p�
Afbkpqibfpqrkdpmloqclifl�_obfqbo�cÇ`ebok,�Efbocåo�tfoa�Bkdifp`e�pmob`ebkabp*�qb`ekfp`e�el`enr^ifcfwfboqbp�
Mboplk^i�^rp�@efk^�rka�Abrqp`ei^ka�_bkâqfdq,�Abo�>rp_^r�abo�>o_bfqpmiÇqwb�fj�Cirdp`eri_bqofb_�tfoa�
afb�aro`e�afb�Lmqfjfborkd�abo�Molwbppb�fj�Co^`eq+�rka�M^pp^dfbo+E^kaifkd�jâdif`ebotbfpb�
cobfwrpbqwbkabk�>o_bfqphoÇcqb�&^kabob�?bp`eÇcqfdrkd�fkkboe^i_�abo�EEK'�abrqif`e�å_bohljmbkpfbobk9�
Hllmbo^qflkpsbobfk_^orkd�jfq�CCF�Tlojp�fpq�wr�å_bomoåcbk,

(�Fjjl_fibk8�P`e^ccrkd�slk�Gl_p�fj�?^r�pltfb�abo�Sbot^iqrkd�slk�Fjjl_fifbk9�abo�?bqofb_�abo�mofs^qbk�
Cirdp`erib*�Bfdbkqrj�abo�CCCFD*�_bkâqfdq�el`enr^ifcfwfboqb�Jfq^o_bfqbo-fkkbk�^rp�@efk^�rka�
Abrqp`ei^ka*�afb�cifbppbka�Bkdifp`e�&Rkqboof`eqppmo^`eb'�hâkkbk,

ê�Bkbodfb8�Boof`eqrkd�rka�?bqofb_�bfkbp�MS+Ho^cqtbohp

3,0�>o`efqbhqro8�Doåkarkd�slk�Dbp`eÇcqpbfkebfqbk
Tfb�fk�abo�?bp`eobf_rkd�abp�Dbp`eÇcqpjlabiip�a^odbpqbiiq*�jåppbk�sfbo�sbop`efbabkb�Pm^oqbk�-�Pbdjbkqb�
abcfkfboq�rka�kbr�clojfboq�tboabk*�afb�kb_bkbfk^kabo�rk^_eÇkdfd�feob�Dbp`eÇcqp^hqfsfqÇqbk�lod^kfpfbobk�rka�
bsbkqrbii�fk�bfkbo�Eliafkdpqorhqro�lod^kfpfboq�tboabk,

Abo�>rcpf`eqpo^q�boeÇiq�a^p�J^ka^q*�pbfkb�>rcpf`eqpcrkhqflk�fj�Pfkkb�abp�abrqp`ebk�Jfq_bpqfjjrkdpob`eqp�rka�
abo�mlifqfp`ebk�Sbo^kqtloqrkd�fj�O^ejbk�abo�~_bot^`erkd�abp�Cirde^cbk+J^k^dbjbkqp�pf`ebo�wr�pqbiibk,�Bfk�
wrpÇqwif`ebp�Dobjfrj�slk�fkqbok^qflk^ibk�?bo^qbok�&?bfo^q*�?l^oa�lc�>asfpbop'�tfoa�pmbwfbiibp�pqo^qbdfp`ebp*�
rkqbokbejbkphofqfp`ebp�Tfppbk�bfk_ofkdbk�fk�?bwrd�^rc�afb�clidbkabk�Hljmbqbkwbk8� ?^r*

?^khtbpbk-Cfk^kwfborkd�rka�Pqorhqrofborkd*�Cirdwbrdt^oqrkd*�E^kabi�jfq�@efk^*�?lbfkd�rka�>fo_rp*�
Bfkh^rcpj^k^dbjbkq*�ircqc^eoq_bwldbkb�?borcp^rp_fiarkd,�Jbeobob�Jfqdifbabo�abp�?bo^qrkdpdobjfrjp�hâkkqb�
bkdb�Dbp`eÇcqp_bwfberkd�wr�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm�rka�EK>�Dolrm�labo�hâkkqbk�pbi_pq�Jfqdifbabo�abo�
>rcpf`eqpoÇqbk�labo�SlopqÇkabk�slk�afbpbk�Dbpbiip`e^cqbk�pbfk,

0).�Iagf[`W`5�MWdTWeeWdfW�>WeUZnXfebdalWeeW�VgdUZ�@``ahSf[a`

V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�_b^_pf`eqfdq*�pbfkb�P`etboi^pq+Co^`eqrjp`ei^dpvpqbjb�wroå`h�wr�_ofkdbk,�
Qb`eklildfbqo^kpcbo*�^r`e�slk�Ptfppmloq�CirdeÇcbk�fj�Mloqclifl�abp�Fksbpqlop*�tÇob�jâdif`e�aro`e�Hlii^_lo^qflk�
abp�Fksbpqlop�jfq�EK>�Qb`ekfh*�bfkdp`eifbëif`e�jvQB@EKFH�cåo�abk�Rjp`ei^d�slk�T^obk�fk�abo�†`lia�prmmiv�
`e^fk �&Qo^kpmloq�slk�dbhåeiqbk�Ib_bkpjfqqbi',�A^p�Dibf`eb�qofccq�^rc�pq^qb+lc+qeb+^oq�P`etboi^pq�
Co^`eqrjp`ei^dppvpqbjb,�Tfb�_bobfqp�jbeoc^`e�botÇekq*�pqbiiq�afb�Sbo_fkarkd�wrj�K>QL�@BMP�
Cird_bkwfkoleoibfqrkd�bfkb�pfdkfcfh^kqb�Sbo_bppborkd�slk�Dbp`eÇcqpmolwbppbk�&Cirdwbrdb�^rcq^khbk'�a^o*�
a^aro`e�a^pp�abo�Qo^kpmloq�^rqlj^qfpfboq�tfoa*�a,e,�abo�Qo^kpmloq�aro`e�IHT�å_bociåppfd�tfoa
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3,2�Hriqro�abp�Rkqbokbejbkp�8�Plwf^i�sbo^kqtloqrkdpsliib*�Tboqb�_^pfboqb�Cåeorkd

Tfb�aro`e�abk�plwf^isboqoÇdif`ebk�C^fo+Ab^i�Fksbpqfqflkpmi^k�dbwbfdq�&pfbeb�rkqbk'�fpq�abo�Fksbpqlo�bfk�Sbocb`eqbo�
OXegX�UTf\XegXe�>r[ehaZ'�t^p�tboq_^pfboqbp�J^k^dbjbkq�kf`eq�^rpp`eifbëq*�plkabok�pfkkslii�bodÇkwq�aro`e�afb�
Jlqfsfborkd�slk�Jfq^o_bfqbo-Fkkbk�pltfb�aro`e�afb�?fiarkd�slk�dbdbkpbfqfdbk�Sboqo^rbk*�a^p�klqtbkafd�fpq*�rj�
dbob`eqb�rka�bccfwfbkqb�Iâprkd�slk�_bqofb_if`ebk�Hlloafk^qflkpmol_ibj�ebo_bfwrcåeobk,

ê�†C^fo�Ab^i �plwf^isboqoÇdif`ebo�Fksbpqfqflkpmi^k

Afb�Cird^h^abjfb�&Molgbhq�0'*�>iqbopebfj�&Molgbhq�/.'�pfka�hriqrobiib�rka�plwf^ib�Fksbpqfqflkbk�afb�hbfkbk�Dbtfkk�
labo�pld^o�Sboirpqb�sborop^`ebk�hâkkqbk�&dbk^rbo*�pfb�sboafbkbk�†âhlkljfp`e �tbkfdbo�^ip�feob�H^mfq^ihlpqbk*�
pbi_pq�tbkk�pfb�†cfk^kwfbii �bfkbk�~_bop`erpp�botfoqp`e^cqbk',�Afb�Fkco^pqorhqrofksbpqfqflkbk�fk�abo�Me^pb�0�fk�
?bpq�@^pb�Efde�Rqfifp^qflk�Pwbk^ofl�&Molgbhq�7�0,�Pq^oq+�rka�I^kab_^ek9�Molgbhq�//8�?LQ�Bfpbk_^ek'�pfka�
slihptfoqp`e^cqif`e�sloqbfie^cq�cåo�abk�obdflk^ibk�Dolëo^rj�E^ek*�^_bo�afb�Obkafqbk�pfka�b_bkc^iip�dbofkdbo�^ip�
afb�H^mfq^ihlpqbk,�Pljfq�pfka�afbpb�Fksbpqfqflkbk�^r`e�†plwf^isboqoÇdif`e ,�Pfb�pfka�abpe^i_�fj�O^ejbk�abo�†BR�
@efk^�>dbka^�0.0.�clo�@llmbo^qflk �pq^^qif`e�câoaborkdptåoafd,�Afb�?btboqrkd�abp�Rkqbokbejbkp�CCED�
sbotbkabq�bfkb�dbcâoaboqb�Sbowfkpwrkd�abp�Bfdbkh^mfq^ip�slk�/3#�wro�>_wfkprkd�slk�håkcqfdbk�@^pe�Ciltp,�
A^ebo�wbfdbk�afb�?bob`ekrkdbk�cåo�?btboqrkdbk�fk�abk�Pwbk^ofbk�†âhlkljfp`ebk�Sboirpq �tbfi�afb�Obkafqbk�
rkqbo�afbpbo�dbcloaboqbk*�ofpfhl^kdbm^ppqbk�Sbowfkprkd�ifbdbk,

ê�Bsbkqr^idbtfkk_bqbfifdrkd�abp�I^kabp�Oebfki^ka+Mc^iw

>kdbpf`eqp�abo�slo^rppf`eqif`ebk�pq^^qif`ebk�Fksbpqfqflkpeficb�slk�ü�00*3�Jfiiflk*�afb�slk�0./4�_fp�0./7�^ip�
Pr_sbkqflk�boe^iqbk�tboabk�plii*�e^q�abo�Fksbpqlo�kf`eq�^rpdbp`eilppbk*�a^pp�a^p�I^ka�Oebfki^ka+Mc^iw�eÇcqfd�^j�
Dbtfkk�&Kbqqlbfkk^ejb�k^`e�Pqbrbok�&_bqbfifdq�tfoa*�l_tlei�a^p�I^ka�hbfk�Dbpbiip`e^cqbo�fpq,�Afb�?bqbfifdrkd�
tÇob�a^slk�^_eÇkdfd*�l_�Cobb�@^pe�Cilt�sbocåd_^o�pbfk�tfoa*�rj�Afsfabkab�^k�abk�Pq^^q�wr�w^eibk,�Afb�?^pfp�
afbpbo�Dbtfkk_bqbfifdrkd�fpq�bfkb�fjmifwfboqb�Bfdbkh^mfq^i_bqbfifdrkd*�slo�^iibj�aro`e�afb�pq^^qif`eb�

Fksbpqfqflkpeficb�slk�00*3�Jfiiflkbk,

Afb�pq^^qif`eb�?bfeficb�tfoa�fk�abk�Molgbhqflkbk�^ip�†Lqebo�Lmbo^qfkd�Fk`ljb �&†plkpqfdb�_bqofb_if`eb�BoqoÇdb '�
_be^kabiq,�Afbpb�Câoaborkd�fj�O^ejbk�abp�BR�Moldo^jjp�cåo�>foifkbp�rka�>fomloqp�tfoa�kf`eq�^ip�
Bfdbkh^mfq^iwrcåeo�_be^kabiq*�l_tlei�bp�wro�PqÇohrkd�pltlei�abo�H^mfq^ipqorhqro�^ip�^r`e�abo�IfnrfafqÇq�cåeoq,�
Afb�pq^^qif`eb�Fksbpqfqflkpeficb�tfoa�^ip�Pr_sbkqflk�fk�abk�Molgbhqflkbk�_be^kabiq*�fpq�^ipl�pqbrbocobf�&^_bo�
bccbhqfs*�kbd^qfsb�Pqbrbo',�Bp�fpq�rkdbcÇeo�fk�abo�dibf`ebk�Doâëbkloakrkd�tfb�abo�H^rcmobfp,�Pljfq�tÇob�bfkb�3.+�
#fdb�bccbhqfsb�?bqbfifdrkd�†fjmifwfboq ,�A^k^`e�tÇob�bp�†dbob`eq �&†c^fo '*�a^ppafb�EÇicqb�abp�Dbtfkkp�k^`e�
Pqbrbok�^ip�Afsfabkab�^k�a^p�I^ka�Oebfki^ka+Mc^iw�^rpdbw^eiq�tfoa,

>kabobpbfqp*�boeÇiq�abo�Pq^^q�aro`e�Qrok^olrka�rka�Bum^kpflk�Pqbrbow^eirkdbk�slk�CCED*�rka�pljfq�bfkbk�
†Boqo^d �^rp�abo�pq^^qif`ebk�Fksbpqfqflkpeficb,�<\i\WXaWXa�joeX�WX`mhYb_ZX�T_f�X\aX�<bccX_mT[_haZ�TamhfX[Xa)�
>r`e�wr�_babkhbk�fpq*�a^pp�a^p�Fksbpqfqflkpmoldo^jj�slk�abj�Fksbpqlo�aro`e�eleb�Afsfabkabkw^eirkdbk�
dbcÇeoabq�tfoa*�a,e,�afb�Bum^kpflk�tfoa�sboi^kdp^jq,�Abptbdbk�fpq�afb�Sbocåd_^ohbfq�slk�Cobb�@^pe�Cilt�fk�
afbpbo�Pfqr^qflk�bfkb�Slo^rppbqwrkd�cåo�afb�>rpw^eirkd,�Cobb�@^pe�Cilt�fpq�bfkb�Hbkkw^ei*�afb�^kdf_q*�tfbsfbi�slj�
@^pe�Cilt�cåo�Afsfabkabk^rpw^eirkd�&fj�#�abp�G^eobpå_bop`erppbp'�sbocåd_^o�fpq*�k^`eabj�Fksbpqfqflk^rpd^_bk�
&bfkp`eifbëif`e�?bqofb_pjfqqbi�Fksbpqfqflk'�^_dbwldbk�pfka,

Bfk�Hljmoljfpp�tÇob�afb�Sboqbfirkd�slk�3.#�abp�G^eobpå_bop`erppbp*�slo^rpdbpbqwq*�abo�?bqo^d�fpq�kf`eq�doâëbo�
fpq�^ip�abo�Cobb�@^pe�Cilt,�Jfq�^kabobk�Tloqbk*�abo�Cobb�@^pe�Cilt�pbqwq�bfkb�L_bodobkwb�^k�afbpb�
Afsfabkabkw^eirkd*

Afb�clidbkab�Q^_biib�sbodibf`eq�afb�?bqoÇdb*�afb�cåo�Afsfabka^rpw^eirkd�^k�Oebfki^ka+Mc^iw�sbocåd_^o�tÇobk*�
rkqbo�abo�>kk^ejb*�a^pp�afb�Afsfabkab�^rp�abj�G^eobpå_bop`erpp�aro`e�Cobb�@^pe�Cilt�dbab`hq�fpq8
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Cobb�@^pbe�Olt�

3.�#�A�fsfabkq�M^Yl�rq
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5./(/� %.2*,155-&55/,1'

>kdbpf`eqp�abo�pq^^qif`ebk�?bqofb_peficb�rka�abo�pq^^qif`ebk�Fksbpfqfqflkpeficb*�fpq�bfkb�Afsfabka^rpw^eirkd�fk�abk�
bopqbk�aobf�G^eobk�pfkkilp,�A^k^`e*�^rcdorka�cloqi^rcbkabo�Fksbpfqflkbk*�fpq�Cobb�@^pe�Cilt�kbd^qfs,�Afbpb�
Jâdif`ehbfq�abo�Dbtfkk_bqbfirkd�rkqbo�Slo_be^iq�tfoa�fk�?bqo^`eq�dbwldbk�rka�tfoa�fk�abk�Sboe^kairkdbk�å_bo�
abk�H^rcsboqo^d�&PM>'�bkqdåiqfd�dbobdbiq*�_bwfberkdptbfpb�dbpqof`ebk,

ò�BR+@efk^�>dbka^�0.0.�clo�@llmbo^qflk8� Jbkp`ebk�wr�Jbkp`ebk�rka�Abrqp`eb
Jfq_bpqfjjrkdpdbpbqwb

Sâiifd�hlkcloj�jfq�abo�†BR+@efk^�0.0.�>dbka^�clo�@llmbo^qflk �&pfbeb�
eqqm8--bb^p,brolm^,br-`efk^-al`p-0./1//01�^dbka^�0.0.�bk,mac'�sf^�Jbkp`e�wr�Jbkp`e*�abo�
Hbokhljmbqbkw�abp�Fksbpqlop*�fpq�afb�Hlloafk^qflk�slk�Hllmbo^qflkbk�wtf`ebk�@efk^�rka�Brolm^*�slo�^iibj�
aro`e�a^p�Wrpp^jjbk_ofkdbk�slk�hljmibjbkqÇobk�Obpplro`bk�rka�CÇefdhbfqbk�abo�†J^kkp`e^cq �
&bfkp`eifbëif`e�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�>iif^k`b'�slk�hllmbofbobkabk�Rkqbokbejbk�rka�Lod^kfp^qflkbk,�Afbp�fpq�
afb�bkqp`ebfabkab�Cåeorkdpoliib�slj�Ao,�@elr,�Afb�Klojbk�abo�EK>�Dolrm�pfka�sbobfk_^o�jfq�abk�
>kcloaborkdbk�abp�abrqp`ebk�Jfq_bpqfjjrkdpdbpbqwbp,�Pljfq�tboabk�afb�?bqofb_poÇqb�slk�CCED�kf`eq�fk�bfkbk�
lod^kfp^qlofp`ebk�Hriqrohlkcifhq�dbo^qbk*�a^�afb�Klojbk�slk�Rkqbokbejbkpcåerkd�jfqbfk^kabo�sbobfk_^o�pfka,

4�Fjmibjbkqfborkd�FF8� C^fo�Ab^i �Fksbpqfqflkpmi^k�

4,/�Fkco^pqorhqro
HJGB=CL.4�;=HK�HAH=DAF=(9F:AF<MF?�MF<�L9FCD9?=J=JO=AL=JMF?�$-�L9FCK%

Abowbfq�_bifbcbok�3�Jfkbo^iâirkqbokbejbk�afb�>foifkbp�jfq�Hbolpfk�rka�^kabobk�Ho^cqpqlccbk*�tl_bf�afb�
Sboplodrkd�^rpp`eifbëif`e�aro`e�dbtbo_if`ebk�Dåqbosbohbeo�&Q^khi^pqwådb'�pf`ebodbpqbiiq�tfoa*�afb�afb�
Ho^cqpqlccb�&/0.,...+/4.,...�Qlkkbk�&/3.,...+0..,...�Hr_fhjbqbo'�afobhq�wr�abk�Sloo^qpq^khp�ifbcbok,�Bp�fpq�
_b^_pf`eqfdq*�a^p�Q^khi^dbo�^k�a^p�3,3..�hj�af`eqb�K>QL�@bkqo^i�Brolmb^k�Mfmbifkb�Pvpqbj�^kwrp`eifbëbk,�Afbpb�
Sbo_fkarkd�tåoab�afb�Qo^kpmloqhlpqbk�ao^j^qfp`e�sboofkdbok�pltfb�^r`e�dibf`ewbfqfd�Rjtbiqofpfhbk�cåo�afb�
?bsâihborkd�jfkfjfbobk*�afb�^rp�jâdif`ebk�RkcÇiibk�abo�3,3..�_fp�6,3..�el`ebumilpfsbk�rka�qlufp`ebk�
Ifbcborkdbk�mol�G^eo�å_bo�ilh^ib�?rkabppqo^ëbk�obpriqfbobk�hâkkqbk,�Dibf`ewbfqfd�h^kk�bfkb�hlkpq^kq�eleb�
Ifbcbosbocåd_^ohbfq�pf`ebodbpqbiiq�tboabk,�Aro`e�bccfwfbkqb�Lmqfjfborkd�rka�Sbobfkc^`erkd�abo�
Sboplodrkdpildfpqfh�wrp^jjbk�jfq�abo�Q^khi^dbobotbfqborkd�tboabk�_fp�wr�5.#�abo�pmbwfcfp`ebk�
Qo^kpmloqhlpqbk*�afb�ibqwqbkaif`e�slk�abk�>foifkbp�dbqo^dbk�tboabk�jåppbk*�bfkdbpm^oq,�Afbpbo�pqo^qbdfp`eb�
Tbqq_btbo_psloqbfi�fpq�Çrëbopq�^qqo^hqfs�cåo�afb�>foifkbp*�afb�afb�Hlpqbksloqbfib�w,Q,�^k�afb�Hrkabk�tbfqbo�db_bk�
hâkkbk,

Afb�abowbfqfdb�Mi^krkd�pfbeq�bfk�Hbolpfk+Aro`ep^qw�slk�orka�02.,...�qlkkbp*�a,e,�1..*...�j1slo�&_^pfbobka�^rc�
abj�Mi^krkdp^kp^qw�abo�CCED'�pltfb�afb�Botbfqborkd�rj�wtbf�tbfqbob�Q^khi^dbo,�Afb�>k_fkarkd�abo�Mfmbifkb�
tfoa�jfq�ü�3�Jfl,�sbo^kp`ei^dq,�Afb�wrpÇqwif`ebk�wtbf�Q^khi^dbo�jfq�bfkbj�Slirjbk�slk�gbtbfip�1,...�j1�tboabk�
k^`e�P`eÇqwrkdbk�abo�CCED�jfq�ü4�Jfl,�dbmi^kq,�Abowbfq�fpq�afb�Q^khi^dboh^m^wfqÇq�kf`eq�^rpdbi^pqbq*�pl�a^pp�a^p�
jfqqbicofpqfdb�T^`epqrj�aro`e�afb�Cirde^cbkbotbfqborkd�jfq�abk�wtbf�Wrp^qwq^khp�^rpobf`ebka�fpq,�Pq^^qif`eb�
Fksbpqfqflkpeficbk�fk�Eâeb�slk�ü�1�Jfl,�pfka�b_bkc^iip�fk�afb�H^ihri^qflk�jfq�bfkdbcilppbk,�Afb�Rjpbqwrkd�afbpbp�
pqo^qbdfp`e�^rëboloabkqif`e�tf`eqfdbk�Molgbhqp�boeâeq�afb�>qqo^hqfsfqÇq�abp�Cirde^cbkp�Co^khcroq+E^ek�
ao^j^qfp`e*�a^�afb�>foifkbp�Hlpqbksloqbfib�fk�ü�Jfl,+Eâeb�mol�G^eo�ob^ifpfbobk�hâkkbk,�Afb�slo^rppf`eqif`eb�
?^rwbfq�tfoa�drq�/�G^eo�_bqo^dbk,�A^p�Dbp^jqfksbpqfqflkpslirjbk�fk�Eâeb�slk�ü�4�Jfl,�tfoa�_fp�wr�02�kbrb�
>o_bfqpmiÇqwb�tÇeobka�abo�?^rmboflab�p`e^ccbk,�Afb�abrqif`e�dbpqfbdbkb�>qqo^hqfsfqÇq�abp�EEK�tfoa�wr�bfkbo�
lmqfj^ibk�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�cåeobk�rka�pljfq�>o_bfqpmi^qwpf`eboebfq�cåo�afb�dbp^jqb�?bibdp`e^cq�p`e^ccbk,
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Aobf�rkqbop`efbaif`eb�?bqofb_pjlabiib�tboabk�abowbfq�dbmoåcq8�&/'�^rpp`eifbëif`ebo�?bpfqw-?bqofb_�aro`e�CCED9�
&0'�Sbod^_b�bfkbo�Hlkwbppflk�^k�bfkbk�Aofqqbk*�abo�pltlei�?^r�^ip�^r`e�?bqofb_�pf`ebopqbiiq9�&1'�Glfkq�Sbkqrob*�
Abo�Fksbpqlo�mi^kq�abowbfq�abk�Bfdbk_bqofb_*�a^�afbpbo�bfk�å_bowbrdbkabp�Pfdk^i�^k�afb�>foifkbp�pbkabk�tåoab*�
a^pp�afb�Qo^kpmloqhlpqbksloqbfib�lekb�wrpÇqwif`eb�J^odb�afobhq�^k�afb�>_kbejbo�&>foifkbp'�tbfqbo�dbobf`eq�
tboabk,

HJGB=CL�34�QO=AL=�JMFO9P�
>kk^ejbk8

ê� {ekif`eb�Afjbkpflkbk�tfb�afb�_bpqbebkab�Orkt^v8�1,6..�j�u�23�j�jfq�5*3�j�sbopqÇohqbk�

Pbfqbkp`eåowbk*�Q^uftbdbk�rka�Slocbia9

ê� ü�1,...-Jbqbo�&23�j�?obfqb'�cåo�abk�?^r�abo�Orkt^v�bfkp`eifbëif`e�Q^uftbdbk�rka�Slocbia,

A^p�Molgbhq�tfoa�kro�fk�>kdofcc�dbkljjbk*�tbkk�2)wrpÇqwif`eb�Co^`eqcirddbpbiip`e^cqbk�EEK�^ip�brolmÇfp`ebp�
Aobehobrw�_bkrqwbk,�Afb�Dbp^jqhlpqbk�_bqo^dbk�dbp`eÇqwqb�ü�2.�Jfl*�tlslk�abo�Fksbpqlo�ü�1.�Jfl,�_bfpqbrbok�
tfoa,�Afb�Obpqprjjb�slk�ü�/.�Jfl,�tfoa�i^kdcofpqfd�_^khbkcfk^kwfboq�&1#�m,^,',

Afb�i^kdgÇeofdb�Sbo_rkabkebfq�abp�Fksbpqlop�jfq�abo�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm�qoÇdq�a^wr�_bf*�a^pp�afb�
sbo^kp`ei^dqbk�Fksbpqfqflkphlpqbk�bebo�rkqbo�?o^k`ebkaro`ep`ekfqq�ifbdbk*�a^�>o_bfqpmolarhqfsfqÇq�rka�
^rpdbtfbpbkb�Molgbhqj^k^dbjbkqbumboqfpb�sbo_rkabk�jfq�`efkbpfp`ebo�Afpwfmifk�a^wr�_bfqo^dbk�tboabk*�a^p�
Molgbhq�fkkboe^i_�abo�^j_fqflkfboqbk�Wbfqslod^_bk�bccfwfbkq�wr�ob^ifpfbobk,�Pbi_pqsbopqÇkaif`e�tboabk�a^_bf�
å_if`eb�slodbp`eofb_bkb�>rpp`eobf_rkdpsboc^eobk�_boå`hpf`eqfdq9�afb�@efk^�@lkpqor`qflk�Dolrm�fpq�gbal`e�
wrsbopf`eqif`e*�bfk�tbqq_btbo_pcÇefdbp�rka�å_bowbrdbkabp�>kdb_lq�^r`e�^ip�Glfkq�Sbkqrob�
&>oDb->o_bfqpdbjbfkp`e^cq'�jfq�bfkbj�ilh^ibk�abrqp`ebk�>k_fbqbo�wrp^jjbk�^_wrdb_bk�rka�^r`e�dbtfkkbk,�
Pbi_pqsbopqÇkaif`e�tboabk�k^`e�Jâdif`ehbfq�ilh^ib�Pr_rkqbokbejbo�jfq�bfkdb_rkabk*�afb�afb�âoqif`ebk�
Dbdb_bkebfqbk�_bobfqp�hbkkbk,

Slk�ebo^rpo^dbkabo�?babrqrkd�pfka�fk�afbpbj�Wrp^jjbke^kd�^r`e�afb�bkdbk�?bwfberkdbk�abp�Fksbpqlop�wro�
EFJ>�Dolrm*�afb�fj�G^eob�0./3�Ptfppmloq�å_bokljjbk�e^q,�Ptfppmloq�fpq�tbiqtbfq�afb�cåeobkab�
Cirde^cbk_bqobf_bo�rka�J^k^dbjbkq_bo^qbo�Afbp�pf`eboq�Wrd^kd�wr�Hklt+elt�rka�fkqbok^qflk^ibo�
Pmfqwbkqb`eklildfb*�pltlei�fj�?bobf`e�abp�?^rp*�abo�>rppq^qqrkd�k^`e�kbrbpqbj�Pq^ka�abo�Qb`ekfh�pltfb�fj�
pmÇqbobk�bccfwfbkqbk�?bqofb_,�Afb�>qqo^hqfsfqÇq�slk�EEK�cåo�Jfqdifbabo�abo�Phv�Qb^j�@^odl�>foifkb�>iif^k`b�pqbfdq�
pfdkfcfh^kq,�A^ebo�tfoa�cåo�a^p�Pwbk^ofl�?bpq�@^pb�Efde�Rqfifw^qflk�bfkb�T^eop`ebfkif`ehbfq�slk�/5#�

^kdbkljjbk,

Afb�@^pecilt+Moldklpb�_boå`hpf`eqfdq�bopqb�mlpfqfsb�>rpi^pqrkdpbccbhqb�k^`e�?^r^_p`eirpp�k^`e�1�G^eobk,�Gbal`e�
boeâeq�pf`e�abo�lmbo^qfsb�@^pecilt�prhwbppfsb*�a^�abo�Fksbpqlo�tbfqbob�^pf^qfp`eb�>foifkbp�k^`e�E^ek�
hlkqo^efbobk�tfoa,�Ci^khfboq�tfoa�abo�Cirde^cbkfkco^pqorhqro^rp_^r�aro`e�hljmibjbkqÇob�Fjjl_fifbkmolgbhqb�
tfb�Pelmmfkd�>ob^p-Bfkh^rcpwbkqorj�rka�Elqbip�&Molgbhq�3'�rkqbo�^kabobj�cåo�afb�_bplkabobk�>kpmoå`eb�
^pf^qfp`ebo�Hrkabk�pltfb�bfkb�dolëb�Cird^h^abjfb�&Molgbhq�0'�jfq�Mi^qw�cåo�6,...�_fp�/.,...�H^abqqbk,

HJGB=CL�,,4�QM?N=J:AF<MF?
Rj�CCED�cåo�afb�Wrhrkcq�lmqfj^i�wr�oåpqbk�fpq�afb�drqb�>k_fkarkd�^k�abk�âccbkqif`ebk�K^esbohbeo�bppbkwfbii�
tf`eqfd*�rj�M^pp^dfbob�rka�Dåqbo�wr�rka�slj�Cirde^cbk�E^ek�_bpqjâdif`e�qo^kpmloqfbobk�wr�hâkkbk,�TÇeobka�
>rql_^ek+�rka�Pqo^ëbk+>k_fkarkd�^ip�efkobf`ebka�_bqo^`eqbq�tboabk�h^kk*�fpq�abo�Cirde^cbk�kl`e�kf`eq�^k�a^p�
abrqp`eb�P`efbkbk+Pvpqbj�^kdbp`eilppbk,�Fkfqf^ib�Hlkwbmqb�pbebk�afb�Jlabokfpfborkd�slk�jbeo�^ip�4.�hj�
bufpqfbobkabo*�^_borkdbkrqwqboQo^ppbk�abo�Abrqp`ebk�?^ek�>D�slo*�t^p�fk�Prjjb�bfk�Fksbpqfqflkpslirjbk�slk�
orka�ü�/..�Jfl,�bocloaboq,�A^slk�tboabk�ü�4.�Jfl,�^ip�Bfdbkh^mfq^i�_bfdbpqbrboq�rka�ü�2.�Jfl,�cobjacfk^kwfboq,�
Afb�Hlj_fk^qflk�slk�el`enr^ifcfwfboqbo�abrqp`ebk�>o_bfqphoÇcqbk�rka�ibfpqrkdpcÇefdbj*�el`eqb`eklildfpfp`ebj�
`efkbpfp`ebk�Wrd+Hklt+Elt�
P`efbkbkhfiljbqbo,�Cåo�abk�wrhåkcqfdbk�?bqofb_�abo�>ki^db�tfoa�bfk�fk�abo�Aro`ecåeorkd�slk�Obdflk^ibj�
Wrdsbohbeo�boc^eobkbo�Afbkpqibfpqbo-Sbohbeop_bqofb_�_b^rcqo^dq,�Afbpbp�Molgbhq�tfoa�kro�rkqbokljjbk�fj�?bpq�
@^pb�Efde�Rqfifw^qflk�Pwbk^ofl*�jfq�^kdbkljjbkbo�/5�#fdbo�Bfkqofqqpt^eop`ebfkif`ehbfq�abo�Ob^ifpfborkd,�@PB@�
jfq�abj�Fksbpqlo�tboabk�bfkb�>dbka^�0.0.�Pqo^qbdfb�J^ohbqfkd�Fkfqf^qfsb�aro`ecåeobk�jfq�bfkbo�Kbrhrkabk�
Wbfidormmb�_bpqbebka�^rp�EK>�>sf^qflk�&V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp'*�@efk^�Plrqebok*�@efk^�B^pqbok�@efk^�>foifkbp�
rka�>fo�@efk^�@^odl,

_bobfqdbpqbiiq�slj�Fksbpqlo obpriqfboq�fk�ü�/*45�Jfl,�Hlpqbk�mol
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4,0�M^pp^dfbo+�rka�Co^`eqafbkpqibfpqrkdbk8�Mboplkbksbohbeo8�Jlabokfpfborkd�abp�

Qbojfk^ip�rka�Molwbppsbo_bppborkd�
HJGB=CL�,�MF<�HJGB=CLK4�H9KK9?A=J(�MF<�>J9;@LL=JEAF9DK
Rj�afb�>kcloaborkdbk�abo�kbrbk�Cirddbpbiip`e^cqbk�wr�bocåiibk�pfka�kbrb�M^pp^dfbo+�rka�Co^`eqqbojfk^ip�
dbmi^kq,�L_tlei�afb�dbdbktÇoqfdb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�rkqboaro`ep`ekfqqif`e�fpq*�e^q�abo�Fksbpqlo�å_bo�pbfkb�
dbt^`epbkbk�Dbp`eÇcqp_bwfberkdbk�afb�Jâdif`ehbfq*�hrowcofpqfd�afb�_bfabk�>foifkbp�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�rka�
Qe^f�Tfkdp�wroå`h�k^`e�E^ek�wr�_btbdbk,�A^oå_bo�efk^rp�tfoa�abo�Fksbpqlo�afb�MiÇkb�cåo�a^p�l_bk�_bp`eofb_bkb�
Aobehobrw�abo� Lkb�?biq+Lkb�Ol^a +?oå`hb�wtfp`ebk�>pfbk�rka�Brolm^�a^wr�krqwbk*�p`ekbiipq�jâdif`epq�tbfqbob�
^pf^qfp`eb�>foifkbp�jfq�i^kdcofpqfdbk�Wrp^dbk�wr�hlkqo^efbobk9�dbo^ab�tbdbk�abo�l_bk�_bp`eofb_bkbk�>qqo^hqfsfqÇq�
abp�02-5+?bqofb_p�pltfb�hbfkboibf�Pilq+Obpqofhqflkbk�rka�hlpqbkdåkpqfdbk�>rcq^khbk,�Afbpbp�tfoa�afb�
pqo^qbdfp`ebk�Bkqp`ebfarkdbk�pqåqwbk*�afb�H^m^wfqÇq�hlkqfkrfboif`e�^rpwr_^rbk,

A^p�kbrb�Co^`eqqbojfk^i�plii�^rc�23,...�j0�el`e^rqlj^qfpfboq�bfkb�G^eobph^m^wfqÇq�slk�3..*...�Qlkkbk�
^_cboqfdbk�hâkkbk,�?^rhlpqbk�tboabk�jfq�ü�1..�-�j0�h^ihrifboq*�^ipl�fkpdbp^jq�ü�/3�Jfl,�Gb�wro�EÇicqb�plii�a^p�
?^rsloe^_bk�jfq�Bfdbkh^mfq^i�rka�i^kdcofpqfdbj�Cobjah^mfq^i�cfk^kwfboq�tboabk,�>iibfk�afb�wtbfgÇeofdb�?^rme^pb�
tfoa�cåo�4.�>o_bfqbo�?bp`eÇcqfdrkd�pf`ebok,

A^p�kbrb�M^pp^dfboqbojfk^i�tfoa�cåo�bfkb�j^ufj^ib�H^m^wfqÇq�slk�1�Jfl,�CirddÇpqbk�^rpdbibdq,�?bf�
sbo^kp`ei^dqbk�?^rhlpqbk�slk�ü�03�-�M^pp^dfbo�bodf_q�pf`e�bfkb�Dbp^jqfksbpqfqflkpprjjb�slk�ü�53�Jfl,�Fj�
Dbp`eÇcqpmi^k�pfka�/.#�Bfdbkh^mfq^i�abp�Fksbpqlop*�1.#�Câoabojfqqbi�&ü�00*3�Jfl,'�pltfb�Cobjah^mfq^i�
&?^khhobafq'�slk�ü�23�Jfl,�sbo^kp`ei^dq,�TÇeobka�abo�?^rwbfq�slk�drq�0�G^eobk�tboabk�_fp�wr�1..�>o_bfqbo�
_bp`eÇcqfdq�tboabk,

Fk�abo�Me^pb�0*�fj�Pwbk^ofl�?^pb�@^pb�Efde�Rqfifw^qflk�^ip�^r`e�fk�_bfabk�?bpq�@^pb�Pwbk^ofbk�&Ilt�rka�Efde�
Rqfifw^qflk'*�pfka�wrpÇqwif`eb�Qbojfk^ip�cåo�afb�>_tf`hirkd�slk�M^pp^dfbobk�rka�Co^`eq�dbmi^kq�jfq�Fksbpqfqflkbk�
slk�ü�/.�Jfl,�&Molgbhq�6',

HJGB=CL/4�>J9;@L9:>=JLA?MF?
Jfq�abo�Sboi^dborkd�slk�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp%�@^odl�H^m^wfqÇqbk�k^`e�Jåk`ebk�e^q�E^ek�pbfkb�pq^qb+lc+qeb+�
^oq�P`etbodrq+IbfpqrkdpcÇefdhbfq�sboilobk,�Afb�Oå`hhbeo�slk�V^kdqwb�Ofsbo�Bumobpp�obarwfboq�CCCFD%p�
>_eÇkdfdhbfq�slk�Aofqqm^oqkbok*�afb�kf`eq�afb�bocloaboif`ebk�Co^`eq^_cboqfdrkdpafbkpqibfpqrkdbk�bo_ofkdbk�
hâkkbk*�a^pp�afb�>foifkb�aofkdbka�_bkâqfdq,�ü�3�Jfl,�pfka�bfkdbmi^kq�cåo�Fksbpqfqflkbk�fk�pq^qb+lc+qeb+^oq�
>rqlj^qfpfborkdp+Bnrfmjbkq*�rj�afb�Dbp`etfkafdhbfq�abo�>_tf`hirkd�wr�boeâebk*�bfkb�Obarwfborkd�abo�Hlpqbk�
slk�Pmbwf^idåqbok�mol�Pqå`h�labo�Qlkkb�wr�_btfohbk�rka�rj�?bp`eÇafdrkdbk�aro`e�P`etbodrq�fk�abo�
>_cboqfdrkd�wr�sbojbfabk,�Abo�sliib�?bqo^d�slk�ü�3�Jfl,�tfoa�cfk^kwfboq�slj�Fksbpqlo,�K^qåoif`eb�Cirhqr^qflk�
p`etÇ`eq�afb�k^`eqbfifdb�Tfohrkd�^rc�afb�?bp`eÇcqfdrkd�^_,

HJGB=;L04�9M�HD9F
Abo�>R�Mi^k�fpq�bfk�fkqbdofboqbp�Molgbhq*�_bf�abj�bopqhi^ppfdb�Cirdd^pq_bqobrrkd�jfq�jlabokbo*�fkkls^qfsbo�
Fjjl_fifbkbkqtf`hirkd�sbobfkq�tfoa,�A^p�Håowbi�>R�fpq�^_dbibfqbq�slj�`ebjfp`ebk�Bibjbkq�>rorj�&Dlia'�rka�
pqbeq�cåo�bfk�Mobjfrj�Qo^sbiibo�Moldo^jj*�_bf�abj�CirddÇpqbk�SFM+Pbosf`bp*�tfb�_bslowrdqb�@eb`h+Fk*�Krqwrkd�
slk�?rpfkbpp�Ilrkdbp�rka�^kabobk�Tleicåei+Bfkof`eqrkdbk�jfq�bfkbj�bopqhi^ppfdbk�Pelmmfkd+Boib_kfp�rka�
buhirpfsbk�~_bok^`eqrkdpjâdif`ehbfqbk�hlj_fkfboq�tboabk,�Afb�Dbp^jqfksbpqfqflkbk�fk�Eâeb�slk�ü�4.�Jfl,�cåo�
afbpbp�Molgbhq�pfka�^_�abj�2,�G^eo�fj�Fksbpqjbkqmi^k�_radbqfboq�jfq�bfkbj�Cobjah^mfq^i^kqbfi�slk�ü�2.�Jfl,

J^ohq_bl_^`eqrkdbk�wbfdbk*�a^pp�pf`e�^pf^qfp`eb�Obfpbkab�bfkbk�fkafsfarbiibk�Pbosf`b�jfq�mbopâkif`e�^rc�pfb�
wrdbp`ekfqqbkbk�Ibfpqrkdbk�tåkp`ebk,�EEK�tfoa�cåo�afb� >R�>foifkb �&bfkb�pbm^o^q�wr�doåkabkab�rka�kf`eq�fj�
Fksbpqfqflkp+Mi^k�_boå`hpf`eqfdqb�Cirddbpbiip`e^cq'�b_bkpl�tfb�cåo�^kabob�^pf^qfp`eb�>foifkbp�^ip�brolmÇfp`ebp�
Aobehobrw�crkdfbobk,�Afb�>R+Bfkof`eqrkdbk�tboabk�Qbfi�abp�_bpqbebkabk�M^pp^dfbo+Qbojfk^ip*�gbal`e�jfq�bfkbj�
bfdbkbk�Bfkd^kd�rka�pmbwfbii�a^o^rc�^_dbpqfjjqbo�Bfkof`eqrkd�rka�>rppq^qqrkd,�Abo�Fksbpqlo�dbeq�a^slk�^rp*�
a^pp�_fp�wr�bfk�Sfboqbi�^iibo�M^pp^dfbob�a^p�>R�Mobjfrj�Qo^sbiibo�Moldo^jj�krqwbk�tboabk,�>rc�pbfkb�Fkfqf^qfsb
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plii�wrp^jjbk�jfq�Dbp`eÇcqpm^oqkbok�bfkb�kbrb�^j�Cirde^cbk�E^ek�pq^qflkfboqb�>R�>fot^vp�dbk^kkqb�
Cirddbpbiip`e^cq�dbdoåkabq�tboabk*�afb�abk�Cirde^cbk�E^ek�^ip�?^pfpcirde^cbk�fk�abo�†?irb�?^k^k^ +Obdflk�wro�
Cird^k_fkarkd�k^`e�>pfbk�krqwq,�>ip�Cilqqb�pfka�?lbfkd�565�J^p`efkbk�bfkdbmi^kq*�afb�slk�bfkbo�CCED+bfdbkbk�
Ql`eqbo�Dbpbiip`e^cq�sboib^pba�tboabk�&afb�wrpÇqwif`ebk�Hlpqbk�abp�>R�Mobjfrj�Qo^sbiibo�Moldo^jj�tboabk�
slk�abk�Obfpbkabk�rka-labo�abo�Cirddbpbiip`e^cq�dbqo^dbk',

A^p�Molgbhq�fk�?^pb�@^pb�Efde�Rqfifw^qflk�Pwbk^ofl�tfb�fk�_bfabk�?bpq�@^pb�Pwbk^ofbk�p`e^ccq�_bf�dbp`eÇqwqbk�
ü03.,...�fksbpqfqflkpslirjbk�mol�>o_bfqpmi^qw�fj�?^r�abp�kbrbk�M^pp^dfbo�Qbojfk^ip�02.�kbrb�>o_bfqpmiÇqwb�
cåo�å_bo�0�G^eob�fj�Bopqbiirkdpwbfqo^rj�pltfb�tbfqbob�/3.+0..�kbrb�>o_bfqpmiÇqwb�cåo�abk�?bqofb_�abp�>R�
Mobjfrj�Qo^sbiibo�Moldo^jjp�rka�afb�a^jfq�sbo_rkabkbk�Bfkof`eqrkdbk,

HJGB=CL�14�9:JAKK�<=J�@9F?9JK

>ip�bfk�Qbfi�abo�i^kdcofpqfd�dbmi^kqbk�Bum^kpflk�abp�Cird_bqofb_p�pltfb�M^pp^dfbo+�rka�Co^`eq^_cboqfdrkd�tboabk�
ü3�Jfl*�cåo�abk�>_ofpp�abo�bebj^ifdbk�RP�>ojv�E^kd^o�Db_Çrab�_radbqfboq*�afb�abowbfq�rkdbkrqwq�rka�rkdåkpqfd�
dbibdbk�pfka,�Aro`e�afbpb�J^ëk^ejb�hâkkbk�wrabj�?bqofb_p+�rka�Fkpq^kae^iqrkdphlpqbk�bfkdbpm^oq�tboabk*

4,1�Fjjl_fifbksbot^iqrkd8�?rpfkbpp�M^oh*�Elqbiibofb�rka�Pelmmfkd�J^fi
A^p�Dbp`eÇcqpjlabii�abo�dbp^jqbk�Lod^kfp^qflk�abp�Fksbpqlop�fpq�bp�dbtbo_if`eb�Fjjl_fibk�wr�bkqtf`hbik*�wr�
_^rbk*�wr�cåeobk�rka�wr�_btfoqp`e^cqbk�rka�afbpb�^k�^kabob�Hlkwbokdbpbiip`e^cqbk�wr�sbojfbqbk,�Afb�
Fksbpqfqflkp+Molgbhqb�troabk�fk�abk�Mrkhqbk�4,/,�rka�4,0,�_bp`eofb_bk*�afb�wrdbeâofdbk�dbtbo_if`ebk�
Fjjl_fifbk+Molgbhqb�efbo�molgbhqfboq�rka�sbot^iqbq,

HJGB=CL�0�9M�HD9F�$KA=@=�G:=F%
A^p�Dbp`e^cqphlkwbmq�abp�Fksbpqlop�fpq�pl�^rpdbof`eqbq*�a^pp�bp�wr�abo�dil_^ibk�Pqo^qbdfb�abo�EK>�Dolrm�
m^ppq*�bfkp`eifbppif`e�EK>�Ob^i�Bpq^qb,�Bp�fpq�a^ebo�_b^_pf`eqfdq*�dbtbo_if`eb�Fjjl_fifbkmolgbhqb�wr�
mi^kbk*�bkqtf`hbik*�_^rbk�rka�_bqobf_bk*�rka�afb�L_gbhqb�^k�^kabob�Jfqdifbabo�afbpbo�Dormmb�wr�
sbojfbqbk,�Afb�dbtbo_if`eb�Fjjl_fifbk�Molgbhqb�tboabk�fk�abo�Dbp`e^cqpbfkebfq�†Fjjl_fifbk �sbot^iqbq*�
slo�^iibj�afb�L_gbhqb*�afb�jfq�abj�>R�Mi^k�sbo_rkabk�pfka,

HJGB=CL�-4�>DM?K;@MD=
>ip�Qbfi�abp�i^kdcofpqfd�lofbkqfboqbk�Fksbpqfqflkpmi^kp�mi^kq�abo�Fksbpqlo*�fk�G^eo�5�bfkb�slii�^rpdbpq^qqbqb�
Cirdp`erib�jfq�HropoÇrjbk*�P`ei^coÇrjbk�rka�Sbot^iqrkdp+Db_Çrabk�wr�boof`eqbk,�Afb�j^ufj^ib�H^m^wfqÇq�wro�
>rp_fiarkd�fkqbok^qflk^ibo�Cirdp`eåibo�ifbdq�_bf�6,...+/.,...�H^abqqbk�mol�G^eo,�?orqql+Fksbpqfqflk�pfka�ü�3,...�
mol�Cirdp`eåibo*�fkpdbp^jq�ü�2.�Jfl,*�a^slk�ü�1.�Jfl,�cfk^kwfboq�å_bo�?^kh+A^oibebk�labo�bfkbk�buqbokbk�Clkap,�
Afb�sbo_ibf_bkabk�ü�/.�Jfl,�sbo_ibf_bk�Bfdbkh^mfq^i+Fksbpqfqflkbk,�Afb�Fksbpqfqflkbk�tboabk�fj�G^eob�/�dbqÇqfdq*�
^_bo�a^p�Molgbhq�tfoa�qbojfkfboq�fj�Tlopq�@^pb�Pwbk^ofbk�jfq�Ilt�Rqfifp^qflk�&6#�^kdbkljjbkb�
Bfkqofqqpt^eop`ebfkif`ehbfq',�Fk�afbpbj�rkt^eop`ebfkif`ebk�C^ii�tåoabk�afb�Pqrabkqbktlekebfjb�fk�Elqbip�labo�
>foifkb�@obt�Tlekebfjb�hlksboqfboq,

HJGB=CL�,+4�9DL=F@=AE
Rj�abo�pqbfdbkabk�K^`eco^db�k^`e�_bw^ei_^obk*�_^oofbobcobfbk�Tlekrkdbk�jfq�?bqobrrkdp+-Mcibdb^kdb_lqcåo�
Çiqbob�Jfqjbkp`ebk�k^`ewrhljjbk*�tfoa�abo�Fksbpqlo�abk�tfoqp`e^cqif`ebk�Boclid�abo�CCED�dbjbfkkåqwfd�fk�bfk�
>iqbopebfj�obfksbpqfbobk,�Afb�Fksbpqfqflkpeâeb�_bqoÇdq�ü�/.�Jfl,*�rj�bfkb�Rkqbo_ofkdrkd�cåo�3.+5.�_bq^dqb�
?btlekbo�wr�p`e^ccbk,�>_dbpbebk�a^slk�bkqpqbebk�`^,�3.�kbrb�Gl_p�fk�afbpbj�Rjcbia,�Afbpbp�Molgbhq�tfoa�fk�
abk�?^pb�@^pb�Efde�Rqfifw^qflk�Pwbk^ofl�rkqbokljjbk�^_bo�^r`e�fk�_bfabk�?bpq�@^pb�Pwbk^ofbk�&Ilt�rka�Efde�
Rqfifw^qflk'*�rka�a^ebo�e^q�bfkb�36+#�@e^k`b�abo�Ob^ifpbofrkd�&03#�)�11#',

4,2�Bokbrbo_^ob�Bkbodfbsboplodrkd�
HJGB=CL�24�KGD9J�CJ9>LO=JC�$KLJGE=JQ=M?MF?%

Abo�abowbfqfdb�Pqoljsbo_o^r`e�slk�EEK�bfkp`eifbëif`e�^iibo�Hrkabk�rka�M^oqkbo�_bqoÇdq�rkdbcÇeo�/1*...�JTe*�
tlslk�`^,�2.#�^rc�EEK�^kc^iibk,�Rj�afb�wrhåkcqfdb�Pqoljk^`eco^db�abo�kbrbk�CCED�&jfq�`^,�bfkbo�Almmbirkd�
abo�H^m^wfqÇq'�wr�_bafbkbk*�mi^kq�abo�Fksbpqlo�@@e+kbrqo^ib�Pqoljmolarhqflk,�A^ebo�tfoa�fk�bokbrbo_^ob�
Bkbodfbk�_^pfbobka�^rc�Melqlsliq^fh+Qb`eklildfb�fkqbpqfboq,�Jfq�bfkbo�dbp`eÇqwqbk�Pqoljbowbrdrkdph^m^wfqÇq
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slk�3JTm�tfoa�afb�CCED�afb�>_eÇkdfdhbfq�slk�buqbokbk�Pqoljsboplodbok�obarwfbobk*�afb�Hlkqoliib�å_bo�afb�
Hlpqbk�å_bokbejbk*�rka�wro�âhlildfp`ebk�K^`ee^iqfdhbfq�_bfqo^dbk�&w,?,�k^qflk^ib�rka�dil_^ib�@L0+�
Bjfppflkpwfbib�bfke^iqbk',�A^p�Ho^cqtboh*�jfq�bfkbj�Fksbpqfqflkpslirjbk�slk�ü�03�Jfiiflkbk*�tfoa�wro�Pqbfdborkd�
abo�?bp`eÇcqfdrkd�tÇeobka�abp�?^rp*�rka�a^k^`e�h^kk�wtfp`ebk�/.+0.�>o_bfqpmiÇqwb�fk�abo�?bqofb_pme^pb�
pf`ebopqbiibk�&T^oqrkd*�Sbot^iqrkd*�~_bot^`erkd',�Ob^ifpfbo_^o�fpq�a^p�Molgbhq�kro�fj�?bpq�@^pb�Efde�Rqfifw^qflk�
Pwbk^ofl,

5�Pq^^qif`eb�Fksbpqfqflkpeficb8�ü�00*3�Jfiiflkbk
Abo�å_bo^o_bfqbqb�Cfk^kwmi^k�j^`eq�slk�VWd�efSSf^[UZW`�@`hWef[f[a`eZ[^XW�[`�VWd�?pZW�ha`�|�--'0�D[^^[a`W`�
sliibk�Db_o^r`e,�>rc�abo�Dorkai^db�slk�>kk^ejbk�å_bo�afb�>kw^ei�abo�Ircqc^eoqdbpbiip`e^cqbk�rka�Slirjbk�
slk�M^pp^dfbobk�rka�Co^`eq*�afb�^_dbcboqfdq�rka�rjdbp`ei^dbk�tboabk*�fpq�^_pbe_^o*�a^pp�abo�
Bfkk^ejbkå_bop`erpp�&@^pe�Cilt'�slk�EEK�fk�abk�G^eobk�0./4+0.0.�kf`eq�^rpobf`eq*�rj�afb�>kcloaborkdbk�abp�
Qrok^olrkap�pltfb�abo�Slo_bobfqrkd�abo�Bum^kpflk�wr�bocåiibk,�>r`e�afb�Afsbopfcfwfborkd�wro�kf`eq+>sf^qflk*�^_bo�
>sf^qflk+_bwldbkb�Dbp`e^cqppbdjbkqb�&w,?,�Cird^h^abjfb'�fpq�lekb�pq^^qif`eb�Fksbpqfqflkpeficb�cåo�afb�>sf^qflk�
Fksbpqfqflkbk�dbcÇeoabq,

=^Wj[T^W�@`hWef_W`f�:a`f[`YW`Uk�G^S`�S`V�@`hWef_W`f�8[V
Fksbpqjbkq

P`bkbofbp8�Me^pb�F�X@lm^aqv�@ljjfqjbkq'�bka�Me^pb�-�&@bm^`fqv�Rqfifolqflkg Pq^qb�Fksbpqjbkq�>fa�F�Lqebo�Lmbo^qfkd
FT`i >jlrkq

Vb^o�lc�Afp_ropbjbkq?^pb�@^pb8�/,0�qcvo ?bpq�@^pb8�-.�qcvo Tlopq�@^pb8�.,3�qcvo Qlq^i�iBpbiroqkn
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FLK�Rqfi

F 0 1Jf,
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6�Pq^^qif`eb�?bqofb_peficb8�ü�03*1�Jfiiflkbk
6,/�Dorkai^db�abo�?bob`ekrkd�abo�pq^^qif`ebk�?bqofb_peficb8�>sf^qflk�>agrpqba�B?FQA>
Afb�?bob`ekrkd�abp�?ba^ocp�^k�pq^^qif`ebk�?bqofb_peficb�tfoa�dbjÇë�abo�Jbqelalildfb�abo�Drfabifkbp�lk�Pq^qb�
^fa�ql�^fomloqp�^ka�^foifkbp�&BR�0./2-@�77.1'�aro`edbcåeoq*�tfb�fk�abo�>ki^db�3,/,/�&fff'�abp�H^rcsboqo^dp�&Pe^ob�
Mro`e^pb�>dobbjbkq'�slodbp`eofb_bk�fpq,�&eqqm8--al`mi^sbo,fq-//777/5+@ljjrkf`^qflk+colj+qeb+`ljjfppflk+�
brfabifkbp+lk+pq^qb+^fa+ql+^fomloqp+^ka+^foifkbp+0./2+`+77+.1,eqji'

Afb�>o_bfqpj^mmb�jfq�abo�?bob`ekrkd�jfq�Eficb�abo�A^qbk�^rp�abj�?^pb�@^pb�Ilt�Rqfifw^qflk�Pwbk^ofl�fpq�fk�abk�
A^q^�>mmbkafu�/1,/,/,�>sf^qflk�>agrpqba�B?FQA>*�?^pb�@^pb�Ilt�Rqfifw^qflk�&bu`bi�Cfib'�wr�cfkabk,

Abo�Wrtbkarkdp_bp`ebfa�slj�I^ka�Oebfki^ka+Mc^iw�_^pfboq�^rc�CCED�>agrpqba�B?FQA>*�a,e,�>agrpqba�B?FQA>�
cåo�>sf^qflk�rka�Klk+>sf^qflk�?bqofb_�wrp^jjbk*�tfb�bp�fj�Pe^ob�Mro`e^pb�>dobbjbkq�pqbeq�rka�tfb�bp�fj
?rpfkbpp�Mi^k�slj�6,�>mofi�0./4�_bob`ekbq�troab�rka�pqbeq�bu^hq�fk�abo�?bob`ekrkd�bkqe^iqbk�fk�afbpb�
~_bo^o_bfqrkd�_^pfboq�^rc�abj�?rpfkbpp�Mi^k�slj�6*�>mofi�0./4,

6,0�Pwbk^ofl8�?^pb�@^pb�jfq�Cibuf_fifqÇq�rka�kfbaofdbo�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�+�/*0�jfl�

q-G^eo�H^m^wfqÇq

B@�DrfabifkbpJ�?bob`ekrkdbk�jfq�Sbotbkarkd�abo�Molgbhqflkbk�slj�?rpfkbpp�Mi^k�6,�>mofi�0./4�+�
>SF>QFLK�>agrpqba�B?FQA>
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6,1�K^`ee^iqfdhbfq�abo�P^kfborkd8�Mlpfqfsb�>agrpqba�B?FQA>�0.0/+0.02

Abo�Qrok^olrka�tfoa�aro`e�afb�Boeâerkd�abo�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd�rka�dbldo^mefp`eb�Afsbopfcfwfborkd�^_�
0.0/boobf`eq,�A^k^`e�fpq�a^p�CCED�>agrpqba�B?FQA>�k^`ee^iqfd�mlpfqfs*�tfb�afb�?bob`ekrkdbk�cåo�afb�G^eob�0.0/�
_fp�0.02�wbfdbk,�EWffaTWfd[WTeWdYWT`[e�had�JfWgWd`�[ef�bae[f[h�ST�ASZdW�-+-.)

7�Ofpfhbk�rka�Ofpfhljfkaborkdpj^ppk^ejbk
7,/�Obwbppflk8�Hlkgrkhqro^_p`etÇ`erkd�rka�oå`hiÇrcfdbp�M^pp^dfbo+�rka�

Co^`eq^rchljjbk
Doâëqbp�^iidbjbfkbp�Ofpfhl�fpq�afb�dbkbobiib�>_p`etÇ`erkd�abo�Tbiqtfoqp`e^cq�_wt,�abo�abrqp`ebk�Tfoqp`e^cq�fj�
?bplkabobk,�CFEK�tÇob�efbofk�wtbfc^`ebo�Efkpf`eq�_bqolccbk8�&/'�bfkb�P`etÇ`erkd�abo�mofs^qbk�Hlkprj^rpd^_bk�
tåoab�afobhqbk�Bfkcirpp�^rc�abk�M^pp^dfbosbohbeo*�dbo^ab�fj�Qlrofpjrp_bobf`e*�_babrqbk9�rka�&0'�tåoab�bfkb�
Pq^dk^qflk�labo�pld^o�Obwbppflk�_bplkabop�afb�bumloqlofbkqfboqb�abrqp`eb�Slihtfoqp`e^cq�qobccbk*�tl_bf�afb�
>rptfohrkdbk�pltlei�fj�Dbp`eÇcqpobfpbsbohbeo�^ip�^r`e�fj�Co^`eq_bobf`e�pmåo_^o�tÇobk,

Afb�Pqo^qbdfb�abp�Fksbpqlop�wfbiq�^rc�Ifjfqfborkd�afbpbp�Ofpfhlp�^_*�fkabj�aro`e�sboqfh^ib�Fkqbdo^qflk�bkqi^kd�abo�
Tboqp`eâmcrkdphbqqb�tbfqbob�Dbp`eÇcqp^hqfsfqÇqbk�fk�a^p�_bpqbebkab�Mloqclifl�fkqbdofboq�tboabk,�Dbo^ab�afb�
Afsbopfcfh^qflk�fk�Of`eqrkd�bqekfp`ebo�_wt,�Irurppbdjbkqb�&>R�Mi^k'�pltfb�abo�hlkpbnrbkqb�>rp_^r�^ip�
brolmÇfp`ebp�Aobehobrw�cåo�Hrkap`e^cq�^rp�>pfbk-@efk^�tfoa�M^pp^dfbosbohbeo�slk�^kabobk�CirdeÇcbk�k^`e�EEK�
rjibfqbk,

7,0�Pq^kaloqk^`eqbfi8�Cbeibkabo�Wrd^kd�wr�Qo^kpmloqfkco^pqorhqro

L_tlei�abo�EEK�bfkbk�02-5+A^rbo_bqofb_�dbkfbëq*�pl�cbeiq�al`e�abo�>kp`eirpp�^k�jlabokb�Ildfpqfhfkco^pqorhqro,�
Bp�df_q�abowbfq�hbfkb�afobhqb�Sbo_fkarkd�wr�T^ppbotbdbk�rka�?^ekkbqw*�pla^pp�afbpb�pmbwfcfp`ebk�
Qo^kpmloqhlpqbk�afb�Hrkabkh^ihri^qflk�_bi^pqbk�rka�ddc,�tbdbk�abp�fkqbkpfsbk�Tbqq_btbo_p�kf`eq�^k�afb�
Bkahrkabk�tbfqbo�dbobf`eq�tboabk�hâkkbk,�Pliiqb�a^oå_bo�efk^rp�k^`e�Ob^ifpfborkd�abo�^rcdbcåeoqbk�Molgbhqb�
aro`e�abk�pq^oh�dbpqfbdbkbk�Ircqsbohbeo�abo�A^rbo_bqofb_�w,?,�aro`e�K^`eqcirdsbo_lqb�_bbfkqoÇ`eqfdq�tboabk*�
jåppqb�a^p�dbp^jqb�Dbp`eÇcqpjlabii�abp�EEK�fk�Co^db�dbpqbiiq�tboabk,

Afb�Fksbpqfqflkbk�fk�abk�>rp_^r�abo�Ildfpqfh+Fkco^pqorhqro*�afb�cåo�dolëb�Qo^kpmloqcirdwbrdb�fk�Wrhrkcq�_bkâqfdq�
tboabk*�bocloabok�bfkb�bkdb�Wrp^jjbk^o_bfq�jfq�abj�I^ka*�abk�Hljjrkbk�rka�?beâoabk*�rj�abk�
bfkwfd^oqfdbk�Tbqq_btbo_psloqbfi�^r`e�k^`ee^iqfd�wr�pf`ebok,�Aro`e�tbfqbob�Fksbpqfqflkbk�rka�
I^dboh^m^wfqÇqbk-Ildfpqfhwbkqobk�pltfb�afb�_b^_pf`eqfdqb�>k_fkarkd�^k�a^p�?^ekkbqw�plii�abo�bufpqfbobkab�
Pq^kaloqk^`eqbfi�_bpbfqfdq�tboabk,

7,1�Hlpqbkå_bop`eobfqrkdbk8�Molcbppflkbiibp�Molgbhqj^k^dbjbkq�wro�Sbojbfarkd�slk�

kf`eq�p^`edbjÇëbo�H^ihri^qflk�rka�Aro`ecåeorkd

FkeÇobkqbp�Ofpfhl�bfkbp�gbabk�Fksbpqjbkqmolgbhqp�fpq�afb�Hlpqbkå_bop`eobfqrkd*�afb�fj�Tbpbkqif`ebk�^rp�wtbf�
Doåkabk�obpriqfbobk�h^kk8�&/'�?^rsbowrd�_wt,�kf`eq�cofpqdbob`eqb�>_k^ejb�pltfb�&0'�rksloebopbe_^ob�
Bobfdkfppb*�afb�afb�Hlpqbk�fk�afb�Eâeb�qobf_bk,

Abo�Fksbpqlo�rka�afb�jfq�fej�sbo_rkabkbk�Rkqbokbejbk�_b^_pf`eqfdbk*�molcbppflkbiib�
Molgbhqj^k^dbjbkqbumboqfpb�rka�Qb`eklildfbhljmbqbkw�bfkwr_ofkdbk,�Slk�bkqp`ebfabkabo�?babrqrkd�tfoa�
abo�Hklt+elt+Qo^kpcbo�pbfk*�a^p�abo�Fksbpqlo�fj�Wrp^jjbke^kd�jfq�?^r�rka�?bqofb_�abp�Elkd�Hlkd�>fomloqp�
pltfb�tbfqbobo�fkqbok^qflk^ibo�CirdeÇcbk�p^jjbik�hlkkqb,�A^oå_bo�efk^rp�_btfohq�bfkb�bkdb�Sbow^ekrkd�jfq�
abk�ilh^ibk�Bumboqbk�abp�EEK�rka�pbfkbo�Ifbcbo^kqbk�bfkb�eleb�Boclidpt^eop`ebfkif`ehbfq*�afb�Molgbhqb�tfb�
dbmi^kq�^r`e�ob^ifpfbobk�wr�hâkkbk,
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7,2�H^m^wfqÇqp_bp`eoÇkhrkdbk8�rkwrobf`ebkab�>km^pprkd�abo�T^`epqrjpmiÇkb�^k�afb�

H^m^wfqÇqpbocloabokfppb�abp�kbrbk�`efkbpfp`ebk�>foifkbp
>_plirq�hofqfp`e�cåo�abk�k^`ee^iqfdbk�Boclid�abp�EEK�fpq�afb�Sbojbfarkd�wrhåkcqfdbo�H^m^wfqÇqpbkdmÇppb,�L_tlei�
abowbfq�abrqif`e�rkqbo^rpdbi^pqbq*�tfoa�afb�_bpqbebkab�j^ufj^ib�H^m^wfqÇq�i^kdcofpqfd�kf`eq�abk�Bocloabokfppbk�
abo�kbrbk�>foifkbp�dbkådbk,�Afbpbp�dfiq�pltlei�cåo�abk�M^pp^dfbo+�^ip�^r`e�abk�Co^`eq_bobf`e,
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?^pb�@^pb8�/*0�Jfl�q-G^eo�H^m^wfqÇq

l�Kfbaofdb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd8�0�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�
l�Eleb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd8�1�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�

?bpq�@^pb8�0*3�Jfl�q-G^eo�H^m^wfqÇq
l�Kfbaofdb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd8�2�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�
l�Eleb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd8�2)�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�

Tlopq�@^pb8�.*3�Jfl�q-G^eo�H^m^wfqÇq

l�Kfbaofdb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd8�.�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cqbk�
l�Eleb�H^m^wfqÇqp^rpi^pqrkd8�/�wrpÇqwif`eb�Cirddbpbiip`e^cq
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>kabob�>kk^ejbk�å_bo�>_p`eobf_rkd�&/.�G^eob'*�Sloo^qprjp`ei^deÇrcfdhbfq*�A^rbo�abo�Cloaborkdbk�^rp�
Ifbcborkd�rka�Ibfpqrkd*�A^rbo�abo�Sbo_fkaif`ehbfqbk�^rp�Ifbcborkd�rka�Ibfpqrkd�tboabk�fk �Clob`^pq�Aofsbop �
>o_bfqp_i^qq�abo�gbtbfifdbk�Pwbk^oflmolgbhqflk�fj�A>Q>�>MMBKAFU�/0�^kdbdb_bk,�Pfb�pfka�fj�Tbpbkqif`ebk�^rp�
abk�efpqlofp`ebk�Tboqbk�abo�ibqwqbk�aobf�G^eobp^_p`eiåppb�ebodbibfqbq,
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® Freshfields Brm::khaus Deringer 

A. Untersuchungsauftrag 

Im Zusammenhang mit dem letztlich gescheite1ten Verkauf der Anteile des Landes 
Rheinland-Pfalz (das Land) an der Betreibergesellschaft des Flughafens Frankfurt­
Hahn, der Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH (FFHG) im Juni 2016 an einen chinesi­
schen Investor, die Shanghai Yiqian Trading Co. Ltd. mit Sitz in Shanghai (SYT), hat 
der Rechnungshof des Landes Rheinland-Pfalz um gutachterliche Stellungnahme zu 
ausgewählten Rechtsfragen gebeten. 

Der Verkauf an SYT scheiterte daran, dass SYT nicht in der Lage war, den Kaufpreis 
für einen mit dem Flughafengeschäft in Zusammenhang stehenden Grundstückskauf 
zu zahlen. Eine Übertragung von Geschäftsanteilen an der FFHG auf SYT ist nicht 
erfolgt. Inzwischen wurde der Kaufve1trag durch das Land angefochten und ein neuer 
Verkaufsprozess initiiert. Dennoch hat der gescheite1te Verkauf an SYT auf Seiten 
des Landes zu Oppmtunitätskosten sowie erheblicher negativer Publizität in den Me­
dien gefühlt. 

Das nachfolgende Gutachten soll die Anforderungen an die Prüfung der Existenz, Se­
riosität und Bonität eines chinesischen Käufers beschi·eiben und darlegen, welche 
Prüfungsmöglichkeiten und P1üfungsverfahi·en in Transaktionen mit chinesischen In­
vestoren generell üblich sind bzw. im Einzelfall geboten sein können. Bezogen auf 
den vorliegenden Sachverhalt sollen sodann der Inhalt und die Bedeutung der Stel­
lungnahme einer Pekinger Anwaltskanzlei sowie mehi·erer (vermeintlicher) Bankbe­
stätigungen beurteilt werden, die dem Land und dessen Beratern im Rahmen des 
Verkaufsprozesses von SYT vorgelegt wurden. Bei unserer Bewertung sollen auch 
die (negativen) Erfahrungen berücksichtigt werden, die das Land in den vergangenen 
Jahren im Zuge des Verkaufsprozesses um den Nürburgring gewonnen hatte. 

Das vorliegende Gutachten erfolgt im Rahmen der Beutteilung des Verkaufsprozes­
ses „Flughafen Frankfutt-Hahn" durch den Rechnungshof im Auftrag des Landtags 
von Rheinland-Pfalz. 

B. Zusammenfassung 

Aus den vorgelegten Unterlagen ergibt sich eine Vielzahl von Ungereimtheiten, die 
sich im Rahmen des Verkaufsprozesses über einen Zeitraum von mehi·eren Monaten 
zeigten und die dem Land Anlass zu einem sehi· viel vorsichtigeren Umgang mit SYT 
hätten geben sollen. Dafür spricht auch, dass das Land nach den Erfahi·ungen mit 
dem Verkaufsprozess für den Nürburgring zu besonderer Aufmerksamkeit angehal­
ten war und seine Berater entsprechend hätte instruieren müssen. Insbesondere die 
von SYT vorgelegte, offensichtlich unechte Bankbestätigung der HSBC Banl( hätte 
eine besonders aufmerksame und vorsichtige P1üfung der weiteren von SYT vorge­
legten Bankbestätigungen ( die vorgeblich von China Construction Bank bzw. Bank 
of China stammten) nahegelegt und zudem Anlass zu einer Neubewe1tung der Eig­
nung von SYT als Käuferin geben sollen. 
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~ Fre§hfieids Brudmairus Deringer 

C. Detaillierte Ausführungen 

Bei der Auswahl eines geeigneten Käufers sind für den Verkäufer in einem Aukti­
onsverfahren verschiedene Punkte von Relevanz: Hierzu zählt zunächst die Überp1ü­
fung der Existenz der Käufergesellschaft und die Feststellung, dass diese den Kauf­
vertrag wirksam eingehen kann. Darüber hinaus spielt die Bonität des Käufers und 
damit dessen Fähigkeit, den vereinbaiten Kaufpreis zu leisten, eine zentrale Rolle. 1 

Die Fähigkeit zur Kaufpreiszahlung wird dabei in der Regel durch eigene Mittel, 
Mittel von verbundenen Unternehmen im Konzern des Käufers (typischerweise der 
Konzernmutter) und/oder fest zugesagte Fremdmittel unterlegt und ist durch entspre­
chende Nachweise zu belegen, die in der Regel bedingungsfrei sein sollen bzw. nicht 
an andere Bedingungen geknüpft sein dürfen als es der Vollzug des Kaufveltrags 
insgesamt ist. Diese Anforderungen gelten dem Grunde nach für jede Alt von Bie­
tern, und insbesondere auch für chinesische Bieter. 

Die vorgenannten Kriterien sollen im Folgenden sowohl für chinesische Investoren 
im Allgemeinen als auch jeweils mit Bezug auf den Sachverhalt „Flughafen Frank­
fuit-Hahn" erölte1t werden. 

I. Existenz und Bonität der SYT 

Bei den chinesischen Unternehmen, die typischerweise in Deutschland und Europa 
als Erwerber von bedeutenden Unternehmen auftreten, handelt es sich in der Regel 
um Staatsunternehmen oder prominente Privatunternehmen bzw. deren Beteiligungs­
gesellschaften. Sie gehören zumeist einem staatlich oder privat kontrollielten Kon­
zern an, dessen Name auch in Europa bekannt ist. Die entsprechenden Konzerne sind 
zumeist börsennotielt oder verfügen anderweitig über eine Unternehmenshistorie, die 
sich zumindest anhand von Recherchen im· Internet nachvollziehen lässt. All dies 
trifft auf SYT nicht zu. SYT gehöit zu keiner bekannten oder gai· börsennotie1ten 
Gruppe, die Gesellschaft verfügte über keinen aussagekräftigen Internet-Auftritt und 
war auch ansonsten im internationalen Geschäftsverkehr nicht bekannt. Es handelte 
sich vielmehr um eine erst unlängst gegiündete Gesellschaft mit einem - wie noch zu 
zeigen sein wird - wechselnden und intranspai·enten Gesellschafterkreis. Auch bei 
diesen Gesellschaftern bzw. den für SYT im Rahmen des Verkaufsprozesses auftre­
tenden Personen handelte es sich nicht um Individuen mit einer nachvollziehbaren 
Reputation im Geschäftsverkehr. 

Umgekehli hatte SYT einen ambitionielten Business Plan für die Foitführung und 
den Ausbau des Flugverkehrs am Flughafen Frankfmt-Hahn vorgelegt. Dies wai'f die 
offensichtliche Frage auf, woher ein Unternehmen ohne einschlägige Historie und 
Reputation wie SYT die Mittel und auch die Expeitise für die Durchführung dieses 
Vorhabens, zumindest aber für die Zahlung des Kaufpreises nehmen würde. 

1 Im Hinblick auf das Unternehmen selbst kann darüber hinaus für den Verkäufer relevant sein, ob der Käufer 
dieses auch in Zukunft weiterführen bzw. entwickeln kann und möchte. Auf diesen Gesichtspunkt soll die­
ses Gutachten jedoch nach Rücksprache mit dem Rechnungshof des Landes Rheinland-Pfalz nicht näher 
eingehen. 
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Dementsprechend, und dem Grunde nach folgerichtig, hatten sich das Land und seine 
Berater Bankbestätigungen sowie Nachweise der Existenz der SYT und ihres Gesell­
schafterkreises sowie auch der für SYT handelnden Personen vorlegen lassen. Diese 
Unterlagen wiesen jedoch eine Reihe von Ungereimtheiten und anderen Anhalts­
punkten auf, die Anlass zu einer sehr viel kritischeren Beleuchtung von SYT, wenn 
nicht sogar zum Ausschluss von SYT aus dem Bieterverfahren, gegeben hätten. 

1. Bonität der SYT; Bankbestätigungen 

Wie bereits ausgeführt, hätte SYT den Nachweis ihrer Bonität durch Darlegung ent­
sprechender Eigenmittel, etwa im Wege der Vorlage einer geprüften Bilanz, oder 
aber entsprechender Finanzierungszusagen erbringen können. 

aa) Registriertes Kapital 

Vergleichbar mit dem deutschen Handelsregister unterhält die chinesische State Ad­
ministration for lndustry and Commerce (r:r~A~:;t:t;ftJOO ll*IJ§Hril)(f:FJIU~t) 
(SAIC) ein System, in dem Informationen zu Gesellschaften, die bei SAIC registriert 
sind, auch online abgerufen werden können (http://www.gsxt.saic.gov.cn). 

Basierend auf den bei SAIC veröffentlichten Informationen beträgt das registrierte 
Kapital der SYT CNY 500.000, d.h. rund EUR 70.000. Für die Tätigkeit der SYT als 
Handels- und Logistikuntemehmen stellt dies einen üblichen Betrag dar. Für eine 
Gesellschaft, die eine grenzüberschreitende Transaktion, noch dazu den Erwerb eines 
Flughafens plant, handelt es sich jedoch um einen vergleichsweise geringen Betrag. 
Da das tatsächlich verfügbare Ve1mögen der Gesellschaft das registrierte Kapital um 
ein Vielfaches überschreiten kann, ist ein niedriges registriertes Kapital für sich ge­
nommen noch kein zwingendes Negativkriterium. Allerdings handelt es sich um ei­
nen Punkt, der im Rahmen der Prüfung der Gesellschaft auffallen musste und der -
auch im Hinblick auf den vereinbaiien Kaufpreis von EUR 13,5 Mio. - spätestens 
mit Abgabe des Reports vom 20. Aprii2 bekannt war und zu Nachfragen beim 
Käufer hätte führen müssen. 

Dem Jahresabschluss der SYT für 2015, der ebenfalls bei SAIC hinterlegt und ein­
sehbar ist, ist zudem zu entnehmen, dass das registrie11e Kapital der Gesellschaft 
nicht vollständig eingezahlt war. Eingezahlt war lediglich ein Betrag von CNY 
100.000 (rund EUR 14.000). Es ist uns nicht bekannt, inwieweit dieser Umstand bei 
den Verhandlungen eine Rolle gespielt hat. 3 Eine nur teilweise Einzahlung des re­
gistrie11en Kapitals ist nach chinesischem Recht, abhängig von den jeweiligen Sat­
zungsregelungen der Gesellschaft, grundsätzlich zulässig. Im Verkaufsprozess hätte 
ein derart niedriges eingezahltes Kapital aber zu der Forderung nach anderweitigen 
Finanzierungsbestätigungen führen müssen, die offenbar vom Land und seinen Bera­
tern auch angeforde1t wurden - wie nachstehend ausgeführt allerdings mit keinem 
befriedigenden Ergebnis. 

2 Vgl. Report "Know Your Counterparty - Due Diligence" vom 20. April 2016, S. 5. 
3 Im - Report "Know Your Counterparty - Due Diligence" vom 20. April 2016, S. 5 bei der Darstel-

lung des registrierten Kapitals unter "Financials" und auch in der Version vom 30. Mai 2016, S. 9 wird es 
nicht erwähnt. 

DAC23212999 



~ Freshfields Brudd:mus Deringer 

sl20 

bb) Bankbestätigungen 

Nach den uns zur Verfügung gestellten Unterlagen wurden von SYT mehrere "Bank­
bestätigungen" zum vermeintlichen Beweis ihrer Bonität vorgelegt.4 Nach den Unter­
lagen bestehen zumindest bei zwei dieser Bestätigungen konhete Anhaltspunkte da­
für, dass diese gefälscht waren. 5 

Die folgenden drei Bankbestätigungen wurden uns in Kopie zur Verfügung gestellt: 

(1) Bestätigung HSBC, Hongkong ("Proof ofFunds") 

Die erste Bestätigung wurde am 16. Oktober 2015 von Henn 
als Vertreter von SYT (bzw. für SYT auftretende Per­

son) per Email an übersandt. Zuvor hatte Dr. Chou Yu Tao, 
ein gesetzlicher Vertreter der SYT, diese Bestätigung Henn als 
Whatsapp Bild übermittelt.6 Eine Nachreichung des Originals oder ei­
ner beglaubigten Kopie erfolgte ausweislich der Unterlagen nicht. 7 

Das Schreiben weist HSBC Hongkong als bestätigende Bank aus und 
lautet auf einen Betrag von USD 200 Mrd. (sie!) zugunsten eines 
Heim Weng Jianlin. 

Diese Bestätigung erscheint bereits aufgrund des vorgenannten Betra­
ges als völlig unglaubwürdig. Es ist nicht vorstellbar, dass einer Ein­
zelperson auf einem Konto USD 200 Mrd. zur Verfügung stehen. Zu­
dem sind die von der ausstellenden Bank vermeintlich abgegebenen 
Bestätigungen im Hinblick auf die eigene Haftung und die Herkunft 
der Gelder praxisfremd. So heißt es in der Bestätigung 11 We, the 
Hongkong and Shanghai Banking Corporation Limited, Hong Kong 
Head Office, hereby confirm with Jul! bank responsibility and liability 
that the aforementioned customer has on deposit an available amount 
of. ... ". Der Begriff "füll bank responsibility and liability11 ist inhaltlich 
unklar (Verantwortung und Haftung wem gegenüber und wofür?) und 
darüber hinaus nach unserer Erfahrung unüblich und praxisfremd. 

Weiter heißt es 11 We further confirm that the said funds are clean, 
cleared legally earned, of non-criminal origin and of no lien and/or 
encumbrances. 11 Eine solche Bestätigung kann und wird eine Bank er­
fahrungsgemäß nicht ausstellen, schon gar nicht im Hinblick auf den 
vorstehend genannten Betrag von USD 200 Mrd. Zwar ist ein Hin­
weis, dass das Guthaben nicht verpfändet ist, nicht unüblich, insoweit 
als die ausstellende Bank dies für das betroffene Konto und Guthaben 
verifizieren kann. 8 Die vorstehend genannten Bestätigungen wird die 
Bank aber letztlich mangels Überprüfbarkeit gar nicht abgeben kön­
nen. Zudem fallen sprachliche Holprigkeiten des englischen Textes 

4 Vgl. Schreiben Rechnungshof Rheinland-Pfalz an vom 1. September 2016, Frage 15. 
5 Vgl. St füeiben RSBK vom 29. Juli 2016 und Schreiben Auswärtiges Amt vom 29. Juli 2016. 
6 Email lau 1, vom 16. Oktober 2015, 10:27 Uhr. 
7 Vgl. Schreiben an Rechnungshof Rheinland-Pfalz vom 12. Oktober 2016, S. 10. 
8 Vgl. die Bestätigung der Bank ofChina vom 23. Mai 201 6. 
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auf. Der abschließende Satz des Schreibens "For the authentication I 
verification, the depositor shall present this Original at our Counter 
but shall be arranged by the fund transferred company." ist aus unse­
rer Sicht nicht verständlich. Sprachliche Unklarheiten bernhend auf 
Übersetzungsfehlern halten wir dabei bei einer der weltweit größten 
Banken wie der HSBC für nicht wahrscheinlich. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass die HSBC bei Bestätigungen dieser Art - sofern sie 
eine solche überhaupt abgeben würde - ein sprachlich eindeutiges 
Formular v01Tätig hält. In f01maler Hinsicht passt das Unterschriften­
feld unter der Bankbestätigung zudem nicht zum Gesamtbild. 

Als problematisch einzus~fen ist daiüber hinaus, dass die Bankbestä­
tigung nicht auf SYT oder einen ihrer Gesellschafter lautet. Wir ver­
stehen aus den Unterlagen, dass der (vermeintliche) Kontoinhaber 
Weng Jianlin laut Dr. Chou Yu Tao als Finanzier der SYT im Bieter­
prozess involviert gewesen sein soll. 9 Um der Bankbestätigung im 
Kontext des Verkaufsprozesses Bedeutung beimessen zu können, hätte 
es allerdings eines eindeutigen Nachweises der Finanziernngsabsicht 
durch Weng Jianlin bedurft. 

Diese offensichtlichen Ungereimtheiten der vorgelegten Bestätigung 
hätten zwingend zu Nachfragen führen müssen, sowohl bei SYT als 
auch bei der ausstellenden Filiale der HSBC. Sofern die HSBC aus 
Gründen der Vertraulichkeit der Kundenbeziehung eine Auskunft 
verweigert hätte, hätte SYT um die Einholung einer entsprechenden 
Zustimmung ersucht werden können. Wäre auch diese Zustimmung 
verweigert worden, hätte dies zu einer negativen Beurteilung der Boni­
tät und Ernsthaftigkeit der SYT im Rahmen des Verkaufsprozesses 
führen müssen. 

Eine Ansprache von HSBC hätte aller Wahrscheinlichkeit nach zu 
dem Ergebnis geführt, dass es sich bei der Bestätigung um eine Fäl­
schung handelt. Dies wiederum hätte jedenfalls dann zu einem Aus­
schluss der SYT aus dem Bieterverfahren führen müssen, wenn SYT 
die Vorlage dieser „Banl(bestätigung" durch Henn autorisiert 
hatte. 

Daiüber hinaus datierte die „Bankbestätigung" auf Januar 2015 und 
war daher im Oktober 2015 bereits nicht mehr alctuell; angesichts des 
offensichtlich absurden Inhalts der Bestätigung fällt dieser Aspelct in­
des kaum noch ins Gewicht. Diese Bankbestätigung war als Bonitäts­
nachweis klar untauglich und musste schwerwiegende Zweifel an der 
Seriosität der SYT als Bieterin wecken . 

.... ·' •· 

, :< 

9 Vgl. Schreiben Rechnungshof Rheinland-Pfalz an 
Bulletpunkt. 

vom 1. September 2015, Frage 15, zweiter 
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(2) Bestätigung China Construction Bank 

Weiter wurde im Rahmen der Verkaufsgespräche eine Bestätigung der 
China Construction Bank vom 28. November 2015 vorgelegt. 10 Nach 
den im Anschluss an das Scheitern des Verkaufs eingeholten Auskünf­
ten von verschiedenen Stellen stellt dieses Schreiben eine Fälschung 
dar. 11 In welcher Form das Schreiben von SYT vorgelegt wurde, ist 
uns nicht bekannt. 

Das Dokument an sich wirkt etwas zu simpel vor dem Hintergrund 
seines Zwecks als Liquiditätsnachweis und der Tatsache, dass es sich 
bei der China Construction Bank um eine der größten Banken Chinas 
handelt. Zudem sind einige Auffälligkeiten ersichtlich. So weist das 
Dokument als Füma der SYT nicht (das an sich richtige) "Shanghai 
Yiqian Trading Co., Ltd. 11 (...t)4ij~ifrß~~HR~~) sondern (fälsch­
lich) "Shanghai Yiqian Trading Joint Stock Co." (...tj4ij~ifrß~ffltffi 
~~) aus, lautet also auf eine Aktiengesellschaft statt einer GmbH. 
Weiter fällt auf, dass das Dokument durch die Niederlassung der Chi­
na Construction Bank in Taizhou ausgestellt ist. Das ist zwar rechtlich 
nicht unzulässig, führt aber zu der Frage, warum SYT mit Sitz in 
Shanghai ein Konto dort unterhalten sollte. Beide Punkte machen das 
Dokument nicht augenscheinlich zu einer Fälschung, sind aber auf den 
ersten Blick erkennbar. 

Zusätzlich fallen noch weitere, wenn auch kleinere Punkte, auf. Die 
Summe der Bestätigung lautet 11216212221.23 :n:~". 11 5i!l" bedeutet 
"Yuan, in ganzen Zahlen11

, d.h. aufgerundet, was hier offensichtlich 
nicht der Fall ist, da die Summe inl<lusive zweier Dezimalstellen auf­
geführt wird. Die Zahl wird zudem nicht in chinesischen Schriftzei­
chen dargestellt, was nicht zwingend falsch, nach unserer Erfahrung 
aber ungewöhnlich ist. 

Diese Ungereimtheiten hätten zum einen zu Nachfragen beim Käufer 
führen müssen, insbesondere vor dem Hintergrund der kurz zuvor vor­
gelegten, offensichtlich falschen HSBC-Bestätigung. Es hätte sich da­
her angeboten, eine Rückbestätigung der ausstellenden chinesischen 
Bank über die Echtheit einzuholen. Zwar ist eine solche Rückbestäti­
gung nach unserer Erfahrung in Bieterprozessen dieser Art jedenfalls 
bislang nicht übliche Praxis. In diesem Fall hätte hierzu jedoch auf­
grund der inhaltlichen Ungereimtheiten und der zuvor vorgelegten 
HSBC-Bestätigung offensichtlich Anlass bestanden. 

Auch bei dieser Bankbestätigung gilt zudem, dass sie unabhängig von 
der Erkennbarkeit gewisser Fälschungsmerkmale schon deshalb nicht 
im Juni 2016 als Liquiditätsbeleg für den Kaufpreis dienen konnte, da 
sie bereits aus dem November 2015 stammte. 

10 Eine nicht offizielle englische Übersetzung des Schreibens findet sich in Annex 2. 
11 Vgl. Sclu-eiben Auswärtiges Amt vom 29. Juli 2016. 
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(3) Bestätigung Bank of China ("Ceiiificate of Corporate Deposit'') 

Als weitere Bestätigung wurde ein als "Ce1iificate of Corporate Depo­
sit" betiteltes Schreiben der Bank of China vom 23. Mai 2016 vorge­
legt. Auch dieses Schreiben wird mittlerweile als Fälschung angese­
hen.12 In welcher Form das Schreiben von SYT vorgelegt wurde, ist 
uns nicht bekannt. 

Dieses Dokument wirkt auf den ersten Blick unauffällig und entspricht 
im Format Bankbestätigungen, die wir auch in anderen V erfahren ge­
sehen haben. Dennoch lassen sich auch hier einige Unstimmigkeiten 
erkennen. Zunächst ist die Zahl in chinesischen Schriftzeichen falsch. 
Bei der Angabe des "Amount in Words" müsste das erste Zeichen für 
"2" "~" lauten anstatt "f,l};j". In der angegebenen Summe befindet sich 
noch an zwei weiteren Stellen die Zahl "2" und wird dort auch mit 
dem korrekten Schriftzeichen dargestellt("~"). In der Unterschriften­
zeile ist zudem ein Schreibfehler enthalten. Dmi heißt es "Bank of 
China Lirnned" anstatt "Bank of China Lirnited". Die fehlende Unter­
schrift ist hingegen nicht unüblich und wird durch den Stempel ersetzt, 
der insoweit dieselbe Aussagekraft wie eine Unterschrift hat. Trotz der 
genannten Auffälligkeiten ist die Bestätigung der Bank of China wohl 
nicht als augenscheinliche Fälschung anzusehen. 

Im Hinblick auf das Datum ist diese Bestätigung zwar deutlich zeitnä­
her als die beiden vorausgehenden Bestätigungen, allerdings war sie 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Kaufvertrages am 2. Juni 2016 
ebenfalls bereits eine Woche alt. Es hätte daher nahegelegen, eine ak­
tualisieiie Bestätigung anzufordern. In der Praxis wird dies unter­
schiedlich gehandhabt; es ist aber nicht unüblich, in Verkaufsprozes­
sen auch täglich aktualisieiie Bestätigungen zu erhalten. 

In Bezug auf die F mm des Dokuments hätte hier aufgrund der beste­
henden Unstimmigkeiten das Original oder zumindest eine beglaubig­
te Kopie vorgelegt werden müssen. Eine Vorlage als bloße Kopie oder 
Whatsapp Bild wäre hier nicht ausreichend gewesen. 

Damit hatte SYT im Ergebnis keinen befriedigenden Nachweis ihrer Bonität er­
bracht: Das nachgewiesene Eigenlcapital reichte zur Kaufpreiszahlung ersichtlich 
nicht aus. Eine Bestätigung von finanzierenden Banken oder anderen Kapitalgebern, 
wonach SYT bei Vollzug des Kaufve1irags über die erforderlichen Mittel verfügen 
würde, wurde nicht vorgelegt. Die vorgelegten Bankbestätigungen waren aus den 
vorstehend genannten Gründen untauglich. 

Allerdings ist zu bedenlrnn, dass nach dem Kaufvertrag eine Übe1iragung der Anteile 
an der FFHG auf die SYT erst mit Kaufpreiszahlung erfolgen konnte. Ferner sind im 
Kaufve1irag weitere Absicherungen des Landes, wie etwa die Vorabeinzahlung des 
vereinbaiien Kaufpreises auf ein Notai·anderkonto sowie schützende ve1iragliche 

12 Vgl. Schreiben RSBK vom 29. Juli 2016 und Schreiben Auswärtiges Amt vom 29. Juli 2016. 
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Rücktrittsrechte, vereinbart worden. 13 Diese haben es dem Land ermöglicht, nach 
dem Scheitern des Verkaufs an SYT relativ zeitnah ein neues Bieterverfahren zu ini­
tiieren. Insofern ist dem Land kein Schaden in dem Sinne entstanden, dass SYT die 
Anteile an der FFHG ohne Kaufpreiszahlung erworben hätte. Es bleiben jedoch die 
bereits eingangs erwähnten Opportunitätskosten aufgrund des gescheiterten ersten 
Verkaufsprozesses sowie die negative Wirkung in der Öffentlichkeit und den Medi­
en. 

2. Existenz und Vertretungsverhältnisse der SYT 

Neben der Bonität der SYT waren aus Sicht des Landes auch deren wirksame Giün­
dung, Existenz sowie die Identität ihrer Gesellschafter und vertretungsberechtigten 
Personen zu p1üfen. Um die gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse der SYT besser 
einordnen zu können, geben wir nachstehend zunächst einen kurzen Überblick über 
die Gesellschaftsfo1m der SYT und die im Hinblick auf eine solche Gesellschaft und 
ihrer Gesellschafter bestehenden Recherchemöglichkeiten in China. 

aa) Gesellschaft mit beschränkter Haftung nach chinesischem Recht 

Bei der SYT handelt es sich um eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung nach 
chinesischem Recht. Diese ist in vielen Punkten vergleichbar mit der deutschen Ge­
sellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH). Unterschiede gibt es jedoch bei den 
Organen, da die Organisationsverfassung chinesischer Gesellschaften einem vier­
gliedrigen Aufbau folgt. 

(1) Gesellschafterversammlung 

Die Gesellschafterversammlung ist das "höchste" Organ der Gesell­
schaft und entscheidet über für die Gesellschaft wichtige Angelegen­
heiten.14 Gesetzlich werden der Gesellschafterversammlung dabei die 
folgenden Befugnisse eingeräumt: 15 

Beschluss über den geschäftlichen Kurs der Gesellschaft und den 
Investitionsplan; 

Wahl und Abwahl von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern16 

und Beschluss über ihre Bezahlung; 

Prüfung und Genehmigung von Berichten des Vorstands; 

Prüfung und Genehmigung der Berichte des Aufsichtsrats bzw. 
der Aufsichtspersonen; 

P1üfung und Genehmigung der Planung für den Jahreshaushalt 
und die Jahresabschlussrechnung der Gesellschaft; 

13 Vgl. Ziffern 5.1.1 und 5.1.5 des Kaufvertrags, Urkunde des Notars Dr. Alexander Jänecke vom 2. Juni 
2016, UR-Nr. 30/2016. 

14 § 4 des chinesischen Gesellschaftsgesetzes (Revision 2013). 
15 § 37 des chinesischen Gesellschaftsgesetzes (Revision 2013). 
16 Hinsichtlich der Aufsichtsratsmitglieder nur soweit diese nicht als Vertreter der Arbeitnehmer bestellt wer­

den. 
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Prüfung und Genehmigung der Planung für die Ve1ieilung der 
Gewinne und die Deckung der Verluste der Gesellschaft; 

Entscheidung über Erhöhungen und Herabsetzungen des re­
gistrierten Kapitals der Gesellschaft; 

Entscheidung über Ausgabe von Gesellschaftsschuldverschrei­
bungen; 

Entscheidung über Vereinigung, Aufteilung, Auflösung und Ab­
wicklung der Gesellschaft und über eine Ändernng der Gesell­
schaftsform; 

Entscheidung über Änderungen des Gesellschaftsveiirages. 

Weitere Entscheidungsbefugnisse können in der Satzung geregelt 
werden. Gesellschafterversammlungen finden regelmäßig einmal im 
Jahr statt. Außerordentliche Sitzungen können entsprechend der Sat­
zung einberufen werden. 

Bei der Entscheidung zum Eiwerb des Flughafens Frankfu1i-Hahn 
dürfte es sich für SYT um eine Entscheidung im Rahmen der erstge­
nannten Kategorie (geschäftlicher Kurs der Gesellschaft und Investiti­
onsplan) · gehandelt haben, die folglich der Zustimmung der Gesell­
schafter bedurfte. Dies gilt insbesondere, da die Transaktion nicht zum 
bisherigen Kerngeschäft der Gesellschaft gehörte. Für eine abschlie­
ßende Bemieilung müsste hierzu jedoch die Satzung der SYT heran­
gezogen werden. 17 

Als Verkäufer würde man sich in einem solchen Fall üblicherweise der 
ordnungsgemäßen Zustimmung der Gesellschafterversammlung versi­
chern. Dies erfolgt meist dmch Aufnahme einer entsprechenden Ver­
käufergarantie im Kaufveiirag. 18 Zudem würde ein Verkäufer sich in 
der Regel den Zustimmungsbeschluss zeigen und eine P1üfung dmch 
seine eigenen Rechtsberater vornehmen lassen. Alternativ kann sich 
der Verkäufer aber grundsätzlich auch auf ein vom Käufer votgelegtes 
Rechtsgutachten verlassen, sofern dieses das Vorliegen eines wirksa­
men Zustimmungsbeschlusses bestätigt. 19 

(2) Vorstand 

Der Vorstand (Board of Directors) ist das den Gesellschaftern nach­
geordnete Organ. Hier weicht die chinesische Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung von der deutschen GmbH ab, indem das chinesi­
sche Gesellschaftsrecht zwei Geschäftsführungsorgane vorsieht. Dies 
ist zum einen der Vorstand, der die Führung der Gesellschaft auf einer 

17 Diese lag uns bei unserer Untersuchung nicht vor und ist auch nicht öffentlich verfügbar. 
18 Vgl. dazu Abschnitte 9.1.1 und 9.1.5 des Kaufverh·ags, Urktmde des Notars Dr. Alexander Jänecke vom 

2. Juni 2016, UR-Nr. 30/2016. 
19 Zur Bedeutung der Legal Opinion in diesem Zusammenhang unten C.I.3. 
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übergeordneten Ebene betreibt, und zum anderen der Geschäftsführer 
(General Manager) und dessen Stellvertreter, die die täglichen Ge­
schäfte der Gesellschaft führen. Die Begrifflichkeiten "Vorstand" und 
"Geschäftsführer" sind insoweit frei gewählt und orientieren sich an 
der in der deutschen Literatur zu diesem Thema überwiegend gewähl­
ten Te1minologie20

. Sie sind aber nicht mit dem Vorstand und Ge­
schäftsführer nach deutschem Recht gleichzusetzen. Im englischen 
werden in der Regel die Begriffe director oder board of directors für 
das einzelne Vorstandsmitglied bzw. den Vorstand als Kollegialorgan 
und general manager und deputy/vice general manager21 für den Ge­
schäftsführer und dessen Stellvertreter veiwendet.22 

Der Vorstand besteht grundsätzlich aus drei bis 13 Mitgliedern.23 Für 
kleine Gesellschaften und Gesellschaften mit nur wenigen Gesell­
schaftern besteht die Möglichkeit, anstelle eines Vorstands als Kolle­
gialorgan nur einen geschäftsführenden Direktor zu ernennen (im eng­
lischen meist als executive director bezeichnet). Bei mehreren Vor­
standsmitgliedern hingegen ist ein Vorsitzender zu ernennen. 24 Die 
Vorstandsmitglieder werden von den Gesellschaftern ernannt.25 

(3) Geschäftsführer und Stellvertreter 

Die laufenden Geschäfte einer chinesischen Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung werden vom Geschäftsführer und seinen Stellver­
tretern geführt. Die Bestellung eines Geschäftsführers ist im Gegen­
satz zur chinesischen Aktiengesellschaft für die chinesische Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung optional, aber in der Praxis üblich.26 

Der Geschäftsführer untersteht dem Vorstand. 

( 4) Aufsichtsperson(en)/Aufsichtsrat (supervisor(s)/supervisory board) 

Die Eimichtung eines Aufsichtsorgans als viertes Gesellschaftsorgan 
ist für die chinesische Gesellschaft mit beschränkter Haftung obligato­
risch. Die Funktion des Aufsichtsorgans wird durch den Aufsichtsrat 
wahrgenommen, der grundsätzlich aus mindestens drei Mitgliedern zu 
bestehen hat. Jedoch kann - wie im Fall der Vorstandsmitglieder - ei­
ne kleine Gesellschaft oder eine Gesellschaft mit einer begrenzten An­
zahl an Gesellschaftern anstelle eines Aufsichtsrats auch nur ein oder 

20 Vgl. etwa die deutsche Übersetzung des chinesischen Gesellschaftsgesetzes: KB. Piß/er, Gesellschaftsge­
setz der VR China (Revision 2013), ZChinR 2014, 254 ff.; Blaurock, Die neue "Corporate Governance" im 
chinesischen Gesellschaftsrecht, ZChinR 2009, 1 ff.. 

21 Eine englische Übersetzung des chinesischen Gesellschaftsgesetzes wird zum Beispiel vom chinesischen 
Handelsministerium veröffentlicht, http://www.fdi.gov.cn/ 1800000121 39 4814 0 7.html. 

22 Zm Rolle des Geschäftsführers nachfolgend (3). 
23 § 44 Abs. 1 des chinesischen Gesellschaftsgesetzes (Revision 2013). 
24 § 44 Abs. 3 des chinesischen Gesellschaftsgesetzes (Revision 2013). 
25 Ausnahmen gelten in diesem Zusammenhang für Gesellschaften die, zumindest teilweise, in staatlicher 

Hand liegen. Dort muss der Vorstand auch Vertreter der Arbeitnehmer umfassen. 
26 § 49 des chinesischen Gesellschaftsgesetzes (Revision 2013). 
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zwei Aufsichtspersonen bestellen. Die Ernennung der Organmitglieder 
bzw. der Aufsichtsperson(en) erfolgt durch die Gesellschafter.27 Vor­
standsmitglieder oder Angehörige der oberen Leitungsebene können 
dem Aufsichtsrat nicht angehören. 28 

Der Aufsichtsrat nach chinesischem Recht hat eine im Vergleich zum 
deutschen Aufsichtsrat untergeordnete Rolle. Er steht hierarchisch un­
ter der Gesellschafterversammlung und dem Vorstand und hat eher die 
Funktion eines Compliance-Beirats. 

(5) Gesetzlicher Vertreter 

Die Vertretung der Gesellschaft erfolgt nach chinesischem Recht nur 
durch eine Person, den gesetzlichen Vem·eter (im Englischen in der 
Regel als legal representative bezeichnet). Diese Position hat entwe­
der der Vorsitzende des Vorstands, der geschäftsführende Direktor o­
der der Geschäftsführer inne.29 Wer von diesen Personen die Position 
hält, ergibt sich aus der Satzung. Der gesetzliche Vertreter ist die ein­
zige Person, die die Gesellschaft nach außen vertreten und im Namen 
der Gesellschaft wirksam Verpflichtungen eingehen kann. Die übrigen 
Vorstandsmitglieder oder der Geschäftsführer ( wenn der gesetzliche 
Ve1ireter ein Vorstandsmitglied ist) dürfen die Gesellschaft nicht im 
Rahmen ihrer Organstellung, sondern nur aufgrund gesonde1ier Voll­
macht vertreten. 

bb) Öffentlich einsehbare Informationen zu Gesellschaften und Einzelpersonen 

(1) State Administrationfor Industry and Commerce 

Bei dem bereits vorstehend erwähnten chinesischen Handelsregister 
SAIC sind Inf01mationen in fünf Rubriken abrufbar: 

In einer ersten Rubrik finden sich Informationen zu Finna, Geschäfts­
sitz, Unternehmensgegenstand, Stammkapital, gesetzlichem Vertreter, 
Gesellschaftern, Vorstandsmitgliedern, Geschäftsführern, Aufsichts­
ratsmitgliedern, Rechtsform, Gründungsdatum und Laufzeit. Die In­
fo1mationen in dieser Rubrik sind grundsätzlich als aktuell anzusehen 
und gelten allgemein als verlässlich. Sie stellen die wichtigste öffent­
lich verfügbare Infmmationsquelle für eine Gesellschaft chinesischen 
Rechts dar. 

Die zweite Rubrik enthält Info1mationen, die von SAIC eingestellt 
werden. Diese können etwa die Verpfändung von Anteilen oder In-

27 Das chinesische Recht sieht auch für die Gesellschaft mit beschränkter Haftung grundsätzlich eine entspre­
chende Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat vor. Diese Aufsichtsratsmitglieder werden nach festgeleg­
ten Verfahren von den Beschäftigten bestimmt. 

28 § 51 des chinesischen Gesellschaftsrechts (Revision 2013). 
29 § 13 des chinesischen Gesellschaftsgesetzes (Revision 2013). 
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formationen zu Ordnungswidrigkeiten oder Gesetzesverletzungen be­
treffen. 

In einer dritten Rubrik legt die Gesellschaft selbst bestimmte Informa­
tionen offen. Diese umfassen (i) nähere Informationen zur Gesell­
schaft, wie etwa zu Post- und Emailadressen, Beteiligungen an ande­
ren Gesellschaften, Anzahl der Arbeitnehmer, (ii) Info1mationen zur 
Website oder einem vorhandenen Internetshop, (iii) Informationen 
zum eingezahlten registrierten Kapital,30 (iv) weitere Inf01mationen zu 
Beteiligungen und Investitionen der Gesellschaft, (v) Inf01mationen 
zum Gesellschaftsvermögen und Gewinnen und Verlusten der Gesell­
schaft, (vi) Informationen zu Garantien und Sicherheiten, (vii) Infor­
mationen zu Änderungen in der Gesellschafterstruktur und (viii) Be­
richtigungen vorheriger Veröffentlichungen. Dabei ist zu beachten, 
dass Inf01mationen zu den Arbeitnehmern und die unter (v) genannten 
Informationen freiwillig veröffentlicht werden, insbesondere besteht 
keine Verpflichtung zur Veröffentlichung des Jahresabschlusses. 

Die vierte und fünfte Rubrik enthalten Inf01mationen von (i) anderen 
Behörden und (ii) zu vorhandenen Verpfändungen oder der Übeitra­
gung von Gesellschaftsanteilen im Rahmen von Vollstreckungsverfah­
ren. 

Im Gegensatz zur ersten Rubrik, in der grundlegende Inf01mationen zu 
einer Gesellschaft veröffentlicht werden, bieten die vier weiteren 
Rubriken keine verlässlichen Daten über eine Gesellschaft. Bei den 
von der Gesellschaft selbst veröffentlichten Informationen erfolgt kei­
ne Inhaltskontrolle durch die SAIC, d.h. die veröffentlichten Doku­
mente können unrichtig sein. Ein etwaiges Fehlen von Inf01mationen 
in diesen zusätzlichen Rubriken hat zudem keine Aussagekraft dahin­
gehend, dass es in dieser Hinsicht keine relevanten Info1mationen gibt. 
Ist jedoch in diesen Rubriken Inhalt hinterlegt, sollte dieser unter Be­
rücksichtigung der vorgenannten Einschränkungen durchaus Beach­
tung finden. 

Neben dem online verfügbaren SAIC Register besteht die Möglich­
keit, die Akten der Gesellschaft bei der lokalen SAIC Behörde am Sitz 
der Gesellschaft einzusehen. Eine solche Einsichtnahme erfolgt übli­
cherweise durch einen Anwalt, da Anwälte grundsätzlich berechtigt 
sind, Einsicht in die lokalen SAIC Akten zu nehmen. Andere Personen 
bedürfen zur Einsichtnahme der Zustimmung der Gesellschaft. Diese 
Akten enthalten historische lnfo1mationen zur Gesellschaft wie etwa 
Änderungen im Gesellschaftsve1irag oder bei den gesetzlichen Ve1ire­
tern. Im Rahmen der Prüfung (sog. Due Diligence) einer zu erwerben­
den Zielgesellschaft ist die Einsichtnahme in die lokalen Akten in 
China üblich. Bei der Überprüfung einer Käufergesellschaft wird hier-

30 Im Fall von SYT wurde in dieser Rubrik veröffentlicht, dass von dem regish·ieiien Kapital in Höhe von 
CNY 500.000 nur CNY 100.000 eingezahlt worden waren. 
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von in der Regel kein Gebrauch gemacht. Vielmehr sind für die Über­
prüfung der ordnungsgemäßen Enichtung und Existenz einer Käufer­
gesellschaft die im Onlineregister enthaltenen Info1mationen regelmä­
ßig ausreichend, sofern nicht besondere Anhaltspunkte vorliegen, die 
Anlass zu weiteren Prüfungen geben. 

(2) Datenbank zu Vollstreckungsverfahren 

In einer vom Obersten Volksgericht der Volksrepublik China (4i$A 
~::trH100~~A~1*~%- Supreme People's Court ofthe Peoples Re­
public of China, SPC) veröffentlichten Datenbank 
(bttp://www.zhixing.comi .gov.cn) sind Inf01mationen zu Vollstre­
ckungstiteln hinterlegt, die auf einem rechtskräftigen Urteil bernhen 
und auf die Zahlung einer Geldschuld gerichtet sind. Erfüllt die unter­
legene Partei die Verpflichtungen aus einem rechtskräftigen U1ieil 
nicht, so kann die obsiegende Partei eine Vollstreckung des Urteils be­
antragen. Die Datenbank beinhaltet aktuelle Vollstreckungstitel sowie 
offene Vollstreckungsverfahren seit Januar 2007. Die Infonnationen, 
die aus diesem Register erkennbar sind, umfassen den Namen des 
Vollstreckungsschuldners, die Personalausweisnum­
mer/Organisationsnummer, das zuständige Gericht, das Datum, an 
dem die Vollstreckung beantragt wurde, das Aktenzeichen sowie die 
Vollstreckungssmnme. 

(3) China Judgments Online 

In der Datenbank China Judgements Online ("P 00~:!#UJt~IXXJ) wer­
den rechtskräftige Urteile publiziert 
(http://www.wenshu.comi.gov.cn). Diese Datenbank wird ebenfalls 
vom SPC geführt. Grundsätzlich werden in der Veröffentlichung auch 
die Pmieien genannt, sofern nicht bestimmte Vertraulichkeitsgründe 
dagegen sprechen. Insoweit können auch aus dieser Datenbank Er­
kenntnisse zu Personen und Gesellschaften eingeholt werden. Weitere 
Identifikationsmerkmale wie etwa die Personalausweisnummer dürfen 
hier jedoch nicht veröffentlicht werden. Es ist zudem zu beachten, dass 
die Datenbank keine vollständige Sammlung aller rechtskräftigen Ur­
teile enthält. 

In der Praxis ist die Einsichtnahme in diese, sowie in die unter bb) ge­
nannte Gerichtsdatenbank bei der Prüfung einer Zielgesellschaft im 
Rahmen einer Due Diligence üblich, um zu sehen, ob die Zielgesell­
schaft in Rechtsstreitigkeiten verwickelt war oder ist. Für die Überprü­
fung eines Bieters werden diese Datenbanken im Einzelfall auch her­
angezogen, zum Standm·dprüfungsprogrmnm zählt dies allerdings 
nicht. 

Bei der Überprüfung von Privatpersonen anhand der Datenbank be­
steht die Problematik, dass aufgrund von häufig auftretender Namens­
gleichheit oft nicht mit Sicherheit bestimmt werden kann, ob die in der 
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Datenbank aufgeführte Person auch die gesuchte Person ist. Im Fall 
der oben unter bb) genannten Vollstreckungstiteldatenbank wird zu­
sätzlich zum Namen einer Person auch deren Personalausweisnummer 
abgefragt, die bei Namensgleichheit grnndsätzlich eine eindeutige 
Identifizierung ermöglicht. Sofern also ein Interesse besteht, herauszu­
finden, ob eine in der Datenbank aufgefülnie Person auch die gesuchte 
ist, lässt sich dies mithilfe der Personalausweisnummer herausfinden. 
Mangels Angabe näherer Personendetails im Rahmen der unter cc) ge­
nannten Datenbank kann es hier passieren, dass aufgrnnd von Na­
mensgleichheit eine eindeutige Zuordnung nicht möglich ist. Unter 
Hinzuziehung der jeweiligen Sachverhalte und Urteilsbegründungen 
wird jedoch in den meisten Fällen zumindest eine Eingrenzung der re­
levanten U1ieile möglich sein. 

( 4) Website/sonstige frei verfügbare Quellen31 

Die Suche nach Informationen über einen Käufer in frei verfügbaren Internet­
quellen (Google etc.) ist heute als Standard anzusehen. Neben der Homepage 
der gesuchten Gesellschaft ist hierbei auch an online verfügbare Nachrichten 
über die bzw. im Zusammenhang mit der Gesellschaft zu denken. Hingegen 
zählt eine Suche der hinter einer Käufergesellschaft stehenden Personen über 
soziale Medien wie bspw. Facebook: nach unserer Einschätzung grundsätzlich 
(noch) nicht zum Standardprogramm bei der Überprüfung eines Bieters -
auch wenn sich dies bei SYT aufgrund des Mangels an sonst verfügbaren In­
fo1mationen möglicherweise angeboten hätte. 

cc) Vom Käufer zu übergebende Informationen 

Zum Nachweis der Identität der für den Käufer handelnden Personen werden übli­
cherweise Kopien des Reisepasses oder vergleichbarer amtlicher Personaldokumente 
verlangt. Hierbei genügen in der Regel einfache Kopien. Im Zusammenhang mit chi­
nesischen Käufern ist es auch nicht als unüblich anzusehen, dermiige Nachweise in 
Fmm von Whatsapp Bildern oder ähnlichem zu übermitteln. Eine Kommunikation 
über soziale Netzwerke ist in China heutzutage auch in Geschäftskreisen üblich. So­
fern sich anhand der vorgelegten Dokumente bzw. Dateien keine Auffalligkeiten er­
geben, wird die Vorlage der entsprechenden Originale oft nicht mehr verlangt. 

3. Überprüfung der SYT im Fall Flughafen Frankfurt-Hahn 

Wie zuvor dm·gelegt, werden in einem Verkaufsprozess nicht immer alle zur Verfü­
gung stehenden Mittel umfassend ausgeschöpft, um die Existenz einer Käufergesell­
schaft und die dahinter stehenden Gesellschafter zu überprüfen. So würde man bei 
einer chinesischen Bietergesellschaft üblicherweise die bei der SAIC verfügbaren In-

31 Der Report "Know Yom Counterparty - Due Diligence" vom 20. April 2016, S. 4, führt noch 
weitere Quellen auf, in denen verschiedene Identifikationsnummern veröffentlicht werden (Shanghai AIC, 
National Administration of Code Allocation to Organizations - NACAO, State Adminish·ation ofTaxation 
- SAT, China State Com1cil, Unified Social Credit Code). Viele dieser Inf01mationen werden auch auf der 
SAIC Seite veröffentlicht. Über die entsprechende Identifikationsnummer hinaus enthalten diese Quellen 
jedoch keine weiteren relevanten Infonnationen. 
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formationen einschließlich der Vertretungsbefugnisse der handelnden Personen prü­
fen, etwaig erforderliche Zustimmungsbeschlüsse anfordern und online eine kurze 
Recherche über den Bieter vornehmen. Eine detailliertere Recherche zu der Käufer­
gesellschaft und Überprüfung der hinter dieser stehenden Personen, einschließlich ei­
nes Rückgriffs auf die SPC-Datenbanken, würde ein Verkäufer regelmäßig nicht 
durchführen. Eine solche weitergehende Prüfung unter Rückgriff auf Mittel, die nicht 
zum Standardprüfungsprogramm gehören, bietet sich jedoch dann an bzw. kann so­
gar geboten sein, wenn die von der Käufergesellschaft vorgelegten Informationen 
und/oder die Erkenntnisse aus der Standardüberp1üfung Unstimmigkeiten erkennen 
lassen. Dies dürfte im Rahmen der Überp1üfung der SYT der Fall gewesen sein. 

Die käuferseitig vorgelegten Informationen zu den Gesellschaftern der SYT und zu 
deren Organen widersprachen sich. Die in dieser Hinsicht von den Käufern getroffe­
nen Angaben wurden während des Verkaufsprozesses über einen Zeitraum von sechs 
Monaten mehrfach geändeii.32 Dieser Punkt wurde auch im Report vom 20. 
April 2016 als hoher Risikofaktor eingestuft.33 Kurz vor Unterzeichnung des Vertra­
ges kam es - wohl bedingt durch die verkäuferseitig gestellten Rückfragen - erneut 
zu einer Änderung der Gesellschafterstruktur. Grundsätzlich führen widersprüchliche 
Angaben zur Gesellschafterstruktur und kurzfristige Änderungen in dieser Hinsicht 
zu einem erhöhten Prüfungsbedarf. Üblicherweise würde sich ein Verkäufer bei of­
fensichtlichen Unstimmigkeiten Unterlagen vorlegen lassen, die die käuferseitig be­
hauptete Gesellschafterstruktur belegen. Im Fall der SYT hätten hierfür schon die 
schlechten Erfahrungen aus dem Verkaufsprozess um den Nürburgring gesprochen, 
die das Land Rheinland-Pfalz zu besonderer Vorsicht hätten bewegen müssen. 

Fraglich ist, ob die von den Käufern vorgelegte Stellungnahme der chinesischen 
Kanzlei Jingtian & Gongcheng vom 27. Mai 2016 (Legal Opinion) die oben genann­
ten Unstimmigkeiten und die sich daraus ergebende Unsicherheit hinreichend besei­
tigen konnte. Inhaltlich sollte die Legal Opinion ausweislich der vorliegenden Unter­
lagen bestätigen, dass (i) die Gesellschaft SYT ordnungsgemäß enichtet wurde, ord­
nungsgemäß besteht und berechtigt ist, den Kaufve1irag über die Anteile an der 
FFHG zu schließen und (ii) die aufgezeigte Struktur der Anteilseigner im Einklang 
mit dem chinesischen Recht steht und die Befähigung der für SYT handelnden Per­
sonen vollständig und ordnungsgemäß sind. 34 

Grundsätzlich ist ein derartige "Capacity Opinion" als nicht unüblich anzusehen. Bei 
Jingtian & Gongcheng handelt es sich um eine sowohl in China als auch international 
anerkannte Wilischaftskanzlei. Die Tatsache, dass die Legal Opinion von SYT statt 
vom Verkäufer in Auftrag gegeben wurde könnte gegen ihre inhaltliche Belastbarkeit 
sprechen. Allerdings ist die Legal Opinion ausdrücklich an das Land Rheinland-Pfalz 

32 Vgl. Übersicht über die käuferseitig zu den Gesellschaftern der SYT im Rahmen des Verkaufsprozesses 
gemachten Angaben, erstellt durch den Rechnungshof des Landes Rheinland-Pfalz (Datei „Anteilseig­
ner_ SYT _ für_ Gutachten, übersandt von Heim Dr. Siebelt an Renn Dr. Braun per E-Mail vom 
15. Dezember 2016). 

33 Vgl. ! Report "Know Your Counterparty - Due Diligence" vom 20. April 2016, S. 2, "Overall risk 
indicatoi': HIGH". 

34 Vgl. Schreiben 1an Rechnungshof Rheinland-Pfalz vom 12. Oktober 2016, S. 11. 

DAC232 12999 



~ freshfieilds Brudd1aus Deringer 

17120 

adressiert, 35 so dass sich allein aus der Person des Auftraggebers noch keine Ein­
schränkung im Hinblick auf die Aussagela'aft der Legal Opinion ergibt. 

Die Legal Opinion bestätigt die Existenz der Gesellschaft, die Gesellschafterstruktur 
und die Veiiretungsmacht von Dr. Chou Yu Tao (Ziffern 1, 2, 6 bis 8). Die neue Ge­
sellschafterstruktur wurde zudem nach dem Gesellschafterwechsel am 26. Mai 2016 
im Handelsregister entsprechend reflektie1i, so dass Legal Opinion und Inhalt des 
Handelsregisters übereinstimmten. 

In Ziffern 3 bis 5 bestätigt die Legal Opinion, dass SYT die Verpflichtungen unter 
dem Kaufve1irag eingehen darf und auch erfüllen kann. Zumindest die letztgenannte 
Bestätigung ist insofern nicht aussageluäftig, als die Kanzlei den Inhalt des Kaufver­
trages ausweislich der Einleitung der Legal Opinion nicht kannte36 und daher nicht 
einschätzen konnte, ob SYT in der Lage gewesen wäre, die ve1iraglichen Verpflich­
tungen zu erfüllen. 

Zweifel am Aussagegehalt der Legal Opinion ergeben sich jedoch vor allem im Zu­
sammenhang mit Ziffer 9. Darin wird festgestellt, dass nach chinesischem Recht der 
wirtschaftliche und der rechtliche Eigentümer einer Gesellschaft grundsätzlich ausei­
nanderfallen können. Diese Aussage erscheint aus dem Zusammenhang gerissen und 
ist nicht aus sich heraus verständlich. Problematisch ist Ziffer 9 insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass die im Rahmen des Verkaufsprozesses offengelegten wider­
sprüchlichen Angaben zur Gesellschafterstruktur der SYT zuvor käuferseitig damit 
erklärt worden waren, dass nach chinesischem Recht rechtlicher und wirischaftlicher 
Eigentümer auseinanderfallen können. 37 Durch den kurz vor Erstellen der Legal 0-
pinion erfolgten Gesellschafterwechsel hätte eben dieses Auseinanderfallen eigent­
lich behoben werden sollen. Ziffer 9 der Legal Opinion liest sich jedoch so, als könn­
ten rechtlicher und wirtschaftlicher Eigentümer der SYT weiterhin auseinanderfallen. 
Eine Aussage darüber, ob dies tatsächlich der Fall ist, trifft die Legal Opinion nicht. 
Sie gibt ferner auch keine Auskunft darüber, was die Konsequenzen eines Auseinan­
derfällens wären (wäre z.B. auch der wirtschaftliche Eigentümer als "Gesellschafter" 
von den kaufve1iraglichen Verpflichtungen betroffen?). Zudem weist die Legal 0-
pinion darauf hin, dass das Auseinanderfallen von rechtlicher und wirischaftlicher 
Eigentümerstellung unter bestimmten Voraussetzungen chinesischem Recht wider­
sprechen kann ("Ariicle 52 ofthe Contract Law"), ohne jedoch näher darauf einzuge­
hen, ob die entsprechende Vorschrift im vorliegenden Fall verletzt ist. Vor diesem 
Hintergrund konnte die Legal Opinion im Hinblick auf die Zweifel an der Gesell­
schafterstruktur der SYT letztlich keine Abhilfe schaffen und hätte zumindest in die­
ser Hinsicht Anlass zu weitergehenden Nachfragen geben müssen. So hätten insbe­
sondere Nachfragen bei der chinesischen Kanzlei, die die Legal Opinion ausgestellt 
hat, nahegelegen. 

Im Rahmen einer Standardprüfung der Käufergesellschaft hätte darüber hinaus auf­
fallen können, dass SYT soweit ersichtlich über keinen eigenen Internet-Auftritt 

35 Vgl. Legal Opinion S. 1, oben im Adressfeld und S. 4 unten, letzter Abschnitt. 
36 Legal Opinion, S. 1 unten: "In rendering this Opinion expressed below, we have assumed that we are only 

required to review the corporate documents ofthe Company ... ". 
37 Vgl. Schreiben I an Rechnungshof Rheinland-Pfalz vom 12. Oktober 2016, S. 10 f. 
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(Homepage) verfügt. Nach den uns vorliegenden Unterlagen waren auch sonst zu der 
Gesellschaft und den dahinterstehenden Personen im Internet keine bzw. nur wenige 
Informationen verfügbar.38 Das Fehlen internetbasieiier Informationen über eine Bie­
tergesellschaft muss nicht zwangsläufig zu Misstrauen führen und kann grundsätzlich 
auch positiv dahingehend ausgelegt werden, dass keine negativen Inf01mationen vor­
handen sind.39 Es unterstreicht aber den mangelnden Bekanntheitsgrad der SYT im 
Geschäftsverkehr. Dies wiederum steht im Gegensatz zur Eigendarstellung der SYT 
im Verkaufsprozess. D01i hatte sich SYT in ihrem Business Plan als eines der größ­
ten international tätigen Handels- und Logistikunternehmen Shanghais präsentieii.40 

Dass ein Unternehmen der beschriebenen Größenordnung keine eigene Internetprä­
senz hat, erscheint zumindest als ungewöhnlich und hätte die Verkäuferseite zu wei­
teren Nachforschungen veranlassen können. 

II. Wirksamer Abschluss eines Kaufvertrages 

Damit ein Verkäufer seine Ansp1üche gegen eine existente und solvente Käuferge­
sellschaft geltend machen und durchsetzen kann, ist ferner der Abschluss eines wirk­
samen Kaufvertrages erforderlich, bei dessen Abschluss die Käufergesellschaft wirk­
sam vertreten wurde. Beim Abschluss des Kaufve1trages in Sachen „Flughafen 
Franlcfrni-Hahn" wurde SYT vorliegend aufgrund einer Vollmacht von 

ve1ireten. Das Handeln aufgrund von Vollmachten ist im Transaktionsge­
schäft üblich, vor allem bei der Beteiligung ausländischer Gesellschaften und Perso­
nen. Die Vollmacht muss zunächst wirksam für die Gesellschaft ausgestellt werden. 
Dazu muss sie vom Gesellschaftsvertreter unterzeichnet werden. Die Vollmacht wur­
de vorliegend am 2. Juni 2016 vor dem den Kaufveiirag beurkundenden Notar von 
Dr. Chou Yu Tao erteilt. 

Bei der Beurteilung der Wirksamkeit der Vollmacht spielt vorliegend auch die Legal 
Opinion eine Rolle. Nach Ziffer 8 der Legal Opinion wird bestätigt, dass Dr. . Chou 
Yu Tao als Gesellschaftsvertreter berechtigt ist, eine entsprechende Vollmacht auszu­
stellen. Es wird dabei explizit auf die Vollmacht an I und die Be­
rechtigung zum Abschluss des Unternehmenskaufvertrags Bezug genommen. Unab­
hängig von den oben angemerkten Zweifeln an der Aussagekraft der Legal Opinion 
im Hinblick auf die Gesellschafterstruktur (vgl. oben C.I.3), muss Ziffer 8 wohl so 
gelesen werden, dass keine Zweifel an der Wirksamkeit der Vollmacht aufkommen 
mussten. Dafür spricht auch, dass es sich bei der Vollmacht um eine notariell beglau­
bigte Vollmacht handelt und der Kaufvertrag, zu dessen Abschluss die Vollmacht 
diente, notariell beurkundet wurde. Die Prüfungsmaßstäbe der Parteien sind in einem 

38 Vgl. Report "Know Your Counterparty - Due Diligence" vom 20. April 2016, S. 9 , "SYTCL has a 
low public profile. References in online sources primarily relate to its business activities." Zu den hinter 
SYT stehenden Personen, S. 12, 14, 17 und 19. Dies entspricht unseren eigenen Recherchen in der in China 
hauptsächlich verwendeten Suchmaschine "Baidu" wonach über SYT oder die dahinterstehenden Personen 
kaum Infurmationen zu finden sind. 

39 Vgl. die Aussage im !Report "Know Your Counterparty-Due Diligence" vom 20. April 2016, S. 9, 
"low public profile", die in diesem Zusammenhang und unter der Deutung "no news = good news" nicht 
negativ für den Käufer gedeutet werden muss. 

40
. Vgl. Business Plan vom 31. Mai 2016, S. 4. 
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solchen Fall als geringer anzusehen, da sie sich darauf verlassen dürfen, dass der 
Notar die wirksame V eitretungsmacht prüft. 

*** 
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Annex: 

Nicht-offizielle englische Übersetzung der Bestätigung der China Constrnction Bank 

CbBiliaiKfflfi 
Chiila C,onstruction Bank 

Certificate 
lt is hereby certified that as of 28 November 2015, Shanghai Yiqian Trading 
Joint Stock Co., Ltd. (Account: 6236681480000064786) has a cash balance in 
the amount ofRMB 216212221.23 (round numbers) with our bank. 

Signame: 
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JINGTIAN & GONGCHENG 

34/F, Tower 3, China Central Place, 77 Jianguo Road, Chaoyang District, Beijing 100025, China 

May27, 2016 

Federal State of Germany Rhineland-Palatinate 
Schillerplatz 3-5 
55116 Mainz 
Germany 

(the "Addressee") 

Dear Sir or Madam: 

Jingtian & Gongcheng ("We" or "Our Firm") is a law firm legally registered in the People's 
Republic of China ("China" or "PRC" which, for the purposes of this Legal Opinion (to be 
defined below), excludes Hong Kong and Macau and Taiwan). Our Firm is duly qualified to 
practice law within the PRC and is authorized by the PRC Ministry of Justice to practice and 
to issue legal opinions in relation to the PRC laws, and such qualification and authorization 
bave not been revoked, suspended, restricted or limited in any manner wbatsoever. 

We are acting as the PRC counsel for Shanghai Yiqlan Trading Co., Ltd.(..l:.ffi);fiillffi~fl 
11!!*-ff.l) (the "Company") and are required to deliver this legal opinion (this "Opinion") in 
connection with a share purchase agreement to be entered into between the Addressee as 
seller and the Company as purchaser relating to the acquisition of the Addressee1s shares in 
Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH (11SPA11). 

This Opinion is rendered on the basis of the PRC laws (other than the laws of Hong Kong, 
Macao or Taiwan) effective as ofthe date hereof. We do not purport tobe experts on, and do 
not purport to be generally familiar with or qualified to express legal opinions based on, any 
laws other than the laws of PRC and accordingly express no legal opinions herein based upon 
any laws other than the laws of PRC. 

In rendering this Opinion expressed below, we have assumed that we are only required to 
review the corporate documents of the Company and analyze the applicable rules and 



regulations themselves, and that we do not have to conduct any interview in any forms with 

any authorities or institutions. 

Based on the foregoing assumptions, we are of the opinions that: 

1. The basic registered infonnation of the Company can be summarized as below: 

Name of the Company Shanghai Yiqian Trading Co., Ltd. (.t.-Wi~ß'!~fl~lH}~) 

Unified Social Credit Code 91310106082084534B 

Registration Address 

Legal Representative 

Company-Type . 

Registered Capital 

Business Scope 

· Date of Incorporation 

Term of Operation 

Room 1716,Silver Building,No.138 Ping Xing Guan Rd., 

Zhabei Area, Shanghai 

CHOUYUTAO 

limited liability company 

500,000.00 CNY 

Building materials, textiles, general merchandise, office 

supplies, electronic products, communications equipment, 

fumiture, electrical and mechanical equipment, hardware, 

computer softwarc and hardware, garments, rubber products 

sale, conference services, exhibition services, investment 

consulting, company management consulting, business 

infonnation consulting, equipment maintenance ( except for 

special equipment), import and export of goods and 

technology, landscaping engineering, architectural decoration 

construction and engineering design and construction. 

Business activities required approval of the relevant 

department may only by carried out upon receipt of such 

approval. 

November 14th, 2013 

From November 14th, 2013 to November 13th, 2033. 

2. The Company is a limited liability company duly registered and validly existing under 

the laws of PRC. 

2 



3. The Company has the corporate power and legal capacity to enter into and perform its 
obligations under the SPA. 

4. The Company has taken all necessary corporate action to authorize the execution of the 
SPA and to authorize its entry into and perfonnance of its obligations thereunder. 

5. The execution ofthe SPA does not result in any breach of or constitute any default under 
the articles of association of the Company or any applicable law requirements. 

6. The shareholding of the Company can be summarized .as below: 

Subscribed 

Nameof Regls~red Shareholdlng. 
No. 

Shareholder 
Passport/lD No. Capltal Proportion 

(CNY) 

ZhuQing 
1. E33928139 255,000.00 51% 

c*m) 
WuZhanqing 

2. 047478815 195,000.00 39% 
(~lWc) 

WangKan 3101021983030444 
3. 50,000.00 10% 

(:E ffil.) 39 

Total 500,000.00 100% 

7. The shareholders of the Company as registered with Shanghai Jing'an Market 
Supervision and Administration Bureau are Zhu Qing <*~) holding 51 % of the shares in 
the Company, Wu Zhanqing (~Ji~) holding 39% of the shares in the Company and 
Wang Kan (:Effil.)( a.k.a. Kyle Wang} holding 10% ofthe shares in the Company. 

8. Chou Yu Tao is the sole legal representative of the Company and has the corporate authority 

to grant legally binding power of attomey of any kind on behalf of the Company to any third 

parties (including, but not Iimited to, Mr. Hans Werner Müller, with business address at 
Aurech 6, 55743 Idar-Oberstein, Germany) (collectively, the "Proxy") as a result of which 
the Proxy is entitled to execute the SPA on behalf ofthe Company with legally binding effect. 

9. lt does not contravene PRC laws that the nominal shareholder deviates from the actual 
contributor, i.e. the economical owner of a company, as long as such arrangement does 
not conflict with Article 52 of the Contract Law. 

Tlris Opinion is subject to the following qualifications: 

(a) This Opinion relates only to PRC Laws and we express no opinion as to any laws other 
than PRC Laws. There is no guarantee that any of such PRC Laws will not be changed, 
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amended, replaced or revoked in the immediate future or in the longer term with or 
without retroacti ve effect; 

(b) This Opinion is governed by the PRC laws and regulations and subject to the jurisdiction 
ofthe PRC; 

( c) This Opinion is limited to paragraph 1 to 9 above only, and 

( d) In accordance with Article 52 of the Contract Law, a contract shall be null and void under 
any of the following circumstances: 

( l) a contract is concluded through the use of fraud or coercion by one party to damage 
the interests of the State; 

(2) malicious collusion is conducted to damage the interests of the State, a collective or 
a third party; 

(3) an illegitimate purpose is concealed under the guise oflegitimate acts; 

(4) damaging the public interests; or 

(5) violating the compulsory provisions of laws and administrative regulations. 

This Opinion is intended to be used in the context which is specmcally referred to herein and 
each paragraph should be looked at as a whole and no part should be extracted and referred to 
independently. 

This Opinion is provided to the Addressee by us in our capacity as the Company's PRC legal 
adviser and may not be relied upon by any other persons or corporate entities other than the 
Addressee and the Company or used for any other purpose without our prior written consent. 

Yours faithfully 

CHENG Xiaofeng (S nior Partner) 

Jingtian & Gongcheng 
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Langtext  

 Gericht: EuGH 1. Kammer
Entscheidungs-
datum:

16.07.2015

Aktenzeichen: C-39/14
Dokumenttyp: Urteil

 Quelle:

Zitiervor-
schlag:

EuGH, Urteil vom 16. Juli 2015 –
C-39/14 –, juris

Fundstellen
ABl EU 2015, Nr C 302, 5 (Leitsatz)
EuZW 2015, 749-752 (Leitsatz und Gründe)
RIW 2015, 682-686 (red. Leitsatz und Gründe)
NVwZ 2015, 1747-1750 (Leitsatz und Gründe)
weitere Fundstellen
ZAP EN-Nr 709/2015 (red. Leitsatz)
VR 2015, 395 (Leitsatz)

Diese Entscheidung wird zitiert
Literaturnachweise
Dirk Schuhmacher, jurisPR-AgrarR 4/2015 Anm. 1 (Anmerkung)
Helge Heinrich, EuZW 2015, 752-753 (Anmerkung)
Theresa Ilgner, NVwZ 2015, 1750-1751 (Anmerkung)
Praxisreporte
Dirk Schuhmacher, jurisPR-AgrarR 4/2015 Anm. 1 (Anmerkung)

Tenor

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Erste Kammer) für Recht erkannt:

Art. 107 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen, dass eine nationale Regelung wie die im
Ausgangsverfahren in Rede stehende, die es zum Schutz der Interessen der land-
wirtschaftlichen Betriebe einer dem Staat zuzurechnenden Einrichtung verbietet,
ein landwirtschaftliches Grundstück an den Höchstbietenden einer öffentlichen Aus-
schreibung zu verkaufen, wenn dessen Angebot nach Ansicht der zuständigen örtli-
chen Behörde in einem groben Missverhältnis zu dem geschätzten Wert des Grund-
stücks steht, nicht als staatliche Beihilfe qualifiziert werden kann, sofern die Anwen-
dung dieser Regelung zu einem Preis führen kann, der möglichst nahe beim Markt-
wert des betroffenen landwirtschaftlichen Grundstücks liegt; dies zu prüfen ist Sache
des vorlegenden Gerichts.

Gründe

Urteil

1         Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 107 Abs. 1 AEUV.

2         Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der BVVG Bodenverwertungs- und -ver-
waltungs GmbH (im Folgenden: BVVG) und dem Landkreis Jerichower Land über dessen Weige-
rung, den Verkauf eines landwirtschaftlichen Grundstücks an Herrn und Frau Erbs (im Folgen-
den: Eheleute Erbs) zu genehmigen.

Anlage 8
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 Rechtlicher Rahmen

 Unionsrecht

3         Abschnitt II Ziff. 1 Abs. 1 der Mitteilung der Kommission vom 10. Juli 1997 betreffend Ele-
mente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von Bauten oder Grundstücken durch die öffentliche
Hand (ABl. C 209, S. 3, im Folgenden: Mitteilung) bestimmt:

„Der Verkauf von Bauten oder Grundstücken nach einem hinreichend publizierten, allgemeinen
und bedingungsfreien Bietverfahren (ähnlich einer Versteigerung) und die darauf folgende Ver-
äußerung an den meistbietenden oder den einzigen Bieter stellt grundsätzlich einen Verkauf
zum Marktwert dar und enthält damit keine staatliche Beihilfe. …“

4         In Abschnitt II Ziff. 2 Buchst. a der Mitteilung heißt es:

„Wenn die öffentliche Hand nicht beabsichtigt, das unter [Abschnitt II Ziff. 1] dargelegte Verfah-
ren anzuwenden, sollte vor den Verkaufsverhandlungen eine unabhängige Bewertung durch (ei-
nen) unabhängige(n) Sachverständige(n) für Wertermittlung erfolgen, um auf der Grundlage all-
gemein anerkannter Marktindikatoren und Bewertungsstandards den Marktwert zu ermitteln. …

…

Unter Marktwert ist der Preis zu verstehen, der zum Zeitpunkt der Bewertung aufgrund eines
privatrechtlichen Vertrages über Bauten oder Grundstücke zwischen einem verkaufswilligen
Verkäufer und einem ihm nicht durch persönliche Beziehungen verbundenen Käufer unter den
Voraussetzungen zu erzielen ist, wobei das Grundstück offen am Markt angeboten wurde, die
Marktverhältnisse einer ordnungsgemäßen Veräußerung nicht im Wege stehen und eine der Be-
deutung des Objektes angemessene Verhandlungszeit zur Verfügung steht …“

 Deutsches Recht

5         § 1 Abs. 1 des Gesetzes über Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und zur Si-
cherung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe (Grundstückverkehrsgesetz – GrdstVG) vom 28.
Juli 1961 (BGBl. I 1091) bestimmt:

„Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Grund-
stücke …“

6         § 2 Abs. 1 GrdstVG sieht vor:

„Die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines Grundstücks und der schuldrechtliche Vertrag hier-
über bedürfen der Genehmigung. …“

7         § 4 GrdstVG bestimmt:

„Die Genehmigung ist nicht notwendig, wenn

1.      der Bund oder ein Land als Vertragsteil an der Veräußerung beteiligt ist;

…“

8         § 9 GrdstVG sieht vor:

„(1)      Die Genehmigung darf nur versagt oder durch Auflagen (§ 10) oder Bedingungen (§ 11)
eingeschränkt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass

1.      die Veräußerung eine ungesunde Verteilung des Grund und Bodens bedeutet oder

2.      durch die Veräußerung das Grundstück oder eine Mehrheit von Grundstücken, die räum-
lich oder wirtschaftlich zusammenhängen und dem Veräußerer gehören, unwirtschaftlich ver-
kleinert oder aufgeteilt würde oder
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3.      der Gegenwert in einem groben Missverhältnis zum Wert des Grundstücks steht.

…

(4)      Wird das Grundstück für andere als land- oder forstwirtschaftliche Zwecke veräußert, so
darf die Genehmigung aus Absatz 1 Nr. 3 nicht versagt werden.

…“

 Ausgangsverfahren und Vorlagefrage

9         Aus der Vorlageentscheidung ergibt sich, dass die BVVG eine juristische Person des Privat-
rechts ist, deren Geschäftsanteile der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben
(BvS) zustehen. Die BVVG erfüllt u. a. den gesetzlichen Auftrag, staatseigene land- und forst-
wirtschaftlich genutzte Flächen und Gebäude zu privatisieren. Dabei handelt sie als zivilrechtli-
che Eigentümerin im eigenen Namen, jedoch auf Rechnung der BvS.

10       Nach einer öffentlichen Ausschreibung, bei der sie das Höchstgebot abgegeben hatten,
kauften die Eheleute Erbs mit notariell beurkundetem „Kauf- und Übereignungsvertrag“ vom 31.
März 2008 von der BVVG eine ca. 2,6 Hektar große Landwirtschaftsfläche für 29 000 Euro (im
Folgenden: fragliches Grundstück).

11       Mit Bescheid vom 5. Juni 2008 versagte der Landkreis Jerichower Land als die für die Geneh-
migung dieser Veräußerung und des Vertrags hierüber zuständige örtliche Behörde die Geneh-
migung dieses Geschäfts gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG mit der Begründung, der vereinbarte
Kaufpreis stehe in einem groben Missverhältnis zu dem landwirtschaftlichen Verkehrswert des
fraglichen Grundstücks.

12       Aus der einschlägigen nationalen Rechtsprechung ergibt sich nämlich, dass ein solches
Missverhältnis vorliegt, wenn der Kaufpreis den „landwirtschaftlichen Verkehrswert des Grund-
stücks“ um mehr als 50 % übersteigt. Dieser Wert ist der Preis, der für Grundstücke gleicher
Art und Lage im Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrags im Grundstücksverkehr unter Landwir-
ten zu erzielen ist. Auch Veräußerungen an Nichtlandwirte sind bei der Ermittlung dieses Werts
zu berücksichtigen, sofern die Veräußerung zwecks weiterer landwirtschaftlicher Nutzung des
Grundstücks erfolgt.

13       Die BVVG und die Eheleute Erbs beantragten beim Amtsgericht – Landwirtschaftsgericht,
diesen Bescheid des Landkreises Jerichower Land aufzuheben. Das Amtsgericht wies ihren An-
trag auf der Grundlage einer Schätzung des Verkehrswerts des fraglichen Grundstücks durch ei-
nen Gutachterausschuss zurück.

14       Das mit einer Beschwerde gegen diese Entscheidung befasste Beschwerdegericht holte
ein zweites Sachverständigengutachten ein, aus dem sich ergab, dass der landwirtschaftliche
Verkehrswert des Grundstücks bei Einbeziehung anderer BVVG-Verkäufe in dem betreffenden
Gebiet in den Vergleich 14 168,61 Euro und ohne Einbeziehung 13 648,19 Euro betrage. Das
Beschwerdegericht bestätigte daher, dass der von den Eheleuten Erbs angebotene Preis von
29 000 Euro den Verkehrswert des fraglichen Grundstücks um mehr als 50 % übersteige und
dass somit ein „grobes Missverhältnis“ im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG gegeben sei.

15       Das Beschwerdegericht führte weiter aus, dass eine Genehmigung eines Verkaufs an Hob-
bylandwirte wie die Eheleute Erbs zu diesem Preis ungünstige Auswirkungen auf die landwirt-
schaftlichen Betriebe hätte, weil Landwirte bei überhöhten Preisen der noch verfügbaren land-
wirtschaftlichen Grundstücke ein zur Aufstockung ihres Betriebs benötigtes Grundstück nicht
mehr erwerben könnten. Die Genehmigung des Verkaufs eines landwirtschaftlichen Grund-
stücks könne jedoch nur dann versagt werden, wenn es einen Landwirt gebe, der zum Erwerb
des Grundstücks bereit sei. Das Beschwerdegericht stellte fest, dass mindestens ein Berufsland-
wirt, auch wenn er nicht an der öffentlichen Ausschreibung teilgenommen habe, bereit gewe-
sen sei, das fragliche Grundstück zu einem Preis, der bis zu 50 % über dem landwirtschaftlichen
Verkehrswert liege, zu erwerben, und wies daher die Beschwerde der BVVG und der Eheleute
Erbs zurück.
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16       Die BVVG rief den Bundesgerichtshof mit einer Rechtsbeschwerde an. Das vorlegende Ge-
richt hat Zweifel, ob der Verkauf von öffentlichem Grundeigentum durch die BVVG zu einem
Preis, der unter dem durch eine öffentliche Ausschreibung ermittelten Preis liege, zu einer Be-
günstigung des Käufers führe, und, falls ja, ob diese Begünstigung durch den Zweck von § 9
Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG, die Interessen der landwirtschaftlichen Betriebe zu schützen, gerechtfer-
tigt sein könne. Ferner stelle sich die Frage, ob die Versagung des Verkaufs zu dem in einer öf-
fentlichen Ausschreibung ermittelten Preis gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV verstoße, da zum Zeit-
punkt der Versagung noch nicht entschieden sei, an wen das betreffende Grundstück verkauft
werde.

17       Unter diesen Umständen hat der Bundesgerichtshof das Verfahren ausgesetzt und dem Ge-
richtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:

Steht Art. 107 Abs. 1 AEUV einer nationalen Regelung wie § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG entgegen,
welche es zur Verbesserung der Agrarstruktur einer dem Staat zuzurechnenden Einrichtung wie
der BVVG im Ergebnis verbietet, ein zum Verkauf stehendes landwirtschaftliches Grundstück an
den Höchstbietenden einer öffentlichen Ausschreibung zu verkaufen, wenn das Höchstgebot in
einem groben Missverhältnis zu dem Wert des Grundstücks steht?

 Zur Vorlagefrage

18       Mit seiner Vorlagefrage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob eine nationale Regelung
wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende eine mit dem Binnenmarkt unvereinbare Beihil-
fe im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV darstellt.

19       Angesichts der Formulierung der Frage ist zunächst darauf hinzuweisen, dass der Gerichts-
hof nicht befugt ist, über die Vereinbarkeit einer nationalen Maßnahme mit dem Unionsrecht zu
entscheiden. Er kann auch nicht über die Vereinbarkeit einer staatlichen Beihilfe oder einer Bei-
hilferegelung mit dem Binnenmarkt entscheiden, da hierfür ausschließlich die Kommission zu-
ständig ist, die dabei der Kontrolle des Unionsrichters unterliegt (Urteil Fallimento Traghetti del
Mediterraneo, C-140/09, EU:C:2010:335, Rn. 22 und die dort angeführte Rechtsprechung).

20       Es ist jedoch Sache des Gerichtshofs, dem vorlegenden Gericht alle Hinweise zur Auslegung
des Unionsrechts zu geben, die es diesem ermöglichen, für die Entscheidung der bei ihm an-
hängigen Rechtssache über die Frage der Vereinbarkeit einer nationalen Maßnahme mit diesem
Recht zu befinden. Was staatliche Beihilfen anbelangt, kann er dem vorlegenden Gericht vor al-
lem die Hinweise zur Auslegung geben, die es diesem ermöglichen, festzustellen, ob eine natio-
nale Maßnahme als „staatliche Beihilfe“ im Sinne des Unionsrechts angesehen werden kann (Ur-
teil Fallimento Traghetti del Mediterraneo, C-140/09, EU:C:2010:335, Rn. 24 und die dort ange-
führte Rechtsprechung).

21       Die Vorlagefrage ist daher so zu verstehen, dass mit ihr geklärt werden soll, ob Art. 107
Abs. 1 AEUV dahin auszulegen ist, dass eine nationale Regelung, die es zum Schutz der Interes-
sen der landwirtschaftlichen Betriebe einer dem Staat zuzurechnenden Einrichtung verbietet,
ein landwirtschaftliches Grundstück an den Höchstbietenden einer öffentlichen Ausschreibung
zu verkaufen, wenn dessen Angebot nach Ansicht der zuständigen örtlichen Behörde in einem
groben Missverhältnis zu dem geschätzten Wert des Grundstücks steht, als staatliche Beihilfe
qualifiziert werden kann.

22       Zur Beantwortung dieser Frage ist darauf hinzuweisen, dass gemäß Art. 107 Abs. 1 AEUV,
soweit in den Verträgen nicht etwas anderes bestimmt ist, staatliche oder aus staatlichen Mit-
teln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unterneh-
men oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem
Binnenmarkt unvereinbar sind, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen.

23       Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs verlangt die Qualifizierung als „Beihil-
fe“ im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV, dass alle dort genannten Voraussetzungen erfüllt sind
(Urteil Banco Privado Português und Massa Insolvente do Banco Privado Português, C-667/13,
EU:C:2015:151, Rn. 45 und die dort angeführte Rechtsprechung).

24       Somit kann eine nationale Maßnahme nur dann als staatliche Beihilfe im Sinne von Art. 107
Abs. 1 AEUV qualifiziert werden, wenn es sich erstens um eine staatliche Maßnahme oder eine
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Maßnahme unter Inanspruchnahme staatlicher Mittel handelt, zweitens die Maßnahme geeig-
net ist, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen, drittens dem Begünstigten
durch sie ein selektiver Vorteil gewährt wird und sie viertens den Wettbewerb verfälscht oder zu
verfälschen droht (Urteil Trapeza Eurobank Ergasias, C-690/13, EU:C:2015:235, Rn. 17 und die
dort angeführte Rechtsprechung).

25       Im Ausgangsverfahren ist das vorlegende Gericht im Wesentlichen der Auffassung, dass § 9
Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG zwar die in der vorstehenden Randnummer genannten Tatbestandsmerk-
male eins, zwei und vier erfülle, hat jedoch Zweifel hinsichtlich der Auslegung und Anwendung
des dritten Tatbestandsmerkmals, wonach die fragliche Maßnahme ihrem Begünstigten einen
selektiven Vorteil gewähren muss.

26       Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass der Begriff der Beihilfe nach ständiger Rechtsprechung
des Gerichtshofs nicht nur positive Leistungen wie Subventionen, Darlehen oder Beteiligungen
am Kapital von Unternehmen erfasst, sondern auch Maßnahmen, die in verschiedener Form die
Lasten verringern, die ein Unternehmen sonst zu tragen hätte, und die somit, ohne Subventio-
nen im strengen Sinne des Wortes darzustellen, diesen nach Art und Wirkung gleichstehen (Ur-
teil Seydaland Vereinigte Agrarbetriebe, C-239/09, EU:C:2010:778, Rn. 30 und die dort ange-
führte Rechtsprechung). Hierzu muss zum Zweck der Feststellung des Vorliegens einer staat-
lichen Beihilfe ein hinreichend enger Zusammenhang zwischen dem Vorteil, der dem Begüns-
tigten gewährt wird, einerseits und der Verringerung eines Postens des Staatshaushalts oder
einem hinreichend konkreten wirtschaftlichen Risiko für dessen Belastung andererseits darge-
tan werden (vgl. in diesem Sinne Urteil Bouygues und Bouygues Télécom/Kommission u. a. und
Kommission/Frankreich u. a., C-399/10 P und C-401/10 P, EU:C:2013:175, Rn. 109).

27       Grundsätzlich lässt sich daher, wie der Gerichtshof bereits entschieden hat, nicht ausschlie-
ßen, dass ein Verkauf öffentlichen Grundeigentums zu einem geringeren Preis als dem Markt-
preis eine staatliche Beihilfe darstellen kann (Urteil Seydaland Vereinigte Agrarbetriebe, C-
239/09, EU:C:2010:778, Rn. 31).

28       Ein solcher Verkauf kann nämlich dem Käufer als dem Begünstigten einen Vorteil verschaf-
fen, der im Wesentlichen zu einer Verringerung eines Postens des Staatshaushalts führt, die
darin besteht, dass der Staat auf die Differenz zwischen dem Verkehrswert des Grundstücks und
dem vom Käufer gezahlten geringeren Preis verzichtet.

29       Insbesondere hat der Gerichtshof zur Veräußerung eines Grundstücks oder eines Gebäudes
durch die öffentliche Hand an ein Unternehmen oder an einen Einzelnen, der eine wirtschaftli-
che Tätigkeit wie die Land- oder Forstwirtschaft ausübt, entschieden, dass eine solche Veräu-
ßerung Elemente einer staatlichen Beihilfe umfassen kann, insbesondere wenn sie nicht zum
Marktwert erfolgt, d. h. zu dem Preis, den ein unter normalen Marktbedingungen handelnder pri-
vater Investor hätte festsetzen können (Urteil Seydaland Vereinigte Agrarbetriebe, C-239/09,
EU:C:2010:778, Rn. 34 und die dort angeführte Rechtsprechung).

30       Folglich muss, wenn das nationale Recht Regeln über die Berechnung des Marktwerts von
Flächen im Hinblick auf ihre Veräußerung durch die öffentliche Hand enthält, die Anwendung
dieser Regeln, um Art. 107 AEUV zu genügen, in allen Fällen zu einem möglichst nahe beim
Marktwert liegenden Preis führen (vgl. in diesem Sinne Urteil Seydaland Vereinigte Agrarbetrie-
be, C-239/09, EU:C:2010:778, Rn. 35).

31       Zu Preisen, die dem tatsächlichen Marktwert entsprechen, können mehrere Methoden füh-
ren, zu denen, wie in Abschnitt II Ziff. 1 und 2 der Mitteilung ausgeführt, der Verkauf an den
Meistbietenden und das Sachverständigengutachten gehören. Es ist jedoch nicht ausgeschlos-
sen, dass dieses Ergebnis auch mit anderen Methoden erreicht werden kann (vgl. in diesem Sin-
ne Urteil Seydaland Vereinigte Agrarbetriebe, C-239/09, EU:C:2010:778, Rn. 35 und 39).

32       Zur Methode des Verkaufs an den Meistbietenden hat der Gerichtshof in einer Rechtssache,
in der es um den Verkauf durch die öffentliche Hand eines ihrer Unternehmen ging, bereits ent-
schieden, dass, wenn dieser Verkauf im Wege eines offenen, transparenten und bedingungsfrei-
en Ausschreibungsverfahrens erfolgt, vermutet werden kann, dass der Marktpreis dem höchsten
Angebot entspricht, wobei erstens festzustellen ist, ob dieses Angebot verpflichtend und ver-
lässlich sei, und zweitens, ob es nicht gerechtfertigt sei, andere wirtschaftliche Faktoren als den
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Preis zu berücksichtigen (Urteil Land Burgenland u. a./Kommission, C-214/12 P, C-215/12 P und
C-223/12 P, EU:C:2013:682, Rn. 94).

33       Unter derartigen Voraussetzungen ist es, wie der Gerichtshof weiter ausgeführt hat, nicht
erforderlich, zum Zweck der Überprüfung des Marktpreises andere Mittel, wie etwa unabhängi-
ge Gutachten, heranzuziehen (vgl. in diesem Sinne Urteil Land Burgenland u. a./Kommission, C-
214/12 P, C-215/12 P und C-223/12 P, EU:C:2013:682, Rn. 95).

34       Nach der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden nationalen Regelung kann die zustän-
dige örtliche Behörde nach einer öffentlichen Ausschreibung die Genehmigung des Verkaufs ei-
nes dem Staat gehörenden landwirtschaftlichen Grundstücks an den Meistbietenden jedoch ver-
sagen, wenn sie der Auffassung ist, dass der angebotene Preis in einem groben Missverhältnis
zum Wert des Grundstücks stehe.

35       Wie in Rn. 12 des vorliegenden Urteils ausgeführt, liegt ein solches Missverhältnis nach der
nationalen Rechtsprechung vor, wenn der Kaufpreis den „landwirtschaftlichen Verkehrswert
des Grundstücks“ um mehr als 50 % übersteigt, wobei dieser Wert nach dem für Grundstücke
gleicher Art und Lage im Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrags im innerlandwirtschaftlichen
Grundstücksverkehr zu erzielenden Preis bemessen wird. Im Rahmen dieser Beurteilung werden
zur Ermittlung dieses Werts auch Veräußerungen an Nichtlandwirte berücksichtigt, sofern sie
zwecks weiterer landwirtschaftlicher Nutzung des Grundstücks erfolgen.

36       Somit kann die Anwendung von § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG die Verwirklichung der Ziele eines
öffentlichen Ausschreibungsverfahrens beeinträchtigen, da sie zur Ablehnung des höchsten An-
gebots führt, bei dem aber, wie bereits in Rn. 32 des vorliegenden Urteils festgestellt, vermutet
werden darf, dass es dem Marktpreis des fraglichen Grundstücks entspricht.

37       Zudem kann die Regelung in § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG insofern unter den Begriff „staatliche
Beihilfe“ im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV fallen, als sie es einem Dritten, der gegebenenfalls
nicht einmal an dem Ausschreibungsverfahren teilgenommen hat, ermöglicht, das Grundstück
nach der Untersagung durch die zuständige örtliche Behörde zu einem niedrigeren als dem in
dieser Ausschreibung gebotenen Preis zu erwerben.

38       Die Anwendung einer solchen Maßnahme führt nämlich dazu, dass dem Dritten als Begüns-
tigten ein Vorteil durch eine Verringerung eines Postens des Staatshaushalts verschafft wird, in-
dem der Staat auf die Differenz zwischen dem Wert des Grundstücks, wie ihn die zuständigen
örtlichen Behörden geschätzt haben, und dem von dem Meistbietenden in der öffentlichen Aus-
schreibung gebotenen Preis verzichtet.

39       Gleichwohl lässt sich nicht ausschließen, dass unter besonderen Umständen die Methode
des Verkaufs an den Meistbietenden nicht zu einem dem Marktwert des fraglichen Objekts ent-
sprechenden Preis führt, so dass es gerechtfertigt ist, auch andere Faktoren als den Preis zu be-
rücksichtigen.

40       Dies könnte u. a. dann der Fall sein, wenn, wie der Generalanwalt in Nr. 71 seiner Schluss-
anträge ausgeführt hat, das Höchstgebot aufgrund seines offensichtlich spekulativen Charakters
deutlich über den sonstigen im Rahmen einer Ausschreibung abgegebenen Preisgeboten und
dem geschätzten Verkehrswert des Objekts liegt.

41       Unter solchen Umständen wäre nämlich die Methode des Verkaufs an den Meistbietenden
nicht geeignet, den Marktwert des fraglichen Grundstücks widerzuspiegeln.

42       Folglich kann eine nationale Regelung, nach der die zuständige nationale Behörde unter die-
sen Umständen ein nach ihrer Auffassung in einem Missverhältnis stehendes Angebot ausschlie-
ßen und die Genehmigung des Verkaufs des Grundstücks, auf das sich dieses Angebot bezieht,
versagen kann, nicht als „staatliche Beihilfe“ angesehen werden, sofern ihre Anwendung zu ei-
nem Preis führen kann, der im Einklang mit der in Rn. 30 des vorliegenden Urteils angeführten
Rechtsprechung möglichst nahe beim Marktwert des fraglichen Grundstücks liegt.

43       Im vorliegenden Fall verfügt der Gerichtshof, wie der Generalanwalt in Nr. 65 seiner Schluss-
anträge ausgeführt hat, nicht über alle Informationen darüber, anhand welcher Methoden die
zuständigen örtlichen Behörden bzw. die von den nationalen Gerichten bestellten Sachverstän-
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digen im Rahmen der Durchführung von § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG die Grundstückspreise schät-
zen.

44       Insbesondere lassen sich den dem Gerichtshof vorgelegten Akten weder die Marktindikato-
ren noch die Bewertungsmaßstäbe entnehmen, die bei der Ermittlung des tatsächlichen Markt-
werts eines landwirtschaftlichen Grundstücks zugrunde gelegt werden.

45       Der Gerichtshof ist daher nicht in der Lage, festzustellen, ob die Anwendung der im Aus-
gangsverfahren in Rede stehenden nationalen Regelung, wie es die in Rn. 30 des vorliegenden
Urteils angeführte Rechtsprechung verlangt, tatsächlich zu einem Preis führen kann, der mög-
lichst nahe beim Marktwert des fraglichen Grundstücks liegt.

46       Es ist somit Sache des vorlegenden Gerichts, eine solche Beurteilung im Ausgangsverfahren
vorzunehmen.

47       Im Rahmen dieser Prüfung wird es sich insbesondere zu vergewissern haben, ob die Metho-
de der Bewertung der landwirtschaftlichen Flächen mit einem Aktualisierungsmechanismus ver-
bunden ist, der die Entwicklung des Marktpreises berücksichtigt, so dass die abgegebene Schät-
zung möglichst genau dem aktuellen Marktwert dieser Flächen entspricht (vgl. in diesem Sinne
Urteil Seydaland Vereinigte Agrarbetriebe, C-239/00, EU:C:2010:778, Rn. 43).

48       Zudem wird das vorlegende Gericht nach Maßgabe des Sachverhalts des Ausgangsverfah-
rens und insbesondere der Modalitäten, nach denen das in dieser Rechtssache in Rede ste-
hende Ausschreibungsverfahren abgelaufen ist, festzustellen haben, ob das Höchstgebot dem
Marktwert des fraglichen Grundstücks entspricht oder ob auch andere Faktoren als der Preis zu
berücksichtigen sind, die die Anwendung der in § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG genannten Maßnahme
rechtfertigen können.

49       Die deutsche Regierung macht insoweit geltend, diese Maßnahme sei durch Erfordernisse
des Schutzes der Interessen der landwirtschaftlichen Betriebe gerechtfertigt.

50       Insbesondere solle sie ermöglichen, dass Berufslandwirte nicht mit so hohen Anschaffungs-
kosten für zusätzliche Grundstücke belastet würden, dass die Wirtschaftlichkeit ihrer Betriebe
bedroht wäre.

51       Dieses Vorbringen reicht jedoch für sich allein nicht aus, um die Maßnahme von vornherein
von der Einordnung als „staatliche Beihilfe“ im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV auszunehmen.

52       Nach gefestigter Rechtsprechung des Gerichtshofs unterscheidet diese Bestimmung nämlich
nicht nach den Gründen oder Zielen der staatlichen Maßnahmen, sondern beschreibt diese nach
ihren Wirkungen (vgl. Urteil 3M Italia, C-417/10, EU:C:2012:184, Rn. 36 und die dort angeführte
Rechtsprechung).

53       Ebenso unerheblich für die Einordnung der genannten Maßnahme als „staatliche Beihil-
fe“ im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV ist der vom vorlegenden Gericht angeführte Umstand,
dass nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG der Verkauf zu dem in einer Ausschreibung ermittelten Preis
zu einem Zeitpunkt versagt wird, zu dem noch nicht entschieden ist, an wen das betreffende
Grundstück verkauft wird.

54       Es widerspräche nämlich der Logik des durch die Art. 107 AEUV und 108 AEUV eingeführten
Systems der ständigen Kontrolle der staatlichen Beihilfen, wenn die Qualifizierung einer natio-
nalen Maßnahme als „Beihilfe“ von der Überprüfung abhinge, dass jeder Begünstigte tatsächlich
von den Vorteilen der fraglichen Maßnahme profitiert.

55       Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 107 Abs. 1 AEUV dahin auszu-
legen ist, dass eine nationale Regelung wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende, die es
zum Schutz der Interessen der landwirtschaftlichen Betriebe einer dem Staat zuzurechnenden
Einrichtung verbietet, ein landwirtschaftliches Grundstück an den Höchstbietenden einer öffent-
lichen Ausschreibung zu verkaufen, wenn dessen Angebot nach Ansicht der zuständigen örtli-
chen Behörde in einem groben Missverhältnis zu dem geschätzten Wert des Grundstücks steht,
nicht als staatliche Beihilfe qualifiziert werden kann, sofern die Anwendung dieser Regelung zu
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einem Preis führen kann, der möglichst nahe beim Marktwert des betroffenen landwirtschaftli-
chen Grundstücks liegt; dies zu prüfen ist Sache des vorlegenden Gerichts.

 Kosten

56       Für die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren Teil des bei dem vorlegenden
Gericht anhängigen Verfahrens; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. Die
Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof sind nicht er-
stattungsfähig.

Unterschriften

Verfahrenssprache: Deutsch.
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Staatliche Beihilfe Nr. SA.40625 (2015/N) – Deutschland 
Veräußerung der Vermögenswerte der Flughafen Zweibrücken GmbH an die 
TRIWO AG 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

1. VERFAHREN

(1) Mit elektronischer Anmeldung vom 21. Januar 2015 (SANI 134370) unterrichtete
Deutschland die Kommission nach Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union („AEUV“) über die Veräußerung der
Vermögenswerte der Flughafen Zweibrücken GmbH („FZG“) an die TRIWO AG

(„TRIWO“).

(2) Am 9. Februar 2015 und am 23. März 2015 ersuchte die Kommission um
zusätzliche Auskünfte, die Deutschland am 24. Februar 2015 und am 16. April
2015 erteilte.

2. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

(3) In der Beihilfesache SA.27339 (2012/C) (ex 2011/NN) erließ die Kommission am
1. Oktober 2014 einen abschließenden Negativbeschluss in Bezug auf die
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Maßnahmen, die Deutschland zugunsten des Flughafens Zweibrücken und der 
den Flughafen nutzenden Luftverkehrsgesellschaften durchgeführt hatte 
(„abschließender Negativbeschluss“), und ordnete die Rückforderung der unter 
anderem der FZG zwischen 2000 und 2009 gewährten unzulässigen Beihilfen an.1 
Nachdem Anfang Juli 2014 in der Presse über einen wahrscheinlich negativen 
Ausgang berichtet worden war, stellte FZG im Verlauf des Monats einen 
Insolvenzantrag, woraufhin das Amtsgericht Zweibrücken am 25. Juli 2014 das 
Insolvenzverfahren eröffnete. 

(4) Der vom Amtsgericht Zweibrücken bestellte Insolvenzverwalter leitete ein
Bieterverfahren ein, um die Vermögenswerte von FZG zu veräußern. Die
Vermögenswerte sollten als Ganzes, in von den Bietern zu bestimmenden
Gruppen oder einzeln verkauft werden. Einziges Auswahlkriterium war das
wirtschaftlichste Angebot unter Berücksichtigung der Transaktionssicherheit. Das
Bieterverfahren stand diskriminierungsfrei allen interessierten Bietern offen und
erlegte diesen keine Bedingungen auf. Insbesondere waren die Bieter nicht
verpflichtet, die Vermögenswerte in einer bestimmte Weise zu nutzen oder
Mitarbeiter von FZG zu übernehmen. Auch wurde den Bietern nicht verwehrt, die
Vermögenswerte weiter als Flughafen zu nutzen, der Flughafendienstleistungen
anbietet.

(5) Das Bieterverfahren war in vier Phasen unterteilt, für die der Zeitrahmen, der
Zugang zu Informationen und die Fristen für die Einreichung der Unterlagen und
Angebote klar definiert waren. Eine verspätete Einreichung der Unterlagen und
Angebote führte nicht zum Ausschluss der Bieter vom weiteren Verfahren,
allerdings waren etwaige aus der verspäteten Einreichung erwachsende Nachteile
von den Bietern zu tragen. Von Anfang an wurde darauf hingewiesen, dass die
Veräußerung Ende November abgeschlossen werden sollte. Es war wichtig, die
Veräußerung innerhalb des mitgeteilten Zeitrahmens abzuschließen, da der
Flughafen (auch nach Einstellung des regulären Betriebs) mit Verlust arbeitete
und jede Verzögerung den Wert der Insolvenzmasse weiter gemindert hätte.

(6) In Phase 1 (Marktansprache, 25. August bis 22. September 2014) wurde das
Bieterverfahren auf breiter Ebene bekanntgemacht, um potenzielle Bieter zu
informieren. Fast 600 potenzielle Investoren wurden telefonisch und/oder per
E-Mail direkt angesprochen. Ferner wurde in drei internationalen bzw.
überregionalen Zeitungen, der Financial Times International, dem Handelsblatt

und der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 25. August 2014 ein Aufruf zur
Interessenbekundung veröffentlicht. Am 29. August 2014 wurde das
Bieterverfahren auch im Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Union

bekanntgemacht. Die Frist für die Abgabe der Interessenbekundungen war der
22. September 2014, eine spätere Abgabe führte aber nicht zum Ausschluss vom
Bieterverfahren. In dem veröffentlichten Aufruf zur Interessenbekundung wurde
auf die Homepage des Flughafens Zweibrücken hingewiesen, auf der öffentlich
zugängliche Informationen über den Flughafen einschließlich eines „Teasers“ zur
Verfügung gestellt wurden. Insgesamt gingen 22 Interessenbekundungen ein.

(7) In Phase 2 (Due Diligence I, 22. September bis 5. Oktober 2014) erhielten die
22 potenziellen Investoren, die ihr Interesse bekundet hatten, die Möglichkeit,
eine Due-Diligence-Prüfung vorzunehmen. Zu diesem Zweck wurde allen

1 Beschluss C(2014) 5063 final der Kommission vom 1.10.2014, noch nicht veröffentlicht. 
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interessierten potenziellen Investoren ein Memorandum mit ausführlichen 
Informationen über FZG und seine Vermögenswerte zur Verfügung gestellt. In 
dem Memorandum war auch angegeben, welche Informationen bei der 
Einreichung eines nicht verbindlichen indikativen Angebots zu übermitteln 
waren. Die Frist für die Einreichung der indikativen Angebote, bei der es sich 
nicht um eine Ausschlussfrist handelte, war der 5. Oktober 2014. Insgesamt 
gingen neun indikative Angebote ein. 

(8) In Phase 3 (Due Diligence II, 5. bis 31. Oktober 2014) wurde den potenziellen 
Investoren, die ein indikatives Angebot eingereicht hatten, weitere Informationen 
über FZG angeboten, unter anderem Vor-Ort-Besichtigungen auf dem Flughafen 
Zweibrücken und „Q&A-Fragerunden“ mit dem Management von FZG. Diese 
Investoren wurden dann gebeten, ihr indikatives Angebot in einem bestätigenden 
Angebot („Confirmatory Offer“) zu bestätigen oder anzupassen. Die Frist für die 
Einreichung der bestätigenden Angebote, bei der es sich nicht um eine 
Ausschlussfrist handelte, war der 31. Oktober 2014. In dieser Phase musste ein 
förmlicher Finanzierungsnachweis vorgelegt werden. Ferner wurden alle Bieter 
daran erinnert, dass der Verkauf im November 2014 abgeschlossen werden sollte 
und etwaige aus der verspäteten Einreichung der bestätigenden Angebote 
erwachsende Nachteile von den Bietern zu tragen waren. Insgesamt gingen elf 
bestätigende Angebote ein. Bei den Fristen handelte es sich in dieser Phase nicht 
um Ausschlussfristen. Die Bieter konnten ein bestätigendes Angebot abgeben, 
auch wenn sie kein indikatives Angebot eingereicht hatten. 

(9) In Phase 4 (Vertragsverhandlungen) wurde mit den beiden Bietern, die bis zum 
31. Oktober 2014 die höchsten Angebote eingereicht hatten, nämlich TRIWO 
([…] für alle Vermögenswerte) und WinX Airlines s.r.o. („WinX“) ([…] für alle 
Vermögenswerte), Verhandlungen über den Abschluss eines Kaufvertrags über 
die Vermögenswerte von FZG aufgenommen. Alle anderen Bieter, die 
bestätigende Angebote eingereicht hatten, erhielten die Möglichkeit, ihr Angebot 
nachzubessern. Mit TRIWO wurde ab Anfang November verhandelt, während 
WinX vor dem 21. November 2014 nicht für Verhandlungen zur Verfügung 
stand. Im Anschluss daran, am 24. November 2014, legte WinX ein verbessertes 
Angebot ([…] für alle Vermögenswerte) vor. Zudem hatte am 18. November 
2014 die L.C.N.C. Holding („LCNC“), die bis dahin lediglich ihr Interesse 
bekundet hatte, ein weiteres Angebot ([…] für alle Vermögenswerte) eingereicht. 
Verhandlungen mit LCNC fanden am 24. November 2014 statt. 

(10) Als einzigem der drei in Betracht kommenden Angebote lag dem Angebot von 
TRIWO ein ausreichender Finanzierungsnachweis bei, und nur mit TRIWO 
konnten die inhaltlichen Verhandlungen innerhalb des vorher festgelegten 
Zeitrahmens abgeschlossen werden. Nach Angaben Deutschlands versäumten es 
WinX und LCNC trotz mehrfacher Nachfrage des Insolvenzverwalters, eine 
zuverlässige Finanzierungszusage beizubringen. Die von WinX vorgelegten 
Unterlagen bestätigten zwar die allgemeine Zuverlässigkeit von WinX als 
Geschäftspartner, belegten jedoch nicht, dass WinX in der Lage war, den 
gebotenen Preis zu zahlen. Im Falle von LCNC bestand der potenzielle Nachweis 
aus einem Kontoauszug für einen einzigen Tag, ohne eine Erklärung der Bank, 
dass die betreffenden Mittel ständig zur Verfügung standen. Zudem legten WinX 
und LCNC, trotz erneut mehrfacher Aufforderung, keine kommentierte Fassung 

                                                 
  Geschäftsgeheimnis. 
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des Entwurfs des Kaufvertrags über die Vermögenswerte von FZG vor.2 Mit dem 
Einreichen der kommentierten Fassung des Vertragsentwurfs, der allen an 
Phase 3 teilnehmenden Bietern zur Verfügung gestellt wurde, sollten die Bieter zu 
der vorgeschlagenen Transaktionsstruktur und den vorgeschlagenen Bedingungen 
Stellung nehmen, um die inhaltlichen Verhandlungen über diese Punkte zu 
erleichtern. 

(11) Ferner verlangte sowohl LCNC als auch WinX eine endgültige Klärung aller 
beihilferechtlichen Fragen vor Abschluss der Transaktion. LCNC forderte einen 
Beschluss der Kommission zur Feststellung der Beihilfefreiheit des Verkaufs, 
während WinX auf einer Vertragsklausel bestand, die das Unternehmen von jeder 
sich aus den Beihilfevorschriften ergebenden Haftung im Zusammenhang mit der 
Transaktion befreit hätte. TRIWO dagegen war zum Abschluss der Transaktion 
bereit, sofern für den Fall, dass die Kommission nicht innerhalb einer bestimmten 
Frist einen Beschluss zur Feststellung der Beihilfefreiheit des Verkaufs erlässt, 
die Möglichkeit eines Rücktritts vorgesehen war. Dieselbe Vertragsklausel wurde 
auch LCNC und WinX angeboten, jedoch von beiden abgelehnt. 

(12) Da WinX und LCNC weder zuverlässige Finanzierungsnachweise noch 
kommentierte Fassungen des Vertragsentwurfs vorgelegt hatten, die sinnvolle 
inhaltliche Verhandlungen ermöglicht hätten, da die Veräußerung im November 
abgeschlossen werden musste und da mit WinX und LCNC keine Lösung 
hinsichtlich der Klärung der beihilferechtlichen Fragen gefunden werden konnte, 
wählte der Gläubigerausschuss auf Empfehlung des Insolvenzverwalters TRIWO 
als erfolgreichen Bieter aus und schloss am 26. November 2014 einen 
Kaufvertrag ([…]3 für alle Vermögenswerte) mit dem Unternehmen. 

(13) TRIWO ist ein privates Immobilienentwicklungsunternehmen, das auf die 
Umwandlung großer Industrie- oder Militärgelände in moderne Gewerbeparks 
spezialisiert ist. Das Unternehmen will die Vermögenswerte von FZG nutzen, um 
den Flughafen in einen für Handels- und Industriebetriebe attraktiven 
Gewerbepark umzuwandeln. Ferner plant TRIWO, ein Test- und 
Veranstaltungszentrum für die Automobilindustrie zu errichten und Teile des 
Flughafens weiterhin für Geschäfts- und Privatflüge (nur Kleinflugzeuge) zu 
nutzen, nicht aber für den gewerblichen Passagier- oder Frachtverkehr. TRIWO 
wird keine Mitarbeiter von FZG übernehmen. 

                                                 
2 WinX behauptete zwar, bei einem Treffen in München eine mündliche Stellungnahme zum 

Vertragsentwurf abgegeben zu haben, legte jedoch nach Angaben Deutschlands keine abschließende 
schriftliche Erklärung dazu vor. Darüber hinaus verlangte WinX als Grundbedingung für einen 
Vertragsabschluss eine Klausel, die das Unternehmen von jeder sich aus den Beihilfevorschriften 
ergebenden Haftung im Zusammenhang mit der Transaktion befreit hätte; einer solchen Bedingung 
konnte der Insolvenzverwalter nicht zustimmen (siehe im Einzelnen Randnummer 25). 

3 Nach Angaben Deutschlands legten die Parteien den endgültigen Kaufpreis wegen einer Umverteilung 
der Steuerlast […] unter dem ursprünglichen Angebot fest. Die Änderung der Geschäftstätigkeit durch 
TRIWO (im Vergleich zu dem insolventen Flughafenbetreiber) bedeutete ein Steuerrisiko für die 
Insolvenzmasse. Die Parteien vereinbarten daher, dass der Insolvenzverwalter für die Anwendung der 
Mehrwertsteuer optieren sollte, so dass TRIWO die Steuerlast trug. Im Gegenzug akzeptierte der 
Insolvenzverwalter einen um […] niedrigeren Preis, was nach Angaben Deutschlands die für den 
Erhalt der Insolvenzmasse beste Lösung war. 
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3. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG DER MASSNAHME 

(14) Nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln 
gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter 
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

(15) Im abschließenden Negativbeschluss gelangte die Kommission zu dem Ergebnis, 
dass Deutschland unter anderem FZG unzulässige Beihilfen gewährt hatte, und 
forderte Deutschland auf, diese Beihilfen zurückzufordern.4 Im Falle eines 
Negativbeschlusses der Kommission über die Rückforderung der einem 
Unternehmen gewährten unzulässigen Beihilfe auf der Grundlage der Artikel 107 
und 108 AEUV kann die Rückzahlungspflicht auf ein anderes Unternehmen, dem 
der Empfänger der betreffenden Beihilfe seine Vermögenswerte ganz oder 
teilweise übertragen oder verkauft hat, ausgedehnt werden, wenn die Struktur 
dieser Übertragung bzw. dieses Verkaufs belegt, dass zwischen den beiden 
Unternehmen wirtschaftliche Kontinuität besteht. 

(16) Um feststellen zu können, ob eine staatliche Beihilfe zugunsten von TRIWO, dem 
Erwerber der Vermögenswerte von FZG, vorliegt, muss die Kommission erstens 
prüfen, ob die Veräußerung der Vermögenswerte als solche die Gewährung einer 
staatlichen Beihilfe für TRIWO beinhaltet, da FZG, der Eigentümer der zu 
veräußernden Vermögenswerte, selbst in öffentlichem Eigentum steht, wie im 
abschließenden Negativbeschluss erläutert wird. Zweitens muss die Kommission 
prüfen, ob wirtschaftliche Kontinuität zwischen FZG und TRIWO besteht. 

3.1. Veräußerung der Vermögenswerte 

(17) Angesichts des kumulativen Charakters der Elemente der Definition der 
staatlichen Beihilfe in Artikel 107 Absatz 1 AEUV stellt die Kommission fest, 
dass die Veräußerung der Vermögenswerte von FZG an TRIWO keine staatliche 
Beihilfe für TRIWO darstellen würde, wenn die Vermögenswerte zum Marktpreis 
veräußert worden wären, da TRIWO dann kein Vorteil gewährt worden wäre. Die 
Kommission sieht es als zweckmäßig an, zunächst zu prüfen, ob die 
Vermögenswerte zum Marktpreis veräußert wurden, und nur, wenn dies nicht der 
Fall war, anschließend die übrigen Elemente der Definition der staatlichen 
Beihilfe zu prüfen. 

Vorteil 

 
(18) Wirtschaftliche Transaktionen verschaffen keinem der Beteiligten einen Vorteil 

und stellen somit keine staatliche Beihilfe dar, sofern sie unter normalen 
Marktbedingungen vorgenommen werden.5 Wenn es um eine Veräußerung von 
Vermögenswerten geht, die im Anschluss an ein offenes, transparentes, 
diskriminierungsfreies und bedingungsfreies Ausschreibungsverfahren erfolgt, 

                                                 
4 Beschluss C(2014) 5063 final der Kommission vom 1.10.2014, noch nicht veröffentlicht. 

5 Urteil des Gerichtshofs vom 11. Juli 1996, SFEI u. a., C-39/94, Slg. 1996, I-3547, Randnrn. 60 und 61. 
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kann davon ausgegangen werden, dass die Veräußerung marktüblichen 
Bedingungen entspricht.6 

(19) Nach Auffassung der Kommission wurden die Vermögenswerte von FZG in der 
Tat im Wege eines offenen, transparenten, diskriminierungsfreien und 
bedingungsfreien Ausschreibungsverfahrens unter Berücksichtigung der 
Transaktionssicherheit an den Höchstbietenden veräußert. 

(20) Erstens enthielt der Aufruf zur Interessenbekundung für die Vermögenswerte von 
FZG keine Beschränkung hinsichtlich der Bieter, die ein Angebot einreichen 
konnten, und den potenziellen Bietern wurden keine Bedingungen auferlegt. 
Jedes Unternehmen konnte während des Ausschreibungsverfahrens ein Angebot 
einreichen. Ferner wurde das Verfahren durch eine Veröffentlichung in der 
nationalen und internationalen Presse, im elektronischen Supplement zum 
Amtsblatt der Europäischen Union und durch direkte Ansprache potenziell 
interessierter Investoren bekanntgemacht. Zudem handelte es sich bei den 
angegebenen Fristen für die Phasen 1 bis 3, nämlich 22. September 2014, 
5. Oktober 2014 und 31. Oktober 2014, nicht um Ausschlussfristen. 

(21) Zweitens stellt die Kommission hinsichtlich des Grundsatzes der Transparenz 
fest, dass den Bietern in den Phasen 1 bis 3 rund zwei Monate Zeit gegeben 
wurde, den Wert der angebotenen Vermögenswerte auf der Grundlage 
zunehmend ausführlicherer Informationen zu prüfen. Interessierte Investoren 
hatten zunächst fast vier Wochen Zeit, auf der Grundlage der öffentlich 
zugänglichen Informationen über den Flughafen Zweibrücken über die Abgabe 
einer Interessenbekundung zu entscheiden. Anschließend konnten die Investoren, 
die ihr Interesse bekundet hatten, etwa zwei Wochen lang die Informationen im 
Informationsmemorandum und seinen Anlagen auswerten und dann entscheiden, 
ob sie ein indikatives Angebot einreichen wollten. Im Informationsmemorandum 
(vor allem im „Process Letter I“) waren auch ausführliche Angaben zum 
Verfahren und zu den Fristen enthalten: der 5. Oktober 2014 als Frist für die 
Einreichung der indikativen Angebote, der 31. Oktober 2014 als Frist für die 
Einreichung der bestätigenden Angebote und der Finanzierungsnachweise sowie 
November 2014 als vorgesehener Zeitraum für den Abschluss der Veräußerung. 
Die Investoren, die ein indikatives Angebot eingereicht hatten, konnten dann 
innerhalb weiterer knapp vier Wochen unter Berücksichtigung zusätzlicher 
Informationen, die in einem virtuellen Datenraum, in Präsentationen des 
Managements und bei Vor-Ort-Besichtigungen zur Verfügung gestellt wurden, 
ein bestätigendes Angebot abgeben. In diesem Zeitraum wurden wiederum alle 
Bieter, die ein indikatives Angebot eingereicht hatten, in einem zweiten Schreiben 
(„Process Letter II“) über das weitere Verfahren und die entsprechenden Fristen 
unterrichtet. 

(22) Drittens stellt die Kommission fest, dass alle interessierten Investoren von Beginn 
des Verfahrens an wiederholt auf das einzige Auswahlkriterium aufmerksam 
gemacht wurden, nämlich das wirtschaftlichste Angebot7 unter Berücksichtigung 

                                                 
6 Urteil des Gerichtshofs vom 24. Oktober 2013, Land Burgenland u. a./Kommission, C-214/12 P, 

C-215/12 P und C-223/12 P, Slg. 2013, Randnrn. 94 und 95. Analog auch Mitteilung der Kommission 
betreffend Elemente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von Bauten oder Grundstücken durch die 
öffentliche Hand (ABl. C 209 vom 10.7.1997, S. 3). 

7 Unter Berücksichtigung der Angebote für alle Vermögenswerte, für Gruppen von Vermögenswerten 
oder für einzelne Vermögenswerte. 
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der Transaktionssicherheit. Auch auf die einschlägigen Fristen und Bedingungen 
(z. B. dass der Bieter bei einer verspäteten Einreichung der Unterlagen und 
Angebote zwar nicht vom Verfahren ausgeschlossen würde, aber aus der 
verspäteten Einreichung erwachsende Nachteile selbst tragen müsse) wurde 
mehrmals hingewiesen.8 

(23) Viertens lag in keiner Phase des Ausschreibungsverfahrens eine Diskriminierung 
zwischen den Bietern vor. Alle Bieter erhielten dieselben Informationen und 
Präzisierungen über die Ausschreibungsvorschriften und -verfahren, über die 
Fristen für die Einreichung der Angebote und über FZG. Keinem Bieter wurde in 
den Verhandlungen Exklusivität angeboten. In der abschließenden Phase 4 
wurden nur die beiden Bieter mit den höchsten bestätigenden Angeboten zu 
Vertragsverhandlungen eingeladen, während die übrigen Bieter, die bestätigende 
Angebote eingereicht hatten, Gelegenheit erhielten, ihr Angebot nachzubessern. 

(24) Nachdem der Insolvenzverwalter zu dem Ergebnis gelangt war, dass TRIWO das 
wirtschaftlichste Angebot unter Berücksichtigung der Transaktionssicherheit 
(einziges Auswahlkriterium) unterbreitet hatte, schloss er am 26. November 2014 
den Kaufvertrag mit TRIWO zu einem endgültigen Kaufpreis von […] für alle 
Vermögenswerte. Nach Auffassung der Kommission ist dieser Preis das Ergebnis 
eines offenen, transparenten, diskriminierungsfreien und bedingungsfreien 
Ausschreibungsverfahrens und stellt daher den Marktpreis dar. 

(25) An dieser Feststellung ändert auch die Tatsache nichts, dass WinX und LCNC 
letztendlich höhere Angebote als TRIWO eingereicht haben. Nach Auffassung 
der Kommission hat der Insolvenzverwalter zu Recht entschieden, dass das 
Angebot von TRIWO unter Berücksichtigung der Transaktionssicherheit das 
wirtschaftlichste war. Bei dieser Schlussfolgerung trägt die Kommission den 
folgenden Tatsachen Rechnung: 

– Zunächst, die Veräußerung sollte von Anfang an im November 2014 
abgeschlossen werden. Die Einhaltung des Zeitrahmens war für den 
Insolvenzverwalter besonders wichtig, da der Flughafen mit Verlust arbeitete 
und jede Verzögerung den Wert der Insolvenzmasse weiter gemindert hätte, 

                                                 
8 Phase 1: Laut dem Aufruf zur Interessenbekundung, in dem auf die Homepage des Flughafens 

Zweibrücken hingewiesen wurde, war die Interessenbekundung bis zum 22. September 2014 
abzugeben; im „Teaser“ wurde präzisiert, dass zusammen mit der Interessenbekundung eine 
unterzeichnete Vertraulichkeitsklausel zu übermitteln war. 

 Phase 2: Das Memorandum enthielt neben einer Übersicht und den Terminen für alle Phasen des 
Ausschreibungsverfahrens eine Aufstellung der Informationen, die in dem bis zum 5. Oktober 2014 
einzureichenden indikativen Angebot zu übermitteln waren, nämlich Bieterprofil, Grund für den 
Erwerb, Transaktionsstruktur, zu erwerbende Vermögenswerte, Kaufpreis, Finanzierung 
(Finanzierungsstruktur), fusionskontrollrechtliche Fragen, Due Diligence, Mitarbeiter und andere 
einschlägige Informationen. 

 Phase 3: Im „Process Letter II“ wurde wiederholt, dass das bestätigende Angebot bis zum 31. Oktober 
2014 einzureichen war, und darauf hingewiesen, dass es eine kommentierte Fassung des vorgelegten 
Vertragsentwurfs und die folgenden Informationen enthalten musste: Grund für den Erwerb, 
Kaufpreis, Transaktionsstruktur, Mitarbeiter, Finanzierungsstruktur, Finanzierungsnachweis, 
Regulierungsfragen und erforderliche Genehmigungen, mögliche fusionskontrollrechtliche und/oder 
Regulierungsfragen, Due Diligence, Bestätigung der Verfügbarkeit und der Mittel, Kontakte und 
andere einschlägige Informationen. Diese Informationen sollten als Grundlage für die Verhandlungen 
im November (Phase 4) dienen. 
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was der Insolvenzverwalter nach deutschem Insolvenzrecht verhindern muss. 
Die Information zum Zeitrahmen wurde den interessierten Bietern schon 
frühzeitig im „Process Letter I“ übermittelt und danach mehrmals wiederholt. 
Alle potenziellen Investoren waren seit Beginn des Verfahrens auch darüber 
informiert, dass mögliche Nachteile, die sich aus einer vom Bieter 
verursachten Verzögerung ergaben, von dem betreffenden Bieter zu tragen 
waren. Dies wurde bereits in Phase I im „Teaser“ mitgeteilt und danach in 
Phase 2 im „Process Letter I“ und in Phase 3 im „Process Letter II“ wiederholt. 
Am 25. November 2014 waren nur die Verhandlungen mit TRIWO 
abgeschlossen. LCNC legte erst am 18. November 2014 ein Angebot vor und 
begann am 24. November 2014 zu verhandeln. Trotz dieses 
Verhandlungsbeginns hatte LCNC am 25. November 2014 noch keine 
kommentierte Fassung des Vertragsentwurfs vorgelegt. WinX, das am 
31. Oktober 2014 ein bestätigendes Angebot vorgelegt hatte, begann erst am 
21. November 2014 zu verhandeln, nachdem es keinen der früheren Termine, 
die vom Insolvenzverwalter angeboten worden waren, wahrgenommen hatte. 
WinX erhöhte zwar am 24. November 2014 sein ursprüngliches Angebot auf 
[…], hatte aber am 25. November 2014 noch keine kommentierte Fassung des 
Vertragsentwurfs vorgelegt. Eine Fortsetzung der Verhandlungen mit LCNC 
und WinX über den vorher festgelegten Zeitrahmen hinaus hätte nicht nur die 
direkten Kosten einer Verzögerung des Abschlusses der Veräußerung (weitere 
Minderung des Wertes der Insolvenzmasse), sondern auch das Risiko nach 
sich gezogen, dass TRIWO sein Angebot zurückzieht. Nach Angaben 
Deutschlands hatte TRIWO in den Verhandlungen über den Kaufvertrag 
mehrmals erklärt, für den Fall von Verzögerungen eine Rücknahme seines 
Angebots in Erwägung zu ziehen. Dem Insolvenzverwalter zufolge hatten sich 
LCNC und WinX auch geweigert zu garantieren, mindestens den von TRIWO 
gebotenen Preis zu zahlen, falls TRIWO sein Angebot zurückziehen würde 
und Verhandlungen mit LCNC und WinX letztendlich scheiterten. Unter 
Berücksichtigung der Gesamtumstände erscheint die Entscheidung des 
Insolvenzverwalters, an der deutlich mitgeteilten Frist für die Veräußerung 
festzuhalten, vernünftig. Denn fünf Tage vor Ablauf der vorher festgelegten 
Frist war ungewiss, ob es schließlich möglich sein würde, die Verhandlungen 
mit LCNC oder WinX erfolgreich abzuschließen (der Insolvenzverwalter und 
LCNC bzw. WinX hatten die Einzelheiten der Transaktion noch nicht 
ausgehandelt). Zudem war weder LCNC noch WinX bereit zu garantieren, 
mindestens den von TRIWO gebotenen Preis zu zahlen. Gleichzeitig bestand 
das Risiko, dass TRIWO sein Angebot im Falle weiterer Verzögerungen 
zurückziehen könnte. Darüber hinaus hätte jede weitere Verzögerung beim 
Abschluss der Veräußerung zu einer unnötigen weiteren Minderung des 
Wertes der Insolvenzmasse geführt; der Insolvenzverwalter ist gesetzlich 
verpflichtet, dies zu verhindern. 

– Alle Bieter hatten Bedenken wegen der möglichen Auswirkungen des 
beihilferechtlichen Negativbeschlusses der Kommission vom 1. Oktober 2014 
auf die Transaktion. Der Insolvenzverwalter und TRIWO einigten sich auf eine 
Lösung, die den Bedenken von TRIWO hinreichend Rechnung trug, 
gleichzeitig jedoch einen Abschluss der Transaktion im November 2014 
ermöglichte. LCNC dagegen verlangte, dass vor Unterzeichnung des Vertrags 
ein Beschluss der Kommission vorliegen müsse, was aber innerhalb des vorher 
festgelegten Zeitrahmens nicht möglich war. WinX forderte eine Klausel, die 
das Unternehmen von jeder sich aus den Beihilfevorschriften ergebenden 
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Haftung im Zusammenhang mit der Transaktion befreit hätte; dem konnte der 
Insolvenzverwalter aus rechtlichen Gründen nicht zustimmen, da damit 
möglicherweise eine neue staatliche Beihilfe gewährt worden wäre9. Eine 
Regelung, wie sie TRIWO akzeptiert hatte, lehnten LCNC und WinX ab. 
Unter diesen Umständen konnte eine etwaige Transaktion mit LCNC oder 
WinX nicht im November 2014 abgeschlossen werden, wobei LCNC und 
WinX die Verantwortung für die Verzögerung trugen. 

– WinX und LCNC hatten am 25. November 2014 trotz mehrfacher Erinnerung 
keine vom Insolvenzverwalter als zuverlässig angesehenen finanziellen 
Garantien beigebracht. Die von WinX vorgelegten Unterlagen bestätigten zwar 
die allgemeine Zuverlässigkeit von WinX als Geschäftspartner, belegten 
jedoch nicht, dass WinX in der Lage war, den gebotenen Preis zu zahlen. 
LCNC hatte nur einen Kontoauszug vom 31. Oktober 2014 vorgelegt. Mit 
Schreiben vom 19. November 2014 wies der Insolvenzverwalter LCNC auf die 
Unvollständigkeit der übermittelten Unterlagen hin. Unter anderem fehlte ein 
Nachweis für Finanzmittel, die mindestens den gebotenen Kaufpreis 
abdeckten. TRIWO dagegen legte die erforderlichen Garantien vor und sagte 
zu, den vereinbarten Kaufpreis vor Unterzeichnung des Kaufvertrags auf ein 
Treuhandkonto zu überweisen. 

(26) Ende November 2014 war nur die Transaktion mit TRIWO abschlussreif. Die 
Transaktionen mit LCNC und WinX waren nicht abschließend verhandelt, die 
Frage des Umgangs mit ihren beihilferechtlichen Bedenken war ungeklärt, und es 
lagen keine vom Insolvenzverwalter als zuverlässig angesehenen finanziellen 
Garantien vor. Die von LCNC und WinX angebotenen Transaktionen waren 
daher nicht abschlussreif. Angesichts des konsequent mitgeteilten Zeitrahmens, 
der wirtschaftlichen Gründe (Kosten) und der rechtlichen Gründe (Pflicht des 
Insolvenzverwalters zur Erhaltung der Insolvenzmasse) für die Unannehmbarkeit 
von Verzögerungen sowie des Risikos eines Rückzugs von TRIWO ohne die 
Sicherheit eines Abschlusses mit LCNC oder WinX sieht die Kommission keinen 
Grund, die Entscheidung des Insolvenzverwalters und des Gläubigerausschusses, 
das Angebot von TRIWO als das wirtschaftlich günstigste anzunehmen, in Frage 
zu stellen. 

(27) Da der mit TRIWO ausgehandelte Preis demnach der Marktpreis war, gewährt die 
Veräußerung der Vermögenswerte von FZG an TRIWO diesem keinen ansonsten 
nicht auf dem Markt verfügbaren Vorteil und stellt daher keine staatliche Beihilfe 
dar. 

3.2. Wirtschaftliche Kontinuität 

(28) Nach dem Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache Italien und 
SIM 2/Kommission10, auf die die Kommission ihre Entscheidungen in den 
Beihilfesachen Olympic Airlines und Alitalia sowie ihren Beschluss in der 
Beihilfesache Sernam11 gestützt hat, ist die wirtschaftliche Kontinuität zwischen 
dem alten und dem neuen Unternehmen anhand einer Reihe von Indikatoren zu 
prüfen. Diese Indikatoren wurden vom Gericht in seinem Urteil vom 28. März 
2012, Ryanair/Kommission12, anerkannt, mit dem die Alitalia-Entscheidung 

                                                 
9 Entscheidung der Kommission vom 18. September 1996 (ABl. C 96 vom 11.4.1997, S. 30, 36); 

Entscheidung der Kommission vom 25. März 1992 (ABl. C 171 vom 26.6.1992, S. 54, 63 f.). 
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bestätigt wurde. Bei diesen Indikatoren handelt es sich nicht um verbindliche 
Voraussetzungen, die jeweils kumulativ erfüllt sein müssen.13

 Bei der Prüfung der 
wirtschaftlichen Kontinuität zwischen zwei Unternehmen können die folgenden 
Faktoren berücksichtigt werden: 

– Umfang der veräußerten Vermögenswerte (Aktiva und Passiva, Fortbestand 
der Belegschaft, Bündel von Vermögenswerten), 

– Kaufpreis, 

– Identität des/der Erwerber(s), 

– Zeitpunkt der Veräußerung (nach dem Beginn der vorläufigen Würdigung, 
nach der Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens oder nach dem 
abschließenden Beschluss) und 

– wirtschaftliche Logik der Transaktion. 

 
Umfang der veräußerten Vermögenswerte 

 
(29) Die Kommission weist zunächst darauf hin, dass eine vollständige Übernahme 

der Vermögenswerte des Veräußerers grundsätzlich auf eine wirtschaftliche 
Kontinuität zwischen Veräußerer und Erwerber hindeuten könnte. Dies ist jedoch 
möglicherweise nicht der Fall, wenn die Gesamtbewertung zeigt, dass der 
Umfang der Veräußerung dem Markt überlassen wird, zum Beispiel, wenn er das 
Ergebnis eines offenen, transparenten, diskriminierungsfreien und 
bedingungsfreien Ausschreibungsverfahrens ist. In diesem Zusammenhang 
sollten die Bieter frei entscheiden können, ob sie ein Angebot für einzelne 
Vermögenswerte, für eine Gruppe von Vermögenswerten oder für alle 
Vermögenswerte abgeben wollen, sie sollten nicht verpflichtet sein, in vom 
Veräußerer geschlossene Verträge einzutreten, und sie sollten frei entscheiden 
können, ob sie einige, alle oder keine Mitarbeiter des Veräußerers übernehmen 
wollen. 

(30) Die Kommission stellt fest, dass laut der veröffentlichten Bekanntmachung der 
Ausschreibung für die Veräußerung der Vermögenswerte von FZG die Bieter die 
Möglichkeit hatten, die Vermögenswerte als Ganzes, in von ihnen selbst zu 
bestimmenden Gruppen oder einzeln zu erwerben. Ihnen wurden keine 
Bedingungen hinsichtlich der künftigen Nutzung der Vermögenswerte auferlegt. 

                                                                                                                                                 
10 Urteil des Gerichtshofs vom 8. Mai 2003, Italienische Republik und SIM 2 

Multimedia SpA/Kommission der Europäischen Gemeinschaften, verbundene Rechtssachen C-328/99 
und C-399/00. 

11 Entscheidung der Kommission vom 17. September 2008, Staatliche Beihilfen N 321/2008, 
N 322/2008 und N 323/2008 – Griechenland – Verkauf bestimmter Vermögenswerte von Olympic 
Airlines/Olympic Airways Services; Entscheidung der Kommission vom 12. November 2008, 
Staatliche Beihilfe N 510/2008 – Italien – Verkauf von Vermögenswerten von Alitalia; Beschluss der 
Kommission vom 4. April 2012, Staatliche Beihilfe SA.34547 – Frankreich – Erwerb der 
Vermögenswerte der Sernam-Gruppe im gerichtlichen Sanierungsverfahren. 

12 Urteil des Gerichts vom 28. März 2012, Ryanair Ltd/Kommission, T-123/09. 

13 Ryanair Ltd/Kommission, T-123/09, Randnr. 156. 
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In den Ausschreibungsspezifikationen wurden die Bieter nicht verpflichtet, 
Mitarbeiter von FZG zu übernehmen, sondern die Entscheidung darüber dem 
einzelnen Bieter überlassen. Der Insolvenzverwalter forderte die Bieter in den 
Phasen 2 und 3 des Verfahrens lediglich auf, gegebenenfalls ihre Pläne für die 
Übernahme von Mitarbeitern mitzuteilen. 

(31) TRIWO erwarb sämtliche Vermögenswerte des insolventen Unternehmens FZG, 
übernahm jedoch keine Mitarbeiter von FZG. 

Kaufpreis 

 
(32) Um wirtschaftliche Kontinuität zu vermeiden, müssen die Vermögenswerte zum 

Marktpreis, zum Beispiel im Wege eines offenen, transparenten, 
diskriminierungsfreien und bedingungsfreien Ausschreibungsverfahrens, 
veräußert werden. Da die Kommission die Marktkonformität der Veräußerung der 
Vermögenswerte bereits oben (siehe die Erwägungsgründe (18) bis (27)) geprüft 
hat, genügt es hier, erneut festzustellen, dass die Vermögenswerte in der Tat zum 
Marktpreis veräußert wurden. 

Identität des Erwerbers 

 
(33) Bei der Prüfung sollten die Eigentumsverhältnisse und die Identität von 

Veräußerer und Erwerber berücksichtigt werden, da ein gemeinsamer Eigentümer 
auf eine wirtschaftliche Kontinuität hindeuten könnte. Der Kommission liegen 
keine Hinweise auf Unternehmensverbindungen oder direkte oder indirekte 
persönlichen Verbindungen zwischen FZG und TRIWO vor. FZG steht in 
öffentlichem Eigentum, TRIWO hingegen ist ein privates Unternehmen. 

Zeitpunkt der Veräußerung 

 
(34) Anhand dieses Kriteriums soll geprüft werden, ob die Zeitplanung für das 

Ausschreibungsverfahren und die Veräußerung auf einen Versuch hindeuten 
könnte, die wirksame Umsetzung eines abschließenden Negativbeschlusses der 
Kommission, in dem die Rückforderung unzulässiger staatlicher Beihilfen 
angeordnet wird, zu umgehen. Die Kommission stellt fest, dass sowohl das 
Insolvenzverfahren (Juli 2014) als auch das zur Veräußerung der 
Vermögenswerte führende Verfahren (August 2014) vor dem Erlass des 
abschließenden Negativbeschlusses eingeleitet wurden und Folge der Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens nach nationalem Recht waren. 

Wirtschaftliche Logik der Transaktion 

 
(35) Mit diesem Kriterium soll geprüft werden, ob der Erwerber der Vermögenswerte 

diese in gleicher Weise wie der frühere Eigentümer oder für andere Tätigkeiten 
oder eine andere Strategie nutzen will. Nach Angaben Deutschlands will TRIWO 
einen für Handels- und Industriebetriebe attraktiven Gewerbepark errichten und 
ein Test- und Veranstaltungszentrum für die Automobilindustrie bauen. Soweit 
TRIWO (in begrenztem Umfang) weiter Luftverkehrsdienste anbieten will, 
werden diese ausschließlich Geschäfts- und Privatflüge umfassen, aber keinen 
gewerblichen Passagier- oder Frachtverkehr. 

(36) Die Kommission stellt fest, dass sich das Geschäftskonzept von TRIWO deutlich 
von den bisher von FZG ausgeübten Tätigkeiten unterscheidet. Nur über den 
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begrenzten Flugbetrieb besteht eine gewisse Verbindung zum Geschäftskonzept 
von FZG. 

Schlussfolgerung 

 
(37) Die Kommission kommt – nach umfassender Prüfung der genannten Kriterien 

und unter Berücksichtigung insbesondere der Tatsache, dass die Vermögenswerte 
im Anschluss an ein offenes, transparentes, diskriminierungsfreies und 
bedingungsfreies Ausschreibungsverfahren zum Marktpreis an einen Erwerber 
veräußert wurden, der keinerlei Verbindung zu FZG oder seinen Eigentümern 
aufweist – zu dem Schluss, dass zwischen FZG und TRIWO keine wirtschaftliche 
Kontinuität besteht. Daher kann festgestellt werden, dass die unzulässige 
staatliche Beihilfe, die Gegenstand des abschließenden Negativbeschlusses war, 
TRIWO nicht zugutegekommen ist, so dass die Rückforderung dieser Beihilfe 
nicht auf TRIWO ausgedehnt werden kann. 

 

4. SCHLUSSFOLGERUNG 

(38) Die Kommission stellt daher fest, 

– dass die Vermögenswerte von FZG zum Marktpreis an TRIWO veräußert 
wurden, dass mit der Veräußerung daher kein Vorteil gewährt wurde und dass 
die Veräußerung folglich keine staatliche Beihilfe darstellt; 

– dass zwischen FZG und TRIWO keine wirtschaftliche Kontinuität besteht und 
dass die Rückforderung der FZG gewährten unzulässigen staatlichen Beihilfe 
nicht auf TRIWO ausgedehnt werden kann. 

 
 
Falls dieses Schreiben vertrauliche Angaben enthält, die nicht offengelegt werden sollen, 
werden Sie gebeten, bei der Kommission innerhalb von 15 Arbeitstagen nach Eingang 
des Schreibens einen mit Gründen versehenen Antrag auf vertrauliche Behandlung zu 
stellen. Andernfalls geht die Kommission davon aus, dass Sie mit der Offenlegung der 
Angaben und mit der Veröffentlichung des vollständigen Wortlauts dieses Schreibens in 
der verbindlichen Sprachfassung auf folgender Website einverstanden sind: 
http://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm 
 
 
  

http://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm
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Bitte richten Sie Ihren Antrag auf elektronischem Weg an: 
 
Europäische Kommission  
Generaldirektion Wettbewerb  
Registratur Staatliche Beihilfen  
1049 Bruxelles/Brussel  
BELGIQUE/BELGIË  
Stateaidgreffe@ec.europa.eu 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung, 

Für die Kommission 

 

Margrethe VESTAGER 
Mitglied der Kommission 

 

mailto:Stateaidgreffe@ec.europa.eu
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